
This is a digital copy of a book that was preserved for generations on library shelves before it was carefully scanned by Google as part of a project 
to make the world's books discoverable online. 

It has survived long enough for the Copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 
to Copyright or whose legal Copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 
are our gateways to the past, representing a wealth of history, culture and knowledge that 's often difficult to discover. 

Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear in this file - a reminder of this book's long journey from the 
publisher to a library and finally to you. 

Usage guidelines 

Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken Steps to 
prevent abuse by commercial parties, including placing technical restrictions on automated querying. 

We also ask that you: 

+ Make non-commercial use of the file s We designed Google Book Search for use by individuals, and we request that you use these files for 
personal, non-commercial purposes. 

+ Refrain from automated querying Do not send automated queries of any sort to Google's System: If you are conducting research on machine 
translation, optical character recognition or other areas where access to a large amount of text is helpful, please contact us. We encourage the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 

+ Maintain attribution The Google "watermark" you see on each file is essential for informing people about this project and helping them find 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 

+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are responsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in Copyright varies from country to country, and we can't off er guidance on whether any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume that a book's appearance in Google Book Search means it can be used in any manner 
any where in the world. Copyright infringement liability can be quite severe. 

About Google Book Search 

Google's mission is to organize the world's Information and to make it universally accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover the world's books white helping authors and publishers reach new audiences. You can search through the füll text of this book on the web 



at |http : //books . google . com/ 




über dieses Buch 

Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 

Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei - eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 

Nutzungsrichtlinien 

Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 

Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 

+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 

+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 

+ Beibehaltung von Google -Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 

+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 

Über Google Buchsuche 

Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 



Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter http : //books . google . com durchsuchen. 




HARVARD LAW LIBRARY 



RecdvedNOV 1 i 1918 



I L. _J 



Digitized by 



)y Google 



(f^tvM^/v 



Digitized by 



Google 



Digitized by 



Google 



Geschwornengerichte 



und 



Schöffengerichte. 



Ein Beitrag 
zur Eeform des Strafverfahrens 

von 

Br. jut. S. Mayer, 

Advokat zu Frankfurt a. M. 



Frankfurt a. M. 

Verlag von Franz Benjamin Auffarth. 
1872. 



.::^ 



Digitized by 



Google 



Digitized by VjOOQ IC 



i 
4. 



■a*'«, 



Geschwomengerichte 



und 



^ 



Schöffengerichte. 



tmnQoaan 



Ein Beitrag 
zur Reform des Strafverfahren» 



von 



Dr. jur. S. Mayer, 

AdTokat ra Fnmkftirt »i IC. 



1 
/ 




Frankfurt a. M. 






Verlag von Franz Benjamin Auffarth. 


i 




1872* 




r 


Digitized by GoOglC^ '' . "^ 



NOV 1 1 1918 



Fnodot Eftr^er, i'rankfart a; it; 



Digitized by 



Google 



ipr^-'i?w«r-'" 






Vorwort. 

• 

Die freundliche Aufnahme, welche den Torhergegange- 
nen literarischen Versuchen des Ver&ssers zu Theil gewor- 
den ist, hat denselben ermuntert, von Neuem sich mit der 
Erörterung einiger strafprozessualischer Fragen zu beschäf- 
tigen, deren Behandlung in der früheren Schrift »zur Re- 
form des Strafprozesses€ der ganzen Anlage derselben zur 
Folge nur eine flüchtige und kurz skizzirte sein konnte. 
Als nächstliegender Gegenstand musste die auf der Tages- 
ordnung stehende Frage des ^Schöffengerichtes und 
hiermit in engster Verbindung stehend, der Reform des 
Schwurgerichtes, erachtet werden.. So vieles und her- 
vorragendes von berufener Seite auch bereits tiuf diesem 
Gebiete geleistet worden ist, so erachtet sich der Verfasser 
dennoch zu diesem bescheidenen -literarischen Versuche 
für befugt, von der üeberzeugung ausgehend, dass die 
Stimme der Praxis in dem Streite der verschiedenen 
Ansichten als eine gewiss berechtigte anzuhören sei. 
Wir sind in dem Resultate unserer Untersuchung, nament- 
lich soweit das Schöffengericht in Frage steht, zu 
einer theilweise abweichenden Ansicht gelangt, als es die 
der Majorität ist, welche namentlich in den Verhandlungen 
des IX. deutschen Jnristentages eine beredte Zustimmung 
gefunden hat. 

Nichts destoweniger glaubte der Verfasser mit voller 
Selbstständigkeit eine Ansicht vertreten zu müssen, die sei- 
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ner aus den unmittelbaren Ergebnissen der Praxis ent- 
nommenen Ueberzeugung entsprang und sich, geg^n das 
Schöflfengericht wendet, namentlich insoweit solches als ge- 
nügendes -Surrogat des etwa zu beseitigenden Schwurgerich- 
tes erachtet werden sollte. , 

Die Mängel der. bestehenden Gesetzgebung auf dem 
Gebiete des schwurgerichtlichen Verfahren, sind von unß 
nicht verkannt, im* Gegentheil, im Vergleich zu andern 
Legislationen, namentlich der Ausbildung des Juryverfehrens 
in England, vielfach in Betracht gezogen und auf die ver- 
schiedenen Reform- und Verbesser ungs vorschlage hingewie- 
sen worden, mit welchen sich Gesetzgebung, Wissenschaft 
und Praxis seit Jahrzehnten befassen und zum Theile ab- 
mühen, ohne dass es gelungen wäre, die verschiedenen An- 
sichten auszugleichen und zu versöhnen. 

Eine in sich unmögliche Aufgabe wird ebensowenig 
die zukünftige Straf-Prozes's-Ordnung zu lösen vermögen; 
die Rechtsinstitution des Schwurgerichts ist ebensowenig 
der höchsten Vollkommenheit fähig, als dieses bei andern 
menschlichen Institutionen der Fall. Allein sie hat in dem 
Volke, tiefe Wurzeln geschlagen. Entscheidend muss die 
Fülle der Erfahrungen sein, dass in allen Ländern in denen 
selbst unter ungünstigen Verhältnissen Schwurgerichte 
eingeführt wurden, sie dennoch sich bewährten und mit 
jedem Jahr die Zahl der Gegner sich vermindert hat. Die 
Lichtseiten des schwurgerichtlichen Verfahrens überwiegen 
reichlich die Schattenseiten desselben und die Mängel der 
Form. 

Nicht handelt es sich um die blinde Nachahmung des 
englischen Verfahrens, das, aus dem heimischen Boden ent- 
wurzelt, bei uns der Lebensbedingungen ermangeln würde, 
die seine gedeihliche Wirksamkeit* im Heimathslande be- 
gründen. Ebensowenig ist der plötzliche Bruch mit der 
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französischen Gesetzgebimg gerechtfertigt, die fast sämmt- 
lichen deutschen Straf-Prozess-Ordnungen zu Grunde liegt; 
denn auch das französische Verfahren bietet neben vielen 
aus einer irrigen Grundauffassung der Jury abzuleitenden Ge- 
brechen, mancherlei Gutes und Anerkennenswerthes, wie 
denn auch die französische Bechtsübung und Wissenschaft, 
namentlich der letzten Jahrzehnte, wesentlich dazu bei- 
tragen, die Meinungen zu klären, anregend zu wirken und 
n:iannigfaches schätzenswerthes Material zu Tage zu fordern. 
Es erscheint uns vielmehr ein vermittelnder Uebergang 
zwischen den Prinzipien des einen und des anderen Ver- 
fahrens gerechtfertigt; die Idee des Schwurgerichtes ist 
eine allen Gesetzgebungen gemeinsame, während die Aus- < 
bildung derselben bedingt ist durch die politischen, sozia- 
len und sittlichen Zustände des einzelnen Landes, wo die- 
selbe Wurzel fassen solL 

Nichtin den verändert en Formen des Schworgerichtes 
erblicken wir die richtige Garantie für gerechte Erfüllung 
der ihm zugewiesenen Aufgabe, sondern in der Reform des 
ganzen Strafverfahrens, auf welchem das Schwurge- 
richt gipfelt. Eine zweckmässige Gestaltung der den heu- 
tigen Anforderungen entsprechenden Voruntersuchung 
verbirgt den allgemeinen Werth der Hauptverhandlung, 
wie diesewiede rum, wenn richtig und in weniger schwerfäl- 
ligen Weise geleitet, ein sachgemässes Verdikt zu erzielen 
vermag. 

Die folgenden Betrachtungen — das ist der Wunsch 
des Verfassers — mögen in dieser Richtung nicht gänzlich 
werthlos erscheinen. Aus dem Streben, die eigene Ansicht zu 
klären, hervorgegangen, sollen sie einen Beleg fiir die tief- 
empfundenen Mängel der Praxis und deren wahre Bedürf- 
nisse liefern. Der grosse Bau der sich vollziehenden Ge- 
setzeswerke wird nur in seinem Bestände durch die Festig- 
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teit des Fundamentfi gesichert werden, für dessen Aas- 
bau vielleicht auch der kleinste Stein willkoininen geheissen 
wirdp 

Die Mühe dieser Arbeit ist in diesem Sinne keine ver- 
gebliche geiv-esen, wenn auch die darin enthaltenen Au&s- 
sungeu, auf welchem Wege das gesteckte Ziel zu erreichen 
ist, zum Theil als irrig erscheinen sollten. Mögen daher 
diese Blätter eine ebenso wohlwollende Aufnahme finden ^ 
wie die vorhergehenden und an dem Maassstabe der Kritik 
dieser schwache Versuch weniger nach seinen wirklichen 
Leistungen, als nach seinem Endzwecke beurtheilt wejrden. 

Frankfurt a. M., im April 1872, 

Der Verfasser,, 
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Von allen auf die Anordnungen eines gereohtr^ii 
Strafverfahrens Bezug habenden Fragen ist keine in der 
letzten Zeit so lebhaft erörtert worden, als diejenige dt> 
Schwurgerichtes. Wissenschaft und Praxis haben siVli 
dieser tief eingreifenden Frage bemächtigt, beide von dejii 
Streben geleitet, die sichersten Garantien einer in ihrrn 
Mitteln wie in ihrem Endzwecke gleich gerechten StraJ' 
rechtspflege zu schaffen. Je tiefer die Ueberzeugung von 
dem Werthe der Schwurgerichie auf Seiten der Anhang«) 
und Verehrer begründet ist, um so eifriger suchen dir 
Gegner desselben aus den anerkannten Mängeln und Ge- 
brechen, welche die ersteren selbst zugeben müssen, ihre 
Argumente zu schöpfen, um nachzuweisen, dass diese In- 
stitution in ihren Grundbedingungen bereits an solclif u 
Fehlern leide, dass der Zweck desselben unerreichbar sef, 
ohne zu bedenken, dass keine menschliche Institution un- 
fehlbar und jede organische Einrichtung des Strafverfais 
rens verbesserungsfähig ist. 

Die Gesetzgebung über Strafverfahren hat in dt^ti 
meisten Staaten Europas (und in Nordamerika) seit zwan- 
zig Jahren Fortschritte gemacht wie sie innerhalb eint-s 
gleichen Zeitraumes nicht so tief eingreifend und bemerk- 
bar waren. Namentlich in Deutschland ist das Straf verfall- 
ren auf völlig neuen Grundlagen gebaut worden. 
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Wenn mau eiaen Blick zuräckwirft auf den Stand des 
Strafverfahrens in Deutschland (mit Ausnahme derjenigen 
Theile, woselbst clie französische Clesetzgebung bereits die 
herrschende war) vor diesem Zeitpunkte, so darf man sich 
nicht der erfreulichen Wahi-nehmung verschliessen, dass 
das Streben der Zeit nach Yci!k.^thiimlickeit in allen Sphä- 
ren des staatlichen Lettens iiiich auf dem Gebiete der 
Rechtsspreclinng die Tlieiluahmc des Volkes in einer Weise 
verwirklicht hat, dass über deren Nothwendigkeit kein 
Zv^eifel mehr und darüber keine Frage ist, ob die Mitwirkung 
des Laienelemeuts hei Entscheidung der Straf i alle an und 
für sich als wünschünswerth zu erachten sei; die Aufgabe 
der neuen Gesetzgeber ist es vielmehr, die Frage zu lösen, 
wie unrl hiwieweit dem Volke selbst d. h. gewöhnlichen, 
der Rechtswissenschaft unkundigen Männern ein Antheil- 
nehmen an der Jurisdiction gestattet werden könne? 

Tn Strafsachen handelt es f^ich um die höchbleu Güter, 
um Leben, Freiheit und Ehre eines Bürgers. Begreiflicher- 
weise nmss also in der Regel das Volk ein höchstes In- 
teresse daran haben, daselbst ständig mitwirkend aufzutre- 
ten, wo diese heiligsten Rechte in Frage stehen. 

Bietet einerseits die Oeftentlichkeit und Mündlichkeit 
des Strafverfahrens eine passive Co ntrole eines gesetzesmäs- 
sigen und gerechten Strafverfahrens, so musste die Mitwir- 
kung des Laienelements auf der andern Seite in activer 
Weise die Entscheidung der Schuldfrage demselben 
anheim geben. 

Dieses anerkannte Bednrfniss führte zum Schwurgericht 
in seiner heutigen fTestalt. Für die Regelung desselben wie 
überhaupt (\of^ Aßklfigeprnzesses wurde die französische 
Gesetzgebung zum Vorbild genommen und je mehr die 
Wissenschaft des neugegebenen Stoffes sich bemächtigte 
und ihren Einftuss durch Benutzung der Geschichte, durch 
Sammlung von Erfahrungen, durch Aufstellung von Grund- 
sätzen geltend machte, desto mehr musste die Aufmerk- 
samkeit auf das Studium des Rechts jenes Landes gerich- 
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tet sein, aus welchem die französische Gesetzgebung ihre 
Vorschriften im Wesentlichen entlehnt hat. Das Studium des 
englischen, schottischen und nordamerikanischen Strafver- 
fahrens musste immer mehr als eine bedeutungsvolle Quelle 
von jedem anerkannt werden, welcher auch nur einigermaasseu 
den Werth des Studiums der vergleichenden Gesetz- 
gebung zu würdigen versteht. 

Speciell für das Schwurgericht ist es die Rechts- 
übung, welche von der höchsten Bedeutung ist. Wie iiber- 
haupt im Strafverfahren es keinem Gesetzgeber gelingen wird, 
durch vollständig erschöpfende Vorschriften die Gränzen der 
Befugnisse und Pflichten der in dem Verfahren thätii^eu 
Personen zu regeln, so sind es namentlich im schwurgericht- 
lichen Verfahren weniger die leitenden Grundsätze um 
deren Feststellung es sich handelt, als die Frage, in welcher 
Form deren Durchführung am ehesten gesichert werden 
kann, welches die zweckmässigsten formellen Garantieen 
sind, die gegenüber der grossen Masse von Fällen, welche 
das vielgestaltige Leben erzeugt, und leider der Gesetzge- 
ber bei der grössten Sorgfalt eine individuelle Behandlung 
nicht zu schaffen vermag, die reinste Durchführung des 
accusatorischen Prinzipes sichern. Die Rechtsübung für das 
Strafverfahren überhaupt ^) ist insofern von Bedeutung, 
als deren Vergleichung auf eine Reihe von Combinationen 
und Ereignisse, auf wichtige Fragen und Wendungen des 
Strafverfahrens aufmerksam macht, deren Wichtigkeit nicht 
früher gewürdigt wird, als bis ein vorgekommener Fall die 
Bedeutung lehrt. Die ßechtsübung lehrt uns, wie wenig 
der Gesetzgeber, von dem möglichsten Streben nach Voll- 
kommenheit geleitet, im Stande ist, die Tragweite der von 
ihm erlassenen Vorschriften und gebrauchten Ausdrücke 



^) Yergl. in dieser Richtung die Qesetzgebnng und Eechtsübuug 
über Strafverfahren nach ihrer neuesten Fortbildung von Mittermai er. 
Von demselben, das englische, schottische, und nordamerikanische Straf- 
verfahren und Erfahrungen über die Wirkaamkeit der Schwurgerichtö 
in Europa und Amerika. 

1* 
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zu würdigen, sie lehrt uns aus der Vergleichung anderer 
Keclitsgebiete die Lücke der bestehenden Gesetzgebung 
auszufüllen, aber auch gleichzeitig eine andere Gesetzgebung 
nur im Zusammenhang mit den politischen, sittlichen und 
socialen Zuständen des Heimathslandes zu beurtheilen und 
warnt uns, fremde Elemente auf den einheimischen Boden 
zu verpflanzen, wenn die Vorbedingungen einer gedeihlichen 
Ent Wickelung nicht bei uns vorhanden sein sollten. Be- 
denklich ist es im höchsten Grade, die Einrichtungen 
fremder Länder um desswillen zu adoptiren , weil sie 
dort , wo sie herrschend waren , als segensreich sich 
erwieseD, so lange nicht auch die wahre Natur und der 
Zweck einer derartigen Einrichtung erforscht und die 
Garantie gegeben ist, dass deren Aneignung den eigenen 
Bediirfniasen entspricht und fruchtbringend sich zu ge- 
stalten vermag. 

Oeffentlichkeit, Mündlichkeit, Anklagepriuzip sind die 
gemeiüSiimen Ideen, welche den Gesetzgebungen und der 
Kechtsübung der jetzigen Zeit in wohl allen Ländern Eu- 
ropa' s zu Grunde liegen; allein wie verschieden ist deren 
Dui'cbführung, wie bedingt durch den Eiüfluss des Charak- 
ters des Volkes, von politischen, socialen und sittlichen Zu- 
ständen. 

Es ist das Verdienst Mitter maiers (vergl. dessen Ge- 
setzgebung und Rechtsübung), den Nachweis geliefert zu 
haben, auf welchem Wege Deutschland, in welchem alle 
gesunden Elemente liegen, welche ein gerechtes Strafver- 
fahren verbürgen, durch Benutzung der Erfahrungen ande- 
rer Länder aber überall unter Beachtung des einheimischen 
Rechtslebens und der wissenschaftlichen Forschungen zu 
einem Verfahren gelangen kann, welches am besten die 
Wirksamkeit der Strafgesetzgebung sichert durch das Ver- 
trauen, dass die bürgerliche Gesellschaft, während sie die 
Mittel der Macht hat, das Verbrechen zu entdecken und 
Schuldige zur Bestrafung zu ziehen und durch Beseitigung 
der Hindernisse der Entwicklung zweckmässiger Einrich- 
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tungeu auch die bürgerliclie Freiheit schützt, die Verthei- 
digung des Angeklagten begünstigt und ferne von uner- 
sättlicher Verfolgungssucht überall beweist, dass das Wir- 
ken der Strafjustiz nur von dem Streben nach der Ver- 
wirklichung der Gerechtigkeit geleitet wird. Die Ver- 
wirklichung der Gerechtigkeit und die Wirksamkeit der 
Strafgesetzgebung finden wir mit demselben in einem Straf- 
verfahren, welches auf dem Anklageprinzip, der Mündlichkeit, 
Oeffentlicbkeit und dem Schwurgerichte sowie auf einer 
entsprechenden, die Schnelligkeit der Verhandlungen, die 
Unabhängigkeit der Richter, ein zweckmässiges Ineinander- 
greifen der Gerichtsbehörden, und eine Gleichförmigkeit 
des Verfahrens und der Entscheidungen sichernden Gerichts- 
verfassung beruht. 

Diese Grundsätze sind aber einer höchst verschiedenen 
Durchführung fähig und die Geschichte der Gesetzgebung 
weist vorzüglich auf zwei Grundformen hin. 

Die erste ist die des englischen, schottischen und nord- 
amerikanischen Rechtes ; die zweite liegt der französischen 
und neueren deutschen Gesetzgebung zu Grunde. 

Die Vorzüge und beziehungsweise die Mängel einer 
jeden derselben sind anerkannt; uns mit der ersteren be- 
kannt, ja vertraut zu machen, ist das hervorragende Ver- 
dienst Glasers gewesen. 

Wir sehen dieselbe im Zusammenhange mit einer Ge- 
richtsverfassung, bei welcher von einem Mittelpunkte aus 
durch ein Gericht die Verwaltung der Justiz im ganzen 
Lande geleitet wird; das englische (schottische und nord- 
amerikanische) Verfahren beruht auf der Vora.ussetzung der 
lebhaften und thätigsten Theilnahme des gesammten Volkes, 
welche ein Resultat des Verständnisses einer In- 
stitution ist, die sich durch Jahrhunderte als eine so segens- 
reiche bewährte. Oeffentlicbkeit und Anklageprinzip sind 
in der striktesten Consequeuz bereits schon in der Vo r- 
untersuchung eingeführt, in der Haupt Verhandlung wird 
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tke mündliche Verfahren und namentlich das Anklageprinzip 
in einer Weise durchgeführt, welche an Rigorisitat grenzt; 
der Vorsitzende Richter hat weder den Angeklagten, noch 
den Zeugen zu verhören, seine Aufgabe beschränkt sich 
auf die Leitung der Verhandlungen, die Geschwornen wer- 
den vom Richter umfassend über alle einflussreiche Rechts- 
punkte belehrt: sie haben nur nach gesetzlichen Beweis- 
regelii die Tbatsachen zu prüfen und über die Schuld des 
Angeklagten zu urtheilen. Keine künstliche Fragestellung: 
Biniachheit, Kürze der Form, Vertrauen der Geschworneu 
11! den Richter, begründet in dem Bewusstsein, dass ein 
gemeinschaftliches Zusammenwirken beiden zur 
Pflicht gemacht sei. 

Die französische (und mit ihr die neue deutsche 
Gesetzgebung) beruht dagegen auf einer aus einem Gusse 
liE^rvorgcjgaugeneu, organisch gegliederten Gerichtsverfassung, 
auf dem Zusammenwirken vieler Beamte, insbesondere auf 
die Thätigkeifc eines mit grossen Mitteln zur Entdeckung 
der ^^erbrechen versehenen Staatsanwalts. Die Vorunter- 
Huchnng ist mehr inquisitorisch und geheim geführt; ihre 
Materialien werden in der Hauptverhandlung in einer 
Weise benutzt, die häufig mit deren Zweck im schneiden - 
steil Widerspruche steht, die Haupt Verhandlung ist zwar 
öffentlich mündlich, sie hat über die von einem Gerichts- 
hofe bereits zugelassene Anklage zu entscheiden, die Thä- 
tigktiit des Assisenpräsidenten ist eine inquisitorische, 
die Wirksamkeit der Schwurgerichte ist nur auf die 
schwersten Slmfif alle beschränkt. Die Geschwornen sind 
nicht iMi die Schranken von Beweisregeln gebunden, sie 
haben nach s. g. innerer üeberzeugung {Convition intime) 
über die von dem Präsideuten vorgelegten Fragen zu 
entscheiden. 

Die erste Grundform tritt selbst wieder in drei verschie- 
denen Formeln hervor, diejenige des englischen Rechtes; 
sie ist der Ausfluss alter im Laufe der Jahrhunderte fort- 
gebildeter Einrichtungen mit folgerichtiger Durchführung 
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des Anklageprinzips; sie kennt keinen öffentlichen Anklä- 
ger, die Anklage ist in die Hände der Privatpersonen ge- 
geben und wird von diesen regelmässig ausgeübt. Eine 
ausgedehnte Macht übt der Gerichtsgebrauch und die Fort- 
bildung des Rechtes durch den Richterstand. Hauptbürg- 
schaften der Gerechtigkeit der Wahrsprüche sind, dassbei 
der Zulässigkeit einer Anklage nur die Anklagejury ent- 
scheidet, sowie dass das Verdikt der Geschwomen Stim- 
meneinhelHgkeit erfordert. 

Verschieden hiervon ist das schottische Verfahren. Es 
genügt in allgemeinen Umrissen auf die wesentlichsten 
Merkmale zu verweisen. Strikte Durchführung des Anklage- 
prinzips, der Anklage selbst durch einen einflussreichen 
Kronanwalt, welcher in der Voruntersuchung die Mittel 
zur Begründung der Anklage zu sichern hat. Die Vorunter- 
suchung selbst wird geheim geführt; das schottische Recht 
kennt keine Anklagejury, die Erhebung der Anklage hängt 
allein von dem Kronanwalte ab. In der Hauptverhandlung 
gibt sich das Streben kund, die höchste Gleichheit der Mit- 
tel der Anklage und der Vertheidigung zu sichern, für das 
Interesse der Vertheidigung wird von Amtswegen auf das 
Ausgedehnteste gesorgt, der Wahrspruch der Geschwomen 
erfordert nicht Stimmeneinhelligkeit, sondern nur Stimmen- 
mehrheit. 

Die dritte Form (die des nördamerikanischen Verfah- 
rens) stimmt dagegen wiederum völlig mit den Grundsätzen 
des englichen Rechtes überein, wenn auch die Ausbildung 
eine verschiedene, namentlich die Gerichtsverfassung eine 
einfachere ist; sie anerkennt die Thätigkeit des Staats- 
anwalts, trägt den Rechten der Vertheidigung in ausge- 
' dehntem Maasse Rücksicht, sie sucht durch Gesetze, das 
was in England dem Gerichtsgebrauche überlassen ist, zu 
regeln, und beseitigt viele alte unzweckmässige Bestimmungen 
und Unterscheidungen, die das englische Verfahren noch 
kennt und dem Charakter des Volkes entsprechend mit 
unverwüstlicher Zähigkeit festhält. 
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Zmscheu diesen verschiedenen Systemen bewegt sich 
Ruch heute noch der Kampf; die Gegner des französischen 
Sebirvurgerichtsverfahrens, das den sämmtlichen neueren, 
namentlich den deutschen Gesetzgebungen als Grundlage 
dient, erblicken in dem englischen Verfahren das Ideal, das 
jeder Gesetzgebung vorschweben solle, während wiederum 
die Gegner des letzteren aus den anerkannten Gebrechen 
der in England selbst in der letzten Zeit als vielfach ver- 
be.^iserungsfähigundrefoimbedürftig bezeichneten Institution 
ihre Abneigung gegen dasselbe zu begründen suchen. Beide 
verkennen jedoch nicht, dass das englische Verfahren eine 
reiche Quelle von Belehrungen enthält und dass Niemand, 
welcher für die Gesetzgebung über Strafverfahren Interesse 
hat, gleichgültig gegen das Studium des englischen Ver- 
fahrens sein kann. Selbst die Anhänger des französischen 
Vert'uhrens wollen nicht blinde Nachahmer desselben sein; 
^ie anerkennen, dass nicht eine blosse Nachbildung genüge, 
KfmdiTti dass auch das englische Urbild in's Augegefasst 
werden muss, dessen eigentliche Bedeutung die französischen 
<Teset/.geber nicht erkannt haben, welche weder den Geist 
defi f^nglischen Rechtes, noch dessen Zusammenhang mit 
eleu politischen, sittlichen und sozialen Zuständen Englands 
j^e würdigt haben. 

Wer wollte, nach dem oberflächlichen Studium des 
engli^^chen und französischen Strafverfahrens in Abrede 
8 teilen, dass die letztere Gesetzgebung über Strafverfahren 
in den Einzeln heiten reich an grossen Verbesserungen des 
engli suchen Prozesses ist, wer verkennen, dass die Gerichts - 
verfass^nng eine zweckmässig gegliederte, das Ineinander- 
greife n der verschiedenen Behörden und Beamten ein wohl- 
berechnetes, lebendiges in seinen Folgen für den Endzweck 
des Strafverfahrens ein ebenso rasches wie erfolgreiches ist? 
Wer aber den Geist des englischen und des französischen 
Strafverfahrens erfasst und in der Anwendung beobachtet, 
muss erkennen, wie manche französische Vorschrift in 
Widerspruch mit den Grundsätzen steht, welche deren gute 
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Wirksamkeit in England verbürgen und wie andererseits 
Einrichtungen des französischen Verfahrens dem englischen 
entlehnt sind, welche dort auf anderen Voraussetzungen 
beruhen, durch andere Einrichtungen bedingt sind und 
ohne deren Vorhandensein nicht segensreich wirken kön- 
nen. Denn in keinem Lande wie in England wurzelt das 
Strafverfahren so tief in den politischen und sozialen Zu- 
ständen. Das englische Verfahren hat das Zeugniss vieler 
Jahrhunderte für sich und damit die reichen Elrfahrungen 
dieses langen Zeitraums ; es ist mit dem Volke verwachsen, 
es wird als ein Heiligthum mit eifersüchsigen Augen über- 
wacht und gehütet, auf ihm beruht das Vertrauen des 
Volkes; es wird als das kräftigste Schutzmittel der bürger- 
lichen Ordnung erachtet, wie es dem Volke theuer ist durch 
den Schutz der Freiheit den es verleiht. 

Es ist nicht unsere Aufgabe, die von anderer und an- 
erkannterer Seite bereits hinlänglich gewürdigten Vorzuge 
des einen oder des anderen Verfahrens hier naher zu er- 
örtern ; die Ueberzeugung steht fest, dass in dem geistigen 
Kampf über den Werth und die zweckmässigste Einrich- 
tung der Schwurgerichte, welcher zur Zeit so lebhaft ent- 
brannt ist, eine der wichtigsten Grundlagen für die Ver- 
ständigung durch sorgfältige Sammlung aller Erfahrungen 
gewonnen werden kann, die in andern Ländern, in wel- 
chen Schwurgerichte eingeführt sind, in Bezug auf die Art 
ihrer Wirksamkeit, die Vortheile und Mängel und die Ur- 
sachen derselben gemacht werden und gewiss wird keine 
Gesetzgebung gegenüber einer so wichtigen Frage, sei es 
über die Beseitigung des Schwurgerichtes, da wo dasselbe 
bereits eingeführt war, oder auch nur dessen Verbesserung, 
die Beobachtung der Wirksamkeit der Schwurgerichte in 
den verschiedenen Ländern ausser Acht lassen können, 
vorzüglich im Zusammenhange mit den politischen, sittli- 
chen und sozialen Zuständen der einzelnen Länder. Seit 
der Zeit des Germanistencongresses in Lübeck (1847) ist die 
Masse der Erfahrungen auch aus den Staaten, in denen 
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fniher kein Schwurgericht bestaud (Deutschland, Schweiz, 
Italien, Kussland u. A. m.) sehr augewachsen. Viele, welche 
früher Gegner desselben waren, haben sich mit der Ein- 
führung befreundet, nachdem sie deren praktische Wirk- 
samkeit kennen zu lernen Gelegenheit hatten. Wenn jedoch 
noch fortdauernd Stimmen gewissenhaft prüfender Männer 
sieh gegen das Schwurgericht erheben und auf dessen Be- 
seitig ang dringen, so liegt die Ursache nicht in dem Un- 
wertli des Instituts selbst, als vielmehr darin, dass man 
vielfach Gründe aus einzelnen vorgekommenen bedenklichen 
Wiihrsprüchen ableitet, bei deren Würdigung man nicht 
er wägt , wie bereits Mittermaie r in seinem Vorwort 
v\i der vortrefflichen, die Erfahrungen der Wirksamkeit 
(lor Schwurgerichte in Europa und Amerika umfassenden 
Hclirift hervorhebt, dass der Grund der Missgriffe der Ge- 
Bübwornen „häufig in der fehlerhaften Gesetzgebung über 
».Strafverfahren, insbesondere über Fragestellung, in der 
,, Fortdauer von Strafgesetzbüchern, die nicht auf Anwendung 
,/1nrch Geschworne berechnet waren und in der Art der 
,,Thäfigkeit der Juristen lag, welche in der Verhandlung 
,,tliätig waren** und dass es wohl zu beachten ist, dass 
immermehr auch in Frankreich und in Deutschland die 
Ltberzeugung sich Bahn bricht, dass durch Benutzung der 
Grundsätze, auf welchen das englische und vorzüglich das 
ßchattische Strafverfahren beruht, eine grosse Verbesserung 
unseres noch zuviel dem französischen nachgebildeten 
BcLwurgerichtlichen Verfahren gewonnen werden konnte, 
daffs jedoch auch das englische Verfahren so grosse Fehler 
enthält, dass eine Vermeidung desselben Pflicht ist. Das 
Studium des Gangs der Schwurgerichte in den einzelnen 
Landern lehrt, dass die Institution mit den politischen, so- 
zialen und sittlichen Zuständen in innigem Zusammenhang 
steht und dass gerade deren Verschiedenheit auch die ver- 
schiedene Wirksamkeit des Schwurgerichtes erklärt. Aber 
aueh in der Halbheit unserer Gesetzgebung, dem mehr 
nder minder hervortretenden Misstrauen g^gen Geschworne, 
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dem irrigen Streben, möglichst ihre Befugnisse zu be- 
schränken, ist ein Hauptgrund des Mangels der Verständi- 
gung enthalten, und solange diese Fehler nicht gehoben 
sind, wird ein gedeihliches Zusammenwirken der Staatsriohter 
und Geschwornen nicht zu gewärtigen sein. 

Wenn man den gegenwärtigen Stand der Gesetzgebung, 
Rechtsprechung und Wissenschaft in Bezug auf Werth und 
Wirksamkeit der Schwurgerichte in Betracht zieht ^), so 
finden wir die bereits oben betonte Erfahrung bestätigt, 
dass keine Einrichtung noch so häufig von ihren Verehrern 
und Gegnern einseitig aufgefasst worden ist. Wir machen 
vorzüglich in England, Irrland und Schottland — der Wiege 
des schwurgerichtlichen Verfahrens — die Wahrnehmung, dass 
auch dort das Schwurgericht (wiederum zum Theil auf 
Grund der auf dem kontinente gesammelten Erfahrungen) 
Gegenstand vielfacher Erörterungen, Verbesserun gs vorschlage 
und selbst gesetzlicher Anordnungen ^ geworden ist. In 
Amerika hat die Gesetzgebung der einzelnen Staaten tief 
eingreifende Verbesserungen gemacht, wie es der Einklang 
mit der amerikanischen Verfassung nothwendig machte. 
In Frankreich, wo das Schwurgericht seit 76 Jahren in 
Kraft ist, haben die politischen Zustände einen fortwährenden 
Wechsel der Gesetzgebung erzeugt, in welchem allein 
das unverkennbare Misstrauen der Gesetzgeber und Richter 
gegen Geschworne das gleiche geblieben ist. Der Mangel 
an Erkenntniss der wahren Ursachen der vorhandenen 
Fehler erzeugte bis in die letzten Jahre ein fortwährendes 
Experimentiren ; ein Umstand der nicht wenig dazu beitrug, 
die Autorität der Schwurgerichte zu schwächen. 

Es ist eine anerkannte Thatsache, dass in Deutschland 
die Verhältnisse, unter welchen in dem Jahre 1848/49 die 
Schwurgerichte eingeführt wurden, einer gedeihlichen Wirk- 
samkeit derselben nicht fähig waren. In den Vordergrund 
trat zu sehr der politische Gesichtspunkt, er überwog die 

') Mittermaier , Erfahrungen über die Wirksamkeit der Schwur- 
gerichte, 
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tili**!!! richtige und jetzt anch alkeitig anerkannte Auflfessnng 
(^^*^rfchwu^gericllte8alsReeht8an8talt BeiderEinfulirung 
schwebte nur das franzosische Schwurgericht vor. Statt 
aicii mit der Frage zn beschäftigen, wie das Institut gesetz- 
lich zu regehl sei, yerpflanzte man auf den einheimischen 
Boden ein bereits gesetzliches s^eregeltes und musste bald 
die Wahmehraang machen, wie dasselbe mit seiner ent- 
geh telen einseitigen Auflassung verkümmerte und wie dessen 
isolirfer. Bestand, ohne auf ein Strafverfahren gebaut zu 
sein, welches mit dem Wesen und den Bedürfnissen des 
Instituts im Einklang stand, eher geeignet war, mit Vor- 
urtVitikn gegen dasselbe zu erfnllen. Die meisten der in 
den Jahren 1848 — 1849 verkündeten Strafprozessordnungen 
ßiud im Wesentlichen nur Copien des franzosischen Gesetz- 
buch«. Man beeilte sich mit Bestimmungen über Bildung 
lies Schwurgerichts und das Verfahren von den Geschwomen 
zu erlassen, behielt aber die bisherige Voruntersuchung 
mit ihrem inquisitorischen Prinzipe und ihrer Heimlichkeit 
bei, ohne zu bedenken, dass gerade nach dem franzosischen 
Prozej^se die Ergebnisse der Voruntersuchung von wesent- 
lichem Einflüsse auf den Charakter der Hauptverhandlung 
sein können. Dazu kamen die Mängel des Strafverfahrens, 
Piüer den neuen Bedürfnissen nicht entsprechenden Gerichts- 
verfassung, die Beibehaltung der bisherigen Straf gesetzgebung, 
welche auf den rechtsgelehrten Richter, nicht aber auf 
Geschworoe berechnet war, daher die Mängel der Frage- 
stellong, weil das Strafgesetz keine klare Definitionen ent- 
hält, unklare Verdikte, Irrthümer und damit eine begreifliche 
Abneigung gegen das Wesen des Institutes selbst, namentlich 
unter den praktischen Juristen viele Feinde des Schwur- 
gerichtes, weil sie darin eine Verletzung des richterlichen 
Ansehens, ein Misstrauen gegen die Rechtssprechung durch 
Staatsrichter erblickten. So erfolgte denn auch bereits 
nach kurzem Bestehen die Aufhebung des Schwurgerichtes 
in Oesterreich, im Königreich Sachsen und da, wo man 
die Geschwomen bestehen liess, machte sich das Bestreben 



Digitized by 



Google 



— 13 — 

geltend, sie mögliclist zu beschränken, indem man, während 
bei der Einführung der Jury in Deutschland die Frage 
über That- und Rechtsfrage nicht entschieden in den Vorder- 
grund trat^), jedenfalls aber dem Postulate der Jury nicht 
das Motiv unterlag, die Geschwornen auf die Beweis- 
frage zu beschränken, da mit dieser Beschränkung das 
Palladium nicht erreicht worden wäre, welches ir^an 
erzielen wollte, in der Gesetzgebung die Stellung der 
Geschwornen so zu regeln suchte, dass sie nur über die 
reine That frage zu urth eilen hatten. So liegt dem ganzen 
StralVerfahren in Preussen, wie es durch die Verordnung 
vom 3. Januar 1849 und das Gesetz vom 3. März 1852 
geregelt ist, die Scheidung zwischen der That- und der 
Rechtsfrage zu Grunde*), hierzu trat nicht minder schädlich 
wirkend das erkennbare Streben der Cassationshöfe, möglichst 
die' ausgedehnte Gevalt des Präsidenten zu schüt/en und 
den Geschwornen die Stellung zu geben, dass sie nur als 
Richter der That thätig waren. Der wichtigste Angriff 
auf die Schwurgerichte wurde von Seiten der Gesetzgebung 
dadurch gemacht, dass nach dem Vorbilde der neuen 
Gesetzgebung in Frankreich die Aburtheilung der politischen 
Verbrechen den Geschwornen entzogen wurde ^). 

Trotz diesem ungünstigen Entwicklungsgang des Schwur- 
gerichts, welcher zum Theil durch die äusseren Zeitverhält- 
nisse verschuldet war und der mehr oder minder un- 
berechtigten Angriffe gegen das Institut, sind doch alle 
diese Schattenseiten zurückgetreten gegen eben so viele 
erfreuliche Erscheinungen und Lichtseiten, die während 
eines mehr als zwanzigjährigen Zeitraums die Rechtssprechung 

^) Vgl. Scliwarze, das deutsche Schwurgericht und dessen Reform, 
Erlani^en 1865. Siehe Einleitung: Die That und Rechtsfragen im 
englischen und französischen Rechte. 

'^) Vgl. Oppenhoff, die preussischen Gesetze ttber das mundliche 
und öffentliche Verfaliren in Strafsachen. Berlin 1860. Zu Art. 82 
p. 398 u. ff. 

^) Z. B. in Hannover, in Hessen, in Nassau, 
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KH Terzeichnoti and in deren Anerkennung denn auch das 
Institut der Jury den bedeutungsvollsten Sieg errungen 
hat, iWs e8 in einigen Ländern, namentlich Oesterreich, 
wo man mit der Aufhebung zu rasch vorangegangen, 
Frieder eiugefiUirt worden ist. 

Die Theiluahme für die Jury im Volke ist eine all- 
gemeinere geworden, die Frage ob Deutschland reif sei, 
für das Schwurgericht, hat durch die Erfahrung während 
mehrerer Deeennien die günstigste Beantwortung gefunden 
und muss als eine überwundene gelten ; man hat das Institut 
mit allen seinen Mängeln und Schwächen liebgewonnen, 
die . Seh wurgi^ richte wurzeln immer tiefer im Volke. 

Äb<:!r fuieli die Wissenschaft hat sich eingehend der 
Frage beiuäclitigt , die Blicke waren bisher lediglich auf 
die fraiizösisclie Gestaltung oder Entstellung des Institutes 
gericlittit; uifrige historische Forschungen, wissenschaft- 
liehe Ansführnngen und im Vaterlande der Schwurgerichte 
gesammelte Erfahrungen haben die Anschauungen allmählig 
geklärt unr] :\us den auf ünkenntniss und Einseitigkeit be- 
ruhenden Bamlen befreit^). Mit Recht hebt Zachariae 
B, a. 0, hervor, dass man auch bei der rechtlichen Wür- 
digung des Schwurgerichtes als einer Anstalt zur Gewin- 
nung geruehter, dem herrschenden Rechtsbewusstsein 
entsprechender Urtheile mehr und mehr dazu gelangt 
ist, die Frage reiner und ohne der sonst so häufigen 
Vermischung mit anderen Prinzipien fragen aufzufassen, 
namentlich von der Frage der Mündlichkeit und Oeffent- 
lichkeit des Strafverfahrens zu scheiden, welche die ein- 
sichtslose Masse in noth wendige Verbindung mit der Jury 
gebracht hatti', gleichsam als liessen sich die unläugbaren 
Vortheile des nämlichen Verfahrens, der Adoption des An- 
klageprioxi^iH und der Befreiung des richterlichen Urtheil:' 

*) Vergleiclie Zachariae, Handbuch des deutschen Strafprozesses. 
Bd. L Gimingeii 1861. §. H u. f. und die daselbst angeführte 
reichhaltige Literatur für und gegen das Scliwnrgericht. — 
Mitlermaier^ G e^elÄgebung und Eechtsübung p. 218. 
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von den Fesseln einer gesetzlichen Beweistheorie ohne die 
Jury gar nicht gewinnen. »So ist man denn allmäiilig 
>anch in Deutschland dazu gelaugt, das Institut vorzngs- 
» weise in seiner Eigenschaft als R e c h t s a n s t a 1 1 zu w iir- 
»digen und eine rechtlich begründete Ueberzengung an die 
»Stelle des politischen Vorurtheils zu setzen, wenn auch 
»immer noch Einzelne in den Fehler der politischen An- 
»greifung od( r Verketzeruug verfallen.« 

Abgesehen von den Stimmen solcher Männer, welclie 
aus politischen Gründen dem Schwurgericht abgeneigt, 
und solchen wiederum , welche an einzelne bedenkliche 
Wahrsprüche sich haltend, wiederum das ganze Institut 
glauben verdammen zu müssen, während sie nur das fran- 
zösische System und seine Mängel der Fragostellung im 
Auge haben, sehen wir jecloch auch dasselbe bekämpft 
von Seiten der eminentesten Criminalisten der Neuzeit, wie 
Schwarze, Hye u, a. m. ; Männer, welchen eine reiche, 
vielseitige Erfahrung, eine seltene legislatorische Thätigkeit, 
eine tiefumfassende Kenntniss der wissenschaftlichen For- 
schungen des In- und Auslandes zur Seite steht und deren 
Einfluss auf die Gesetzgebungswerke der gegenwärtigen Zeit 
ein bedeutungsvoller in jeder Richtung ist. Wir werden 
auf deren Einwendungen später zurückkommen, diesel- 
ben sind weniger gegen das Wesen des Instituts, al.s 
das System desselben gerichtet, und die darauf gegründr- 
ten Reformvorschläge glauben in anderer zweckentsprechen- 
derer Form die Mitwirkung des Laieuelements für die Ver- 
handlung und ürtheilsfällung sichern zu können. 

Einen wesentlichen Einfluss auf die Art der Rechts- 
sprechung durch die Geschwornen hat der Charakter des 
Strafverfahrens; die Gerechtigkeit der Wahrsprüche 
ist bedingt durch die Einfachheit, mit welcher die 
Materialien des Streite« in den Verhandlnugen vorgelegt 
werden, durch die Beseitigung aller Mittel, wodurch die 
Geschwornen irregeleitet werden können, durch die nraCas- 
sendste und unpartheiischste Darlegung der Gründe für und 
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wider, durch die höchste Freiheit der Vertheidigang durch 
die Art der Fragen, auf welche die Geschwomen ihre 
Aufmerksamkeit zu lenken haben und Yorzüglich durch das 
Benehmen des Vorsitzenden, von dem die Leitung der Ver- 
handlungen, die Belehrung der Geschwornen und der Ein- 
druck abhängt, unter welchem die Berathschlagungen be- 
ginnen. 

Einen wesentlichen Einfluss hat endlich auch der Cha- 
rakter der Strafgesetzgebung. Wo einfache klare 
dem Volksrechtsbewustsein entsprechende Bestimmungen 
die Fragestellung an die Geschwomen erleichtern, wenn 
das Gesetzbuch Ausdrücke und Unterscheidungen zu ver- 
meiden sucht, die nur dem Rechtsverständigen verständlich 
sind, desto geringer ist die Gefahr, dass die Geschwornen 
durch die an sie gestellten, die Ausdrücke des Strafgesetz- 
buchs aufnehmenden Fragen irregeleitet werden. Auch hat 
die Erfahrung bewiesen, dass die unverhältnissmässig har- 
ten Strafandrohungen auf die Geschwomen nachtheilig wir- 
ken und sie in der Zwangslage, in welche sie gesetzt wer- 
den, in dem Zweifelzustande Alles anwenden, um die ihr 
Gewissen schwer belastenden Härten zu vermeiden, ein viel- 
fach getadelter Ausweg, der aber der menschUchen Natur 
einmal eigen und daher in der milderen jetzigen Strafge- 
setzgebung (namentlich dem deutschen Strafgesetzbuch) 
hinlänglich gewürdigt worden ist. Gerade der Umstand, 
dasH die sonst noch so gewissenhaften Geschwornen zu 
einer vielleicht tadelnswerthen Milde da kommen, wo das 
Strafgesetz ihnen nicht möglich macht, dem Schul dausspruch 
den Znsatz des Daseins der Milderungsgründe beizufügen, 
hat in dem neuen geltenden Strafgesetzbuch wesentlich 
dazu beigetragen durch Adoption der Zulässigkeit der Mil- 
derungsgründe bei den meisten und schwersten Verbrechen 
die Härte des individuellen Falles zu mildern und den Ge- 
schwornen diesen A^isweg zu verstatten. Es ist nothwen- 
dig, sich in möglichster Kürze klar zu machen, worin die 
wesentlichsten Verschiedenheiten des englischen (schot- 
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tischen and nordamerikanischen) nnd des französischen, 
den deutschen Gesetzgeh ungen fast ausschliesslich zu Grunde 
liegenden schwurgerichtlichen Verfahrens hestehen, um 
unter Vergleichung der beiderseitigen Vorzüge und Mängel 
zu einer Verständigung über den Werth des Schwurge- 
richts und die beste Art ihrer Einrichtung zu gelangen. 

Die charakteristische Auffassung des Schwurgerichts 
in England, Schottland, Irland und Amerika beruht nach 
Mittermaier^) auf dem Grundsatze, die Gerechtigkeit der 
Wahrsprüche der Geschwornen, zugleich das höchste Ver- 
trauen des Volkes zu der Gerechtigkeit zu sichern und zu 
bewirken, dass die Wahrsprache als Ausdruck der wahren 
volksthümlichen Rechtssprechung zu betrachten sind; dies 
soll erreicht werden durch die Besetzung des Schwurge- 
richts mit Männern, deren Auswahl jede Besorgniss einer 
kastenartigen Einwirkung beseitigt und den Kreis der Per- 
sonen, die als Geschworne beigezogen werden, möglichst 
erweitert, damit der Wahrspruch als ein wahrhaft volks- 
thümlicher gelten kann. Es soll ferner bewirkt werden 
durch die Klarheit und Einfachheit des Verfahrens, 
welches die Grundlage der ürtheilsfallung bildet, durch 
die Beseitigung aller, die Unbefangenheit der Geschwor- 
nen gefährdenden und ihre ürtheilsfallung irreleitenden 
Einwirkungen, durch die Einfachheit der Aufgabe, die den 
Geschwornen obliegt, so dass ihre Aufmerksamkeit erleich- 
tert ist. Im Zusammenhange damit steht der Charakter 
der Normen, nach welchen die Geschwornen zu entscheiden 
haben, sowie die Einrichtung, durch welche gesichert wer- 
den soll, dass der Wahrspruch als ein zweifelloser betrach- 
tet werden kann, endlich die Anordnung, nach welcher 
das ürtheil als ein durch Zusammenwirken der Geschwor- 
nen und der Richter entstandenes betrachtet werden kann*). 



') Erfahrungen über die Wliksamkeit der Schwnrgerichte n. s. w. 

*) Vgl Glaser. Das englisch-schottische Strafverfahren, welches 

eine treffliche, gedrängte und übersichtliche Darstellung der im eng- 

2 
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Die charakteristischen Eigenthnmlichkeiten sind liier- 
nach: 

1) die Einfachheit der Anklageschrift, die keine Beweise, 
Vermnthnngen, Möglichkeiten und Ausführnngen ent- 
hält; 

2) die Einrichtung, dass regelmässig die Anklagen der 
Angeschuldigten wegen verschiedener Verhrechen 
nicht gehäuft werden, vielmehr jede einzelne Anklage 
der Gegenstand einer besonderen Verhandlung und 
ürtheilsföUang der Geschwornen ist, mit der ferne- 
ren Einrichtung, dass regelmässig die Verhandlung 
über mehrere Angeklagte nicht zusammen geworfen 
wird; 

3) die Einfachheit des Verfahrens wird bewirkt durch 
die Beseitigung aller Mittel, durch welche möglicher- 
weise zwar zuweilen eine Ueberführung des Ange- 
klagten bewirkt werden kann, durch welche aber 
gleichzeitig die Geschwornen leicht irregeleitet wer- 
den können. So werden denn im englischen Ver- 
fahren weder Zeugen zugelassen, die nur von Hören- 
sagen oder über ihren Glauben aussagen können; so 
dürfen unbeeidigte Zeugen überhaupt nicht vernom- 
men werden,; 

4) eine wesentliche Vereinfachung des Verfahrens wird 
bewirkt durch das strenge Festhalten an der gestell- 
ten Anklage (indictment) in der Weise, dass nie 
ein schwererer strafrechtlicher Gesichtspunkt, als 
er in der Anklageschrift aufgestellt ist, bei der Be- 
urtheilung geltend gemacht werden kann, selbst wenn 
iü der Strafverhandlung früher unbeachtet gebliebene 
Umstände sich ergeben, welche die schwerere An- 
klage rechtfertigten, z. B. der wegen Todtschlags 



Ji3ch--ächottigchen Strafprozess geltenden Normen enthält und eine 
möglichst genauere Vergleichung mit der neuesten französisch-deut- 
ichen Legislation znlässt 
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Angeklagte kann nachträglich nicht wegen Mordes 
angeklagt werden. Auf gleiche Art ist das Festhal- 
ten an den Beweisen, welche der Ankläger zur Be- 
gründung gleich Anfangs geltend machte, gesichert, 
so dass nicht wie in Frankreich und Deutschland 
nachträglich zuvor nicht angebrachte Beweise heran- 
gezogen werden, wenn sie zur Begründung der Anklage 
geltend gemacht werden soUen; 
5) vereinfacht wird das Verfahren durch Beseitigung 
der Verhöre, wie sie in Frankreich und Deutschland 
der Präsident mit dem Angeklagten vornimmt. Da- 
durch sind auch alle von dem Präsidenten in Frank- 
reich häufig als ausgemacht hingestellten Vorhaltun- 
gen auf den Grund der Voruntersuchungsakten eben- 
so beseitigt, wie die schlauen, verfänglichen, verwir- 
renden Fragen an den Angeklagten, wo es leicht für 
den Ankläger ist, aus den Antworten, wenigstens aus 
dem Benehmen des befragten Angeklagten Schluss- 
folgerungen gegen ihn geltend zu machen. 
An diese Einfachheit des Verfahrens reiht sich 
denn auch der strikt durchgeführte Grundsatz der Gleich- 
heit der Waflfen der Anklage und Vertheidigung 
sowie der Grundsatz, dass der Ankläger strenge seine Be- 
hauptungen erweisen muss und für den Angeklagten die 
Vermuthung der Unschuld spricht. Ankläger und Ver- 
theidiger stehen sich als Partheien gegenüber; jeder der- 
selben ist bemüht von seinem Standpunkte aus, bei den 
Geschwornen die Ueberzeugung dessen hervorzubringen, was 
er behauptet und begründete. Bei Würdigung dieser einsei- 
tigen und gegenüberstehenden Ansichten kommt es für den 
Geschwornen darauf an, ob die in der Verhandlung vorge- 
brachten Beweise und Gründe die Ueberzeugung nach der 
einen oder andern Richtung zu bewirken geeignet sind. 
Erleichternd für die Beurtheilung dient die Form und 
Ordnung, in welchen denselben die Materialien vorge- 
legt werden. Der Ankläger bringt die Zeugen und Sach- 
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verständigen vor, durch welche er die Anklage beweisen zu 
können hofft. Er vernimmt diese Personen, jedoch unter 
bestäiidiger Einwirkung des Kreuzverhörs seitens des Ver- 
theidigers. Mit dem Schlüsse dieser Verhandlung beginnt 
die Thätigkeit des Vertheidigers, welcher den Geschwornen 
darzulegen hat, was er zum Zwecke der Zerstörung der 
Anklage beweisen will, seine Zeugen und Sachverständigen 
vorbringt, sie vernimmt, jedoch auch hier unter Einwirkung 
des Kreuzverhörs des Anklägers. Hierdurch soll den 
Geschworneu die unpartheiische AuflFassung des Materials 
erleichtert und dem englischen Geschwornen zum Bewusst- 
sein gebracht werden, dato er nicht darüber zu entschei- 
den hat, ob der Angeklagte unschuldig ist, sondern 
vielmehr, ob der volle Beweis der Schuld erbracht d. h. 
nach dem Ergebniss der Verhandlung die Anklage so wie 
gestellt bewiesen ist, ohne dass die von der Vertheidi- 
gung vorgebrachten Beweise Zweifel an der Richtigkeit 
der Anklage übrig gelassen haben. 

Zur klaren Erkenntniss dieser Aufgabe dient der von 
Seiten des Richters eingeschärfte Grundsatz, dass die Ge- 
schwornen schuldig sind, nach den vorgelegten Beweisen 
zu urth eilen und dabei gewisse theils durch Gesetztheils 
durch einen langen Gerichtsgebrauch ausgebildete Regeln 
f lir die Prüfung des Beweises zum Grunde zu legen haben. 
Die Conviction intime der französischen Geschwornen ist 
dem englischen Schwurgericht wohlweisslich unbekannt 
und das ganze Verfahren darauf berechnet, sie vor dem 
gefährlichen Einfluss, dieses sogenannten Totaleindrucks 
der inneren Ueberzeugung zu bewahren und ihnen vielmehr 
xur Pflicht zu machen die Prüfung der Beweise als eine 
geistige Operation zu betrachten, wobei die ihnen ertheil- 
ten Beweisregeln nicht als bindende, sondern nur das 
Ermessen leitende betrachtet werden. Daher sind auch 
die Vorträge der Anklage und Vertheidigung berechnet, 
eine vernünftige Ueberzeugung der Geschwornen zu- 
erwecken, unter thunlichster Vermeidung der blossen De- 
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clamationen und auf das Gefühl berechneten Phrasen, 
welche dem franzosischen Verfahren eigen sind. Einer der 
wichtigsten und selbst von den Gegnern des engli« 
sehen Schwurgerichtes anerkannter Vorzug beruht in der 
Leitung und Belehrung der Geschwomen durch den 
Vorsitzenden Richter, weil eben, wie Mittermaier a. a. 0, 
zutreffend hervorhebt, der Richter sogleich Alles zu- 
rückweist, was kein Beweismittel sein darf und dessen 
Vorbringen leicht die Geschwornen irreleiten könnte z. B. 
Aussagen von Zeugen, die nur von Hörensagen sprechen 
könnten, die Geschwornen daher sicher sind, dass ihnen 
die Regeln einer vernünftigen Berathung vor ihren Geist 
gestellt werden, und der Richter sie nur auf diese Regeln 
aufmerksam macht und sie vor trüglichen Eindrücken warnt, 
weil ferner den Geschwornen ihre Aufgabe wesentlich er- 
leichtert ist durch die Art der Fragestellung, bei welcher 
alle jene Künsteleien beseitigt sind, die nach dem fran- 
zösischen und deutschen Systeme dadurch störend auf die 
Rechtssprechung wirken, dass die Geschwornen nur die Fra- 
gen zu beantworten haben, welche der Präsident ihnen 
stellt. »Beseitigt ist auf diese Art die bei dem französischen 
Systeme leicht bewirkte Irreleitung der Geschwornen oder 
die schlimme Versetzung derselben in eine Zwangslage bei 
der Entscheidung, was so häufig durch die gewählten Aus- 
drücke in den Fragen oder das Zusammendrängen der ver- 
schiedenartigen Thatsachen in eine Frage oder durch die 
Vielheit der Fragen oder dadurch bewirkt ¥rird, dass die 
Geschwornen, weil darauf der Präsident keine Frage gestellt 
hat, gehindert sind, in ihrem Wahrspruche eine Erklärung 
beizufügen, durch welche ein milderer Gesichtspunkt hätte 
bewirkt werden können.« 

Hieraus ergiebt sich, dass der englische Geschwome 
seine ganze Aufmerksamkeit nur auf einen Punkt zu richten 
hat, nämlich darauf, ob durch die vorgelegten Beweise die 
Anklage begründet, ob daher der Angeklagte schuldig des 
Verbrechens ist, worauf die Anklageakte ging. Die Be- 
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rathung ist dadurch wesentlich erleichtert, und die Ge* 
Bchwomen haben nur ihr Schuldig oder Nichtschuldig aus- 
zupprechen*). 

Glaser'), der das unbestreitbare Verdienst hat, uns in 
beryorragendstem Maasse nicht nur mit der Form und 
Weise der englischen Jury, sondern namentlich mit dem 
Geiste derselben bekannt zu machen, hat auch in dieser 
Beziehung zutreflFend den Wahrspruch der englischen Qe- 
schwomen richtig aufgefasst, wenn er den Satz aufstellt, 
dass der auf Schuldig lautende Wahrspruch die einfache 
Acceptation der Anklageschrift ist und insofern durch den 
Ausspruch der Geschwor nen der ganze Inhalt der Anklage« 
Schrift zum Inhalte des Urtheils gemacht wird. 

Den Torstehend aufgezählten Vorzügen steht jedoch auch 
die anerkannte Schattenseite gegenüber, dass die englischen An« 
klageakten selbst in schleppenden Ausdrücken abgefasstsind'), 
dadurch unklar werden und trotz der weitschweifigen Form 
sachlich den Gegensatz der Fehler haben, der den französischen 
Anklageschriften anhängt, dass sie nämlich zu kurz sind'). 



*) Vgl. auch bezüglich der Eigenthümlichkeiten der englischen 
Jury im Gegensatze zu dem französisch-deutschen Geschwornengericht 
die werthvolle Schrift Heinze's: Parallelen zwischen der englischen 
Jury und dem französisch-deutschen Geschwornengericht von Kudolf 
Heinze. Erlangen 1864. Im Gerichtssaal v. 1864, Separatabdruck. 

2) Vgl. in Glaser englisch-schottisch. Strafverfahren za § 264 das 
daselbst abgedruckte Beispiel. 

*j Es kann auch sehr bedenklich werden, wieMittermaier (Erfahrun- 
gen über die Wirksamkeit der Schwurgerichte p. 51) hervorhebt, wenn das 
neue englische Gesetz v. 6. Aug. 1861 vorschreibt, dass es nicht mehr 
nöthig ist (wie bisher) die Art, auf welche oder die Mittel, durch 
welche der Tod des Getödteten bewirkt wurde, in den Anklageakten 
über Mord und Todschlag anzugeben. Es wurde diese Vorschrift ver- 
anlasst durch die in dem bisherigen Verfahren vorkommende Vor- 
schrift, dass die Art der Verübung des Todes in den Anklageakten 
bezeichnet werden musste, was den Nachtheil hatte, dass nicht selten 
der Ankläger dies gar nicht bestimmt angeben konnte, daher, um dem 
Gesetze Gentige zu leisten, oft willkührlich die Art, wie das Verbre- 
chen ausgeführt sein konnte, vorstellte und dies in der Anklageakte 
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Man tadelt auch mit Recht die häufig yorkommende Eil- 
fertigkeit der Berathung, ohue dass die Geschwornen sich 
von ihren Sitzen erheben, wonach die erforderliche Ein* 
stimmigkeit sich als eine scheinbare ergiebt. 

Diese anerkannten Mängel verschwinden gegenflber 
den entschiedenen Vorzügen des Verfahrens, der Einfach- 
heit desselben und der umstand, dass die Geschwornen 
nur eine Frage zu beantworten haben, erleichtert die 
Berathung, zumal die Geschwornen durch den vorher- 
gegangenen Schlussvortrag des Richters (Charge) auf die- 
jenigen Punkte aufmerksam gemacht werden, über welche 
allein sie im Reinen sein müssen. Hiermit geht Hand in 
Hand das Recht der Geschwornen ihrem Wahrspruche Zu- 
sätze beizufügen, ferner, dass nicht selten in der Anklage- 
schrift eventuelle Fragen aufgestellt werden und dass 
selbst, wo dieses nicht der Fall, die Geschwornen zur Ver- 
meidung jeden Gewissenszwanges befugt erscheinen, da 
wo sie die Hauptanklage nicht als begründet erkennen, das 
Nichtschuldig in Ansehung derselben auszusprechen aber 
über die stillschweigend in der Hauptanklage enthal- 
tene Anklage den Wahrspruch der Schuld zu erkennen (z. 
B. nicht schuldig des Mords, schuldig des Todschlags ^). 

Einer der wesentlichsten Vorzüge des englischen 
Schwurgerichtsverfahrens liegt aber darin, dass die Ge- 



angab, was häufig dem Yertbeidiger Gelegenheit gab, nachzuweisen, 
dass auf diese Art die Tödtnng nicht verübt werden konnte. Hier- 
durch kann es leicht geschehen, dass die Geschwornen indem sie gegen 
den Angeklagten das Schuldig aussprechen, eigentlich nur erklären, 
dass A den B getödtet habe, ohne bei der vorliegenden Möglichkeit 
verschiedener Yerübnngsarten in üebereinstimmnng für die eine 
oder andere zu sein. 

^) eine Befugniss, die nach dem Gesetze von 1861 selbst dahin 
ausgedehnt ist, dass wenn die Anklage auf Diebstahl geht und die 
Jury findet, dass zwar nicht Diebstahl aber Unterschlagung vorliege, 
sie wegen des ersteren Vergehens nicht schuldig, wegen des letzteren 
schuldig erkennen kann. 
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ickworoen ihren Wahrsprnch über die ganze Schuld- 
frage abgeben, daher über die sogenannte That wie die 
Rechtsfrage zu entscheiden haben d. h. soweit als die- 
ses uotlng ist, um die Schuldfrage zu entscheiden, auch 
auf Eechtsbegriffe ihre Berathuug und Entscheidung 
^usdehEen* 

Nach französischer und deutscher Ansicht ist man 
noch immer daran festzuhalten bemüht, dass die Geschwor- 
nen nur über die Thatfrage zu entscheiden hätten, man 
quält sich ab, die Rechtsbegriffe in ihre thatsächlichen 
Bestaodtheile zu zerlegen und erzeugt hierdurch Fragen, 
ileren geschraubte Fassung zur Irreleitung der Geschwor- 
nen geeignet ist. Man nöthigt die Geschwomen sich nur 
über bestimmte Thatsachen auszusprechen, ohne zu 
bedenken, dass wenn die Geschwomen ausgesprochen haben, 
da&s der Angeklagte schuldig sei (nicht etwa blos, dass 
die coiicrete That bewiesen) sie doch gleichzeitig ausspre- 
chen müssen, dass der Angeklagte die strafbare Hand- 
lung Terübt habe, auf welche die Anklage gerichtet ist. 
Der englische Geschworne ist verpflichtet, bei seiner Ent- 
scheidung sich in die ganze Persönlichkeit des Angeklag- 
ten, die Umstände, unter welchen er handelte, hineinzu- 
denken und danach zu prüfen, ob der Angeklagte bei Be- 
gehung Beiner That dieselbe unter das Strafgesetz subsum- 
miren konnte^). In dieser Prüfung der Geschwomen liegt, 
wie Glaser') mit Recht hervorhebt, das Geschäft der Sub- 
sumption des Faktums unter das Gesetz, die Yergleichung 
des individuellen Falles mit der Anforderung, die im Na- 
men des Gesetzes erhoben wird. Der Geschworne, berufen, 
über die Schuld einer Person zu urtheilen, hat auch 
zu prüfen, ob die Thatsachen , die er als erwie- 
sen annimmt, so beschaffen sind, dass man den Ausdruck, 
wie ihn das Gesetz versteht, auf die Thatsachen anwenden 



') Mittermaier i. c. 

') Oesterr. Gerichtszeitnng 1863 p. 278. 
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kann^). Der englische Geschworne erhält die Rechtsbe« 
lehrung des Richters über die rechtliche Qualifikation 
der That, aber keinem englischen Richter fällt es ein von 
den Geschwornen zu verlangen, dass sie seiner Ansicht fol- 
gen müssen*). 

Dem englischen Schwurgericht liegt die Ansicht zu 
Grunde, dass das ürtheil durch das Zusammenwirken 
des Richters und der Geschwornen zu Stande kommt. £r gibt 
im Interesse der Vereinfachung des Verfahrens und der 
Beseitigung aller Verhandlungen, welche die Geschwornen 
irreleiten könnten, der Verhandlung die geeignete Richtung 
und seine Thätigkeit gipfelt in der zu ertheilenden Schluss- 
anweisung (Charge), in welcher er den Geschwornen die 
rechtlichen Gesichtspunkte entwickelt auf die es in dem 
gegebenen Falle ankommt. 

Gegenüber diesen und anderen Vorzügen ist in Eng- 
land die öffentliche Stimme nicht gleichgültig gegen viel- 
fache dem englischen Schwurgericht anhaftende Mängel 
und so ist ausserdem als beachtungswürdig auf die Erschei- 
nung zu verweisen, dass in der Gesetzgebung immermehr 
die Richtung hervortritt, viele Rechtsstreitigkeiten, welche 
früher auch von den Geschwornen abgeurtheilt wurden, 
ihnen zu entziehen'). Es macht sich eben in der Gesetz- 



^) Vgl. die zutreffende Ansfuhrang Mittermaiers, 1. cit „der Ge- 
schworne darf voraussetzen, dass der Gesetzgeber bei dem Gebrauche 
des Ausdrucks im Gesetze an die im Volke lebende allgemeine 
Bechtsansicht sich anschliessen wollte." 

*) Der englische Richter kann, wenn die Geschwornen seiner recht- 
lichen Ansicht entgegen ihr Verdikt abgeben, nichts thnn als das Ur- 
theU auszusetzen und die Rechtsfrage zur Entscheidung an das oberste 
Gericht bringen. 

') Indem 1) viele ehemals von den Vierteljahrssitznngen durch 
Geschwome abgeurtheilte Sachen zur summarischen Verhandlung und 
Entscheidung an Einzelrichter (Friedens- und Folizeirichter) gewiesen 
sind; 2) bei Anschuldigungen wegen einfacher Diebstähle, wenn der 
Angeschuldigte sich vor den Einzelrichtern schuldig bekennt, diese 
selbst schon die Strafe aus&prechen können; 3) indem bei Grafschaftsge- 
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f^ebnng immer das Streben geltend, Kosten zu sparen nnd 
den Bürgern die Last des Geschwomendienstes in angeb- 
lich einfaehen Fällen abzunehmen. 

Verständige Juristen in England dringen anf eine 
durchgreifende Reform des gesammten Yer&hrens. Nament- 
lich tritt die TJeberzeugung hervor, dass in der Art der 
Fuhrung der englischen Yoruuter suchung eine Hauptur- 
sache liegt, dass o^t die Geschwornen das Nichtschuldig aus- 
sprechen müssen, wo eine gründliche Voruntersuchung den 
Wahrspruch der Schuld herbeigeführt haben würde. Die 
Grundlage, welche in wichtigen Fällen durch die inquest 
der Coroners gegeben wird, wird als zu mangelhaft getadelt 
und eine fortdauernde Klage bezieht sich auf den Mangel 
eines öflfeutlichen Anklägers. Man beklagt, dass in der 
CDglischen Voruntersuchung über die Ergebnisse der vor- 
genommenen Handlungen, z. B. Augenschein, Haussuchung, 
Erhebungen der Sachverständigen keine Akte aufgenommen 
und die beobachtete Thatsachen konstatirt werden, so dass 
in dem Tricd Alles nur von dem Zeugnisse der Personen, 
welche die Thatsachen beobachteten und von der Treue ihres 
Gedächtnisses abhängt^). Ein weiterer grosser Nachtheil 
wird nach den Erfahrungen Mittermaiers 1. c. darin ge- 
funden, dass in England der Ankläger, ohne dass eine 
richterliche Voruntersuchung vorhergeht, an die Anklage- 
jnry seinen Antrag stellt, dass es daher häufig an der ge- 



richten der Einzelrichter selbst entscheidet, wenn nicht die Partheien 
ausdrücklich die Aburtheünng durch Geschwome verlangen. 

Ein Verfahren, von dem Heinze a. a. 0. p. 58 in zutreffender 
Weise sagt: 

„Offenbar kömmt das Streben des englischen Prozessrechts, sämmt- 
liche Beweise auf das lebens- und eindrucksvollste aller Mittel zu be- 
weisen auf die mündliche Bede zurückzufahren, dem Bedürfnisse und 
der Leistungsfähigkeit der Geschwornen wirksam entgegen. Unver- 
kennbar ist die im englischen Rechte so unvergleichlich bevorzugte 
Viva vox bei den Geschwornen das greifbarste und eindrucksvollste 
^rkenntnissmittel," 



Digitized by 



Google 



- 27 — 

eigneten Vorbereitung für die mündliche Verhandlung der 
Anklage fehlt. Hiermit im Zusammenhang steht die 
Klage, dass das Institut der Anklagejury selbst keine Bil- 
ligung verdient, dessen Aufhebung seit einer Reihe von 
Jahren in der Presse und selbst im Parlamente beantragt 
worden ist, da in dem geheimen und einseitigen Verfahren 
vor der Anklagejury, vor welcher nur einseitig die Zeugen, 
welche die Anklage vorbringt, oberflächlich vernommen 
werden, ohne dass der Beschuldigte gehört worden ist, 
für den Angeschuldigten kein wahres Schutzmittel liegt. 

In Bezug auf die Anordnung der mündlichen Ver- 
handlung selbst ist in neuerer Zeit vielfach die Einrichtung 
getadelt worden, dass der Angeklagte bei Eröffiiung der 
Sitzung gefragt werden soll, ob er sich schuldig oder 
nicht schuldig bekenne, wegen befürchteter, leichtsinniger 
Schuldigerklärung^), weil nachgewiesenermaassen die Ange- 
klagtc^n über den Sinn des Ausdrucks: »Schuldig oder 
Nichtschuldig« oft im Unklaren sind*). 

Es sind ferner die dringenden Anträge auf Verbesse- 
rung des englischen Verfahrens in den Fällen zu konsta- 
tiren, in welchen es auf Beweisführung durch Sachver- 
ständige ankommt. 

Ebenso richten sich die Angriffe gegen die Schluss- 
vorträge der Richter. Obwohl man nicht verkennt, dass 
darin eine der kostbarsten Einrichtungen enthalten ist, 
durch welche die Geschwomen geeignet insbesondere 
über alle einflussreichen Rechtsfragen belehrt und auf alle 
ihre Prüfung wesenthch erleichternden Punkte aufmerksam 



^) Hiermit steht in Zusammenliang, dass der Bichter zuweilen 
sich veranlasst findet, den Angeklagten dringend anfznfordern, sein 
Schnldbekenntniss zurückzunehmen und sich nicht schuldig zu er- 
klären. 

') Vgl. meine AusfUhmngen in Heft II zur Reform des Strafpro- 
zesses zu § 345. Ein schon oft im Parlamente gestellter Antrag will 
die Frage an den Angeklagten gestellt wissen, ob er auf den Grund 
der Anklageakte gerichtet werden wolle oder sich schuldig t^ekenuQ. 



Digitized by VjOOQIC 

i 



— 28 — 

gemacht werden, so wird in denselben häufig die Ursache 
gefunden, dass die Geschwomen irregeleitet und zu unge- 
rechten Wahrspruchen bewogen werden^). 

Einer der bedeutendsten Mangel des englischen Ver- 
fahrens wird aber allseitig zugestanden in Bezug auf die 
Yertheidigung, für welche in England so gut wie nichts 
geschehen ist. Wahrend nach den Gesetzen des Continents 
mit der Schwere der Anklage die Pflicht des Staates sich 
steigert, dem yermogensloBen Angeklagten einen Yerthei- 
diger zur Seite zu geben und im Interesse des Vertheidi- 
gungsganges Sachverständige auf Kosten des Staates zu 
laden, so sorgt das englische Gesetz nicht für Aufstellung 
TonYertheidigem, so dass oft die der schwersten Verbrechen 
(selbst Mordes) Angeklagten wegen ihrer Armuth ohne Ver- 
theidiger sind. Ebenso wird es bedauert, dass wenn ein 
Angeklagter arm ist und die wichtigsten wissenschaftlichen 
Fragen vorkommen, nur Sachverständige, welche die An- 
klage ladet, ihr Gutachten abgeben, ohne dass der unver- 
mögende Angeklagte die Macht hat, seinerseits Sachver- 
ständige aufstellen zu können*). 

Auch ist die formelle Stellung des Vertheidigers 



I>ie Stellung des englischen Bichters gegenüber den Oeschwor- 
nen findet sich am Treffendsten dargestellt in den Mittheilnngen ans 
der Praxis englischer Gerichtshöfe, welche Glaser im Gerichtssaale von 
1864 p. 370 n. ff. gegeben hat Die gelieferten Proben von Schlnss- 
vorträgeu dürfen mit Recht dazu beitragen, eine deutliche Anschaaong 
von den Mitteln zu geben, deren der englische Richter zur Wahrung 
der Grundsätze des materiellen Rechtes und des Beweisrechtes sich 
bedient. Beachtenswerth sind insbesondere die Fälle in denen der eng- 
lische Richter von dem Rechte Gebrauch macht, der Verhandlung so- 
fort ein Ende zu machen (to stop the ease) indem er aus Rechtsgrün- 
den die Jury znr Freisprechung anhält. 

3) Nach Mittermaier a. a. 0. vorzüglich in den Fällen, in denen über 
wichtige Fragen Sachverständige aussagten und Richter am Schlüsse 
(ohne gehörige Sachkenntniss) über die Richtigkeit einer gewissen 
wissenschaftlichen Ansicht sich voreilig aussprechen, ferner bei Ver- 
handlungen über SeelenstOnmgen u. s. w. 
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keine günstige, insofern er bekanntermaassen nicht immer 
das letzte Wort hat, wenigstens nach dem Gerichtsgebrauch 
dem Ankläger das Recht des letzten Wortes zusteht. Der 
Yertheidiger ist somit nicht in der Lage, das Ergebniss 
seines Vertheidigungsbe weises den Geschwornen auseinan- 
dersetzen zu können^). 

Einer der bestrittendsten Gegenstände der Besprechung 
ist ferner die Frage über Beibehaltung des bisher in der 
englischen Rechtsübung bestandenen Grundsatzes , dass der 
Angeklagte keinem Verhöre, keiner Befragung unterwor- 
fen wird und ob nicht vielmehr im Interesse der Ent- 
deckung der Wahrheit und des Angeklagten selbst den 
Partheien nach Analogie des Civilverfahrens gestattet sein 
soll, Tor Gericht selbst eidliches Zeugniss abzulegen. Je- 
denfalls wollte man auf die eine oder andere Weise dem 
Angeklagten die Befugniss sichern, in der Sitzung das vor- 
zubringen, was er in seinem Interesse für geeignet halte, 
während über den umfang und die Äjt der Durchführung 
dieses Antrags unter den Praktikern grosse Meinungsverschie- 
denheit herrscht, je nachdem eine Yeruehmung des Angeklag- 
ten in der Sitzung als ein Recht desselben im Interesse 
seiner Yertheidigung, oder als eine durch das Streben nach 
möglichst materieller Wahrheit gebotene Pflicht erachtet wird, 
während alle Auffassungen in dem Punkte einig gehen, 
dass ein Verhör, wie es den französischen Gerichtspräsi- 
denten zusteht und wie es missbräuchlich in der deutschen 
Gerichtspraxis ausgeübt wird, keineswegs gestattet werden 
sollte, wie denn auch das Verhör als unverträglich mit 
dem obersten Grundsatze des englischen Verfahrens, dass 
für den Angeklagten die Vermuthung der Unschuld spricht 
und der Ankläger den Beweis seiner Anklage zu liefern 
habe, vielfach verworfen wird. 

Selbst die Vorschrift, dass nur auf Stimmeneinhellig- 



^) Vgl. Hittermaier, das englische, schottische und nordamerika- 
nische Strafverfahren p. 429 u. fL 
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keit der Geschwornen ein ürtheil gebaat werden kann, 
ist in England wiederholt Gegenstand der Kritik gewesen, 
und hat mancherlei Anträge anf Abändemng dieser Vor- 
schrift erzeugt. Der neue Gerichtsgebrauch geht dahin, 
daea der Richter, wenn die Versuche scheiterten, Ein- 
stimmigkeit 7.U gewinnen, die Geschwornen entlässt^). 

Der schottische Strafprozess beruht im Wesent- 
lichen auf flen nämlichen Grundlagen, welche dem englischen 
Verfahren eigen sind, nur hat das schottische Verfahren 
eine Reihe von Eigenthümhchkeiten, welche im Wesent- 
lichen darin bestehen*), dass das Institut des Coroner so 
wenig, als das der Anklagejury bekannt sind ; dass ferner in 
Schott) and eine Staatsanwaltschaft besteht, welche im Inter- 
esse der Verfolgung von Verbrechen thätig ist, und auf 
deren Antrag, ein geheimes Verfahren zur Erhebung des 
Thatbestandes (Voruntersuchung) eingeleitet wird, zu 
welchem tler Angeschuldigte keinen Vertheidiger herbei- 
ziehen kann; ein Verfahren, das vielfach als gefährdend 
geschildert wird. 

Ak besondere EigenthümUchkeiten des schottischen 
Hauptverfalirens {Trial) verdienen noch hervorgehoben zu 
werden, ds:ii5s während in England ein Richter der Jury 
präsidirt, in Schottland drei zur Besetzung der Assisen 
gehören und dass das urtheilende Schwurgericht, nicht wie 
in England ans zwölf, sondern aus fünfzehn Geschwornen 
bestellt, claäs die Anklageakte umfassender bearbeitet ist, 
so dass der Angeklagte genauer weiss, worauf er seine 
Vertheidignng zu richten hat, und dass die Sitte es mit 
sich bringt, dass dem Angeklagten immer ein Vertheidiger 
zar Seite gestellt wird, dass vor dem Beginnen der Beweis- 



*) Vergl. Mittermaier, Erfahrungen, p. 79 u. ff. und dessen Zu- 
sammenstellmig der Ergebnisse der Criminalstatistik, durch welche 
der Nachweis geliefert werden soll, dass die Macht der Repression im 
Ztmehmen he griffen worden ist. 

^) Ytirgl. Mittermaier, das englisch - schottische Strafverfahren. 
§ 2 n. £F. 



Digitized by 



Google 



— 31 — 

führung eine Vorverhandlung durch die Einwendung über 
die relerancy of the libel stattfinden kann, wenn der Yer- 
theidiger die Einwendung erhebt, dass die vorgelegte An- 
klage keine Grundlage der Sfcrafverhandlung sein kann, z. 
B. dass die Handlung nach den Gesetzen kein Verbrechen 
begründet^), und hauptsächlich, dass der Wahrsprach der 
Geschwornen nur eine Mehrheit der Stimmen erfordert, 
und dass endlich die schottischen Geschwornen zwischen 
zwei Formeln der Lossprechung wählen können, y,not guilty^ 
oder „not proven^^ welche letzte Formel in den meisten 
Fällen gewählt wird. 

In Irland dagegen herrscht in Bezug auf das Straf- 
verfahren die nämliche Gesetzgebung wie in England, 
wenn auch die eigenthiimlichen Zustände des Landes auf 
die Rechtssprechung selbst einen wesentlichen Einfluss 
haben und dem Charakter des Schwurgerichts ein eigen- 
thümliches Gepräge verleihen. Auf die Abweichung der 
Einrichtungen und der Eigenthümlichkeiten der Rechts- 
übung hier näher einzugehen, würde den Zweck der ge- 
stellten Aufgabe überschreiten, für welche es sich lediglich 
handelt, die leitenden Grundsätze der englischen und 
französischen Gesetzgebung gegenüber zu stellen, um durch 
deren Vergleichung, die Schaltenseiten und die Lichtseiten 
des geltenden Verfahrens klarer hervortreten zu lassen. 

Ebensowenig bedarf es eines näheren Eingehens auf 
die Wirksamkeit und den Charakter der Schwurgerichte in 
Amerika, woselbst im Wesentlichen das auf den Grund 
des gemeinen Rechts in England beruhende Strafverfahren 
Geltung hat, während die Rechtssprechung und der ganze 
Charakter des Schwurgerichtes durch die politischen und 
sozialen Zustände dieses Landes wesentlich modifizirt er- 
scheinen*). Hervorzuheben ist, dass auch in Nordamerika 



^) Mittermaier, englisch-schottisclies Strafverfahren, p. 350 -352. 
*) Eine Darlegung der Eigenthümlichkeiten, sowie der das Ver- 
fahren gesetzlich regelnden Bestimmungen der nordamerikanischen 
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die Staatsanwaltschaft vorkommt, dass auch hier das Ver- 
fahren vor dem Coroner eingeleitet wird, dass die Anklage 
nur gegen eine Person zulassig ist, wenn die grosse Jurj 
die Anklage zugelassen hat, dass jeder Angeklagte einen 
Verfcheidiger haben muss, während zu dem Wahrspruch 
wiederum die Einstimmigkeit erfordert wird. 

Dem Schwurgerichte England's und den mit ibm 
stammverwandten Nationen steht die französische Jury, 
wie sie im Wesentlichen in fast allen deutschen Gesetz- 
gebungeiL Eingang gefunden hat, gegenüber, welche ihre 
Wirksamkeit in einer ungünstigen Zeit begonnen hat, in 
welcher die Stürme der Revolution auch auf die sittlichen 
und sozialen Zustände den schlimmsten Einfluss hatten und 
bei deren Einführung vorherrschend nur die politische Idee 
entschied, dass dadurch eine Garantie der Freiheit gegeben 
werden sollte, während es an einem Verständnisse und 
einer richtigen Auffassung des englischen Verfahrens, dessen 
Entwicklungsgang ein natürlicher, ruhiger und stetiger war, 
vollständig mangelte. Durch Misstrauen gegen die Staats- 
richter erzeugt, hat es umgekehrt in seinem weiteren Ent- 
wicklungsgange die Opposition der Letzteren hervorgerufen, 
und unbewusst zu dem bestehenden Misstrauen gegen die 
Geschwornen geführt, welches in dem Streben resultirt, 
deren Thätigkeit möglichst zu beschränken und sich in 
dem Grundsatz der schroffsten Trennung der That- und 
Rechtsfrage verkörpert. 

Der falsch verstandene Grundsatz der englischen Jury, 
dass die Geschwornen nur über die Thatfrage zu entscheiden 
haben, hatte jenes so vielfach und mit Recht angegriffene 
französische System der Fragestellung zur Folge, welches 
im Wesen zu heben oder nur zu mildern allen bisherigen 
legislatorischen Vorschlägen noch nicht gelungen ist. Die 



Verfaa^nng ist in umfassender Weise geschildert in der eingehenden 
Schrift: Mittermaier, das englisch -schottische und nordamerikanische 
Yerfabt en. Vergl. Erfahrungen über die Wirksamkeit etc. p. 112 u. ff- 
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richtige Erkennung des englischen Schwurgerichtes, »dass 
das Strafverfahren (Trial) in einem geistigen Kampfe 
zwischen Ankläger und Angeklagten auf den Grund einer 
bestimmten Anklage beruht und dass zu einem gerechten 
Kampfe, welcher ein gerechtes Strafurtheil möglich machen 
soll, eine Gleichheit der Waiffen des Anklägers und des 
Angeklagten gehört^)« wurde verhindert durch den fort- 
dauernden inquisitorischen Charakter des französischen 
Strafverfahrens, welches alle Mittel als anwendbar erschei- 
nen liess, um den Angeklagten zu einem Geständnisse zu 
bringen oder doch in den Geschwornen die Ueberzeugung 
der Wahrheit durch den Totaleindruck der Verhandlungen 
zu begründen. Wenn auch nach dem Gesetzbuch von 
1808 das öffentliche, mündliche Verfahren auf dem An- 
klageprinzip zu beruhen scheint, so ist doch in der Wirk- 
lichkeit das Verfahren vielfach ein inquisitorisches, nament- 
lich in Bezug auf die Voruntersuchung, deren Ergebnisse 
auch in unserem, dem französischen sich anlehnenden Ver- 
fahren leider eine zu wesentliche Rolle spielen, so dass 
der Schwerpunkt des formell bestellenden Anklageprozesses 
weniger in der Hauptverhandlung als in den Materialien 
der Voruntersuchung, zu suchen ist. Ausflüsse dieses be- 
denklichen Prinzips sind namentlich das dem englischen 
Verfahren unbekannte Verhör mit dem Angeklagten, in 
welchem diesem bei den geringsten Abweichungen die in 
der Voruntersuchung gemachten Aussagen vorgehalten zu 
werden pflegen, die angeblich zur Unterstützung des Ge- 
dächtnisses dem Zeugen aus seinen früheren Angaben ge- 
machten Vorhalte, die Befugniss, Aussagen solcher Zeugen 
zu verlesen, die in der Voruntersuchung vernommen, in 
der Hauptverhandlung nicht erscheinen und endlich die 
verhängnissvolle „pouvoir discretionnaire" des Präsiden- 
ten, welche ihm gestattet, sog. Auskunftspersonen als 
Zeugen und Sachverständigen vorladen zu lassen, über- 



') Mittermaier, Erfahrungen etc. p. 113 n« ff. 
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baopt alle Massregeln anzuordnen, die ihm zweckmässig er- 
scheinen, um die Wahrheit zu entdecken, wobei das Ge- 
setz auf seine Ehre und Gewissen rechnet (Code Art. 268) 
eine Willkühr, welche bei dem Cassationshofe nach der 
Rechtssprechung keinen Schutz finden kann, weil, wie der- 
selbe sagt, das Ermessen des Präsidenten, dessen Ehre und 
Gewissen Alles überlassen ist, völlig frei sein muss. Ge- 
genüber der von uns hervorgehobenen Einfachheit des 
englischen Verfahrens, welches nur eine Anklage gegen 
einen Angeklagten zulässt und es somit der Jury er- 
möglicht, ihre ganze Aufmerksamkeit auf den einen 
ihrer Entscheidung unterliegenden Punkt zu lenken, steht 
tlie Befugniss, die Anklage verschiedener Verbrechen in 
einer Verhandlung zuzulassen und die Geschwomen über 
nine Masse von Fragen entscheiden zu lassen, welche statt 
klärend, verwirrend einwirken, die Aufmerksamkeit und 
die Möglichkeit einer eingehenden Prüfung bei der Masse 
des Materials erschweren und zu verkehrten Wahrsprüchen 
fähren. Hierzu kommt die Befugniss, die ursprüngliche 
Anklage auszudehnen Aid zu erhöhen, welche, indem sie 
über die den Geschwomen gesetzte Aufgabe hinausgeht, 
den Wechselfällen der Verhandlung einen unsicheren 
Stützpunkt entnimmt und die Aufmerksamkeit der Ge- 
schwomen von dem ursprünglichen Gegenstand der An- 
klage erfahrungsmässig ablenkt. 

Während das englische Verfahren in dem gleichbe- 
rechtigten Zusammenwirken der Richter und der Geschwor- 
nen die beste Garantie für richtige Erfüllung der der Jury 
zugewiesenen Aufgabe erblickt eine gegenseitige Unter- 
ordnung innerhalb der Grenzen der eigenen Thätigkeit 
diejenige des anderen Theils zur Achtung und da- 
mit zu dem gebührenden Einflüsse bringt, so ist das 
Grundmerkmal des französischen Strafverfahrens in Bezug 
auf die Schwurgerichte, Misstrauen gegen die Geschwor- 
nen, dm Streben die Geschwomen zu beschränken und 
dieselben von den Assisenrichtem abhängig zu machen. 



L 



Digitized by 



Google 



^ 35 - 

Es äussert sich dieses Misstrauen in den gesetz- 
lichen Bestimmungen über die Bildung der Geschwomen- 
listen, in der Beschränkung der Competenz der Geschwor- 
nen auf die schwersten Verbrechen, in der festgehaltenen 
Trennung der That- und Rechtsfrage und der Beschrän- 
kung, dass die Geschwornen nur über die erstere urtheilen 
dürfen, in dem System einer Fragestellung, welches die 
Geschwornen in eine fortwährende, Conflikte zwischen ihrem 
Gewissen und ihrer Pflicht erzeugende Zwangslage versetzt, 
in der Einrichtung des sogenannten resume, jener verfehlten 
Nachbildung der englischen > Chargen ^ welche von dem 
Präsidenten eine Aufgabe fordert, der er nur in den sel- 
tensten Fällen gewachsen ist, in der Art, wie durch das 
Hin- und Hersenden der Geschwornen zu neuer Berathung 
dieselben leicht eingeschüchtert und ermüdet wer- 
den können und endlich in dem bedenklichen, auch in die 
neueren deutschen Legislationen übergegangenen Grund- 
sätze, dass die Assisenrichter, unter umständen selbst zur 
Entscheidung berufen, namentlich, wenn sie den Wahr- 
spruch auf Schuldig als irrig erkennen, diesen vernichten 
dürfen; alles Einrichtungen, welche die Abhängigkeit der 
Jury von dem über denselben stehenden Richtern verbür- 
gen sollen. Hierzu kommt die mächtige Stellung der 
Staatsanwälte, nicht nur in der Voruntersuchung, sondern 
namentlich in der Haupt Verhandlung, die Gestattung, dass 
dieselben schon am Anfang der Verhandlung ein sogenann- 
tes e;rjpo5^ der Anklage geben dürfen, überhaupt ihre Berech- 
tigung in den Verhandlungen in einer Wei se einzugreifen, 
welche weit über die der Vertheidigung eingeräumten Rechte 
hinausgeht, jene Hinweisung auf die innere üeberzeu- 
gung der Geschwornen, welche dieselben verleitet, zu leicht 
von dem Eindrucke eines unklaren Gefühls sich bestim- 
men zu lassen, statt ihre Prüfung gewissenhaft und ver- 
ständig auf das Ergebniss der vorgeführten Beweise zu grün- 
den nnd sich, wie der englische Geschworne, der durch 
die Logik festgestellten Regeln zu bedienen, um vermöge 
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einer geistigen Operation zu dem Ergebnisse der Wahrheit 
zu gelangen; eine „Omnipotence^ die um so mehr in der fran- 
zösischen Rechtssprechung begünstigt wird, als hierdurch 
den Geschwornen eine Abschlagszahlung, auf das ihnen 
vorenthaltene Recht der Entscheidung der That- und 
Rechtsfrage gewährt wird indem dieselben in den 
Glauben einer Allmacht gewiegt werden sollen, welche in 
der That nicht besteht, da vielmehr die Auslegung 
und Subsumtion des Verdikts — die Entscheidung der 
Rechtsfrage — den eigentlichen Spielraum der Staatsrich- 
ter sichert. Indem Alles bei den französischen Geschwor- 
nen diesem sogenannten Instinkte des Wahrheitsgefiihles 
überlassen wird, macht sich die beklagenswerthe Erschei- 
nung geltend, dass während in England für den Ange- 
klagten die Vermuthung der Unschuld streitet und die An- 
klage ihm strikt bewiesen werden muss, im französischen 
Verfahren der Angeklagte schon von Anfang an als schul- 
dig hingestellt und beliandelt wird. Es wird darauf hin- 
gewirkt, den Nachweis zu liefern, dass dem Angeklagten 
nach seinem bisherigen Leben zuzutrauen sei, dass er auch 
daa Verbrechen verübt habe, dessen er angeklagt ist; der 
Charakter des Angeklagten wird als ein schlechter dargestellt, 
die Anklageschrift beginnt mit einer Verzeichnung der Vor- 
strafen, die Vernehmung mit der Vorhaltung des Sünden- 
registers und der Versuch, den Angeklagten als föhig des 
konkreten ihm zur Last gelegten Verbrechens zu bezeich- 
nen^ führt zu einer Voreingenommenheit gegen denselben, 
welche eine ihm nachtheilige Auffassung der weiteren 
Beweisführung zur Folge haben mass. 

Diese Mängel der Gesetzgebung, die verbreiteten ir- 
rigen Ansichten über die Aufgabe der Jury, die ebenge- 
TÜgte Art des Verfahrens konnten eine gedeihliche Ent- 
wicklung nicht aufkommen lassen; wir finden bis auf den 
heutigen Tag jene Frage der Theilung der Gewalten un- 
gelöst^ und dazu kömmt, dass das Gesetz noch im Art. 342 
die Geschwomen dahin instruirt, dass sie pflichtwidrig han- 
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dein, wenn sie an die Vorschriften der Strafgesetze denken 
und die Folgen, die ihr Verdikt nach dem Wahrspruche 
haben kann, erwägen, somit geradezu von den 6e- 
schwomen eine unmögliche Aufgabe verlangt. Dass diese 
unmöglich ist, hat die Kechtsübung auch in Deutschland 
gezeigt. Steht man daselbst auch nicht auf dem franzö- 
sischen Standpunkte leidenschaftlicher auf das Gefühl der 
Geschwornen berechneter Rhetorik, so hat man doch nicht 
verhindern können, dass die Po Igen des Verdikts in die 
Verhandlungen hereingezogen werden, weil in diese es sich 
verkörpert, inwieweit nach dem allgemeinen Rechtsbewusst- 
sein der Gesetzgeber eine Handlung hat für strafbar erachten 
wollen. In Frankreich*) ist dieses bei der grossen Härte 
der Strafgesetzgebung um so weniger möglich gewesen, 
als in vielen Fällen das Volksrechtsbewusstsein mit der 
Härte der Strafe in Widerspruch tritt und die Geschwornen 
jeden möglichen Ausweg wählen, sich aus einer solchen 
traurigen Zwangslage zu befreien. 

Was nun die Stimmen in Frankreich über das Schwur- 
gericht betrifiFt, so versichert uns Mittermaier, dass es 
zwar nicht an vielfachen Klagen über die Wahrsprüche 
der Geschwornen fehle, vorzüglich über grundlose Los- 
sprechungen oder über Wahrsprüche, durch welche die Ge- 
schwornen, statt die gestellte Anklage als begründet zu 
erkennen, eine geringere Strafe als diejenige, die gesetzlich 
eintreten musste, wenn der Angeklagte schuldig nach der 
Anklage erkannt worden war, herbeiführen. Merkwürdig 
aber ist, dass keine Stimmen in Frankreich laut 
werden, dass man das Schwurgericht überhaupt 
aufhebe und dass die Schuld ungerechter Wahrsprüche 
weniger in den Geschwornen, als in der Gesetzgebung ge- 
funden wird, die ein mangelhaftes Verfahren anordnete 
oder in den Personen, die als Staatsanwälte, Präsiden- 
ten oder Vertheidiger thätig gewesen sind, insbesondere 



1) Erfahrungen p. 143 u. ff. 
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auch in dem verderbliohen Einflasse der Ergebnisse einer 
fehlerhaften Voruntersuchung und mit Recht werden die- 
jenigen, die noch immer von grundlosen Lossprechungen 
Schuldiger durch Geschworne reden auf den Ausspruch 
eines erfahrenen französischen Richters verwiesen*) 

Blamer la decisian d*un jury, c'est exprinier um 
opinion qui n'a pas de hase^ ou qui rCest fondee que 
sur des conjeciures incmiaüies et hasardees, c'est von- 
loir juger ce qu'on ne peut connattre ; en un nwt, 
c'est tont ä la fois un acte d'aveuglement et de teme- 
rite 
Worte, welche als nicht genug beherzigenswerth den ober- 
flächlichen Kritikern eines ihnen nicht behagenden Jury 
— Verdiktes entgegengehalten werden können. 

Es ist bekannt, wie man in Frankreich in Erkenntnis» 
der dem schwurgerichtlichen Verfahren anhaftenden Män- 
gel seit der Abfassung des Code unter dem Einflüsse der 
gemachten Erfahrungen, sowie der wissenschaftlichen Fort- 
schritte* bemüht war, die Bestimmungen desselben bestän- 
dig zu ändern, worauf, wie bereits oben hingewiesen, die 
wechselnden politischen Zustände den grössten Einfluss 
übten. Es sei nur erinnert an den Gang der Gesetzgebung 
in Ansehung der Besetzung des Schwurgerichts, die Herab- 
minderung der Assisenrichter von 5 auf 3 durch das Ge- 
setz von 1831, an die Aufhebung der bisherigen gesetz- 
lichen Bestimmung, nach welcher, wenn die Geschwomen 
mit 7 gegen 5 Stimmen das Schuldig aussprachen, die As- 
sisenrichter berufen waren, über die Schuld zu entscheiden 
(Gesetz v. 4. März 1831), an die tief eingreif ende Anordnung 
durch das Gesetz von 1832, durch welches, um die durch 
die Härte der Straf bestimmungen des Code erzeugten unge- 
rechtfertigten Freisprechungen zu mindern, den Geschwor- 
nen gestattet wurde, dem Schuldausspruclie die Annahme 



MasBon. Considerations sur le respect I6gal aux declarations 
du Jury. p. 27. 
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des Daseins von Milderungsgründen beizufügen, mit 
der Wirkung, dass die ordentliche Strafe in Wegfall kam 
und eine geringere eintrat. Durch die Gesetze vom 9. und 
28, Juli 1885 wurde die einfache Mehrheit von 7 Stimmen 
als genügend zum Schuldausspruche erklärt und die ge- 
heime Stimmengebung eingeführt; eine Maassnahme, welche 
das Wesen des Schwurgerichts vollständig erschüttert und 
auch kaum gehoben wurde durch das freisinnigere Gesetz 
vom 6. März 1848 welches, wenigstens (unter Beibehaltung 
geheimer Abstimmung !) eine Berathung der Geschwomen 
gesichert wissen wollte. An Stelle der einfachen Majori- 
tät von 7 gegen 5 Stimmen forderte man wieder 9 gegen 
3, um nach wenigen Jahren (1853) auf das frühere (nun- 
mehr noch geltende) System zurückzukommen, demzufolge 
die einfache Majorität mit 7 gegen 5 Stimmen beibehalten 
wurde. Die Competenz der Schwurgerichte wurde in neue- 
rer Zeit noch bedeutend durch das bekannte Gesetz von 
1863 beschränkt, indem dadurch mehrere strafbare Hand- 
lungen, welche bisher an die Gaschwornen verwiesen wa- 
ren, diesen entzogen, als Vergehen erklärt und daher den 
correktionellen Gerichten zur Entscheidung überwie- 
sen wurden. Dass der bisher geschilderte Wechsel der Ge- 
setzgebung, die rasch auf einander folgenden Aenderungen 
in den wesentlichen Bestimmungen des Instituts, Compe- 
tenz, Besetzung, nothwendige Stimmenzahl u. s. w. zum 
Theil es erklären lassen, warum in Frankreich die Schwur- 
gerichte nicht die nothige Achtung gemessen und warum 
grosse Unklarheit über Bedeutung dieses Instituts herrscht, 
hat Mittermaier in seinen Erfahrungen auf Grund der 
Rechtssprechung p. 155 u. flF. in überzeugendster Weise 
nachgewiesen. Der Mangel der Einfachheit des Verfahrensi 
die Verhandlungen über eine oft grosse Zahl von Ange- 
klagten und die Anklage wegen mehrerer Verbrechen, die 
hierdurch erschwerte richtige Auffassung der Beweise, die 
Anhäufung der Masse von Fragen, das sogenannte expose 
des Staatsanwalts (Code Art. 305) das gänzlich seiner Will- 
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kühr überlasseu und daher die Unpartheilichkeit der Ge» 
schwornen gefährdend ist, das Hereinziehen der Ergebnisse 
der Voruntersuchung in die Hauptverhandlung, durch 
welche die Geschwomen, weil unter öffentlicher Autorität 
voQ einem Beamten aufgenommen, leicht sich bestimmen 
lassen, die Vorlisimg der schriftlichen in der Vorunter- 
suchiiTig aufgeuoiumenen Aussagen von Zeugen im Wider- 
spruch mit dem Prinzip der Mündlichkeit (Code Art, 317), 
die omiuöse Vorschrift, dass die Geschwornen den Wahr- 
sprneh naeli ihrer inneren üeberzeugung abzugeben haben 
(Art» 342), die nachtheilige Ansicht, dass die Geschwornen 
nur Richter der That sind, und die hierdurch den Ge- 
schwornen gegebene unwürdige Stellung sind dem Vor- 
stehenden zufolge die wesentlichsten Mängel des französi- 
schen Verfahrens, welches eben unter der Form des An- 
klageprinzipy dem Untersuchungsprinzip einen gefähr- 
lichen Spielraum gestattet. Hierzu kommt der nachtheilige 
Einfluss des Präsidenten, in dessen Hände das Gesetz eine 
ausgedehnte und gefährliche Macht legt, während der eng- 
lisch*3 Präsident durch seine Stellung eine Unpartheilich- 
keit erhält, welche es ihm möglich macht, durch seine 
Rechtsbelehningen [Charge) wohlthätig auf die Geschwor- 
nen einzuwirken. Die Nachtheile dieser sogenannten diskre- 
tionären Gewalt (Code Art. 268) sind bekannt. Mag der Prä- 
sident noch so sehr die Rechte der Vertheidigung beschrän- 
ken, ein Schutz, eine Abhülfe ist nirgends gegeben ; schon 
das Verhör des Angeklagten macht den Präsidenten zum 
Inquirenten, wühiend man aus der Art und Weise der 
Yornahme des Verhörs bereits in den meisten Fällen entneh- 
men l:ann, dass der Präsident den Angeklagten schuldig 
hält und ihn danach behandelt. Und ist es ihm wirklich 
gelungen, fern von jeder Leidenschaftlichkeit und übertrie- 
benem Amtseifer die Verhandlungen unpartheiisch zu len- 
ken, sich als (.'inen gewissenhaften Inquirenten zu be- 
währen, so falit ihm die noch schwerere Aufgabe anheim, 
in dem durch den Art. 336 des Code angeordneten Besume 
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ein ebenso partheiloser und objektiver Referent zn 
werden; eine um so bedenklichere Aufgabe, als er im Gegen- 
satz zu der in England erforderlichen Rechtsbelehrung, 
der gesetzlichen Vorschrift des Code gemäss die vorzüg- 
lichsten Beweise für und wider den Angeklagten 
zusammenstellen soll. (Le President resumera Vaffaire. — 
II fera remarquer aiix jtires les principcdes preuves pour ou 
contre Vaccitse. — II leur rappdlera les fondions, qu!ü8 
auront ä remplir); eine Aufgabe, der schwache Präsidenten 
nicht gewachsen sind, von erfahrenen und begabten Prä- 
sidenten in einer oft gefährlichen Weise erfüllt wird, so 
dass in Frankreich selbst immer mehr Stimmen laut wer- 
den, welche die Aufhebung des Resume verlangen^). 

Im Zusammenhange hiermit steht das auf Willkühr 
und Prinziplosigkeit beruhende französische System der 
Fragestellung, die derselben vorangehende unerquick- 
liche Debatte zwischen Staatsanwalt und Vertheidigung über 
die zu gebrauchenden Ausdrücke und Zusatzfragen, die von 
dem Präsidenten oder dem Assissenhof vorgenommene Prüfung 
des Wahrspruches und die Zurücksendung der Geschwornen 
zur neuen Berathung, die Häufigkeit der wegen unrichtiger 
Fragestellung veranlassten Kassationsgesuche , alles er- 
hebliche Nachtheile, welche aus dem System der Tren- 
nung der That- und Rechtsfragen resultiren. Bekannt sind 
aus der Rechtssprechung die beständigen Streitfragen, ob 
die Hauptfrage in einzelne Fragen aufgelöst oder Alles in 
eine Frage zusammengedrängt werden soll, über den 
wahren Sinn des Ausdrucks „Eletnent constitutif^^ die Stel- 
lung der sog. subsidiären Fragen, deren Erörterung einen 



Vergleiche meine Ansführaugen über das Besumö in meiner 
Schrift „zur Eeform des Strafprozesses", Heft I. p. 95 u, ff. 

Eine für die Wirksamkeit höchst bedeutende Eigenthümlichkeit 
der belgischen Gesetzgebung ist die durch das Gesetz vom 19. Juni 
1831 in Belgien eingeführte Bestimmung, dass der Schlussvortrag des 
Präsidenten (Resume) aufgehoben ist. 
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f^rlieblichen Theil dei^ SchwiirgerichtsTerhandlongen in 
Anspruch nimmt, die Zurücksendung der Geschwomen 
foi* neuen Berathnng und hauptsächlich aber das Aus- 
leguiigsreoht des Wabrspruchs, welches nach dem auf 
reiche Erfahrungen gegründeten Zeugnisse Mittermaiers 
a. a. 0. dahin führt, dass in Frankreich die Assissenhofe 
sich eine grosse Freiheit nehmen, willkührlieh den Wahr- 
spriich auslesen, die von den Geschwornen gemachten Zu- 
Bfitzo l)eiiebig als nicht vorhanden annehmen und dadurch 
dem AVahrspruch eine Deutung geben, welche dem Willen 
der üegchwornen nicht entspricht. 

Das deutsche Geschwomengericht hat mit dem fran- 
zusißi?lien Verfahren vor der Jury alle Vorzüge und Mängel 
jof.^inein; denn die Einführung desselben geschah in einer 
Zeit und unter Umständen, welche die nothige Vorberei- 
tung nicht ermöglichten und man beschränkte sich darauf, das 
tVaiizDsische System, welches in den deutschen Rheinpro- 
vinzen bereits in Uebung war, einfach zu adoptiren, der 
Zeit luid den Verhältnissen es überlassend, wie dasselbe 
sich entwickeln werde. Man begnügte sich in den deutschen 
j^taatpn, Vorschriften über die Einführung der Schwurge- 
riolitc und das schwurgerichtliche Verfahren zu geben, zum 
Theil unter Beibehaltung der bestehenden Strafprozess- 
ordnung, namentlich ohne die mit der Entfaltung des 
Schwurgerichtes im engsten Zusammenhange stehende Vor- 
miteusuchung zu regeln^). Nachtheilig wirkte die Beibe- 
htiltnug des bisherigen auf rechtsgelehrte Richter berechne- 
ten Strafgesetzbuches. In Oester reich fielen die Schwur- 
gerichte trotz guter Bewährung nach kurzem Bestände 
(1853). In Preussen wurden die Schwurgerichte durch 
die Verordnung vom 3. Januar 1849 eingeführt, durch 
welche man sich begnügte, das Verfahren vor denselben 



') Nur in einigen Staaten, Oesterreich, Braunschweig , Hannover, 
Tbüringischen Staaten, wurden vollständige Stra^rozess- Ordnungen 
und eine entsprechende Gerichtsverfassung eingeführt. 
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anzuordnen und in Bezug auf die Voruntersuchung einige 
dringend nothwendige Bestimmungen zu geben. Da hier- 
nach wesentliche Lücken blieben, so wurde die Fortdauer 
der Kriminalordnung von 1805, soweit sie verträglich war 
mit den neuen Bestimmungen, ausgesprochen. Unter dem 
Ginflusse entgegenstehender Strömungen theils gegen theils 
für das Schwurgericht entstand das Gesetz vom 3. Mai 
1852, betreflFend die Zusätze zu der Verordnung vom 
8. Januar 1849. Das Nebeneinanderbestehen zweier das 
Strafverfahren ordnenden Gesetzgebungen, der Kriminal- 
ordnung von 1805, welche auf dem Inquisitionsprinzipe 
basirt, neben den das neue Verfahren regelnden Gesetzen, 
welche formell wenigstens auf dem Anklageprinzip beruh- 
ten, hat sich in der Rechtssprechung als ein nachtheiliges 
bewährt, häufige Streitfragen über Beibehaltung früherer 
Bestimmungen erzeugt, welche weder die wissenschaftlichen 
Arbeiten^), noch die Entscheidungen des Kassationshofes 
zu lösen vermochten. 

Die neuere Strafprozess - Ordnung von 1867 beruht 
auf einheitlicheren Prinzipien; sie hat in wenigstens kon- 
sequenterem Maasse sich bemüht, das Verfahren vor der 
Jury zu regeln und vielfach wohlthätige Bestimmunji^en 
anderen Prozessgesetzgebungen entnommen , ohne') den 
Grundgedanken der französischen Gesetzgebung zu ver- 
leugnen. Sie leidet an der Beibehaltung der Vorunter- 
suchung mit ihrem immer noch inquisitorischen Charakter, 
an der mangelhaften Durchführung des Anklageprinzips, 
betont zu sehr die diskretionäre Gewalt des Präsidenten 
und haftet an der irrigen Vorstellung, dass die Geschwornen 
nur über die Thatfragen zu entscheiden hätten, hat mit 
dem französischen Verfahren das System der komplizirten 



*) Vergleiche iosbesonderd Commentar von OppenhofF zu den 
prenssischen Strafprozessgesetzen. 

') Vergl. meine Ansfahrungen in Heft II. zn Tit. Xin. Ab^ 
schnitt IV. 
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^eächraubten Fragestellung und deren Auswüchse gemein, 
hält den Anspruch der Geschwomen mit 7 gegen 5 Stim- 
men für genügend und lässt in diesem Falle den Schwur- 
gerichtshof entscheiden, was um so unbegreiflicher ist, als 
dooh in Frankreich selbst seit 1831 wegen der verschie- 
denen Nachtheile diese Anordnung aufgehoben wurde. 

Es würde den Raum der gestellten Aufgabe über- 
schreiten, den Entwicklungsgang der Gesetzgebung und 
Rechtssprechung in anderen deutschen Staaten zu verfolgen, 
so lehrreich eine solche Betrachtung auch ist, weil es uns 
nur darauf ankommt, im Grossen und Ganzen die vorhan- 
denen Mängel des geltenden schwurgerichtlichen Verfahrens 
zu konstatiren und die Ursachen zu ergründen, welche 
namentlich in der jüngsten Zeit dazu beigetragen haben, 
die Forderung aufzustellen, dass man die Schwurgerichte 
als der ihnen gestellten Aufgabe nicht gewachse^i, wieder 
beseitige und inwieweit nicht, ehe man zu einem solchen 
entscheidenden und gewiss beklagenswerthen Akte der Ge- 
setzgebung übergeht, aus der Vergleichung mit anderen 
Gesetzgebungen, namentlich der englischen, Nutzen gezogen 
werden kann, um den begründeten Anforderungen an das 
Schwurgericht Rechnung zu tragen. In Erfüllung dieser 
Aufgabe werden wir die Pflicht haben, zu prüfen, ob die 
Anklage der Gegner der Schwurgerichte theils wegen 
grundloser Freisprechungen, theils wegen ungerechter Ver- 
urtheilungen gegründet ist. 

Bei Vergleichung der Wirksamkeit der deutschen Ge- 
scbwornen konstatirt Mittermaier a. a. 0. zwei Erscheinun- 
gen, welche diesen Geschwornen ein besonders günstiges 
Zeugniss geben. Es ist dieses erstens die Erscheinang, 
dass in Deutschland die Geschwomen weit strenger sind 
als die Geschwomen anderer Länder; zweitens, dass die 
deutschen Geschwornen mit einer achtungswürdigen Ge- 
wissenhaftigkeit ihre Aufgabe lösen. Es wird konstatirt, 
dass die Zahl der Freisprechungen ebenso wie die Vernei- 
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uüng der Frage wegen mildernder Umstände weit geringer 
ist in Vergleicliung mit den Wahrsprüclien franzosischer 
Geschwomen. Es ist anerkannt, mit welcher Sorgfalt 
die deutschen Geschwornen den Verhandlungen folgen, wie 
die Berathung eine gründliche und lang andauernde ist. 
Bei der Beurtheilung, ob eine Freisprechung Tadel ver- 
dient, sollte man sich daher wohl hüten durch Annahme 
willkührlicher Nichtschuldigerklärung ein vorschnelles 
ürtheil zu fällen, weil man nicht weiss, welcher Sinn nach 
der Ansicht der Geschwornen dem einzelnen Ausspruch 
des Nichtschuldig zu Grunde lag, ob die Geschwornen 
die Verübung der That nicht als gewiss ansehen oder die 
Beweise der Thäterschaft des Angeklagten nicht als genü- 
gend finden, oder Mangel des Dolus, der Zurechnungsfilhigkeit 
oder Vorhandensein eines sogenannten Exculpationsgrundes z. 
B. der Noth wehr oder so viele Milderungsgründe der Zahl 
und dem Gewichte nach vorliegend vorhanden annehmen, 
dass eine Strafe nicht gerechtfertigt erscheint. Wenn man 
in solchen Fällen den Geschwornen den so oft gehörten 
Vorwurf macht, dass sie durch solche Freisprechung (na- 
mentlich in der letztgenannten Richtung) eigentlich ein 
Begnadigxmgsrecht sich anmaassen und sich über das Ge- 
setz hinwegsetzen, so wird mit Recht eine solche Hand- 
lungsweise der Geschwornen richtiger dahin aufge- 
fasst, dass sie sich nicht durch den starren Buchstaben 
des Gesetzes leiten lassen, vielmehr in den Geist desselben 
dringen und davon ausgehen, dass der Gesetzgeber, der 
unmöglich alle vielfachen Kombinationen des Lebens vor- 
aussehen kann, wenn er den Fall gekannt hätte, selbst 
ihn nicht unter sein Strafgesetz begriflfen haben würde 
und dass die Geschwornen hier aus dem Volksrecht s- 
bewusstsein, welches lehrt, was als strafwürdig ange- 
sehen werden kann, das Strafgesetz auslegen, indem sie 
annehmen, dass ein weiser Gesetzgeber sich selbst immer 
an dies Volksrechtsbewusstsein in Bezug auf das, was er 
als strafwürdig erklären will, anschliessen wird. 
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Ist einerseits häufig der Vorwurf ungerecht, dass die 
ijeschwornen grundlos freisprechen, so muss auch die an- 
dere Beschuldigung, dass die Wahrspruche der Geschwomen 
oft grundlose Verurtheilungen herbeifuhren, als ungerecht- 
fertigt zurückgewiesen werden. Kommen derartige Wahr- 
sprüehe voi\ aus welchen ein Vorzug der ürtheilsföllung 
durch die rochtsgelehrten Richter nicht abgeleitet werden 
darf, so liegt die Schuld entweder in dem Gesetze, welches 
den Geschwomen nicht möglich macht, einen Mil- 
derungsgruud anzunehmen in fallen, wo das Bedurfniss 
hierzu pich lebhaft kundgibt (man denke an die Harte des 
nunmehr beseitigten preussischen Strafgesetzbuches!) oder in 
den Mängeln des Verfahrens, namentlich der Art der Frage- 
sielluug, und endlich in den zur Mitwirkung in dem Ver- 
fahren berufenen Personen. Mit Recht wird daran erin- 
uort^), da.c.s die Fälle äusserst selten sind, in welchen das 
Gericht von der Befogniss Gebrauch macht, einen Wahr- 
f^prucb der 8chuld zu beseitigen, wenn die Richter ein- 
stimmig von dem Irrthum der Geschwornen überzeugt. 
^ind, sowie an den weiteren Umstand, dass in Ländern, in 
welchen nach dem Gesetz da, wo die Geschwomen nur 
mit einer Mehrheit von 7 Schuldig erkannten, die Richter 
berufen sind, ebenfalls zu entscheiden (z. B. in Preussen). 
in der überwiegenden Mehrheit der Fälle die Richter deu 
Geschwornen beitreten. 

Was namentlich den Zustand der jetzigen Ansichten 
über die Frügestellung betrifft, so dreht sich der Streit in 
den neueren Gesetzgebungen und wissenschaftlichen For- 
schungen um die Frage, ob die Geschwomen die ganze 
S c h u 1 d f r H g e entscheiden, daher auch über sog. Rechts- 
be griffe iirtheilen und unverkürzt solche Begriffe in die 
zu stellende Frage aufgenommen werden sollen, ferner, wie 
die Fragen in Bezug auf das Thatsächliche gefasst 



1) Mittermaier 1. c. 
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werden sollen. In einigen Ländern^) hat die Gesetzgebung 
richtig an der Ansicht festgehalten, dass die Geschwomen 
die ganze Schnldfrage zu entscheiden haben, wogegi*u 
die meisten anderen deutschen Gesetzgebungen die Ent- 
scheidung der Geschwomen nur auf die T hat frage be- 
schränken. Einen Mittelweg schlagen diejenigen Gesetzr^e- 
bungen ein, welche, wie z. B die preussische, ebenfalls 
daran festhalten, dass die Geschwomen die Richter «1er 
Thatfrage seien, aber durch einige Zusätze der Erfah- 
rung gerecht zu werden versuchen, dass die strikte Durch- 
führung einer solchen Trennung unmöglich, und dass 
RechtsbegrifiFe in die Frage aufgenommen werden dürfen'), 
und auch die Rechtsübung hat es bestätigt, dass immer 
häufiger auch in Ländern, wo man Rechtsbegriffe von den 
Fragen ausschliessen will, die Unmöglichkeit dieser Aus- 
schliessung und deren Unzweckmässigkeit anerkannt ist, 
die gesetzlichen Schranken durchbrochen und Rechtsbe- 
griffe in die Fragen aufgenommen werden. So wird denn 
auch die Ansicht, dass die Geschwomen nur über Thatfrageu 
entscheiden sollen, Gegenstand des gerechten Tadels von 
bedeutenden praktischen Juristen der Länder, in welchen 



^) Bayern, Bramischweig, Oldenburg. 

2) Vergl die preussiscbe Gesetzgebnng yon 1852, art. 82. 

Bei Bezeichnung der wesentlichen Merkmale der strafbaren Hand«, 
lung sind, insoweit es geschehen kann, Bechtsbegrift'e, welche nicht 
eine allgemeine bekannte und in dem gegebenen Falle anbestrittene 
Bedeutung haben, durch solche gleichbedeutende Ausdrücke zu er- 
setzen, ZQ deren Yerständniss Rechtskenntnisse nicht erforderlich sind. 

Oppenhoif, die preussische Gesetzgebung über Strafverfahren, 
p. 398 u. iL 

§. 3 8 der preussischen Strafprozessordnung von 1867. 

„Merkmale, deren Beurtheiinng im gegebenen Falle durch lechts- 
kundige Einsicht in den Sinn und Zusammenhang der Gesetze bedingt 
ist, müssen, insoweit es geschehen kann, durch die Aufnahme 
derjenigen Thatsachen ersetrt werden, welche für jene Benrtlieilung 
wesentlich sind.^' 
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Aiböeht gesetzlich aargenommen ist. Imm» laater 
Tonjthdlt die Erfahnmg die Prinziplodgkeit und die 
Na^iitlieil*^ dieses Systems in Verbindung mit den durch 
daa«elii€ erzeugten 31angehi der Fragestellung^) und fehler- 
haft rnnss (Planck, System. Darstellung des deutschen 
Straf werfahrens, p. 403 ffl) nach dem System dieser Ge- 
setze eine Fragestellung bezeichnet werden, welche sich 
daran f V>eschränkt, die behaupteten Thatsachen des Torlie- 
genden Falles in sich auizunehmeo, ohne ihrer Beziehung zu 
den Strafgesetzen, zu den gesetzlichen Thatsachen 
zu gedenken, weil dadurch für das Gericht die Subsumtion der 
behacpteten unter die gesetzlichen Thatsachen in Anspruch 
genommen wird, während die Geschwomen daron ausgeschlos- 
sen werden. Weil aber auch nach der richtigen Auffi^ssnng 
de% Schwurgerichts und dem durch seine Einfuhrfmg be- 
absichtigten Zwecke die Gesehwornen nicht Mos >Probir- 
«iteine eines gelehrten Beweisesc sein, sondern durch ihren 
Wahr sprach die Schuld feststellen sollen, wozu aber nicht 
gebort, zu beurtheilen, ob der Angeklagte dies oder jenes 
gethan, sondern zugleich ob das, was er gethan hat, ein 
Verbrechen ist, wobei den Geschwomen zwar die 
Uechtskenntniss, nicht aber die ürtheilskraft des 
Gmcbtes zu Hülfe kommen soll. Das Gericht soll belehren, 
nicht ortheilen. Nicht die wesentlichen Thatsachen, d. h. 
welche das Gericht für wesentUch hält, kraft seiner Sub- 
i*iimtioii, sondern die wesentlichen thatsachHchen Merk- 
male sind zur Frage zu stellen^, d.h. die Erkennungs- 
zeichen, welche das Strafgesetz namhaft macht, um in 
einer Thab ein bestimmtes Verbrechen zu finden, ausge- 
fällt mit dem für den vorgelegten Fall behaupteten that- 
sächücben Material'). 

') VergL H. Meyer, That- und Bechtsfirage in Geschwomen- 
gericht^u, Berlin, 1860. p. 131 u. flL 
ZacJiäriae, Handbuch IL p. 494 n. ff. 
') Alt, 318 der prenssischen Strafprozessordnung Ton 1867. 
^} Za^ihariae, Handbuch Band L p. 274 u. ff. — VergL anch 
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Alle diese und andere Gebrechen sind bedingt durch 
die jeweilige AufiFassung über Wesen, Bedeutung und Werth 
der Schwurgerichte, durch die unberechtigte Einmischung 
fremder und unwesentlicher Elemente in dieselbe, wobei der 
Entwicklungsgang, den die Jury in England gewonnen hat, 
übersehen und namentlich die Eigenschaft der Jury als 
Rechtsanstalt nicht genügend gewürdigt worden ist*). 
Den Grundgedanken des Schwurgerichtes bloss in dem Her- 
anziehen des volksthümlichen Elementes zu finden genügt 
nicht, was wir bereits hier in Hinblick auf diejenigen be- 
merken wollen, welche glauben, dem Grundgedanken und 
Endzweck desselben durch anderweitige Zuziehung des 
Laienelements verwirklichen zu wollen. Ebenso wenig scheint 
es uns erschöpfend zu sein, wenn Mittermaier (Erfahrungen 
p. 672) als die wesentlichen Merkmale des Schwurgerich- 
tes bezeichnet. 

1) Das Erkenntniss über Anwendung des Strafge- 
setzes geht zwar von Staatsrichtem aus, allein es 
ist dabei der Wahrspruch über die Schuld des An- 
geklagten zu Grunde zu legen, welcher Wahrspruch 
nicht von den Staatsrichtem, sondern von eigens hier- 
zu berufenen Männern gefällt wird; 



J. Glaser, die Fragestellnng im Schwnrgerichtsver fahren. Wien 1863. 
und von demselben: Zur Juryfrage Wien 1862, vgLv. Bar, Becht und 
Beweis im Geschwornengericht Hannover 1865, p. 21—307. 

Mittermaier, die Gesetzgebung und Eecbtsübnng im Strafver- 
fahren. Erlangen 1856. 

Mittermaier, deutsches Strafverfahren, 4. Aufl. Tbl. IL §195 
und 196 (p. 552 f. p. 564. p. 568 ff.) 

*) Zachariae Handbuch I. p. 74 u.ff. 

Mit Recht warnt der Verfasser von den Versuchen die Jury durch 
geistreich sein sollende Hypothesen ausgedrückt in ganz mysteriösen 
Phrasen wie „Vermittlung der Subjektivität mit der objektiven Ge^ 
rechtigkeit" Repräsention des Gewissens des leugnenden Angeklagten. 
„Vermittlung der Gewissensüberzeugung" auf direktem Wege durch 
anschauliche Dnrchlebnng einer vollständigen Rekonstruktion der That 
zur höchsten Spitze des inquisitorischen Prinzips zn machen. 
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2) di«M Miimer (Geaehwonie) mad meht süadi« als 
R tehter angestellt, Tielmehr ohne Rnekaicht anf Reeht^ 
keiminias ans dem Volke genmuncn; 

3) wegen besorgter Befiuigenlieit kann gegen die Ge- 
aehwomen in gewissem Umfuige ein Ablehnongsrecht 
geltend gemacht werden, 

4) Der Wahrsprach ist anf Gmnd der Beweise zu ge- 
ben^ welche den Geschwomen in Verhandlnngen Tor- 
gelegt werden» 

5) die Geschwomen geben keine Entseheidnng^rSnde. 
Ah eine der wichtigsten Voranssetxang<ai der gnten 
Wirksamkeit der Schwurgerichte mnss joie Einrichtong be- 
traebtet werden, nach welcher die Thatigkeit der Geschwomen 
Jarch Mitwirkung der Staatsrichter erhöht wird, insofern 
entweder die Staatsrichter rathend und belehrend oder 
con troll irend mitwirken. Der Schlussrortrag des Präsiden- 
ten kann hierzu bedeutend mitwirken, wenn such, wie 
wir nachgewiesen haben, das sogenannte Besume des fran- 
zosiscben Prozesses, wie solches in unsere Gesetzgebungen 
übergegangen und durch die Praxis gestattet worden ist, 
diese Wirkung nicht leicht hat, rielmehr die Geschwomen 
oft irreleitet im Gegensatze zu dem Schlussrortrag des 
englischen Richters, welcher der Berathung und Beurthei- 
Intig der Geschwomen trefflich zu Statten konunt, weil sie 
eben ak wohlthätige und unparth^üschQ Sechtsbelehrungen 
ihre Anerkennung bei den Geschwomen finden« 

D^ Streben, ein möglichst glückliches und ged«hli- 
ches Zusammenwirken zwischen den rechtsgelehrten Rich- 
tern uod den Geschwomen herbeiziiführen, hat namentUcb 
m der letzten Zeit eine Reihe Ton Vorschlägen herbeige- 
führt, TOB denen namentlich derjenige bemerkenswerth ist, 
welcher dahin geht, den Geschwomen einen juristi- 
vcben Rathgeber bei ihrer Berathung beizugeben^). 



n Heins«, deotsehesQesdiweniengerichl p. 161, dersu Fusl- 
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Heinze a. a. 0. insbesondere, erkennt dnrch diesen Schritt erst 
das wahre organische Znsammenwirken der Richter und 6e- 
schwornen für gesichert. Gegen den Vorschlag eines juristi- 
schen Berathers wird geltend gemacht^), dass dadurch die 
Unbefangenheit der Geschwomen leidet, weil jener Berather 
durch seine Redegewandtheit und seine imponirend her- 
vorgehobene Berufung seine Erfahrung und seine Rechts- 
kenntnisse in weit höherem Grade, als dies einem Ge- 
schwomen gelingen wird, übermächtigen Einfluss üben 
kann, dass hierdurch die erfolgreiche Wirksamkeit der 
Schwurgerichte mehr oder minder geschwächt werde, weil, 
wenn auch der Wahrspruch mit Stimmenmehrheit gefasst 
ist, er dem Volke leicht nicht als Ausfluss der selbststän- 
digen Ueberzeugung der Geschwornen sondern als ein 
Werk des Einflusses des juristischen Berathers betrachtet 
wird, der als Hauptperson erscheint; weil ferner dnrch die 
Theilnahme des juristischen Berathers in die Berathung 
der Geschwomen Dinge hereingezogen werden, die nicht 
hinein gehören, indem der Berather mit den Akten der 
Voruntersuchung vertraut ist, deren Ergebnisse nnwillkühr- 
lich seine Ansicht über den einzelnen Fall bestimmen und 
auf diese Art auch auf seine Rechtsbelehrung, dadurch 
aber auch auf die Geschwomen wirken. Endlich wird als 
vorzüglich gefahrlich geschildert der Einfluss durch die 
Kritik, welche der juristische Berather auf Abstimmungen ein- 
zelner Geschwomen üben kann, und dass dieselben Gründe, 
die man gegen die Gegenwart des Assisenpräsidenten im 
Berathungszimmer der Geschwomen anführen kann, die 
dahin geführt haben, dieses Recht zu beseitigen und dem 
Gerichtshofe in öffentlicher Sitzung die erforderliche Auf- 
klärung zu überlassen'), auch hierher gehören. 

Andere Vorschläge beziehen sich darauf, dass durch 
eine Vereinigung des Gerichtshofes und der Ge- 



Vgl Mittermaier a. a. 0. iL 17a n. iL 

*) §337 der preussisehen Strafprozess^Orduang v. 1867. 
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schwornen am besten ein gerechter Wahrsprnch gewon- 
nen werden könnte. Nach einem Vorschlag sollen die 
Staatsrichtei: und die Geschwomen in ein Kollegium ver- 
einigt gemeinschaftlich berathen und entscheiden, während 
nach einem anderen Vorschlag jedes der beiden Kollegien 
für sich über den Fall Berathung pflegt und abstimmt und 
dann nach Vergleichung der beiden Abstimmungen das 
Endurtheil festgestellt wird*); Vorschläge die ebensowenig 
Billigung beanspruchen können, weil sie die Selbstständigkeit 
der Geschwornen vollständig gefährden. Ihre Durchführung 
würde in einem Kollegium zwei ungleichartige Elemente 
zusammenwerfen, und ein bedenkliches Misstrauen gegen die 
Geschwornen aussprechen, deren Verantwortlichkeit von die- 
sen ab und auf die Richter gewälzt würde. 

Einen vermittelnden Weg schlägt Herrmann*) ein, 
welcher in einer angemessen zu regelnden Befragung 
des Gerichtshofs durch dis Geschwornen am geeignetsten 
das Zusammenwirken derselben zur Fällung eines gerechten 
Verdikts zu sichern glaubt. Der Verfasser, welcher die 
Theilnahipe der Geschwornen an der Rechtsanwendung darin 
anerkennt, dass der Wahrspruch keine blosse Feststellung 
einzelner Beweisergebnisse durch verständige Männer ist 
und sein kann, sondern den wichtigsten Theil der recht- 
lichen Beurtheilung des Falls mit umfasst, sucht den 
Widerspruch zu lösen ^), welcher zwischen dem Berufe der 
Geschwornen und der Ausrüstung stattfindet, die sie zu 
dessen Erfüllung besitzen. 

Der Verfasser, welcher sich auf den Boden der Jury 
stellt *),glaubt zur Lösung der gestellten Aufgabe auf eine nicht 

^) Hildegard im Archiv des Criminalrechts 1845 p. 353. 

*) die Befragung des Gerichtshofs durch den Geschwornen. Ge- 
richtssaal von 1866 p. 197 u. ff. 

^) Vgl. auch Schwarze, das deutsche Schwurgericht und dessen 
Eeform. 

V. Bar , Eecht und Beweis im Geschwornengericht p. 24 ff. 

^) im Gegensatz zu Schwarze in dem angeführten Werk. 
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sammelnde, sondern maassvoll fortschreitende Bechtsbildung, 
als den Weg der Beriohtigong des bestehenden In-* 
stituts zunächst verweisen zu müssen, er erblickt in den 
besonderen Antheilen des Gerichtshofs unH der Geschwor- 
nen an der Entscheidung, nur besondere der Lösung einer 
durchaus einheitlichen Aufgabe dienende Funktionen, 
deren jede zwar zum Gelingen des Ganzen ein Besonderes 
beitragen sollen, aber so, dass sie dies nur in Verbindung 
mit der anderen und Kraft der Ergänzung durch sie vermag. 
Nach demselben a. a. 0. p. 201 erscheint es nicht als ein, 
durch Aufgabe eines schärferen Theilungsgesetzes zu über- 
windender Uebelstand, dass die Geschwomen, um recht- 
liche Thatsachen festzustellen, ihre Prüfung des Beweises 
konkreter Thatsachen nicht, von der Beachtung der Rechts- 
begriffe loslösen können, welche den juristischen Werth 
der Thatsachen zu Wege bringen. Von der Gemeinsam- 
keit jenes juristischen Elementes bei der Verthei- 
lung der Funktioneu der Geschwomen und der Richter 
ausgehend ergibt sich die Forderung, dass eine prozessua- 
lische Veranstaltung getroffen sei, damit den Geschwor- 
nen die Kenntniss jener Norm, soweit sie ihrer für ihre 
konkrete Funktion bedürfen, durch die Richter angeeignet 
werde: die juristische Verständigung der Geschwor- 
nen, welche durch das Gericht zu erfolgen hat. Als 
nicht genügend erscheint jedoch der Schlussvortrag des 
präsidirenden Richters, welcher nach verschiedenen Straf- 
prozessordnungen (in Anlehnung an die englische Einrich- 
tung und im Gegensatz zu der desfalsigen Vorschrift des 
französischen Code) die bei dem Verdikt zu beachtenden 
Rechtssätze erläutert und so der Jury die sogenannte ju- 
ristische Direktive gibt. Diese Form der Rechtsbelehrung 
erscheint als eine mangelhafte, weil es dieser Rechts- 
belehrung, dadurch, dass sie der Berathung vorher- 
geht, an einer bestimmten begränzten Aufgabe fehlt, 
diese sich vielmehr darauf beschränkt, den möglichen 
Rechtsirrthümern vorzubeugen und dadurch an den Rich- 
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ter die Anfordening stellt, sich gewissermaassen in die öe« 
ichwomen hineinznyersetzen, die mögliclien rechtliclien Miss*» 
Terstandnisse einer mit dem Willen des Gesetzes nieht 
genan bekannten Betrachtungsweise des Falles sieb voll* 
ständig vor Angen zn bringen und darnach Art nnd Ans« 
dehntiBg seiner Rechtsbelebmng zn ermessen. »Sollte der 
Richter durch seine Rechtsbelebmng die Geschwomen 
wirUieh er^nzen nnd daher ebensowohl ansfallen als 
strenge innehalten, was seines Amtes ist, so müsste er die 
Rechtsponkte genan kennen, wo die Ergänznngsbedürftig- 
keit der Geschwomen vorhanden ist.c Darüber kann aber 
der Richter ans eigenem Wissen nnr mehr oder weniger 
unsichere Vermnthnngen haben, welche nicht ohne die 
Gegchwornen selbst zn einer sicheren Kenntnis s der 
aaszufüHenden Lücke werden können. »Die Geschwomen 
als die Subjekte jenes Bedürfnisses können allein über den 
Gegenstand nnd Inhalt desselben dasjenige zuverlässige 
Zetiguies geben, dnrch welches die Rechtsbelebmng die 
nothwendige Begrenztheit ihrer Aufgabe gewinnt und zu 
einer das nächstliegende praktische Bedürfniss ausfüllenden, 
aber auch darauf sich beschränkenden juristischen Ver» 
ständigung gestaltet werden kann.c 

Da auch der in den Schlussvortrag verlegten Rechts- 
belehrung an dieser Stelle noch die Bürgschaften des Er- 
folges fehlen, will der Verfasser nicht vor dem Eintritt 
der Geechwomen in die Berathung, sondern erst wäh- 
rend derselben den richtigen Zeitpunkt für die Rechts- 
belehning versetzt wissen. Auch muss dieselbe nicht dem 
vorsitzertden Richter, sondern dem Gerichtshofe zustehen, 
sie soll sich auf eine für die Geschwomen maassgebenden 
Weise über die Sätze aussprechen, welche das Recht bei 
Beantwortung der konkreten Schuldfrage zu Grunde gelegt 
wissen will und damit die entscheidende Fesstellung der 
Bedingung der Schuld vor dem Gesetze liefern. Der 
Vorschleg Herrmann' s a. a. 0. geht nunmehr dahin, 
dass die juristische Verständigung der Geschwomen 
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1) den wirklichen Bedarf der Gescbwornen treffen 
und sich darauf zu beschränken, 

2) während des Stadiums der Berathung der Ge« 
schwomen 

8) durch den Gerichtshof zq erfolgen habe, 
welche Forderungen auf das Einfachste dadurch erfüllt 
würden, wenn das Gesetz den Gescbwornen ein Fragerecht an 
den Gerichtshof beilegt, mittelst dessen sie nach Maassgabe 
des aus ihren Berathungen sich ergebenden Bedürfnisses 
den Gerichtshof zu einem Ausspruch über die ihnen zum 
Abschluss des Verdikts erforderlichen Rechtssätze veran- 
lassen können. 

Wir reproduziren diesen Vorschlag und übergehen 
die näheren geistvollen Ausführungen des Verfassers'), 
glauben aber schwerlich, dass, soviel versprechend auch 
derselbe vom Standpunkt der Theorie erscheint, vom Ge- 
sichtspunkte der Praxis aus viel für die Verbesserung 
unseres Schwnrgerichtsverfahrens gewonnen werden könnte, 
da wir uns die praktische Verwirklichung dieses Vor- 
schlags nicht zu vergegenwärtigen vermögen. Ein der- 
artiger Vorschlag erscheint uns weniger darauf abgesehen, 
den dem Richteramte zukommenden materiellen Ein- 
fluss auf die juristische Seite des Wahrspruchs zu 
organisiren, als diesen Wahrspruch unbedingt zu einem 
Produkte der richterlichen Entscheidung zu machen. Die 
Verwirklichung eines solchen Vorschlages dürfte an der 
Fähigkeit, dem Willen der Gescbwornen scheitern, sich dem 
Richteramt vollständig unterzuordnen und die JPeststellung 
maassgebender Rechtsgrundsätze seitens des Gerichtshofes 
zur Lösung der aufgestellten Rechtszweifel diesem eine 
Aufgabe aufbürden, die eiu organisches Zusammenwirken 
fast unmöglich macht. Wenn der Verfasser in dem ge- 
schilderten Verfahren ein erwünschtes Mittel erblickt, um 
durch die ablehnenden oder gewährenden Bescheide des 



>) Qerichtesaal 1866. p. 20—220, 
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Giörichtöhofes eine Praxis zu gewinnen, welche die Urtheils- 
antheile der Richter und der Geschwomen besser und 
scharfer abgrenzt, als durch die abstrakten und zum Theü 
nur formellen Sätze unserer Strafprozessordnung geschieht 
und geschehen kann und seinem Vorschlage insofern eine 
besondere Wichtigkeit glaubt beilegen zu dürfen, als er 
unsere Schwurgerichtspraxis wissenschaftlicher und für die 
Ausbildung des Strafrechts fruchtbarer zu machen scheint, 
weil diese Aussprüche der Gerichtshofe eine Art »Weis- 
thum« schaffen und unter die Eassationsgründe auch die 
juristischen Fehler dieses Ausspruches aufgenommen 
werden sollen, so glauben wir zwar mit dem Ver- 
fasser, dass durch die Ausführung eines derartigen Vor- 
schlages die Wissenschaft viel gewinnen würde, nicht aber 
die Praxis, der es vor allem obliegt, das Verfahren zu 
vereinfachen und nicht darch Aufnahme neuer Bestand- 
theile in dasselbe die ohnedies langwierigen Verhandlungen 
zu erschweren. 

Der Vorschlag, Herrmann's bezweckt nur die Vortheile 
des englischen Verfahrens zu sichern in einer Form, wie 
er mit der Ausbildung der deutschen Jury nicht in ihrer 
heutigen Gestalt zu vereinbaren ist. Eine derartige Unter- 
ordnung der Geschwomen unter die von dem Richter er- 
theilte Rechtsanweisung ist nur in dem englLschen Ver- 
fahren möglich, obwohl auch hier kein Mittel besteht, die 
Geschwomen zu zwingen, der Belehrung des Richters 
Folge zu leisten, weil eben, wie Heinze (in seinen Paral- 
lelen p. 72 u. ff.) zutreffend anführt, die englischen Ge- 
schwomen von Haus aus geneigter sind, der Autorität des 
Richters sich zu fügen, als deutsche oder französische. 

Von den zahlreichen Versuchen, um für die Mitwir- 
kung der rechtsgelehrten Richter bei der Entscheidung 
der Schuldfrage die richtige Form zu finden, ist noch mit 
wenigen Worten auf die bemerkenswerthen Vorschläge 
V. Bar's p. 82 u. ff. (Recht und Beweis im Geschwomen- 
gericht) näher einzugehen, deren unverkennbarer, gleich- 
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wojil aber von mehr als einem Berichterstatter verkannter 
Kern naoh Hermann a. a. 0. in Folgendem besteht: Mit 
der auf die Hauptfrage abgegebenen Gesammterklärung 
der Geschwornen »Schuldig oder Nichtschuldig« ist auch 
die Gesammtheit der Rechtsfragen implicite erledigt, welche 
in dem konkreten Falle erwogen und rechtlich korrekt 
entschieden zu werden, also unter der Kontrole des Ge- 
richtshofs zu stehen, Anspruch haben. Der auf schuldig 
lautende Wahrspruch enthält die Erklärung, dass der als 
erwiesen anzunehmende innere und äussere Hergang der 
Handlung, an dem Gesetze gemessen, die allgemeinen und 
besonderen juristischen Merkmale des zum Gegenstande der 
Frage gemachten Verbrechens an sich trägt. Hierbei 
unterlaufende Bechtsirrthümer sind, wenn es nur bei der 
Hauptfrag? und deren Beantwortung verbleibt, unverkenn- 
bar und daher ebenso incorrigibel als auf den Bestand 
des Verdiktes einflusslos. Aus dem verurtheilenden Verdikt 
ist nicht zu ersehen, ob es darauf beruht, dass die Ge- 
sammtheit der richtig aufgefassten Merlanale der Schuld 
nach der Ansicht der Geschwornen sich in dem erwiesenen 
Sachverhalte wieder findet, oder darauf, dass rechtsirr- 
thümlich gewissen als erwiesen angenommenen Thatum- 
ständen, welche rechtlich eine die Schuld vor dem Gesetze 
ausschliessende Bedeutung besitzen, diese Bedeutung nicht 
beigelegt worden ist. Um daher eine rechtsirrthümliche 
Verurtheilung zu vermeiden, ist der Gerichthof ver- 
pflichtet, die Geschwornen, ohne ihrer Beurtheilung vor- 
zugreifen, zu einem Verdikte anzuhalten, welches ihren 
rechtlichen Entscheidungsgrund event. ihren Rechts- 
irrthum erkennbar macht. Dies soll nach v. Bar erreicht 
werden, wenn zu der Hauptfrage eine für den Fall der 
Bejahung der letzteren zu beantwortende Zusatzfrage 
gestellt wird, welche darauf berechnet ist, die rechtliche 
Erwägang ersichtlich zu machen, durch welche die Ge- 
schwornen zur Bejahung der Hauptfrage gelangt sind. 
Aus der Bejahung dieser Zusatzfrage würde erhellen, dass 
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die Geseliwomen zu ihrer Schnldigerklarnng des Aqge* 
klagten dnrch eine irrige rechtliche Erw&gang gelangt 
sind: der Widersprach im Verdikt ist erkennbar gemacbtf 
der nach Bejahung der Zasatzfrage yerbleibende Rest der 
Antwort enthält im gegebenen Falle keine vor dem Qeseta 
strafbare Handlung und der Gerichtshof spricht frei. 
Herrmann a. a. 0. rügt, dass insbesondere auf dem t. 
Bar'schen Wege nnr für das Interesse der Vert heidi gung, 
für die Abhaltung ungerechter Verurtheilungen gesorgt 
sei, während auch die dem Angeklagten nachtheiligen zu 
seiner gerechten Yerurtheilung gereichenden rechtlichen 
Gesichtspunkte in der Weise, wie der Gerichtshof sie fest- 
stellt, den Ausspruch der Geschwomen mit bestimmen 
müssen und nur soviel zuzugestehen ist, dass etwaige Ga- 
rantien, welche sich für die Sicherung dieses beltimmenden 
Einflusses zur Abhaltung ungerechter Verurtheilungen 
finden lassen, eifrig benützt werden müssen, auch wenn sie für 
die Abhaltung ungerechtfertigter Freisprechungen nicht 
geeignet sein sollten. — Der Vorschlag v. Bar's, die Haui>t- 
frage auf das Wort »Schuldig« zu stellen, die zweite Frage 
aber als eine Frage nach den »Motiven des Schuldig« zu 
fassen, und sonach die Geschwornen zu befragen, ob sie 
bei Erklärung des Schuldig die in concreto geltend ge- 
machten Strafausschliessungsgründe erwogen und was sie 
in dieser Hinsicht festgestellt haben, ist lebhaft bekämpft 
worden*) theils wegen der Eigenthümlichkeit der Frage, 
welche — gegen die bekannte Regel — gar nicht ein- 
fach mit Ja oder Nein beantwortet werden, weil femer 
durch die empfohlene Znsatzfrage ein Widerspruch in die 
Antwort der Geschwomen gebracht werden, es auch 
unzulässig sei, die Geschwornen durch eine zweite Frage 
zu der Antwort zu nothigen, dass sie sich die erste nicht 
gehörig überlegt hätten, und das »Schuldig« einen Irrrthum 

>) Vergl. Brauer im Gerichtssaal 1865. p. 408. 
Schwarze, Sächsische Gerichtszeitnng 18d7. p. 863. 864. 
Pagegen v. Bar im Qerichtssaale 1867. p. 437 u. ff. 
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enthalte, ein Bedenken, das v. Bar nur in dem Fall als 
richtig zugesteht, dass, nachdem der erste Wahrsprueh 
yerkündet worden, die Geschwomen zu einer weiteren 
Antwort genöthigt werden sollten, während die beiden 
Fragen zusammengestellt werden und die Antwort ein 
nntheilbares Ganze enthalte, nur dass der letzte Theil 
wegfalle, wenn der erste, als die Voraussetzung des Ganzen, 
verneint werde, gerade so wenig wie es einen Widerspruch 
enthalte, die Geschwomen besonders nach einem Milde- 
rungsgrunde zu befragen, obwohl doch streng genommen 
in der einfachen Bejahung des Verbrechens die Verneinung 
des Milderungsgrundes liege. Es^ wird endlieh geltend 
gemacht, dass die Zusatzfrage eine ziemlich weitläufige 
sein und sich auf juristische und thatsächliche Momente 
beziehen kann, was y. Bar nicht als einen Mangel gelten 
lassen will, wenn man den Geschwomen, wie doch Schwarze 
ebenfalls wolle, die volle Subsumtion des Falles unter das 
Gesetz zu belassen die Absicht habe. 

V. Bar fässt seine Erörterung dahin zusammen: 

»Jede Frage nach einem Strafausschliessungsgrunde 
ist, man mag die Sache drehen und wenden, wie 
man will, nichts Anderes, als die Frage nach einem 
Motive der Schuldigerklärung. Soll sie das nicht 
sein, so zertheilt man die Hauptfrage und lässt aus 
einzelnen Stücken den Gerichtshof ein Schuldig zu- 
sammenkonstmiren. Ist aber erstere richtig, so kann 
es nur schädlich wirken, wenn man den Sachverhalt 
aus Furcht, die Souveränität der Jury zu verletzen, 
unbewusst zu verhüllen bestrebt ist.« 
Was dagegen die Aufnahme der Bechtsb e griffe in 
die Fragen betriflFt, so geht der Vorschlag v. Bar's, im An- 
schlüsse an das bayerische Gesetz (art. 173) und an das 
braunschweigische dahin, die Geschwomen immer 
neben den gesetzlichen Merkmalen auch nach dem 
Zutreften des Verbrechensbegriffes zu fragen, mit 
anderen Worten, die Definitionen des Gesetzbuches den Oe- 
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Bchwornen zn geben, als das, was sie sind*); ein Vorschlag, 
welcher voti Schwarze um desswiUen getadelt wird, weil, 
wenn die Definition des Verbrechens in dem Gesetzbuche 
eine mangelhafte oder irrige sei, der Mangel durch jene 
Fragest ellnng nicht beseitigt werde*), ein Einwand, welchen 
r. Bar für eine Bestätigung seiner Auffassung hält, aus 
dem, wie uns dünkt, bedenklichen Grunde, dass gerade 
hierdurch den Geschwomen der Mangel der Definition 
recht fühlbar gemacht werde, und man so allein die Ge- 
schwomen darauf aufmerksam machen könne, dass jede 
De&iition nicht isolirt im Strafgesetzbuch stehe, sondern 
ans dem Geiste der ganzen Gesetzgebung zu definiren sei. 
Die TOXI Bar beantragte Fragestellung (z. B. ist der An- 
geklagte schuldig, einen Versuch des Haubes dadurch be- 
gangen zu haben, dass er u. s. w.) wird nur dann als 
gerechtfertigt erklärt (Schwarze a. a. 0.), wenn man von 
einer Aufnahme der gesetzlichen Merkmale in die Frage 
Töllig absehe und diese Merkmale ganz in konkrete That- 
sachen auflöse; denn die Aufnahme auch der gesetzlichen 
Merkmale (neben dem Verbrechensbegrifif) sei entweder 
überfliissig oder könne die Geschwomen zu einem Wider- 
spruche gegen die gesetzliche Definition veranlassen, zu 
welchem sie nicht befugt sind. Allein, wendet v. Bar 
dagegen ein, wenn Richter befugt sein sollen, einen 
Angeklagten unter Umständen frei zu sprechen, ungeachtet 
dem Wortsinne nach die Handlung unter die gesetzliche 
Definition fällt, wenn es den Richtern gestattet sein soll, 
nach dem preussischen Gesetzbuche z. B. von dem Ver- 



EecM und Beweis p. 17 n. ff. Mittermaier, Erfahrungen 
etc. p, 322. 

') Sei z. B. die Definition des Diebstahls mangelhaft, aber in der 
Gerichtspraxis dieser Mangel erkannt und durch Interpretation be- 
seitigt, ao werde es nicht erst der Aufnahme des VerbrechensbegrifFes 
bedürfen, nm jeder Gefahr entgegenzutreten. Der Mangel wurde viel- 
mehr nach Aninahme des Begriffs erst recht filhlbar werden, wogegen 
die Anleitung des Eichters alle Schwierigkeiten aasgleiche. 
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brechen der Münzrälschnng einen Angeklagten frei zu 
sprechen, der nur zum Scherze eine inländische Münze 
nachgemacht hat, obschon das preussische Gesetz hier 
gar nicht von dem Erforderniss der Rechtswidrigkeit 
spricht, warum sollen nicht auch die Geschwornen dieses 
Recht haben, insofern denselben die Subsumtion des Falles 
unter das Gesetz in vollem Umfange zugewiesen ist?€*) 

Wie über die Aufnahme der gesetzlichen Merkmale 
in die Fragestellung, so herrscht nicht minder lebhafter 
Streit über die Aufnahme der konkreten Thatum- 
stände in dieselbe, namentlich insofern einige Strafpro- 
zessordnungen verlangen, dass die Frage alle aus dem An- 
klagebeschlusse hervorgehenden wesentlichen thatsächlichen 
Momente des Verbrechens umfassen soll. 

V. Bar hat als entscheidende Norm unter Ausschluss 
abstrakter, etwa für die einzelnen Verbrechensarten auf- 
zustellender Normen^ den Grundsatz vertreten, dass nach 
Lage des konkreten Falles die Vertheidigung auf 
den in der Anklage enthaltenen Angriff möglich sein müsse 
und zwar für den Angeklagten unter der Voraussetzung, 
dass er unschuldig sei. 

Dalcke*) führt aus, dass wenn die schliessliche Sub- 

*) Nach V. Bar soll die Frage direkt auf den Verbrechensbegriff 
gerichtet, die Definition aber als Apposition (oder mit dem Worte 
„also" beigefügt werden, z. B, • 

Ist der Angeklagte schuldig am . . . zu . . . dem Mit- 
angeklagten B. eine Quantität Arsenik in der Absicht übergeben zu 
haben, damit derselbe den X. damit zu vergiften im Stande sei, hier- 
durch aber das Verbrechen der Beihtilfe zu dem (v. B.) versuchten 
Morde eines Menschen begangen zu haben, ein Verbreshen, welches 
definirt wird 

in Beziehung auf Mord 
in Beziehung auf Versuch 
in Beziehung auf Beihülfe. 

') Becht und Beweis, p. 79. Gerichtssaal 1867. p. 447. 

•) Der Entwurf einer Strafprozessordnung für Preussen, mit be- 
sonderer Berücksichtigung der Lehre von der Fragestellung im schwar- 
gerichtlichen Verfahren. Leipzig 1865. p. 39 u. ff. 
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sumtion der konkreten Thatsachen unter die gesetzlichen 
Merkmale den Geschwornen zufalle, doch die Auswahl der 
tauglichen Subsumtionsohjekte eine so spezifisch juristische 
Thätigkeit sei, dass sie unbedingt nur dem Richter anver- 
traut werden könne. Dies sei aber wiederum nur dadurch 
möglich, dass der Richter in der den Geschwornen vorzu- 
legenden Frage neben den gesetzhchen Merkmalen zugleich 
diejenigen Thatmomente bezeichne, die nach seiner Auf- 
fassung zur Subsumtion tauglich erscheinen oder deren 
Subsumtion, mit anderen Worten, rechtlich möglich sei. 

Ein Ausweg, den verschiedene Strafprozessordnungen, 
namentlich die preussische von 1867, § 318, eingeschlagen 
haben, geht dahin, den Gerichtshof anzuweisen, die gesetz- 
lichen Merkmale in konkrete Sachen aufzulösen*). 

Mit Recht wird dagegen geltend gemacht, dass man 
hierdurch den Geschwornen einen Theil der Subsumtion 
entzieht und das ganze Institut und sein Gedeihen von 
dem Gutdünken der einzelnen Richterkollegien abhängig 
mache, abgesehen von den vielfachen Missverständnissen 
und Nichtigkeiten, die mit solchem System unzertrennlich 
verbunden sind. »Man verstösst gegen das innerste System 
deS{ Geschwornengerichts ; denn wie kann Jemand ver- 
urtheilt werden, den nur der Scharfsinn der Richter und 
nicht auch die verständige laienhafte Auffassung der Ge- 
schwornen vor dem pesetze schuldig hält*)?« 

Der Entwurf der österreichischen Strafprozess- 
ordnung^) hat zunächst mit Bestimmtheit ausgesprochen, dass 
alle gesetzlichen Merkmale der strafbaren Handlung in die 
Frage aufzunehmen seien und andererseits, dass die beson- 
deren Umstände der That nach Ort, Zeit, Gegenstand u. 



^) Vergl. dagegen Meyer, That- und Rechtsfrage, p. 243 u. ff. 

") V. Bar a. a. 0. im Gerichtssaal 1867. 

^) Allgemeine Motive zu dem Entwürfe einer Strafprozessordnung 
fät die im engeren Belchsrathe vertretenei Länder des österreichischen 
fiaiaerstoftts in GUbaec gesammelte kleinere Schriften üher Strafrecht, 
CiYJl- und Strafproam Wien ISüä. Bd. n. 
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s. w., soweit beizufügen seien, als dies zur deutlichen Be- 
zeichnung der That noth wendig ist (§ 366 des Entwurfs). 
Durch die erstere Anordnung ist den Geschwomen der 
ihnen gebührende Antheil an die Subsumtion der That 
unter das Gesetz gesichert, jener Antheil, welcher, wie 
Glaser hervorhebt, »ihnen nicht versagt werden kann, ohne 
dass der eigentliche Zweck der Schwurgerichtseinrichtung 
gerade in den wichtigsten Fällen vereitelt vrird,€ indem 
nur so ein Wahrsprüch zu Stande komme, auf welchen 
das Gericht das Gesetz unbedenklich anwenden kann, 
während jede andere Art der Fesstellung von Thatsachen 
dem Gerichte die Verpflichtung auferlege, zu erwägen, ob 
dieselben den gesetzlichen Merkmalen und zwar allen ge- 
setzlichen Merkmalen vollkommen entsprechen^). 

Ueber die Kritik der verschiedenen nach alleü Richtun- 
gen gemachten Vorschläge hat sich Schwarze eingehend 
im Gerichtssaale von 1867 und 1868 (zur Lehre von der 
Fragestellung an die Geschwornen) ausgesprochen*), aus 
welchen wir, da es* nicht unsere Aufgabe sein kann, in 
eine kritische Beleuchtung dieser massenhaften Probleme ein- 
zugehen, nur das Folgende referiren wollen. 

Gewiss theilen alle sachverständige Stimmen die von 
dem geistvollen Verfasser, dem wir auch für diese Frage 
eine besondere werth volle Schrift verdanken') (auf die spä- 
ter noch einzugehen ist) ausgesprochene üeberzeugung. 



*) Nach dem Entwürfe kann auf den Fall der Bejahung einer 
Frage die Stellung von Zysatzfragen zu dem Zwecke verlangt werden, 
nm ein in die Frage aufgenommenes gesetzliches Merkmal „auf das 
ihm entsprechende thatsächliche Verhältniss zurückzuführen'* als Mittel 
der Abhülfe gegen die ünricht'gkeit dieser Antwort, sobald a«cb nur 
hinsichtlich eines wesentlichen Thatumstandes ein Irrthum nachge- 
wiesen ist. 

Vergl. die zutreffenden Ausführungen Glas er 's a. a. 0. 

") Vergl. auch dessen Aufsatz: Die Schwurgerichtsliteratur der 
neueren Zeit. Gerichtssaal 18b5. 

'} Das deutsche Schwargericht und dessen Beform. Erlangen 1865. 
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dass eine gesunde lebensfrische und der Gerechtigkeit die- 
nende Reform der Schwurgerichte nur durch eine, aus den 
Banden des französischen Schematismus sich losmachende 
Umgestaltung derselben bewirkt werden kann und dass 
man fortdauernd zu der Erkenntniss gedrängt werde, dass 
in der unseligen Spaltung der Arbeit zwischen dem Ge- 
richte und der Jury, wie sie in der franzosischen Anflfas- 
sung zu Grunde liegt, der hauptsächliche Fehler, in der 
einheitlichen Thätigkeit des Richters und der, Geschwomen 
der Hauptvorzug der englischen Jury zu erblicken ist, dass 
die Opposition und das Misstrauen gegen die Rechtsgelehr- 
ten vom Staate bestellten Richter, woraus die franzosische 
Jury entsprungen, ihr und ihrer Stellung zu dem Gerichte 
einen Charakter verliehen hat, welcher eine sich gegensei- 
tig ergänzende und ausgleichende Arbeit unendlich er- 
schwert, ja unmöglich macht — mit einem Worte, dass 
die wesentlichen und bedeutenden Vorzüge, welche in der 
Mitwirkung des Laienelements liegen, nicht zur vollen 
Geltung gelangen, wenn die Mitwirkungen dem Maasse orga- 
nisirt wird, wie es in der französischen Einrichtung 
der Fall ist. Diese Vorzüge könen nach Schwarze a. a. O. 
nur zur vollen Geltung gelangen, wenn die Thätigkeit der 
Laien und diejenige der ständigen rechtsgelehrten Richter ge- 
genseitig sich so durchdringen, dass ein harmonisches Zu- 
sammenwirken hergestellt wird; es wird ferner verlangt, 
dass dieses Zusammenwirken in einer Weise organisirt 
wird, dass der Kassationshof einerseits nicht in die pein- 
liche Lage gedrängt werde, vor offenbaren Rechtsverletzun- 
gen mit der Erklärung, dass eine Abhülfe derselben durch 
den formellen Schematismus unmöglich gemacht werde, 
still Ai stehen, andererseits aber nicht durch die souveräne 
Gewalt seiner Entscheidungen verleitet werde, die Aus- 
sprüche der Jury einer Erklärung zu unterziehen, welche 
völlig ausserhalb der zu ihrer Erklärung naturgemäss vor- 
handenen Erkenntnissquellen liegt. 

Die beiden Bedingungen eines gerechten Verdikts, dass 
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die Ansicht der Geschwornen vollständig und deutlich zuni 
Ausdrucke gelange und dass die Ansicht der Geschwornen 
nicht im Widerspruch mit dem Rechte des Landes trete, 
sind nach Schwarze a. a. 0. unerfüllbar, das erstere, weil 
einerseits die Fragestellung schon an sich nicht den Fall 
in seiner Totalität zur Entscheidung der Geschwornen 
bringt, sondern nur ein Aggregat einzelner, von dem Ge- 
richte aus dem gesammten Material herausgesuchten Be- 
weisthatsachen und andererseits die Fragen selbst in einer 
so künstlichen und geschraubten Weise eine grosse Menge 
Material in sich aufnehmen müssen, das die Frage selbst 
undeutlich, schwerfällig und namentlich in der Beziehung 
der einzelnen Theile desselben unter sich und in ihrer ge- 
genseitigen Anhängigkeit zweideutig wird*), das zweite Br- 
forderniss, weil je allgemeiner die Frage gestellt wird, je 
weniger die in ihr aufgenommenen Rechtsbegriflfe aufgelöst 
werden, desto leichter sich unter der Allgemeinheit und 
unter dem gesetzlichen Ausdrucke des RechtsbegriflFs der 
Irrthum der Geschwornen verbergen und desto schwerer 
eine Abhilfe desselben erzielt werden könne. Der Verfas- 
ser kommt auf den von ihm bereits früher gemachten Vor- 
schlag*) des Schöffengerichtes zurück, als dem einzi- 
gen Mittel, wonach in Wahrheit das Laienelement und das 
juristische Element sich völlig durchdringen und in gegen- 
seitiger Ergänzung und Ausgleichung ein harmonisches, un- 
theilbares Ganze hervorbringen könnten. Nur durch die 
gemeinschaftliche Arbeit kann es bewirkt werden, da jedes 
Element sich völlig frei entwickeln und in dem anderen 
eine Unterstützung finden kann. 

Auf dieser Erwägung beruhte der Vorschlag des Ver- 



^) Es wird hier an die vielen (vorerwähnten) Vorschläge über die 
Zurfickführung der Eechtshegriife auf die konkreten thatsächlichen 
Momente und über das Maass dieser Auflösung erinnert. 

^) In seinem Buch: „das deutsche Schwär gericht und dessen Be- 
form/' 

5 
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fassers, die Nothwendigkeit der gemeinschaftlichen Arbeit 
sowie der gegenseitigen Eigänznng und Aosgleichnug des 
bürgerlichen und des juristischen Elementes dadurch zn 
befriedigen, dass die Richter und die Laien ein Kolleginm 
bilden »und in ihm in völliger Gleichberechtigung das an- 
getheilte und untheilbare Erkenntniss erlassen, c Erst in 
dieser Gemeinschaftlichkeit sei in Wahrheit eine eingetheilte 
Arbeit und ein harmonisches Ganze zu ermöglichen; die 
Scheidung des Juristen- und des Liaien-Elements in ihrer 
auf dasselbe Ziel gerichteten Thätigkeit werde nicht anders 
besiegt, als wenn das Erkenntniss die Arbeit eines und 
desselben Kollegiums sei. Erst mit dieser Vereinigung wür- 
den alle die peinlichen Kontroversen über die Fragestellung, 
die unnatürlichen Kompetenzunterschiede zwischen Gericht 
und Laienbank, die unzulänglichen Vorsichtsmaassregeln ge- 
gen Missverständnisse der Fragen, wie der Wahrsprüche 
vermieden und überflüssig gemacht. Beide Faktoren seien 
sodann Glieder eines und desselben lebendigen Organismus. 
Dies der Grundgedanke Schwärze's. Seine nähere Be- 
gründung ist enthalten indem Aufsatze: »Geschwomenge- 
richt und Schöflfengerichtc (Extraheft zur Sächsischen Ge- 
richtszeitung 1864 p. 121 u. flf.) am eingehendsten jedoch 
behandelt*) in dem Buche »das deutsche Schwurgericht und 
dessen Beform«. Die Aufmerksamkeit, welche diesem Buche 
und den darin enthaltenen Vorschlägen zu Theil geworden 
ist, nöthigt uns, einen Augenblick auf dasselbe näher ein- 
zugehen. Nachdem der Verfasser in der Einleitung die 
That- und Rechtsfrage im englischen und französischen 
Rechte erörtert und in Gap. 1 in eingehender Weise das 
gegenwärtige System der Fragestellung als ein unhaltbares 
nachzuweisen versucht, in dem der »heillose Zustand« der 
jetzigen Juryeinrichtung seine unversiegbare Quelle habe 
(p. 131), werden in der zweiten Abtheilung die auf die 



*) Ausserdem in verschiedenen Aufsätzen des unermüdlichen Ver- 
fassers. 
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Reform des Schwurgerichts bezüglichen Vorschläge er- 
örtert. Der Verfasser erblickt in der Mitwirkung des bür- 
gerlichen Elements bei der Strafrechtssprechung 

1) eine Förderung zur richtigen Entscheidung der 
Thatfrage, 

2) der Rechtsfrage selbst, 

3) eine Förderung des Vertrauens zu den Richter- 
spr liehen und 

4) dadurch ein Mittel zur Beförderung des Sinnes 
für Recht und Gesetze im Volke ^). 

Die Aufgabe jeder Reform ist, wie bereits oben nach- 
gewiesen, die Einwirkung des juristischen Elementes auf 
die Geschwornen zu kräftigen und dasjenige Verhältniss 
zwischen Richtern und Geschwornen herzustellen, in wel- 
chem man ein Haupterforderniss zu einer gedeihlichen Ent- 
wickelung der Jury gefunden hat. 

Mit den gewöhnlichen AbänderungsvorschlUgen denen 
wir in den Schriften über die Jury begegnen, sei nichts 
gewonnen, weil sie das üebel nicht an der Wurzel an- 
greifen. Die Mehrzahl von üebelständen und Missbräuchen 
in der Juryverfassung, theils durch das Gesetz selbst 
hervorgerufen, theils von der Praxis verschuldet, die Stel- 
lung des Präsidenten, insbesondere seiue diskretionäre Ge- 
walt, deren Missbrauch nur zu oft durch die Praxis der 
Kassationshöfe gestützt werde, die Bevorzugung der An- 
klage während der Beweisaufnahme, in der Haupt- 
verhandlung, die Mängel in Bezug auf die Mittheilung 
und FeststelluDg der Fragen, die Einrichtung u. s. w. 
des Resume^ die Ausdehnung der Anklage auf wesent- 
liche erst in der Verhandlung hervorgetretene Umstände, 
die Beschränkungen in den Anträgen auf Stellung ton 



^) Dagegen wird die Bebanptang, dass Bechtskenntnisse durch 
die Jury-Einrichtung im Volke vermehrt würden, nicht unbedingt zu- 
gestanden, da die Fälle, in denen ein Bürger als Qeschworner amtirt, 
so gering seien sowohl der Zahl als auch der Sache nach. 

5* 
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Zusatzfragen und in der Berichtigung irrthümlicher Ant- 
worten werden als Grebrechen bezeichnet, die vor dem Kar- 
dinalfehler — der Theilung der Arbeit — zurücktreten, als 
nur sekundärer Art und Konsequenzen derselben, deren 
Bemedur nicht den Grundfehler beseitige, der, gleichviel, 
»ob man da oder dort einzelne Verbesserungen anbringt, 
immer wieder in unerschöpfter Kraft Nachtheile und Män- 
gel mancher Art erzeugte. 

Die wahrhafte ifem^dur beruhein der Auf heb ung 
der Fragestellung. 

unzulänglich sei der wiederholt gemachte Vorschlag, 
sich zu den Einrichtungen der englischen Jury zurückzu- 
wenden, weil, wenn dieselbe auch in mehrfacher Beziehung 
den gerechten Ansprüchen an eine Bechtsanstalt mehr 
genüge, die Einrichtung England selbst in ihrer Totali- 
tät weder übertragbar noch nachahmenswerth sei, da die- 
selbe nur in Englands Rechts- und Staatsgeschichte, in 
dessen Gerichts- und Staatsverfassung ihre Erklärung wie 
ihre Wurzel finde. Sie ist nur übertragbar mit dem eng- 
lischen Strafrechte, welches noch in der Kindheit liegt, 
daher die Rechtsfrage keine besondere Schwierigkeit bietet, 
die vorhandene geringe aber durch die „Charge" des 
Richters leicht beseitigt werden könne. Nachdem der 
Verfasser sich in § 29 gegen den Vorschlag Heinze's*), 
(die Gruppenbesetzung der Geschwornenbank) und dessen 
Antrag, die Kompetenzgränzen für die der Jury überwie- 
senen Fälle nach anderen Gesichtspunkten als den jetzt 
üblichen festzusetzen ausgesprochen hat*), berührt derselbe 



') Anh. in der deutschen Vierteljahrsschrift 1862, Heft IL Nr. 
CXVIII. p. 1 s. g. 

2j Der Vorschlag Heinzens in dieser Kichtang geht dahin, dem 
Schwurgerichte in erster Linie nur die wichtigsten nnd schwie- 
rigsten Mlle vorzubehalten d. h, diejenigen, welche vermöge ihrer 
Schwere und vermöge des Eindrucks hesonders* empörender Eechtsver- 
letzuDg eine nDgewuhnüch kraftige und eingreifende Reaktion, nament* 
lieh auch vor den Augeu der Umgebung möglich machen, Mord, Todt^ 
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den Vorschlag Hilgard's (§ 31), welcher die gleichzeitige 
Berathimg nnd Beschlussfassung in den getrennten KoUe* 
gien der Richter und der Geschwornen empfiehlt, da hier- 
durch die alte Opposition der Jury und der rechtsgelehr- 
ten Richter nicht gehoben, sondern verschärft oder in eine 
noch schlimmere Indolenz verwandelt werde, welche sich 
dabei beruhigt, dass ein anderes Kollegium noch über die- 
selben Fragen entscheide, die Verurtheilungen aber fak- 
tisch in die Hände der rechtsgelehrten Richter gelegt und 
hiermit das Ansehen der Geschwornen vernichtet wurde; 
gleichzeitig werden eine Reihe ähnlicher Vorschläge ab- 
gefertigt und der Vorschlag in Betracht gezogen^), dem 
Präsidenten die Leitung bei der Berathung der Geschwor- 
nen zu übertragen, eine dem älteren französischen Recht 
analog nachgebildete Einrichtung, wonach der Anklagejury 
ein Richter als directeur du jury beigegeben wurde, wel- 
cher der Berathung beiwohnte. 

Dieser Vorschlag ist insbesondere von Biener vertre- 
ten, welcher, zwar die Jury auf die reine Thatfrage (das 
in England vorkommende Specialverdikt) beschränkend, 
dessenungeachtet einen juristischen Beirath bei der Ur- 
theilsjury in Hinsicht der Regeln der Evidenz und der Zu- 
rechnung verlangt*). 

In ähnlicher Weise hat Heinze') den Vorschlag ge- 
macht, einen Richter zur Leitung der Berathung und 



schlag:, die schlimmsten Fälle des Raubs n. s. w. in der zweiten Linie 
(ohne Unterschied der Schwere und nur mit Ausscheidung der ganas 
geringen Vergehen, alle in der Beurtheilung schwierigeren Fälle, — 
der freien Wahl des Staatsanwalts und des Angeklagten es überlas- 
send, so dass jener wie dieser auf Verwerfung an die Jury antragen 
kann. 

^) Ueber die preussischen Schwurgerichte und deren Reform. 
Votum von Götze mit Zusätzen von Keller p. 56, 58 iL 

*) Er solle auf die Einmischung fremdartiger Elemente der Beur- 
theilung aufmerksam machen, er könne für einen Referenten über die 
freie Berathung der Jury gelten. 

*) Peutsche Vierteljahrsschrift 1862, Heft 2 Nr. 98 p. 97 ff. 
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ftU Beirath beizugeben, jedoeli nicht den Praidenien, 
sot^era ein anderes Mitglied des Geriobtshofes. Ge- 
gen diesen Vorschlag spricht sieh Schwarze ans^), da, 
namentlich bei der von Heinze selbst betonten Noth-^ 
wendigkeit, einen besonders tüchtigen Juristen als Berath«r 
der Jury zu bestellen, die Gefahr eines maassgebenden 
Einflusses auf die Jury zur Wahrscheinlichkeit, ja asur 
Gewissheit erhoben wird. >In seine (des juristischen Be« 
ratbers) Hand wird schliesslich die Entscheidung gelegt, 
aber sie wird nicht als die seinige, sondern als die der 
Geschwornen bekannt gemacht und behandelt, sein Spruch 
wird popularisirt, ohne dass ihn die ToUe Verantwortung 
trifiFt.c Dass bei einer derartigen Einrichtung den Geschwor- 
nen die ToUe Freiheit der Berathung betreffs der That- 
frage gewahrt bleibe, muss gewiss mit Schwarze als un- 
ausführbar erachtet werden. 

Es ist ferner der Vorschlag gemacht worden, die Ge-^ 
schwornen zur Abgabe von Entscheidungsgründen 
zu verpflichten*). Gegen diesen Vorschlag kämpft der Ver- 
fasser in § 33; der Maugel von Entscheidungsgründen bei 
dem Verdikte der Jury wird lebhaft beklagt; die Behaup- 
tung dagegen, dass das Postulat der Entscheiduugsgründe mit 
der Freiheit der richterlichen üeberzeugung unvereinbar 
sei, ist nach Schwarze a. a. 0. eine unrichtige, durch die 
Erfahrung tagtäglich widerlegte und sonach auch festzu- 
halten, dass das Verdikt der Jury an sich eine Motivirung 
wohl zulasse^), da dasselbe wie der Ausspruch der Rich- 
ter auf einer gründlichen Prüfung der Beweise, mithin auf 
einer Convidion raisonni beruhen müsse. Mit der Ver- 
pflichtung zur Motivirung würde manches Verdikt sich als 
unhaltbar erweisen und die Nothwendigkeit einer andern 



^) Vgl. auch dagegen Mittermaier Erfahrungen u. s. w, p. 772 
u. ff. 

*) Vgl insbesondere Dernbnrg über die Schwurgerichte etc. 
p. 112 ff. 

•) Dagegen Mittermaiers Gesetzgebung und Rechteübung p. 556, 
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Berathnng eintreten. In diesem Erfolge jedoch «owie in 
dem weiteren Umstände, dass alsdann das Verdikt einer 
Kontrolle und Prüfung der Richter wie aller Betheiligten 
unterstellt und der Weg zu einer Bevisionsinstanz für die 
Juryverdikte gebahnt wurde, würde nach der Ansicht des 
Verfassers sogar der Anfang zu einer totalen Reform der 
Jury liegen ; allein der prinzipiell gerechtfertigte Vorschlag 
wird aus Zweckmässigkeitsgründen verworfen, weil die Or- 
ganisation der Jury die Ausführung der Vorschläge un- 
möglich matihe, indem die Abfassung von Entschei- 
dungsgründen, wenn sie nur einigermaassen dem Zweck 
entsprechen sollen, eine Fertigkeit und Erfahrung fordert, 
die man bei der Jury in Rücksicht auf ihre Zusammen- 
setzung nicht erwarten kann. 

Walther*) will die Jury bei verneinenden Ver- 
dikten zur Abgabe von Entscheidungsgründen verpflichten, 
um im Falle ungesetzlicher Gründe eine Remedur eintreten 
zulassen; ein Vorschlag, welcher die Gefahr einer unrichti- 
gen Qualifikation bei dem Schuldverdikt nicht ausschliesst. 

In § 34 a. a. 0. bespricht Schwarze den Vorschlag 
Wahlberg's*)i welcher die Gebrechen der Juryfassung, als 
aus einer einem vermeidlichen Formalismus der französi- 
schen Jury entsprungen durch den Vorschlag zu heilen 
sucht, die Fragestellung nach dem Schlüsse des Beweis- 
verfahrens als ein eigenes Prozessstadium dergestalt zu be- 
handeln, dass an derselben den Partheien und den Ge- 
schwornen eine Mitwirkung eingeräumt werde und der de- 
finitiven Fragestellung eine Berathung der Geschwomen 
und eine Verständigung derselben mit dem fragenden Kol- 
legium vorangehen könne. Nicht minder könne zuerst 
die Hauptfrage gestellt und erst nach Beantwortung der- 



*) Im Criminal-Archiv 1857. p. 254. 

') In seiner Kritik des Hye'schen Werks über das Schwurgericht. 
Oesterr. Yierteljahrsschrift etc. van Haimerl XIY. Bd. Heft 2 Liter, 
Ati2. p. 64 ü. 
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selben erwogen werden, ob und welche Fragen danach m 

stellen seien. 

Mit Annahme dieser Vorschläge werden, wie Schwarze 
zutreffend hervorhebt, die Missyerst&ndnisse der Fragen, 
die tiefen Gebrechen, die der Berathnng der Geschwomen 
in dem Berathnngszimmer anhängen, die Interpretatio- 
nen der Verdikte durch die Gerichte, insbesondere durch 
die der Verhandlangen unkundigen und nicht durch Ent« 
scheidungsgründe instruirten Eassationshöfe , die Un-> 
Sicherheit der Geschwomen bei den in der Frage mitliegen« 
den Rechtspunkten nicht ausgeschlossen; Vorschläge, 
welche übrigens auch nicht ausfahrbar erscheinen, da es 
kaum denkbar ist, dass die Geschwomen in öffentlicher 
Sitzung sich in eine Diskussion mit dem Präsidenten oddr 
mit dem Kollegium über die Fragestellung einlassen werden. 

Wir haben mit möglichster Treue und Kürze die von 
Schwarze gegen die erwähnten Reformyorschläge der Jury 
gemachten Einwendungen recapitulirt, einerseits, weil die- 
selben im Wesentlichen mit unserer eigenen Auffsussung der- 
artiger halben Maassregeln übereinstinmien, andererseits am 
nachzuweisen, wie der geschätzte Verfasser dazu gekom- 
men ist, schliesslich in der Verwirklichung des Schöffen- 
gerichtes die einzige nach seiner Ansicht wahrhafte Lö- 
sung zu finden, durch welche die Vorzüge der Entsciei- 
dung durch die Geschwomen mit denen der Entscheidung 
durch ständige Richter zu yereinigen und hierdurch zu- 
gleich die Schwächen beider abzuwenden sind, da dann 
durch das Zusammenwirken beider Elemente eine besondere 
Garantie ihrer Güte erlangt werden könne, insofern dieses 
nicht ein scheinbares, sondern ein reales ist. 

Der Vorschlag Schwarz e's, welcher seitdem in ver- 
schiedenen, später näher zu berührenden Gesetzgebungen 
namentlich in der sächsischen Strafprozessordnung ( 868) 
praktische Verwirklichung gefunden hat, geht nun 
dahin : 

Ein aus Staatsricbtera und Geschwomen (Schof- 
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fen) zusammengesetztes Kollegium entscheidet auf 
Grund gemeinsamer Berathung und Beschluss- 
fassung über die gesammte Schuldfrage, Das 
numerische Uebergewicht gebührt den Geschwor- 
nen. Dieselben werden ebenso wie jetzt dieGe- 
schwomen gewählt und einberufen, jedoch der- 
gestalt, dass sie ihre Funktion jedesmal in un- 
unterbrochener Aufeinanderfolge für eine Mehr- 
zahl von Sachen verwalten. Die Prozesslei- 
tung sowie späterhin die Strafabmessung 
erfolgt lediglich durch den Richter. Die Schuld- 
frage selbst wird durch Majorität der sämmt- 
lichen Mitglieder, (Richter und Geschwomen) 
entschieden, jedoch so, dass */» Majorität für 
jede dem Angeklagten ungünstige (Einzel-) Ent- 
scheidung erforderlich ist. Es findet gegen die 
Schöffen ein Rekusationsrecht (vorbehaltlich auch 
des gewöhnlichen Rekusationsrechts betreff der 
Richter) statt. Der Entscheidung werden Ent- 
scheidungsgründe beigegeben. € 
Den Schwerpunkt dieser Vorschläge findet Schwarze 
p. 167 a. a. 0. in der Beseitigung der gegenwärtigen 
Fragestellung und in dem wahren Zusammenwirken des 
juristischen und bürgerlichen Elements bei Entscheidung 
der Schuldfrage. 

Durch diesen Vorschlag soll die Scheidung der rechts- 
gelehrten Richter und der Geschwornen, die Theilung 
der: Arbeit, die alte Opposition und gegenseitige Eifer- 
sucht beider Richterklasseu beseitigt werden, »das ürtheil 
über die That eines Menschen, welche nur als ein Ganzes 
behandelt und angesehen werden kann, ist ein Einziges, 
ist ein Ganzes, gefiossen aus einer Berathung, nicht zu- 
sammengefügt und oft zusammengepresst aus zwei selbst- 
ständigen, nicht stets harmonischen Bestandtheilen.c 

Den Richtern und Geschwornen (Schöffen) werde der 
Fall in seiner Totalität und daher auch in seiner un- 
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▼ erletzten Indiridaalität zur Entacheidnng über- 
wiesen, die Berathong ist eine freie, die Thotfrage nicht 
willktihrlich beschrankt, der Fall selbst liegt znr Ent- 
scheidung Tor. Es bietet die Disknssion, hebt der Ver- 
fasser hervor, fortdanemd die Möglichkeit, die gestellten 
Fragen zn andern, zn erlantem, zu yermehren, die Fra- 
gestellung }^t keine resjudieaia^ noch zwingt sie den Rich- 
ter in der Sphäre der emiifial gestellten Fra^e, wie in 
einem Zauberkreise festgebannt zn bleiben, die Fragestel- 
Iniig bei der gemeinsamen Reratbnng ist mir das Mittel 
zum Zwecke, sie kann nicht hoher stehen als dieser 
seihst» Den Schöffen wie den Richtern ist die Möglich- 
keit pfegeben, ZweiM yor zu beulen, Missverständnisse nod 
Irrthümer, wf»lche lich in ihre Anfffisaang des Thataäch- 
Hchen eingeschlichen haben, zu beriebt igen nnd so die 
Wissenschaft des Einen durch die des Andern m er^nzen 
nnd zn kontrolirent. 

Als Yorzng wird ferner herTorj^ehoben (p* 170 u, ff) 
dnss die BeweiBanliiftbme, nach Befinden wie das Bedflrf- 
niss hierzd sich bei der Berathung «eigt, wieder aufge- 
nommen, verTolTstandigt nnd bencbtigt werden kann, daaa 
mit dieser Freiheit in der Benrtheilnng der gesammten 
dnrcb einzelne Fragen nicht Terschnittenen Materials auch 
der Nacbtheil der jetzigen Einrichtung heaeittgt werde, 
wonach die Gescbwornen an die Voransbestimmang der 
Richter (bei der Anfhabme der BeweismittelHste) über die 
Erheblichkeit der einzelnen Beweiatbatsachen nnd Beweis- 
mittel sowie (in der Verhandlung sf^lbst) über die Rich- 
tung und Ausdehnung der Beweisaufnahme gebonden sind, 
während die Richter der Zwangslage enthoben sind, in 
welcher sie sich jetzt bei der Formulirnng der Fragen 
gleichsam in animam der Geeebwomen befinden. Indem 
schliesslich dem Erkenntnisse Entscheidungsgründe beige- 
geben werden, werde die ausserordentliche Beschränkmig 
der Nichtigkeitsbeschwerde beseitigt, welche gegenwärtig 
fia Hanptgebreohan des Gesehwornengerichta aei. 
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Der § 37 cit, behandelt die Ueberweisung der y ollen 
Rechtsfrage an das Schöffengericht, so dass die Schöffen 
ohne Beschränkung über die Rechtsfrage urtheileu aber 
unter der Mitwirkung und Belehrung der rechtsgelehrten 
Kollegen, während Schwarze (§38) beider StrafabmeS' 
sung d^ Schöffen nur eine berathende Stimme ein- 
räumen will. Es wird zwar nicht yerkannt, dass sich die 
StrafabmessuDg innerhalb der im Gesetze gezoge« 
nen Straf grenzen nach dem Grade der sittlichen Ver^ 
schuldung des Thäters richtet, und dass die Abwägung d#fi 
Grades zunächst keine juristische Arbeit sei, auch, dasa 
die rechtsgelehrten Richter bei einzelnen Verbrechen 
geneigt seien, Ton einer den Anschauungen des täg- 
lichen Lebens nicht entsprechenden Auffassung der 
Strafbarkeit auszugehen, allein andererseits wird nicht be- 
zweifelt, dass diejenigen, welche an der Urtheilsfällung in 
Strafsachen nur ausnahmsweise Antheil nehmen, bei gewis- 
sen Verbrechen, insbesondere bei den Verbrechen wider 
das Eigenthum, zu einer maasslosen Härte, bei Vergehen 
gegen die Person zu einer ebenso maasslosen Milde ge- 
neigt sind, während für den rechtsgelehrten Richter die 
auctoritas verum simüiter judicatarum Stetigkeit und Gleich- 
mässigkeit in der Strafabmessung zur Folge habe. 

Weitere Vortheile der Kombination werden in § 39 
besprochen, wie Wegfall des ResumSs^ Beseitigung der Be- 
fugniss des Gerichts bei der Annahme, dass das Schuldig- 
verdikt auf einem Irrthume der Jury beruhe, die Entscheir 
düng an ein anderes Schwurgericht zu verweisen, die Be* 
Stimmung, dass das Gericht bei einem Schuldig mit 7 ge« 
gen 5 Stimmen zur Entscheidung berufen sei, Beseitigung 
des ungebührlichen Einflusses, welchen erfahrungsmässig 
Staatsanwälte und Vertheidiger in missbräuchlicher Auf- 
wendung der Dialektik, wie Redefertigkeit auf die Jury 
und deren Gefühle ausüben, dass ferner die Haft der An- 
geklagten (weil das Geschwornengericht nur quc^taliter 
zusammentritt) abgekürzt werde» ind^nqi die Sachen, 
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sobald sie spruchreif sind, auch sofort rerhandelt werden 
können. 

Die Kompetenz des Schöffengerichts wird auf alle, 
der StraQostiz zugehörigen Verbrechen ausgedehnt. In 
den, den Schwurgerichten und den EoUegial-Strafgerichten 
nach der gewöhnlichen Einrichtung überwies^en Fäl- 
len soll das Gericht mit 3 Richtern und 6 Schöffen, in 
den, den Einzelrichtem überwiesenen Fallen, mit l Rich- 
ter nnd 2 Schöffen besetzt sein (§ 40). Hierdurch würde 
die auffallige und widerspruchsvolle Halbheit der gegen- 
wärtigen Schwurgerichtsverfassung beseitigt, welche in der 
Beschrankung der Kompetenz auf die schwersten Fälle und 
die üeber Weisung der Mehrzahl der Straffälle an die Rieb- 
terkollegien besteht. 

In § 41 nimmt der Verfasser Bezug auf die in meh- 
reren Ländern Deutschlands (Hannover, Oldenburg, Bre- 
men, Kurhessen und Baden ^) gemachten Erfahrungen, wo- 
selbst die^ Schöffengerichte für die an die Einzelrichter ge- 
wiesenen Straffälle bereits eingeführt waren*) (zwar inso- 
fern verschieden, als einzelne Gesetzgebungen den Schöffen 
die That- und die Rechtsfrage zu gemeinsamer Erledigung 
mit dem Richter, andere aber ihnen nur die Thatfrage 
zuweisen), welche, namentlich was die Schöffengerichte Han- 
nover's betrifft, als überaus günstig bezeichnet werden. Es 
wird insbesondere constatirt, dass die befürchteten Nach- 
theile einer Pression des juristischen Elementes sich nicht 
gezeigt haben. 

Wir übergehen die Ausfuhrungen über die Wahl zum 
Schöffenamte (§ 42) nur konstatirend, dass eine Ablehnung 
der Schöffen im einzelnen Falle dem Staatsanwälte wie dem 
Angeklagten gestattet sein soll, den § 4 i (die Opfer an 
Zeit und Geld etc. für den Geschwornen und den Schöffen^). 



*) Später auch Württemberg. 

') Vgl* die MittheUungen Haagers im Gerichtssaal 1865 p. 53 ff. 

•) Der Verfasser konstatirt, die Unlust, mit welcher vi^e Geschwor- 
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Die Einwendung der »Pression« auf die SchöflFen durch 
die rechtsgelehrten Richter wird zwar nicht als ganz un- 
begründet bezeichnet (§ 45), aber nach der Ansicht des 
Verfassers überschätzt, ebenso der Einwand, dass den Rich- 
tern die Bekanntschaft mit den Akten ein üeberge wicht 
über die Geschwornen geben und nachtheilig auf die Un- 
befangenheit derselben einwirken könne, als nicht stich- 
haltig zurückgewiesen, weil auch die Richter bei der Prü- 
fung der Beweise sich auf die Ergebnisse der mündlichen 
Verhandlung zu stützen haben. Man darf, meint der 
Verfasser, nicht davon ausgehen, dass die Schöffen nur 
»Jaherrn« seien und dass sie dasjenige, was die Richter 
als die Grundlage ihrer üeberzeugung angeben nicht nach 
ihrer eigenen Wahrnehmung prüfen werden, ja dass eine 
Diskussion über die Ergebnisse der mündlichen Verhand- 
lung nicht stattfinden werde. 

Schwarze schliesst sein meisterhaftes Werk mit der 
Widerlegung der von Glaser bekanntermaassen, einer der 
lebhaftesten und wärmsten Vertheidiger der Jury, ge- 
gen das Schöffengericht erhobenen Einwendungen, die sich 
dahin konzentriren, dass das Schöffengericht gerade nur die 
negative, die schwache Seite des Geschwornengerichts sich 
aneigne, das Wesen aber, dasjenige, worauf seine Vor- 
züge hauptsächlich beruhen, zurückweise; das Ne- 
gative an der Jury sei, dass die Geschwornen nicht noth- 
wendig Juristen seien, das Positive aber sei die V er th ei- 
lung der richterlichen Macht zwischen ständigen und 
nichtständigen Richtern. Der Gedanke der Jury wurzele 



nen ihr Amt erfüllen, die bedenkliche Steigerung der Verurtheilungen 
wegen ungerechtfertigter Weigerung des Dienstes, namentlich in Belgien 
und Frankreicli; die durch neuere Gesetzgebung den ,Oeschwornen 
zugebilligte Entschädigungen etc. Nach Schwärze's Vorschlag wird 
das Opfer, welches von den Schöffen verlangt wird wesentlich gemil- 
dert, insofern die Verpflichtung zum Schöffenamte beschränkt 
wird, auf die Bewohner der Stadt, wo das Gericht seinen Sitz hat 
und die Bewohner der nächsten Ortschaften etc. 
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nicht im Misstrauen gegen die Befähigung und gewiss nur 
ausnahmsweise hie und da in der Besorgniss vor der Ab- 
hängigkeit der Richter, er erzeuge sich viehnehr auf die 
natürlichste Weise aus der Erwägung der schwindelerre- 
genden Gewalt, welche da, wo ständige Richter im münd- 
lichen Verfahren, frei ron Beweisregeln und etwa auch noch 
inappelabel entscheiden sollten, einer kleinen Anzahl von zu 
dauernder Gemeinsamkeit yerbundenen Männern eingeräumt 
wird. 

Schwarze will solche dem Richterstande nachtheilige 
Erfahrungen nicht gemacht haben. Nach ihm könne ge- 
rade die von Glaser hervorgehobene Mitwirkung beider 
Faktoren auf den hier in Frage kommenden Gebieten (der 
That und der Rechtsfrage) die gegenseitige Unterstützung 
wie Ergänzung nur bei ungetheilter Arbeit sich voll- 
ständig und mit günstigem Erfolge entwickeln. 
Glaser findet das Bedenkliche des Schoflfeninstituts ferner 
darin, dass der Nichtjurist durch einen Machtspruch (!) des Ge- 
setzes zum Mitglied eines Richterkollegiums d. h. also zum 
gleichberechtigten und gleichverpflichteten CoUegen der 
rechtsgelehrten Richter erhoben werde, »er soll an der 
Berathung wie an der Entscheidung theilnehmen, während 
der rechtsgelehrte Richter dieses Kollegiums es über- 
nimmt, dem einzelnen Schöffen seine fehlenden Kenntnisse 
zu suppliren ; ob es überhaupt geschieht, ob ihm nicht über- 
lassen wird, in dem Labyrinthe einer juristischen Diskussion 
zwischen den rechtsgelehrten Kollegen sich seinen Ariad- 
nefaden selbst zu verschaffen — Alles dies ist dem Zufalle 
anheimgegeben !« 

Schwarze erwartet jedoch, dass der Präsident bei der 
Berathung den Schöffen die nöthige Rechtsbelehrung er- 
theile, welche auch wirksamer sei, als die kurze ohne Dis- 
kussion und Erläuterungsfragen abgegebene Belehrung des 
Präsidenten in der öffentlichen Sitzung des Schwurgerich- 
tes. Er bekämpft die Behauptung Glasers, dass durch die 
Entstehung des Schöffengerichts eine Classe von juristi- 
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sehen Dilettanten und Halbwissern herangebildet werde, 
wdche ebenso sehr die ängstliche Gewissenhaftigkeit der 
Geschwomen als die gründliche Bildung eines rechtsgelehr* 
ten Richters entbehren und dass die unschätzbaren Yor- 
theile verloren gehen, welche es gewährt, dass die Zusam- 
mensetzung einer Geschwornenbank erst im letzten Augen- 
blicke bekannt ist, dass beiden Theilen die Möglichkeit 
ausgedehnter Bekusation gewährt sei, dass die Bildung der 
Urtheilsjurj mit Einschluss der Einwendungen gegen ein- 
zelne Geschworne von einem eignen Gerichtshof überwacht 
wird, während nach dem Schöfifenprojekte ein Theil des 
Spruchkollegiums die Formirung des Ganzen in Händen hat. 

Schliesslich wird die Behauptung Glasers: dass der 
eigentliche Werth des SchoflPeDgerichtes darin liegen soll, 
dass bei letzterem die öffentliche Fragestellung wegfallt, 
dahin widerlegt, dass vielmehr die ganze Art und Weise 
der jetzigen Fragestellung zu beseitigen Zweck des Schöf'- 
fenprojekts sei. 

Schwarze schliesst: dieser »entscheidende« Akt (der 
Fragestellung) ist bei der verklausulirlen und peinlichen 
Fragestellung im Schwurgerichtsverfahr^n so unsicher und 
so garantielos, dass, wie bereits anerkannt worden, er mehr 
wie ein »Vexirspiel« sich darstellt als wie eine Garantie 
für ein gerechtes ürtheil. 

Die »Oefifentlichkeit« ist keine Garantie; sie schwächt 
die Gefahr des Leichtsinns ab; aber sie gewährt keinen 
Schutz gegen die in der Sache selbst liegenden Män- 
gel und Gefahren und kann ihn naturg^mäss nicht ge- 
währen^).« 

So das tief eingreifende Werk Schwärze's, dessen Vor- 



^) Es ist schon oben darauf aufmerksam gemacht worden, dass 
ein Vorschlag dieser Art bereits früher von dem Verfasser in „Ge- 
schwornengericht und Schöffengericht** Extraheft Bur SÄchsisohen Ge- 
richtszeitung 1864 und Nachtrag äu der Schrift ebendaselbst 1864 
p. 121 «f. gemacht worden war. Wir verweisen gleichzaltig auf den 
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schlage för die Codifieatioii nicht nur seines engeroi Va- 
terlandes, sondern auch ander«- deutschen Gesetzgebungen 
Ton so entscheidender Bedeutung geworden sind. Wir wer- 
den nun zu konstatiren yersuchen, welche Fortschritte seit 
dieser Zeit die Ausbildung dieser Idee in der Wissen- 
schaft und Praxis bis zu den im Aug. 1871 ergangnen Be- 
schlüssen des deutschen Jnristentags gewonnen hat, wie 
namentlich da, wo das Schöffengericht seit längerer Zeit 
besteht oder neu eingeführt worden ist (namentlich in den 
neuen Landestheilen Preussens durch die Strafprozessord- 
nung Ton 1867) die Rechtssprechung und Rechtsübung 
sich zu demselben rerhalten hat. 

Diese gewonnenen Erfahrungen werden uns alsdann, 
an der Hand der durch die eigene Praxis gewonnenen 
üeberzeugung befähigen, unser bescheidenes ürtheil dahin 
abzugeben, ob das Schöffengericht in der bestehenden Ge- 
stalt beizabehalten, ob es namentlich auf alle Strafrechts- 
falle mittlerer Ordnung, welche jetzt den rechtsgelehrten 
Kollegien überwiesen sind, auszudehnen sei, ob es endlich 
unter Anfopferung des Geschwomeninstituts, berufen ist, in 
Zukunft die einzige zur Entscheidung aller Straf falle ge- 
eignete Rechtsanstalt zu bilden, oder ob nicht yielmehr 
die durch dasselbe angestrebten Reformen der anerkannten 
Mangel und Gebrechen des Juryinstituts sich in anderer 
sachgemässeren Weise durch eine Verbesserung dieses 
selbst auf Grand der gewonnenen Erfahrungen besei- 
tigen oder doch soweit mindern lassen, dass dasselbe zum 
Nutzen der Strafrechtspflege weiter bestehen kann. 

Aufsatz Schwärze's im Gerichtssaal von IS'iS VlfL Die Schwnrge- 
richtitliteratnr der neuesten Zeit p. 1.9 n. ff., welcher zugleich einen 
einziehenden Bericht über das Werk: v. Hye's zu Wien, „über das 
Schwurgericht'' enthält (^Wien 1864), welche unter allen gegen die 
Jury gerichteten Schriften einen vorzüglichen Platz einnimmt und als 
ein „Ereigniss*' bezeichnet wird. 

Ebenso finden darin die Schriften 6 las er 's: 

1) die Fragenstellung im Schwurgerichtsverfahren (Wien 

2) Zur Juryfrage (Wien 1864) eine eingehende Beleuchtung. 



Digitized by 



Google 



i 



ir. 



Erfahrungen hinsichtlicli der Wirksamke 
Schöffengerichts. 

Wir haben bereits constatirt, dass die Schöffeng 
für die an die Einzelrichter gewiesene Straffälle bei 
mehreren Ländern Deutschlands in Hannover, Olde 
Bremen , Kurhessen längere Zeit bestehen , in Wij 
berg eingeführt sind und im Königreich Sachsen et 
für die StrafrechtsföUe mittlerer Ordnung Geltung habei 
zunächst die in Baden bezüglich des Schöffengerich 
machten Erfahrungen betrifft, so entnehmen wir dei 
ressanten Mittheilungen Haager 's im Gerichtssaale 
p. 53 ff., dass bereits im Jahre 1843, als die grossh 
liehe Regierung der Ständeversammlung den Entwur 
neuen Strafprozessordnung mit Staatsanwälten und < 
lieh mündlichen Verfahren nebst einer anderen Gej 
Verfassung vorlegte, bei der Berathung über diesen 
wurf in der zweiten Kammer die Einführung des S< 
feninstituts bei den Einzelrichtern in Antra 
bracht und hierfür hauptsächlich geltend gemacht ^ 
dass die Mitwirkung von Bürgern aus dem Volke b( 
Rechtssprechung die Kenntniss des Rechtes unter 
Volke selbst mehr verbreite, dass sie den Sinn für 
und Geselzlichkeit und namentlich den Abscheu auc 

6 
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schliigß für die Codification nicht nur seines engeren Va- 
terbimles, sondern aach anderer deutschen Gesetzgebungen 
von sü entscheidender Bedeutung geworden sind. Wirwer- 
tlen nun zu konstatiren versuchen, welche Fortschritte seit 
iliüsc r Zeit die Ausbildung dieser Idee in der Wissen- 
schaft und Praxis bis zu den im Aug. 1 87 1 ergangnen Be- 
j^cliliis^seD des deutschen Juristentags gewonnen hat, wie 
nanipiitlich da, wo das SchöflFengericht seit längerer Zeit 
bestellt oder neu eingeführt worden ist (namentlich in den 
neupi^ Landestheilen Preussens durch die Strafprozessord- 
nung von 1867) die Rechtssprechung und Rechtsübung 
sich '/AI demselben verhalten hat. 

JJiese gewonnenen Erfahrungen werden uns alsdann, 
an dir Hand der durch die eigene Praxis gewonnenen 
I 'el>t!r Zeugung befähigen, unser bescheidenes ürtheil dahin 
itV>ZMj^fi4ien, ob das SchöflFengericht in der bestehenden Ge- 
stalt lieizubehalten, ob es namentlich auf alle Strafrechts- 
ialle mittlerer Ordnung, welche jetzt den rechtsgelehrten 
K{)lliL{iett überwiesen sind, auszudehnen sei, ob es endlieh 
unttr Aufopferung des Geschworneninstituts, berufen ist, in 
Zukunft die einzige zur Entscheidung aller Straf fälle ge- 
eigiiüte Rechtsanstalt zu bilden, oder ob nicht vielmehr 
die durch dasselbe augestrebten Reformen der anerkannten 
Miingi'l und Gebrechen des Juryinstituts sich in anderer 
sacligLmässeren Weise durch eine Verbesserung dieses 
s e 1 V> .s i auf Grund der gewonnenen Erfahrungen besei- 
tige n oder doch soweit mindern lassen, dass dasselbe zuui 
Nutzen der Strafrechtspflege weiter bestehen kann. 

Aur=nt2 Schwärze's im Gerichtssaal von IS^JS Vlfl. Die Schwurge- 
rieht^Jiteratur der neuesten Zeit p. 1.9 u. ff., welcher zugleich einen 
ein„-eUiLhden Bericht über das Werk: v. Hye's zu Wien, „über das 
Sc hviur^^e rieht" enthält (Wien 1864), welche unter allen ^egen die 
Jury i^erichteten Schriften einen vorzüglichen Platz einnimmt und als 
ein „Erei^iss" bezeichnet wird. 

Eitmso finden darin die Schriften 6 las er 's: 

3) die Fragenstellnng im Schwurgerichtsverfahren (Wien 1863), 

2) Zur Juryfrage (Wien 1864) eine eingehende Beleuchtung. 
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Erfahrungen hinsichtlich der Wirksamkeit des 
Schöffengerichts. 

Wir haben bereits constatirt, dass die Schöffengerichte 
für die an die Einzelrichter gewiesene Straffälle bereits in 
mehreren Ländern Deutschlands in Hannover, Oldenburg, 
Bremen , Kurhessen längere Zeit bestehen , in Württem- 
berg eingeführt sind und im Königreich Sachsen ebenfalls 
für die Strafrechtsfälle mittlerer Ordnung Geltung haben. Was 
zunächst die in B a d e n bezüglich des Schöffengerichtes ge- 
machten Erfahrungen betrifft, so entnehmen wir den inte- 
ressanten Mittheilungen Haager 's im Gerichtssaale 1865 
p. 53 ff., dass bereits im Jahre 1843, als die grossherzog- 
liche Regierung der Stäüdeversammlung den Entwurf einer 
neuen Strafprozessordnung mit Staatsanwälten und öffent- 
lich mündlichen Verfahren nebst einer anderen Gerichts- 
verfassung vorlegte, bei der Berathuug über diesen Ent- 
wurf in der zweiten Kammer die Einführung des Schöf- 
feninstituts bei den Einzelrichtern in Antrag ge- 
bracht und hierfür hauptsächlich geltend gemacht wurde, 
dass die Mitwirkung von Bürgern aus dem Volke bei der 
Rechtsspi'echung die Kenntniss des Rechtes unter dem 
Volke selbst mehr verbreite, dass sie den Sinn für Recht 
und Gesetzlichkeit und namentlich den Abscheu auch vor 
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geringeren Vergehen vermehre und dass dadurch eine 
grossere Anzahl von Mitbürgern zur Unterdrückung von 
Vergehen in das Interesse gezogen werden, dass durch die 
nur mit geringen Kosten verbundene Beiziehung solcher 
bürgerücheu Gerichtsbeisitzer zugleich dor weitere mit der 
K o lle g ial i t il t überalt vcrhun4eiie Vortheil der gegen- 
seitigen AnfkKlfung und Kontrole, insbesondere in Be^&ug 
auf die That fragen erreicht werde, und du^s es nur eine 
wohRliÜtige Wirksamkeit fnr die Acbtuug der lüchter- 
Hpriiche haben könnte, wenn die Gerichte durch ihre Zu- 
Bammenset/iiiig und die Einrichtung ihres Verfahrens die 
grö.'=;st möglichen Bürgschaften des Vertrauens darbieten, 
solche aber bei Kollegien mehr vorhanden seien als bei 
Einselrichteni. Die erste Kammer versagte jedoch den 
Beitritt zu diesem Antrage^), Nach dem Gesetz vom 5. 
Februar 1S51 wurden die geringereu Strafsachen mit 
Ausnahme der polizeilichen Uobertretuiigen (welche von 
der Folizeibehörde abgeurt heilt wurden) unter Vorbehalt 
des Rekurses au die Hofgerichte von den Amtsrichtern als 



*J Naiih der Gericht^verfrv^aniin: vom 6. Milrj 13 15 waren mit <ler 
Reell Uipileg-e in g-mcbtüdien Strftf^^adien je nai-U der St'Uwere des 
Verbrechens die AmtiiigeTiehte, Reairksstrafiiferielife, Hofgerichte and 
ah EekniTsinstanz das Oberhofge rieht beauftragt. Diese Gerii:Ulsrer' 
fassmig sowie die ?rnifproKe.'i,sordnnng' von 1:^ J;> trat aber in Folge 
der im Jahre IWJ ansgolrueheneii Rcvüjntion nlcbt in Wirksamkeit. 
Dagegen wnfdeii «ach Wiederherstellung der ge etj; liehen Ordnnng 
(durah tjesets TOm 5* Febinar 1851) die i^ch w urger i eh te iür alle 
schwereren Verbrechen eingeführt, von weLüheu der damalige Jn^tii- 
uiiniBter Dt, Stabel Am SchLiuse seiner im Jjibre ISiJi an Se. Künigl. 
Hoheit dett Grosaherzo^^ yon Ballen erstatteten Bfiriehte über die 
Gnmdlinion einer neuen t^erichts¥erfa:ssiinj?^ in Bezug auf die Sc h wur- 
gefiehte aieb dahin ans?pricht: 

Der Wertb des Scbwnrgericb!a wurde naeh rein objelitiven Grün- 
den bpurtheilt nud die an.'^gespröchenen Uoflfiiungen nnd Erwariungfen 
sind bin jetjfit nicbt ^etänsiLbt worden ^ wiflg da^ Vertrauen zu dieser 
Einrichtnng der geringen Zahl der Gegner noch immer ein gebeim- 
nks volles Käthael sein, 
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Einzelricliter erledigt, welche Geldstrafe unb 
Freiheitsstrafe aber nur bis zu 8 Woeheu Amts 
erkennen durften. Der am 28. Januar 1862 von 
herzoglichen Regierung vorgelegte Entwurf einer 
Verfassung wollte zwar die Gerichtsbarkeit der Am 
im Wesentlichen nicht geändert, jedoch auch 1 
das Anklageverfahren mit einer öffentlich -m 
Schlussverhandlung in der Art durchgeführt wi 
dabei zwei Schöffen (Geschworne) anwohnen 
stimmen müssen. Gegen die Entscheidung dieses 
fengerichts soll jedoch im Allgemeinen ein i 
das Kreisgericht mit Richtern besetzt zugelassei 
Maassgebend waren für diesen Vorschlag die in 
und Oldenburg gemachten günstigen Erfahrungei 
bisherigen Behandlungsweise der amtsgerichtlicl 
Sachen wird keine vollständige Durchführung d( 
liehen und mündlichen Anklageverfahrens gefunc 
rend die Ueberweisung aller nicht schwurgeri 
Strafsachen bis auf die Uebertretungen nach dem 
anderer Gesetzgebungen an die Kollegialgerich 
Geschäftslast in unerträglicher Weise mehren, j 
der Geringfügigkeit der meisten amtsgerichtlichen 
die weitere Gefahr zur Folge haben würde, dass d 
Behandlung der geringeren Strafsachen auf t 
Thätigkeit des Kollegiums ansteckend eiuwirl 
Grundsatz der Zweckmässigkeit aber gebietet, dass ( 
lichkeit der Formen mit der objektiven Bedeutu 
Sache in angemessenem Verhältnisse steht*). Die 
öffentlich-mündlichen Anklageverfahrens, vor den 
richter dagegen in Anwendung gebracht, würde 
einer Karrikatur und zu einer Täuschung ^ 
wenn nicht ein Kollegium von mindestens drei 
zu Gericht sitzt. Der Amtsrichter soll hiernach i 
zug zweier, für jede Sitzung durch Loos bestimn 



*) Haager a, a. 0. 
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schwornen, die neben ihm Stimmrecht haben, die Schlnss- 
verhandlung abhalten und das Urtheil fallen. >Es ist da- 
mit ein weiterer Schritt zum Heranziehen des bürgerlichen 
Elementes in die Verwaltung öffentlicher Angelegenheiten 
gethan, welcher fiir die Bildung des Volkes und für Be- 
lebung des allgemeinen Rechtssinns nur erspriessliche Fol- 
gen haben kann.« Die Mehrheit der Kommission der 
zweiten Kammer sprach sich jedoch dahin aus, dass in 
amtsgerichtlichen Strafsachen das bisherige Verfahren 
ohne Schöffen beibehalten werde ^), indem, wenn die Amts- 
richter in den amtsgerichtlichen Strafsachen neben der Un- 
tersuchungsführung auch noch eine mündliche Hauptver- 
handlung unter Zuzug von Schöffen pflegen und mit 
denselben das Ui-theil zu fällen haben, dieses einen ausser- 
ordentlichen Aufwand an Zeit und Arbeitskraft erfordere, 
somit eine bedeutende Vermehrung der Beamten und eine 
grosse Belästigung der Bürger zur Folge habe, dass es 
auch schwierig sein würde, für die Besetzung so vieler 
Amtsrichterstellen und namentlich für die Vertretung des 
Staatsanwaltes taugliche Persönlichkeiten zu finden, und 
dass die Kommission sich nur unter der Voraussetzung für 
Einführung des Schöffengerichts aussprechen könne, »wenn 
hierdurch das öffentlich-mündliche Anklageverfahren voll- 
ständig und mit allen seinen Konsequenzen durchgeführt 
weiden könne«, d. h. gegen die Strafortheile des Amtsge- 
richts ebensowenig, als gegen die der höheren Gerichte 
ein Rekurs in Ansehung der Thatfrage und der Strafaus- 
messuug stattiände. Müsste aber gegen die amtsge- 
richtlichen Straf urth eile, auch wenn sie nach mündlicher 
Verhandlung mit Schöffen gefällt werden, ein Rekurs in 
Ansehung der Thatfrage und der Strafzumessung zugelassen 
werden (die grossherzogliche Regierung hatte sich dem 

^) Jedoch im Falle eines Rekurses hinsichtlich der Thatfrage nnd der 
Strafzumessung solle vor dem Beknrsgerichte stets eine müadiiche 
Hauptverbandlnng stattfinden. 
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Aufgeben des Rekurses gegen die 
entschieden widersetzt) so erscl i 
folgerichtiger, dass man die Ha | 
Falle eines solchen Rekurses voi 
pflogen werden musste, wenn das E 
haben soll, als diejenige behandell 
Prinzip des öffentlich - mündlic - 
hinsichtlich der amtsgerichtlichei 
tung gelange. Man würde aber d i 
eine unverhältnissmässige Sorgfalt 
für sie 'im Falle des Rekurses ein 
Hauptverhandlung anordnen woUti , 
deren gerichtlichen Strafsachen nu 
jung stattfindet, • 

Von anderer Seite ^) wurde di i 
des Rekurses hergenommene Argus i 
als nichtsbeweisend zurückgewiesen, 
den Rekurs gegen die Amtsrichter 
gegen die Schöffen? *) und nach nähe 
Beibehaltung des Rekurses gegen 
machten Einwendungen insbesondei 
habe alle Ursache den Werth der I 
hoch anzuschlagen, denn durch sie wi 
das Ausehen des Gerichts hergestellt, I 
sei nur ein Scheinbild würdiger öffi 
richtung ; der Einwand, dass in de : 
eine Lücke des Systems vorhanden, 
hauptet, zu einer Weglassung der 
Instanz, sondern gerade zu ihrer f 1 
werde die Ergänzung der mittleren 
sich Bahn brechen. Ein Wider will i 



1) Haager a. a. 0. 

«) Vortrag des Abgeordneten Lamey 
ten des Ministerium des Innern in der Sitzun 
13. May 1862. ßaager a. a. 0. p. 63. 
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iustitut werde sich nicht zeigen, eher das Gegentheil. 
Wenn man das Prinzip der Oeffentlichkelt nnd Mündlichkeit 
wirklich durchfuhren wolle, so komme es zunächst nicht auf 
die Skizze an, sondern yor Allem auf den Aufbau eines 
breiten Fundamentes, und da seien die Schöffen eher am Platze 
als die Geschwornen. Die jetzige Art der Erledigung der Po» 
lizeistrafsachen erwecke überall kein Vertrauen, das werde 
anders werden, wenn öffentlich und mündlich verhandelt 
werde, und darin bestehe gerade der ausserordentliche 
Werth der Oeffentlichkeit und MfindUchkeit, dass auch die 
Behandlung der Pohzeistrafsachen den ihr bis jetzt noch 
anklebenden Charakter des Misstrauens und der Gehässig* 
keit im Volke verlieren, und als das erscheinen werde, 
was sie sein soll, als wahre Gerechtigkeitspflege. Er selbst 
(Redner) sei ein grosser Freund des Schöffengerichts, denn 
er habe die beste Ansicht von der mächtigen und erhe- 
benden Wirkung desselben. Aber nicht bloss für das 
Volk, auch als tüchtige und unentbehrliche Schule far un- 
sere Beamten habe das Schöffengericht seine grosse Bedeu- 
tung. Man wolle überall Oeffentlichkeit und Mündlichkeit 
in Kreisgericliten und Schwurgerichten und auch bei der 
Verwaltung; wie könne man die erste Schule dazu ver- 
schmähen, ohne die mau in allen diesen Einrichtungen bald lahm 
gelegt werde durch den Mangel an tüchtigen durchge- 
bildeten Kräften! Selbst unsere noch so tüchtigen Schwur- 
gerichte leiden noch an dem Fehler der Langsamkeit und 
Schwerfälligkeit; das werde nicht anders werden, so lange 
der Grundsatz der Oeffentlichkeit und Mündlichkeit nicht 
durchweg auch schon von unten an durchgeführt sei 
Gegen die Beseitigung des Rekurses müsse man sich nicht 
desswegen erklären, weil man der IntelUgenz der Schöffen 
nicht vertraue, sondern desshalb, weil der lokale Charakter 
und die dadurch bedingte, unwillkürliche Befangenheit des 
Schöffengerichts den Rekurs wüuschenswerth mache. Bei 
GeschAvornen sei Befangenheit wegen der Grösse des Be- 
zirks nicht zu befürchten, dem Ö^höffea tfete aber eine 



^ 
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Menge lokaler Beziehungen nahe, von denen er sich nicht 
leicht freimachen kann ; das gelte namentlich von aufgereg- 
ten Zeiten, in denen es für den Angeschuldigten nicht 
allein bedenklich, sondern auch für die Staatsgewalt ge- 
fährlich sein könne dem Schöffengericht ohne Rekurs 
preisgegeben zu sein; es sei daher wenigstens in den be- 
deutenderen Fällen der Rekurs beizubehalten, die Beläs- 
tigung der Schöffen werde keine allzugrosse sein, eine 
aussergewöhnliche Thätigkeit werde ihnen nicht zugemuthet, 
in der Stadt würden sie häufiger, auf dem Lande wohl nicht 
öfter als alle 4 Wochen zusammenkommen müssen. Wenn 
auch Anfangs die Theilnahme im Volke noch mangle, so 
werde sie bald sich zeigen, mau werde sich der Ehre 
freuen, an den Staatsgeschäften Theil zu nehmen und 
das Institut selbst werde sehr bald zu Ansehen und Ehren 
kommen." 

Von der zweiten Kammer wurde der Antrag auf Wie- 
derherstellung des Regierungsentwurfs in Betreff der E i n- 
führung der Schöffengerichte für die erste In- 
stanz nebst Rekurs mit gi'osser Mehrheit angenommen und 
die erste Kammer ist diesen Beschlüssen beigetreten. Das 
Amtsgericht wurde hiernach zu einem Schöffengericht er- 
weitert. Der in der ersten Kammer erörterte Kommissions- 
bericht (Bluntschli) ^) bezeichnet es zwar in dieser neuen 
Organisation als auffallend, dass auf der untersten und der 
obersten Stufe (Schwurgerichte) der Strafgerichtsbarkeit zu 
den rechtsgelehrten Richtern Privatmänner aus dem Volke, 
von denen keine juristische Bildung erwartet wird, beige- 
zogen werden, dort als Schöffen und hier als (jreschworne, 
während auf der mittleren Stufe die Gerichtsbarkeit von 
Kollegien verwaltet wird, die ausschliesslich aus rechtsge- 
lehrten Staatsdienern bestehen, dass aber die Wahl von drei 
verschiedenen Stylen für die drei verschiedene Stockwerke 
doch nicht blos darin ihren Grund hat, dass man dem 



^) Haager a. a. 0. 
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Rlteü Mittelbau au« Beqtiemltelileelt bestelieii Vies» und 
vorerst eineo erhöhten looderneu Stock (die Schwurgeriülite) 
Gber detnsdlbeu Aufrichtete und iriedernm später mn ebner 
Erde eine niodifi<3he Atoderaog (die Schaffen) haben wollte, 
dass yieloiebr lEnere Gründe die Umgestaltung des Mit- 
telbaues in ein Schöffen* oder Schwurgericht wenigstens 
%\XT Zeit noch abrät hen* »Ein Kollegium von rechtsgelehr* 
ten Richtern bietet zwar weniger Garantien dar Tdr eine 
durchbildete Rechtspflege als eiu Schwurgericht, aber 
höhere Garantien als ein Schöffengericht und wenn nur 
daB Anklagevcrrahfen sowie dit* OeffentHchkeit und MnnJ» 
lichkeit zur Wahrheit geworden sind , auch hinreichende 
Garantien, Diese Gerichte soUeu und können iu gewissem 
Sinne dem regelmässigen Durchschnittstand einer wohl ein- 
gerichtete Strafrechtspftege entsprechen« In der Regel 
iirtheilen sie allein ohne Geschworen, Wenn aber ent* 
weder die besondere Schwere eine^ Verbrechens oder 
die eigenthü milche Natur einer Vergeheusart eioe 
gesteigerten Sorgfalt der Behandlung erfordert, dann wer- 
den ^.leschworne herbeigezogen und wenn auf der ent- 
gegengesetzten Seite geringfügige Ffille vorliegen, für welche 
ein Verfahren von diesen Kollegialgerichten als zu um- 
ständlich oder unverhältnisa massig kostbar erscheint, so 
wird es vorgezogen, derlei Straffälle kurzweg in einem den 
Leuten näher ät eh enden Schöffengericht zu erledigen,« 

Es wird femer konstatirt, dass als Vorbild die Hanno- 
verische Gerichtsverfassung vorgeschwebt habe und be- 
merkt, zwar sei ea sehr möglich, dassdie Einfiihrung der Schaf- 
fen von nttifichen Burgern anfangs als eine unwillkommene Be- 
lästigung ungern gesehen wird und dasa auch einzelne 
Amtsrichter vorerst einiges Misstrauen und Abneigung gp- 
gen die Mitwirkung der Schöffen nur schwier überwinden 
werden, ,Jndessen ist es ein Gesetz der sittlichen Welt- 
ordnung, dass jeder Fortschritt der Gesittung und deir 
FreihpTt nuch durch die Anstrengung der Bürger bedingt 
ist und der Vorzug einer volksthümlicheu Rechtspflege ist 
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nicht anders als durch die lebendig 
an ihren Mühen nnd Arbeiten zi 
ger werden audi von Anfang an 
Theilnabme ein wichtiges Volker : 
durch die üebung der entspreche 
zu theuer erkauft wird. Die üebi i 
Fähigkeit der Mitwirkung erhöhen i 
deten Amtsriobter werden bald eri I 
die Gesundheit der Rechtspflege ( i 
mit dem Volksleben und der Volksr i 
Ohne Schöffen wRre die Durchfüh i 
Mündlichkeit und des Anklagever i 
Wolle man diese Dinge ernstlich, i : 
richter aus der Atmosphäre der je i 
Atmosphäre eines öffentlichen Geri' I 
zwischen der Untersuchung, die er 
und der Beurtheilung, die er nicht 
schärfer unterscheiden ; das Mittel de i 
f en. Wolle man ferner die Hand! 
welche bisher nirgends populär un( 
Misstrauen umgeben war, dem V i 
bringen und Vertrauen zu derselbe i 
dafür die wechselnde Mitwirkung 
ehrbaren Männern aus dem Volke 

Diese Rücksichten sind, trotz i 
gewesenen Zweifel in die Dauer un 1 
fengerichte massgebend gewesen, u]i 
Einführung zu billigen, wobei es für i 
dass später, wenn erst in der Bei 
die Möglichkeit, in so ausgezeichnet«! 
noch mehr zugenommen haben werdi 
ren Stufe und in einfacheren Forme i 
gen Schwurgerichte, ein Zuzug von Cl 
gemäss und ausführbar erachtet we:i 
Schöffengerichte hat darauf ii 
sanktionirten neuen Prozess-Ordnung 
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tliß Geiichtfiliarlveit und das Verfahren in Polizeistrafsachen 
vom 2^, Mai 1864, sowie in der Verorduuug des Grosä- 
hf^rzoglichen Jiißtiz-MiDisteriuma vom 2^^» Juli 1864, die 
Bi1dijn|T der Geachwornen- und Schoffenlist& beireffend 
und lU der vom Grosaterzo glichen Juatiz-Ministerum erlas- 
fienen Instruktion für die Amtsgerichte vom 30, Atig, 18'4, 
das Verfahren der am t^geri cht liehen St rafsaclienhet reffend, 
die nähere Entwicklung erhalten, *) 

') Hftager a, a. 0. 

AoB dea wescBtlicLßten Befitinamimgen derselben bebea wir her* 
Tor: 

1, Die Straf^erlcht^liFirkelt wird Vi den geringeren (la einem hei?on- 
äerea Beitrage Ter^ekbnetea gericbtlicLen Strafsarheii) and la Paliiel- 
fltrafpftchen voa eia^m Atfit^richter uad £wel Scliöffea aa^^j^elibt 
rCompeteaz Freibeitstrafen bis 7a R Wochen Oefän^rnlits and Geldbasfie 
bi« KU Sro fl. ikfibea der Zalässiirkeit ia Po! heUtr&f stachen auf eiae 
htthere im aeaea Cenetzbache oder la beBoaderea Geietssen gedrobtft 
FreibeitBBtrafe oder GeHbusse 7n erkenn en). 

9. Bei einia^ea Yergekea. wie hei allea Zoll-, Accij* aad Steapr- 
Tprgeben, Fcir^tfrevel, presspolizeiliclienUebertretanfirea u. s. w. erfol/ft 
die A bnrthdkiag dureb den Ämtsrkhter , ohne Zuziehnng van 
Schöffen. 

3, Ebenso obte Zaziebaa^Ton S<'li^1ffoa nad obne HaaptFcr^Andlnn^ 

a) Wena der Änitericbt^r fiadet, dase ge^en den Tle^Lhaldi^ften 
ein«? Geldstrafe oder eiae GefttaeTiiasfitrafe Toa hr^cbsteaa 8 Tagen za 
erkenaen sei and wenn der Beicbuldigte ia der Hauptsache ge- 
ständig ißt. 

b) Bei aJlen Vergeben (aacb h Jäherer Strafe) wenn ein drin- 
^ender Fall vorliegt^ dessen ÄbiirTbeilang sich aicht ohae Natht.heil 
ftir dea Beschuldigten oder für die Sache biB znr nä^bstea Sitzaa^ ver- 
schieben lässt {z. B. Beschuldigte ist verhaftet a. s. w,), jedoäh auf 
ia diesen beiden Fällen mit ausdrücklicher Znstiaimung d^ 
Beschaldigten 

3, Das Schüffenamt ist ein Ehrenamt Die BefreiungagrQado and 
die UnfHhigkeitsgrQnde für das Sehöffeuamt sind die gleichen wie fQr 
das Geschwornenamt. 

4* Na(^b gfißcbloaseaeV Verbandliing (in welchen ea den Schöflfea 
freisteht, einzelne Fragen an den Angeschuldigteii, die Zeugen und 
Sachverständigen za richten) ist das Urtheil vom Amtsrichter mit den 
beiden Schöffen gemeinschaftlich nach Stimmenmehrheit zafäl* 
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Seit 1. October 1864 sind im Grossherzogthum 
die SchöflFengerichte in Wirksamkeit getreten und e 
sich nicht verkennen, wie Haager a. a. 0. konstatir 
diese neue Art der Rechtsprechung allg 
nen Anklang findet^). 

Wichtig für die Beurtheilung der vorliegenden 1 
sind die im Königreich Sachsen über die Einfi 
des Schöffengerichtes gepflogenen Verhandlungen*). 

Sämmtliche darauf bezüglichen Gesetze sind in 
tember und October 1868 in Wirksamkeit getreten ' 
ben den Geschwornengerichten sind Schöffengeri 
und zwar für die bezirksgerichtlichen Straft 
eingeführt worden, so dass in Sachsen jetzt eben] 
Kategorien strafbarer Handlungen mit Rücksicht au 
prozessuale Behandlung zu entscheiden sind. Die schw 
Fälle werden von den Geschwornengerichten, die 
testen von Einzelrichtern (Gerichtsämter) abgeur 
die in der Mitte stehenden (Vergehen) sind an die 



len. Der Amtsrichter gibt seine Stimme zuerst ab. Er erthe 
Schöffen die nöthige Erläuternng und Rechtsbelehrung. Die Ber 
und Abstimmung ist nicht öffentlich. 

5. Die Entscheidungsgrunde müssen die Thatsachen, welcl 
Amtsgericht als erwiesen angesehen und seinem UrtheU zu < 
gelegt hat, sowie die angewendeten Gesetzesstellen bezeichnen. 

6. Gegen ürtheUe der Amtsgerichte, auch wenn sie mit S 
erlassen sind, kann der Verartheilte die Staatsanwaltschaft ui 
Privatankläger den Eekurs an das Ereisgericht ergreifen. 

*) Vergleiche auch die Ausführungen über das Schöffen^ 
in dem Aufsatz von Gessler (Oerichtssaal 1867 p. 461 u. ff.) 
Würtemberg bevorstehenden Aenderungen der GerichtSTerfassun 
Strafverfahren betreffend; ferner in Goltdammers Archiv von 1867 
u. ff. einige Bemerkungen über die neue Strafprozessordnung vo 
Juny 1867 für die neuen Landestheile Preussens.) 

•) Goltdammers Archiv. Jahrgang 1867 p. 612 u. ff. 

') Bei den dessfallsigen Berathungen der Deputationen des 
tages ist Generalstaatsanwalt Schwarze als Regierunscom 
thätig gewesen. Vergleiche dessen Aufsatz: Die Schöffengericl 
Königreich Sachsen. Goltdammers Archiv. Jahrgang 186.^, p. 257 
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^ial-Strafgerichte (die Bezirksgerichte) gewiö^^en. Die Be- 
y.irksgerichte baiten seither in einer Abtheilung von fTmf 
Richtern die Hauptverhandlungen abgehalten und ihre 
Erkenntnisse gespi*ochen. Gegen die Erkenntnisse dersel- 
ben waren dem Staatsanwalt und dem Augeklai^ten die 
Nichtigkeitsbeschwerde, sowie jedoch nur dem Angeklagten 
(nicht auch dem Staatsanwalt) die Berufung wegen der 
t-eberführungsfrage und der Strafhöhe nachgelassen. Mit 
der Einführung der Schwurgerichte wurde den Bezirksge- 
richten, welche früher über alle schwereren Fälle judi* 
Äirten, ein Theil ihrer Zuständigkeit entnommen und den 
Geschwomengerichten überwiesen. Für diese Fälle war 
die Beibehaltung der zweiten Instanz bezüglich der üeber- 
nihrungsfrage ohne weiteres beseitigt, allein bezüglich der- 
jenigen Strafsachen, deren Aburtheilung noch den Bezirks- 
gerichten (mit SchöflPen) verblieb, ist die S5 weite Instant 
bezüglich der Ueberführungsfr age nicht beibehalten 
worden; man ging von der Ansicht aus *), dasa die Mit- 
wirkung von Laien in erster Instanz beider Beant^vortung 
dieser Frage eine Appellation an ein nur mit rechts- 
gelehrten Richtern besetztes Gericht nicht vertrag*.*, und 
dass aus Laien eine zweite Instanz nicht gebildet werden 
könne. 

Man hat dafür die Beibehaltung der zweiten Instanz 
nur in Bezug auf die Strafabmessung zugelassen 
in allen schweren, (auch in den an den Geschwornen ver- 
wiesenen Strafsechen), in denen die S t r a f ahm ee b an g für 
so wichtig erachtet wurde, um wegen derselben eine Be- 
rufung zuzulassen, jedoch auch hier wieder mit der be- 
rechtigten Beschränkung, dass das Rechtsmittel uur z a G u n- 
sten des Verurtheilten (entweder von demselben oder 
von dem Staatsanwalt) angewendet werden kann. 

Die Schöffengerichte schliessen sich au die Ge- 
schwomengerichte an; die schweren Strafsachen, soweit sie 



*) Schwarze a. a. 0. 
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an die Geschwornengerichte uicht verwiesen siiÄl, gehö- 
ren vor die Schöffengerichte. 

Das Gericht *) ist in diesen Sachen aus 3 Richtern und 
4 Schöffen zusammengesetzt. Die 3 Richter sind Mitglie- 
der des KoUegial-Bezirksgerichtes und die Schöffen werden 
jährlich aus den Geschwornen-Listen durch den Wahlaus- 
scliuss, welcher die Redaktion der Geschwornen-Urliste aus 
der Bezirksliste in jedem Bezirsgerichtsbezirk besorgt, ge- 
wählt u. s. w. Der Schöffe muss dieselbe Qualitäten be- 
sitzen wie der Geschworne. Die Reihenfolge der Dienst- 
leistung bei den einzelnen Gerichtssitzungen sowie der Ge- 
richtsschöffen wird durch das Loos bestimmt; jedoch kön- 
nen sie sich in Bezug auf die Reihenfolge gegenseitig ver- 
treten und tauschen. 

Der Schöffe wird durch seinen Dienst weder der 
Familie noch seinen Berufe auf längere Zeit entfremdet, 
da er aus Bürgern der Gerichtsstadt gewählt wird, er also 
jederzeit zu ersetzen ist. Mittags und Abends heimkehren 
kann, um seinen Berufsgeschäften obzuliegen. 

Zu bemerken ist noch, dass unter den 3 Richtern 
sich weder der Untersuchungsrichter, noch ein Richter, 
welcher die Verweisung des Angeschuldigten zum Haupt- 
verfahren mit beschlossen hat, befinden darf. 

Aus den Vorschriften des Gesetzes über die Mitwir- 
kung der Gerichtsschöffen ist noch als wichtig das Folgende 
hervorzuheben *) : 

Die Leitung des Verfahrens steht den Gerichtsvorsitzen- 
den zu. Es können aber die zugezogenen Gerichtsschöffen, 
ebenso wie die Richter unmittelbar Fragen an den An- 

') Wir entnehmen die die Organisation des Schöffengerichts be« 
treffende Bestimmung der Kürze halber aus der gedrängten Zusammen- 
stellung Schwärze's a. a. 0. 

*) Bezüglich der näheren Bestimmung der Wahl vergleiche das 
Gesetz, die Wahl von Qerichtsschöffen betreffend, u. s. w. Schwarze 
a a. 0. 

*) Schwarze a. a. 0. 
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geschuldigten, die Zeugen und die Sachverständigen stellen. 
Ueber Anträge des Staatsanwalts und des Vertheidigers 
betreflfs der Beweisaufnahme beschliessen die Richter 
allein. Es kann jedoch jeder der Gerichtsschoflfen, so- 
weit als er dies zur Bildung seiner Ueberzeugung von der 
Schuld oder Nichtschuld des Angeklagten für nothig er- 
achtet , die Vornahme von Beweisverhandlungen beantragen. 
Ueber solchen Antrag entscheidet zwar das Gericht. Es 
ist aber zugleich eine Anweisung an die Gerichte ergangen, 
dass in den Fällen, in welchen ein solcher Antrag sich 
nicht sofort als annehmbar darstellt, das Gericht über ihn 
nicht in der öflFentlichen Sitzung berathen, sondern sich zu 
dem Zweck zurückziehe und die Gerich tsschöflPen der Be- 
rathung beiwohnen können. Dies wird insbesondere 
dazu benutzt werden können, die Beweggründe des Antrags 
genauer, als dies vielleicht in öffentlicher Sitzung gesche- 
hen könnte, kennen zu lernen, indem es den Schöffen nicht 
anzusinnen ist, diese Gründe in öffentlicher Sitzung vor- 
zutragen, wie denn auch eine sofortige Abweisung der 
Anfrage in öffentlicher Sitzung leicht entmuthigen könnte, 
später wieder einen solchen Antrag zu stellen. 

Die Gerichtsschöffen nehmen an der Berathung und 
Beschlussfassung über das zu ertheilende Erkenntniss in- 
soweit Theil, als in den an das Geschwornengericht 
gewiesenen Fällen diesen die Beschlussfassung 
eingeräumt worden ist und der Wahrspruch sich 
zu erstrecken hat. Es ist hierbei durch besondere 
Verordnung den Gerichtsvorsitzenden empfohlen worden, 
auf eine möglichst freie und ungezwungene Handhabung 
der Vorschriften des Geschwornen- Verfahren-Gesetzes Be- 
dacht zu nelnnen und für eine möglichst unbe- 
scb rankte Mitwirkung der Ger icbtsRch offen bei der Ent- 
scheidung der Schuld frage besorgt zu sein *), 

1) Es JBt hierbei zu gedenken, wie Schwatze a. a, 0. bervorhelt, 
dasa die Entäcbeiilnng der ScUnldfra^e in dea Scliwargedthtafälieü 
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Die Frage, inwieweit eine Mit^ 
Schöffen bei der Entscheidung eins 
Schwarze a. a. 0. hervorhebt — I 
gehendsten Berathung gewesen. Mai 
eine völlige Gleichstellung der Ricl : 
die Konsequenz des leitenden Grün 
Institution sei. Allein andererseit • 
manche, sehr beachtliche. Bedenken ( 
dere auch in dem Deputationsberic 
Ausdruck fanden. Jedenfalls aber s< I 
fang bedenklich, die Richter und £: 
unbedingt gleichzustellen, und di( 
einer ihr vielleicht zur Zeit noch 
gäbe zu belasten. Es ist nicht aus i 
den Kreis der Mitwirkung der Gericl 
tern, sobald die Erfahrung c 
Material geliefert haben wirc, 

Die Entscheidung darüber also 
setzliche Bestimmungen auf <l 
meinschaftliche Beschlussfan 
Feststellungen anzuwenden sei 
der Verurtheilung die Bestiii 
höhe steht lediglich den Rieht; 
dem obigen die Schöffen an der Bei 
führung Theil nehmen, ist dieselbe 
der Schöffen eine gemeinsch af 1 1 
stehen hierbei den Richtern völlig 
steht ihnen dasselbe Stimmrecht zu. 

Die Abstimmung erfolgt nach c"; 
geln; die Richter geben zuersi 

Eine sehr wichtige Bestimmung i 
eine dem Angeschuldigten nachthe 
einer Frage nur mit mindesten 



den Geschwornen durch das Gesetz in sehr ai 
wiesen worden ist. 
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beschlossen werden kann. Mit dieser Mehrheit von min- 
destens 5 Stimmen bei einer Znsammensetzung des Gerich- 
tes aus 3 Richtern und 4 SchöflFen wird der Satz gewon- 
nen, dafis eine Veurtheihmg weder von d^n Richtern al- 
lein, noch von den Schöifeü allein herbeigeführt werden 
kann* Angenommen, dass die 3 Richter in der Veriirthei- 
Inng übereinst imoien, ^o bedarf es noch zn derselben des 
lieitritts von 2 Schöffen und angenommen, dasä die 4 >Sehof- 
fen in der Verurtheilung übereiiiptimmeu, so bedarf es noch 
zu dersellien des Beitritts von einem Richter* Durch die- 
ses Verhältnis^ der Stimme wird f^em Richter- wie dem 
Lfiie 11 elem eilte gleichmlssig Rechnung getragen. 

Dies sind die wesentlichen Bestimmungen des zur 
Zeit im Kunigreich Sachsen in Geltung stehenden SchÖf- 
feuinstitutes, Sie verdanken ihre Begründung und legisla- 
torische Ausbildung in er.^ter Linie Schwarze und vereini- 
gen nach demselben *) alle diejenigen Yortbeile, welche 
unter Anerkennung der Berechtigung des bürgerlichen 
Eleineuta xnr ^Mitwirkung der Strafrechtspflege auK dieser 
Verbindung mit dem juristischen Elemente gewonnen wer- 
den können ; Vortheile, welche nach Anleitung des Verfas- 
sers TOB uns in eingehender Weise bereits oben erörtert 
worden sind. In dieser Art und Weise der Beiziehung 
der Laien soll die alleinig wahre P'ürderung zur richtigen 
Entscheidung der Thatfrage, sowie der Rechtsfrage selbst, 
eine Kräftigung des Vertrauens zu den Richterspriicheu. 
ein Mittel zur Belebung des Sinnes für Gesetz und Recht 
im Volke enthalten sein, während die Verbiuduiig des ju- 
ristischen und des Laienelementes in dem Schwurgerichte 
nicht 7A\r vollen Entwickluug gelange, weil sie wieder 
durch die Th eilung der Arbeit (Trennung iler Tbat- 
und Rechtsfrage) abgeschwächt werde. Was die Erfah- 
rungen betrifft^ welche über die Wirksamkeit des mit 



SwLwaize a> a. Ü* VergL bqcIi dftP deutst-L« Scbwargeikht uud 
flcüiieii Efelurm. 
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dem 1. Januar 1869 im Königreich 
tretenen Schöffengerichten gemacht ^ 
zu constatiren, betrachten wir als ur 
gäbe!) so hebt Schwarze a a. 0. 
auch solche seien, sie bereits Mehreres 
heblich keit darbieten. Der bewährte und 
für das Schöffengericht constatirt, das; 
Zahl von Schöffengerichtsverhandlung< 
nisse verschafft, auch verschiedenen s 
bei mehreren Bezirksgerichten beigei 
aus eigenen Wahrnehmungen, sowie i 
von Staatsanwälten, Richtern, Sc! 
machten Erfahrungen ofine Ausnahme 
für die Institution lauten, dass e 
ständigkeit wie der Sicherheit der Sc 
thung alle Anerkennung gezollt werd 
von der sogenannten Pression der Ri 
dement nichts gespürt haben, dass ii 
rechtsgelehrten drei Richter nicht eii i 
nach die unangenehme Aufgabe an d e 
treten sei, gleichsam zwischen den I i 
Entscheid zu treffen, die Schöffen mit , 
Sicherheit die Gründe für die verschie : 
prüft und hiernach ihre Vota begrür : 
wird konstatirt, dass wiederholt einzel : 
Beweisaufnahme selbst von dem ihnen < 
recht einen sehr verständigen und sacl 
gemacht haben. 

„Allerdings, bemerkt Schwarze, isl 
welchen diese Erfahrungen sich erstri 
ringer. Allein wenn schon im Anfan; 
keiten sich ergeben haben, so ist es 
wichtiges Zeugniss für die neue Insti: 
Bedenken, welche in Bezug auf die wi 
keiten der Ausführung und insbesondt 
ständigkeit der Schöffen erhoben word 
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Diese Bedenken würden, wenn sie begründet gewesen 
wären, gerade in der ersten Zeit entschieden vorgetreten 
sein/* 

Diese Erfahrungen, deren heryorragender Werth eine 
vorzügliche Beachtung verdient, sind von Schwarze fort- 
gesetzt and in wesentlichen Richtnngen dorch einen ver- 
hältnissmässig ungern Zeitraum besi^tigt worden^). Die 
Summa dieser Erfahrungen ist (nach demselben) der 
neuen Einrichtung ausser ordentlichgünstig — 
sie hat in der kurzen Zeit ihres seitherigen Bestehens al- 
lenthalben die lebhaftesten Sympathien sich erworben und 
sind die gegen sie erhobenen Bedenke^ glänzend widerlegt 
worden ! " • 

Es wird nicht in Abrede gestellt, dass in einzelnen, 
jedoch vereinzelten Fällen anfanglich die gemeinsame Ar- 
beit der Juristen und Laien auf gewisse Berufs- Voreinge- 
nommenheiten gestossen ist, allein, wie konstatirt wird, 
nur anzüglich und sehr vereinzelt. 

Die Bereitwilligkeit der Schöffen zur üebemahme des 
Schöffendienstes wird ganz allgemein und ausnahmslos 
gerühmt. Vorzugsweise hat die Stellung, welche das Ge- 
setz den Schöffen anweist, im Vergleich mit der Stellung 
der Geschwornen, diese Sympathie für das Schöffengericht 
geweckt und genährt. Die Schöffen fühlen sich als Rich- 
ter ^). Obwohl derartige Schöffensitzungen oft ziemlich ge- 
raume Zeit die Mitwirkung eines Schöffen beansprucht ha- 
ben (3, 4 und mehr Tage) ist keine Aeusserung des Unmuths 
über derartige Sitzungen laut geworden. Als eine sehr 
nützliche Einrichtung hat sich hierbei die Befugniss der 

') Vergl. Goltdammerd Archiv von 1870. Die Schöffengerichte im 
Königreich Sachsen, p. 585 n. ff. 

*) Es mag dabei nicht verschwiegen werden, hebt Schwarze a. a. 0. 
hervor, dass der allerdings rein änsserliche Umstand wohl Einflnss 
ausüben kann, dass die Schöffen an derselben Tafel, an weicher die 
Richter sitzen, Platz nehmen und sie hiernach auch in der äasseni 
Eräcbeinung als gleichberechtigt mit den Richtern erscheineUi 
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Gerichtsschöffen bewährt, unter eina i 
Reihenfolge der Einberufung zu taug 

In Frage sei dagegen gekommen, ( I 
fengeriehten ein Ablehnungsrecht w i 
nen einzuführen sei, aber, obwohl ' 
vertheidigt, weil die Berührungspunl : 
Angeklagten und den Zeugen weit za 
den Richtern (ein Gesichtspunkt, der 
Anwendung leide, solchenfalls aber b 
und der einflussreicheren Mitwirkung 
höhte Bedeutung gewinne) sei ein 
zu einem allgemeinen Wunsche gewc i 
Es wird zu Gunsten der Schöf i 
dass dieselben nicht selten unmittel : 
Beweisaufnahme nehmen, dass sie voi 
ten direkten Fragerecht häufigen G i 
dass, was namentlich den Schwerpi 
die Mitwirkung der Schöffen bei de] 
theils betreffe „die Berathung eine v 
zwungene ist, keineswegs, wie bei ( 
geengt durch im Voraus festgestellt; 
die Berathung eingezwängt wird. Di 
material ist unbeschränkt und in vol. 
Berathung unterstellt worden. Es is; 
nehmungen der Richter xind der Schöf: 
zu verbinden und das Material zu ord 
so dass eine sichere Basis für die I 



^) Eine Einrichtung, welche sich auch al! 
fengeriehten anderer Länder, woselbst sie fi 
eben bestanden und bestehen, als sehr wohltl; 

^) Dagegen spricht, dass die Schöffen in 
tern näher stehen als die Geschwornen und 
Eichtung mehr nach den Bestimmungen über 
sind, wie auch ein solches Recht in der Aus 
Hinblick auf das erwähnte Tauschrecht gross 
würde. 
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wird." Wiederholt ist demselben von Männern, welche ebenso 
als Gesehwome wie als Schöffen mitgewirkt haben, ver- 
sichert worden, dass die Art und Weise der Zusammenstel- 
lung des Beweismaterials bei den Berathungen des Schöf- 
fengerichts den Schöffen Beruhigung und Vertrauen 
und eine willkommene Sicherheit gewähre, während bei 
der Berathung des Geschwornengerichts die Beschränkung 
auf die Fragen einen unnatürUchen Zwang äussere und die 
Diskussion oft mehr mit dem Sinne der letzteren, als mit 
einer erschöpfender Besprechung des Beweismaterials sich 
beschäftige, oft auch Zweifel entstanden, wieweit das letztere 
bei der Beantwortung einzelner Fragen mit zu berück- 
sichtigen sei. 

Als fernere günstige Erfahrungen werden konstatirt *), 
dass bei der Diskussion häufig durch die Schöffen nene 
und wichtige Gesichtspunkte angeregt worden sind, wie 
denn überhaupt von der befürcliteten Pression der Richter 
auf die Schöffen bei der Berathung bisher nichts wahrzu- 
nehmen gewesen. Im Gegentheil wird die Selbstständigkeit 
der Schöffen gerühmt, welche auf der andern Seite nicht 
verkannten, dass den Richtern eine längere Erfahrung 
und ein gereifteres Urtheil bei der Zusammenstellung und 
Gruppirung des Beweismaterials zur Seite stehe, wie an- 
dererseits die Richter dahin sich lobend aussprachen, dass 
ihnen die einfache und natürliche und doch oft scharfsin- 
nige Beurtheilung und Kombination der Schöffen bei der 
Besprechung des Beweismaterials nicht selten neue und 
erhebliche Gesichtspunkte geliefert habe. Es wird gerühmt, 
mit welcher Aufmerksamkeit die Schöffen die Plaidoyers 
anhören und mit welcher Sicherheit sie über dieselben sich 
bei der Berathung aussprechen. Die Darlegung seitens der 
Vorsitzenden sei in der Regel nur ergänzender Natur. Die 
Schöffen schenkten ihr die verdiente vollste Beachtung, 
Hessen sich aber durch sie nicht abhalten, Fragen über 



}) Goltdammer a. a. 0. p. 590. 
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einzelne Punkte, auch Bedenken gegen Einzelne« 
bringen und allenthalben, so weit es noch nötbig ! 
ganz genau zu instruiren. 

Auch die von Glaser^) ausgesprochene Befü 
dass mit dem Schöffengerichten eine Klasse von j 
sehen Halbwissera und Dilettanten herangebildet 
sei durch die Erfahrung in Sachsen widerlegt ' 
es habe sich nicht gezeigt, dass die beigezogenen I : 
zwar verständige, doch laienhafte Auffassung verlang 
sich auf ein Terrain begeben hätten, auf welchem i 
Vorrang den Juristen überlassen müssen, wohl aber ha 
hier, wie es von verständigen Richtern anerkannt • 
die laienhafte Auffassung des Gesetzes dem Richter e 
Material zur Prüfung seiner eigenen Rechtsansicht i 
und die Theilnahme der Schöffen an der Besprechui ; 
das Gesetz zur Klärung der Sache bek^etragen. 

Auch die Behauptung, dass die Whöffen nicht 
sprechen würden, wenn die drei Richter in der Bi i 
lung der Beweisfrage einig seien, sowie, dass es g 
eine unnatürliche Aufgabe für die Schöffen sei, dm : 
Votum die Entscheidung herbeizuführen, wenn d i 
Richter unter sich nicht einig seien, hat siel 
Schwarze a. a. 0. als irrig erwiesen, die Erfahrung ha i 
mehr Fälle aufgewiesen, dass auf der einen Seite ( : 
Richter einig, auf der anderen die vier Schöffen eii 
daher von einer gegenseitigen Pression gewiss nid 
Rede gewesen, ebenso, dass die drei Richter in dei 
theilung der Beweisfrage nicht einig gewesen, und 
die Schöffen den Ausschlag gegeben. 

Dagegen habe sich als ein nicht zweifelloser Pi 
der Einrichtung des Schöffengerichts die Abgrenzu]: 
gegenseitigen Befugnisse erwiesen, da das Sächsische 
einfach auf die einschlagenden Bestimmungen des Ges«: 
nengesetzes verwiesen und die Kompetenz der Schööi 



1) In seiner Schrift (zur Juryfrage,) Wien 1864 p. 67. 
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der Gesohwornen gleichstellte. Hiernaoh ist deu Schöffen 
nicht überwiesen : Die Subsamtlon unter das Gesetz 
und die Strafzumessung. 

In der Praxis hat sich jedoch bei den meisten Ge- 
richten die Ansicht gebildet, die Schöffen mit ihren An« 
pichten über die Strafsumessung zu hören, ihnen gewisser*^ 
massen ein Votum consultativum einzuräumen, wobei mehr« 
seitig Yersichert wurde, dass die Schöffen auch hierbei 
Takt und Verstand beweisen, andererseits aber auch Man- 
gel an Erfahrung und Uebermacbt des durch den ein« 
[seinen Fall einseitig geleiteten Gefühls gezeigt hatten. 

Gerade die Frage, ob den Schöffen in dieser Richtung 
eine weitere Mitwirkung einzuräumen sei, ist nach Ansicht 
des Referenten eine sehr wichtige, von deren Lösung 
die weitere Entwicklung des Institutes mit be- 
dingt ist. — Bei^m Geständnisse des Angeklagten in der 
Voruntersuchung, findet eine Zuziehung von Gerichtsschöf- 
fen zur Verhandlung und Aburtheilung nicht statt. (Glei- 
ches gilt bezüglich der Geschwomen ) Besondere Vor- 
schriften treffen Vorsorge, dass der Ausschluss der Schöf- 
fen nur nach eingehender Erörterung des Geständnisses 
verfügt wird. 

Die Mischung der Stimmen drei Richter und vier 
Schöffen (Schuldigerklärung mit mindestens fünf Stinmien) 
hat sich als ein naturgemässes Verhältniss bewährt. 

Nicht billigt es, was die Wahl der Schöffen betrifft, 
Schwarze a. a. 0., dass (was das Gesetz nicht verbietet) 
zu Schöffen bisweilen auch praktische Juristen ge- 
wählt worden sind, da das Prinzip des Schöffengerichts 
mit einer solchen Wahl nicht vereinbar, das juristische 
Element vielmehr in den Richtern zur Genüge vertreten sei. 
Das Laienelement werde seiner eigentlichen Natur beraubt, 
wenn es gleichfalls durch Juristen vertreten werde. Anders 
sei die Sachlage in den Geschwornengerichten. Die Ge- 
schwomen berathen und sprechen ihr Verdikt ohne Mit- 
wirkung der Richter; hier kann ein juristischer Beirath in 
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der Person eines Geschwornen nfit 
fengerichte sind die Richter und 
B am er Arbeit bernfen, so dass be; 
%en sollen. 

Es wird endlich zugegeben, 
St&dten, in denen einzelne Bezirl 
ben, die Zahl der zur Uebemah 
fähigen Einwohner keine grosse ist. 
und Baden gemachten günstiger 
ebenfalls betont *). 

Es ist bereits oben darauf hing 
nicht in dem weiten Umfange wie ii 
doch in der beschränkten Weise nact 
yers, Kurhessen,Baden, Oldeo 
u, s, w, in Preussen das Schöffei 
geregelt worden, d. h. bezüglich der n 
die Straf-Prozess-Ordnung v. 
Wirkung derselben bei Ausübung der ] 
stimmt worden ist*). Das SchöflPenge 
.1, Januar 1868 seine Wirksamkeit 
gerichtsbarkeit *) wird durch Eii 

Vgl. Gessler im Gerichtsaale Jali 
^«idas. Jahrg. XYII p. 58 u. ff, 

'J Haager pag. 598 a. a. 0. 

•) Straf-Prozess-Ordnung vom 25. Ji 
486. Verordnung vom 25. Juli 1867 a 
Anlage. Bestimmungen über die Berufung 
§ 1—19. üebergangsbestimmungen hinsieb 
vom 25. Juli 1867 art XXTTI. 

*) Vergl. § 12 der Straf-Prozess-Ordni 
Polizeigerichte die Haupt verhandlang und 1 
lerüebertretungenund derjenigen Verl 
nur in Freiheitsstrafe von höchstens 8< 
von höchstens fünfhundert Thalern alle 
einander besteht. Es macht dabei keinen I] 
Strafe wegen Mckfalls überschritten w< 
eigentlichen Strafe auf Elonfiscation eins 
rang in ein Arbeitshaus oder Landesverv 
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Polueirichter) wahrgenommen, die HauptvertUndJung uhi 

Entscheidung erfoljrt, soweit dsts Gesetz nicht Ausnahmen^] 
heatiiumt, nnter Mitwirkung zweier Schöffen als tei- 
pitzender Rit^^hter, bei Vermeidung der Nichtigkeit. Gestekt 
der Beschuldigte die ihm sur Last gelegte strafbare Hand^ 
lung ein, oder sind die Beweismittel för die Anklage unJ 
Vertheidi^ug zur Hand, bo hat der Richter sofort zui 
Verhandlnug und Urtbeilsfallung zn schreiten, ohne dasi t^ 
der Zuziehung von Schöffen bedarf ')• (§ 357 Straf-Prozess- 
Ordnung.) Der*PoKzeirichter hat ferner, wenn nicht be* 
sondere Bedenken entgegenstehen, die von ihm angemes' 
ßene erachtete Strafe ohne Mitwirkung von Schöffen durch 
Verfügung fortzusetzen. (§ 360,) Ebenso verhandelt uud 
entisch eidet der Polizeiriohter ohne Mitwirkung von Schöf- 
fen hinsichtlieh der ,,Zu Widerhandlungen gegen die Vor- 
schriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben und Ge- 
ßlle, insbesondere der Steoeru, Zölle, Postgefalle und Ko- 
munikations-Abgaben (§ 485). Die Bestimmungen über die 
F^erafung zum Schöffenamte i Anlage zur ^traf-Prozess-Ord- 
nuug vom 25, Juli 1867) sind im Wesentlichen eine Nach- 
bildung der in HunnoB^er etc* bereits bestandenen. 

Die Wahl der Sehuffen erfolgt durch die Bezirkavei- 
tretungen beziehungsweise durch die Gemeindevertretungpn 
(§ 2 und 3) auf 500 Seelen wird je ein Schöffe gewählt (§ 3) 
Die Eutric]]hing eines gewissen f>teuersatKes ist kein Er- 
fordernis^ der WrÜilbarkeit als Schöffe, wählbar sind im 
Uebrigen nur solche Personen, welche von der Berufung 



g-egcn sintl Vergehen, welelie «liireb die Presse l>egangen weriiea. 
voll der ZuBtäudigkeit des Poli^eigeriehts ansgeaümmeiiH Die Kom- 
petenz beiiiglich dei Strafmaa^ses l&t daher eine erheblich weitere ili 
B, B» im (jTQEBhtTzogthum Baden. 

') Anenahnic bei HokdiebBltlhleu art. II die Verordnung vom 2-^* 
Juli ISGT. g '44- 

=1 Nftch dem liadinf^heii t+esetsc mn^s auch luer der BeschuidigW 
aü&drüeklich der Äbnrtbeüung- ohne Sebutten zusUmmeiij was im Pro- 
toköUe 2U benrkundeu ist. Haager a, a. Ü, 
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j5um -Geschwornendienst gesetzlich i 
und ihren Wohnsitz in dem b( 
haben. (§ 4.) Die Gründe, welche 
befreien, gelten auch hinsichtlich d 
als Schöffe an den Verhandlungen 
nommen hat, ist für das nächstfol( 
jedem Schöffendienste befreit. Die 
Dienst als ein Ehrenamt. Es wird 
nehmung keinerlei Entschädigung ( 
Die Vorschriften über die üi 
oder Zulässigkeit ihrer A^blehnung ( 
Schöffen Anwendung. Die hierauf 
düngen stehen dem Polizeirichter zi 
Wesentlich ist noch die I 
dass bei der Berathung der Poliz( 
vor den Schöffen abgibt, während 
nicht auf die Thatfrage beschräi 
Rechts- und Subsumtionsfr i 
bemessung ausgedehnt ist, und \ 
der Schöffen in der Hauptverhandlu : 
tigkeit derselben nach dem Vorbild' 
Ordnungen irgendwie eingeengt ist, 
Verhandlungen und somit auch au 
Zwischen Verfügungen erstreckt. Di i 
mieden, wie es z. B. auch in Sach i 
auf die einschlagenden Bestimmung i 
setzes geschehen, über die Abgren i 
Befugnisse der Richter und der I ( 
Stimmungen zu treffen. Bereits 

V. des Schöffengerichtes in Preussen ( 

üi Hannover, Kurhessen, Baden und Ol I 

nicht verkannt, dass bei Beschränki [ 

I' auf wirkliche Polizeiübertretungen, 

* letzung, sondern nur eine Rechtsge i 

^ Auslegung der Polizeigesetze unter > 

kerung geeignet ist, das Vertrauei 
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Strafpalizei %\x steigern ^nd dass daher auf die sehr er* 
hebljche Belästigung der Staatsbürger kein entscheidendeB 
Gewicht eh legen sei, auf der anderen Seite jedoch Be- 
denken getragen, weil alle diejenigen Gründe, welche von 
den Anhängern der Schwurgerichte gegen gemischte 
Gerichte geltend gemacht worden sind, auch für diese 
Einrichtung zutreffen, namentlich das thatsächliche Ceber- 
gewicht des rechtsgelehrten RiohterB, welches durch die 
Vorschrift verstärkt wird, dass er bei der Berathung zu- 
erst seine Stimme abzugeben habe. Man hat zwar in 
ihnen (den Schöffengerichten) auch eine Kontrolle für dea 
ordnungsmäfisigen Hergang vor einem Einzelrichter sehen 
wollen, doch dürfte hierfür die Oeffentlichkeit des Ver^ 
fahrens einen hinreichenden Schutz gewähren'). Es be- 
schränkt die Straf-Prozess-Ordnung die Mitwirkung der 
Schöffen übrigens keineswegs auf reine Polizeiübertretnn- 
gen, sondern dehnt dieselbe auf eine grosse Anzahl von 
Vergehen aus, so dass schon damals die Frage aufge- 
worfen wurde, wesshalb, wenn die Zuziehung volkethüm* 
lieber Elemente bei Verwaltung der Strafrecbtspflege in 
Bolehem Umfange für nothwendig erachtet wird, der An- 
geklagte nur dann dieser Garantie entbehren soll, wenn 
seine Aburtheilung in einer wichtigeren Sache von einem 
Kreißgerichtshof erfolgt *). 

Einen verdienstlichen Beitrag zur Beantwortung der 
Frage, ob und inwieweit das SchofTeninstitut in den neu- 
erworbenen Landestheilen des preussiscben Staates sich be- 
währte und ob, beziehungsweise inwieweit, dasseEbe beizu- 
behalten zu werden verdient, hat Zimmermann auf Grund 
eigener Erfahrung und unter Vergleichung der gesetzlichen 
Bestimmuiigen, welche für dieses Institut bei den Kurhes- 



*) VergU Stemann. Einige Bemerkungen ttbetdieStxaf-Prozöi»- 
Ordnung vom 28. Juni 1867 in Goltdammfir'g Archiv 1867, pag 6S0, 
^j Stemauü a. a. 0. 
") Stemann a. a. Op )p. Ö5L 
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siscben üntergerichten bestanden 
die ThStigkeit der ScböfiFen bei dei 
gerichten regeln, inGoltdammer 
p. 729 — 739 n. pag. 793 — 800 gi 
welche für die Benrtbeilung unser 
wertb sind, dass wir glauben, dies^ 
ziren zu sollen. 

t Der Umfang der Eompeten 
tergerichte ist nur dahin erweitert, 
Amtsgerichte unter Umständen we 
Prozess-Ordnung erwähnten Vergel 
die Eurhessischen Untergerichte n£ 
Gefängniss und 500 Thaler Geldbu 
sind. Im Ganzen aber gelangen 
viel weniger und unbedeutendere Fi 
sischen Untergerichten zur Entsch« 
Zimmermann hält die möglichst 
richterlichen Kompetenz der Amtsgei 
ten, wenn das Schöffengericht nich< 
kurhessischen Gerichten entwickelte 
sondern auch einer noch höheren . 
führt und dem allgemeinen Wohl 
den soll'). 



1) üeber das Schöffeninstitnt bei dci 
Üntergerichten und bei den prenssischci 
Amtfiricbter Zimmermann zu Cassel. 

s) VergL die interessanten AnsfiUin i 
p. 730 — 731. 

*) Um dieses Ziel in erreichen, ist nach i 
sers Tor Allem darauf hinzuwirken, dass di( 
Straf -Prozess-Ordnnng yon 1867 in ihren 
kommen, wozu es nnr der Ermftchtigang i 
darf, Ton der ihnen nach § 448 Straf-Pr i 
Aigniss, die Verweisung der in dieser C ! 
gehen an die Amtsgerichte zu beantragen 
zu machen, ebenso war in Erwftgung zu 
der Gesetzgebung auf eine Erweiterung i 
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Die von der Verwaltungsbehörde nach Maassgabe der 
gesetzlichen Bestimmungen vollzogene Auswahl der Schöf- 
fen wird von Zimmermann a. a. 0. eine glückliche genannt, 
und diesem umstände zumeist das bisherige Gedeihen 
des Schöffeninstituts zugeschrieben. Die gewählten Schöf- 
fen gehörten ihrer bürgerlichen Stellung nach grösstentheils 
dem wohlhabenden Bärgerstande an, und hatten durch- 
gängig eine gute Schulbildung genossen. Mit Rücksicht 
auf einzelne in der Auswahl der Schöffen vorgekommene 
Missgriffe, möchte es sich jedoch empfehlen, in der das 
Wahlverfahren regelnden Instruktion (Straf-Prozess-Ordnnng 
Anlage § 8) den Bezirks- und Gemeindevertretungen znr 
Pflicht zu machen, das betreffende Amtsgericht vor Ab- 
schluss der Schöffenliste, um Aeusserungen über die etwai- 
gen Bestrafungen der zu Schöffen in Aussicht genomme- 
nen Personen und über die sich daraus ergebende Unfähig- 
keit zum Schöffenamte anzugehen und die vom Gerichte 
beanstandeten Personen, falls nicht erhebliche Gründe fiir 
die Beibehaltung sprechen, von der Schöffenliste entfernt 
zu halten. Ebenso erscheint es dem Verfasser auf Grund 
seiner Erfahrung als erforderlich, im Wege der Gesetzge- 
bung dahin zu wirken, dass die Verwaltungsbehörde oder 
der Vorsitzende Richter die Befugniss erhält, Personen, die 
während der Dauer ihres Schöffendienstes in Untersuchung 
gerathen, von der Liste abzusetzen und Ersatzmänner 
zu berufen^). Das Auffassungs- und Urtheilsver- 

richte nnd zwar dahin hingewirkt werden solle, dass denselben ausser 
den üebertretungen wenigstens noch alle mit einer Strafe bis 3 Monat 
Gefängniss und 100 Thaler Geldbusse einzeln oder in Verbindung mit 
einander zu ahnenden Vergehen zngewi^en werden. 

1) Diese Vorsichtsmassregeln erscheinen Zimmermann a. a. 0. um 
so mehr gerechtfertigt, wo nach dem geltenden Prozessrechte, wie in 
Prenssen, den Schöffen die vollständige Stellung eines Richters einge- 
räumt worden ist und es mehr als bei der Wahl der unter der Herr- 
schaft des kurhessischen Rechtes bernfenen nur über dieThatfrage 
aburtheilenden Schöffen und mehr als bei der Wahl der Geschwomen 
darauf ankömmt, möglichst unbescholtene Männer zum Schöffenamte 
heranzuziehen. 
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mögen der zum Schöffeiiamte beruft l 
mermann a. a 0., war beinahe ohc i 
dass die Gewählten den gerichtli 
folgen und in den meisten Fällen i 
hobenen Beweise üWer That'rs: 
Urtheil sich zu bilden m Stande • i 
und wieder vor, dass Schöflfen bei ; 
fragen, ausser auf das durch die ^ 
Material, auch auf Umstände, welche i 
nebenbei oder auch wohl gar nicht 
Bezug nahmen, so entsprechen ihre ( 
dem gesunden Menschenverstände. Es ' 
dass durch Heranziehen einer grc; 
schaftlich gebildeter Personen in de: 
die bisherigen Schöffenlisten einer i 
wesen wären, aber auch in beachten 
gehoben (eine Erfahrung, welche 
Praxis bestätigen können) dass die 
Kreisen bisher berufenen Schöffen • 
Sicherheit des ürtheils vor den übi 
neten. Zimmermann a. a. 0. lobt 
das Rechtsgefühl der Schöjffen, sow; 
der Thatfrage in Betracht kai 
nie ein Besti^eben derselben bemerl: 
gen üebertretung solcher polizeilich 
welche einzelne Klassen von Bürge 
selbst angehörten, sich beengt füll 
Widerspruch mit den Verhandlung^: 
Wohl sei es dagegen hin und 
dass Schöffen bei wider bisher u 
wegen gemeiner Vergehen, insbe,s 
Diebstahls erhobenen Anklagen bi 
Ueberfiihrungsbeweise gerne zur Ve 
hinneigten ; ein Streben, welches 
durch die Erwägung nicht missbil 
Folge der Verurtheilung wegen ei] 
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der guie Namen unwiderbringlich verloren geht. Allein 
dieses Streben tritt ebenso sichtbar bei dem rechtsgelehr- 
ten Richter hervor, der erfahrungsmässig in solchen Fällen 
geneigt ist, den mindesten Zweifeln Rechnung zu tragen, 
während andererseits (worin wir wieder Zimmermann bei- 
pflichten müssen) Geschworiie, Personen, welche unter der 
Anklage de» im Rückfalle verübten Diebstahls standen, 
anf die schwächgten Beweise hin schuldig sprachen ; eine 
Neigung, welche anch bei dem rechtf^gelebiteu Richter, 
jedoch nicht in demselben Masse hervortritt» Nicht so günstig 
sind dagegen nach Ziramermaun a. a. 0. diese Erfahrun- 
gen über das Rechtsgefühl der Schöffen, soweit solches 
seit Einführung der Straf- ProzcFS-Ordnung von 1867 bei 
Süh&nmtion der zur Anklage gebrachten Handlungen unter 
das Strafgesesetz und bei Fentsetzung der Strafe seitens 
der Schöffen an den Tag trat» 

Eifer, Pünktlichkeit, warmes Interesse an den Ver- 
handlungen und Berathungen werden dagegen lobend her- 
vorgehoben. 

Weder bei dem vormaligen Stadtgerichte noch bei 
dem Amtsgerichte in Cussel kam nach Zimmermann je- 
mals der Fall vor, dass ein Schöffe von einem Angeklagten 
oder einem Privatkläger abgelehnt oder anch nnr io ir- 
gend einer Weise beanstandet wurde. 

Die Schöffen entfalteten weniger wahrend der Verhand- 
lung, als bei der Urtheilberathnng ihre Thatigkeit, 
indem de nur selten von ihrem Fragerecht Gebrauch mach- 
ten, während sie im ßerathungszimmer bei Feststellung 
des Beweisergebnisses ihren Ansichten vollständig Ausdruck 
gaben. Bei den Berathungen war jedoch ein [Jeher ge- 
wicht des Vorsitzenden Richters über die Schöffen (in Folge 
der Erfahrungen des Erst er eu oder demselben not h wendig 
beiwohnenden grösseren Gelanfigkeit in Zusammenstellung 
und Benrtbeilung des Beweisergebnisses) selten /n ver- 
kennen, während dagegen co:iataLirt wird, dass niemals 
eine Scheu der Schöffen vor dem Aussprechen ihrer mit 
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der Höhe der anzuwendenden Strafe der Ansicht des 
Richters häufiger Widerspruch entgegengesetzt und wieder- 
holt sogar vorgekommen ist, dass die Schöffen nicht oder 
doch nur mit Mühe davon zu überzeugen waren, dass 
iüi einzelnen Straffalje unter das im Gesetz vorgesehene 
niedrigste Strafmaass nicht herabgegriffen werden könne; 
eine Erfahrung, welche uns übereinstimmend von ande- 
ren Amtsrichtern, mit welchen wir Gelegenheit hatten, 
uns auszusprechen, nur bestätigt worden ist — und deren 
Gewicht es Zimmermann als empfehlenswerth erscheinen 
lässt, im Wege der Gesetzgebung die Thätigkeit der Schöf- 
fen, gleich wie die der Geschwornen auf die Mitwirkung 
derselben an Entscheidung der Thatfrage zu beschrän- 
ken, (wie es nach unseren obigen Darlegungen bei den 
Schöffengerichten im Königreich Sachsen der Fall ist) 
wodurch die für den Amtsrichter ebenso mühsamen als fir 
die Schöffen in Anbetracht des gewöhnlichen Bildungsgra- 
dt^s derselben in der Regel nutzloeeu Rechstbeleb rangen 
überflüssig werden. Solange aber lüe der malige Einrichtung 
des Schöffeninstituts und damit die Bet Heiligung der Schöf- 
fen H.n Eüt^^cheidnng der Hechtsfrage in Kraft bleibt, will 
wenigstens Zimmermann a. a. (X zum Zweeke der nach- 
träglichen Beseitigung der aus gesetzwidrigen Aussprüchen 
der Schoflen entspringenden Nachtheile dahin gewirkt wis- 
sen, dass die Funktionen des Polizeianwalts vorzüglich bei 
den grösseren Amtögerichten juristisch gebildeten FersoneUi 
welche zur Erkennung der in den Urth eilen der Amtsge- 
richte vorkommenden Mängel und Nichtigkeiten, sowie zur 
gehörigen Formulirung von Bescli werden iai Stande sind 
in Gemassbeit des § 32 der St raf-Prozess- Ordnung über- 
tragen werden^). Die Erfahrungen über die Erfolge 
des S eil üifeii Instituts fasst Zimmer mann dahin zusammen, 
dass durch die Heranziehung der Schoflen zur Miteiitschei- 



*J Wk z, B. bei den Hligaricbtea in Fi\iuki\nt a ü. 
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düng über die Thatfrage so günstige Erfolge her^ 
ten seien und gleichzeitig für die Schöffen sowie 
Richter solche V ort heile erwachsen, dass diese 1 
gegenüber den aus dem Schöffeninstitute entspri 
Belästigungen Jsauni in Betracht kommen können, 
gen dürfte sich die Heranziehung der Schöffen zui 
Scheidung über die Rechtsfrage nicht bewä! 
ben. Die günstigen Erfolge werden gefunden in 
neren Güte der ürtheilssprüche, welche auf der so 
sten Erhebung und der eingehendsten Erwägung 
weise basiren, in den besonderen Garantien hinsich 
Richtigkeit der Urtheile und dem denselben ver 
grösseren Ansehen durch Heranziehung der Schöff 
foJge, welche sich bei den mit Schöffen besetzten G 
in einem noch höheren Grade, als bei den mit Gescl i 
besetzten Gerichten herausstellten (ungezwungene Be: 
Mangel einer beengenden Fragestellung, Möglichl; 
Wiederaufnahme der Verhandlung, Beseitigung ein i 
bührlichen Einflusses der Staatsanwaltschaft und ( 
theidigung u. s. w.). Dass aber die Heranziehung d( 
fen zur Mitentscheidung der Rechtsfrage wesi 
Vortheile bis jetzt für die Rechtssprechung nicht 
habe, wird begründet in der unmöglichen üeberwacl 
Amtsrichters bei Anwendung der Gesetze, dem Sti 
Geistesbildung des grössten Theils der Schöffen, h 
Annahme, dass durch die Betheiligung der Schöl 
der Straf festsetzung die Erkennung einer den: 
gefühl entsprechenden daher gerechteren Strafe als 
Urtheilungsfällung durch den Amtsrichter gesichi 
wird durch den Hinweis auf die bisherigen Erfal 
widerlegt, wonach die Ansichten der Schöffen über d 
der Strafe sehr oft weit auseinandergehen, während 
erheblicher Nachtheil vor Allem die Gefahrdung de 
hens der Gerichte bezeichnet wird, welche dadurch $ 
herbeigeführt werden kann, dass in Folge des fgrt 
den Wechsels der Schöffen, oft in kurz hintereinan 

8 
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genden Sitzungen ein nnd dieselbe Strafhandlnng nnter 
verschiedene Strafgesetze subsumirt, oder mit Strafen, leelehe 
nach Art und Höhe erheblich von einander abweichen, be- 
legt wird. Auch liege die Gefahr nahe, dass SchöflFen 
trotz aller Belehrung des Vorsitzenden Rich^rs, sich nicht 
bequemen, die bezüglich des Strafmaasses gesteckten Scliran- 
ken zu berücksichtigen um auf diese Weise richtige Urtheile 
herbeizuführen. Auch konstatirt Zimmermann a. a. O. auf 
Grund häufiger Beobachtung eine die Rechtsprechung nicht 
weniger gefährdende Erscheinung, dass Schöffen, nachdem sie 
die Thatfrage sicher und unbefangen bejaht haben, bei Ent- 
scheidung der Rechtsfrage, so bald sie von der Art und Höhe 
der angedrohten Strafe Kenntniss erhielten, unschlüssig wur- 
den und um diese Strafe nicht aussprechen zu müssen, 
die Beantwortung der Thatfrage rückgängig zu machen 
suchten. Einen nach Ansicht Zimmermannes grossen Vortheil 
(den wir in dieser Allgemeinheit nicht anznerkennen vermögen) 
für die Schöffen selbst soll das Institut dadurch gewähren, 
dass durch die fortgesetzte (?) Mitwirkung bei Verhand- 
lung und Entscheidung einer grossen Anzahl der verschie- 
denartigsten Straffälle nothwendig die Rechtsanschauung 
geklärt, manches bezüglich der Motive der Rechtsprechung 
bestehende Vorurtheil berichtigt und das Interesse am 
öffentlichen Rechtsleben, sowohl bei den Schöffen selbst, 
wie auch in Folge ihrer Mittheilungen in weiteren Krei- 
sen des Volkes geweckt werden müsste, wogegen Auf- 
wand an Zeit und Reisekosten u. s. w. nicht in Betracht 
kämen. Keinenfalls hat aber die Heranziehung der Schöf- 
fen zur Mitentscheidung der Rechtsfrage eine grössere 
Ausbreitung der Rechtskunde, als dies schon früher, wo die 
Schöffen nur an der Thatfrage sich betheiligten, der Fall war, 
zur Folge gehabt, da die Thätigkeit, welche sich zum Zwecke 
der Mitentscheidung der Rechtsfrage eine im Verhältniss 
zur Einwohnerzahl geringe Anzahl von Staatsbürgern, bei 
einer geringen Anzahl noch dazu, in der Regel unbedeuten- 
der Straffälle zu unterziehen hatte, die Ausbreitung einer 
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auch nur einigermassen geordneten Kenntniss 
Hoher Gesetze nicht vermittelte. Vielmehr liegt di i 
tung nahe, dass bei den Schöffen dadurch, dass 
mit den Grundbegriffen des Strafrechts vertrau i 
zur Entscheidung der Rechtsfrage herangezoge i 
häufig eine Halbbildung, welche im bürgerlicl: • 
zu unrichtiger und ihnen selbst nachtheiligen ! 
der Strafgesetze fährte, hervorgerufen würde. B : 
werth ist, wenn der Verfasser die VortheiL 
für den Vorsitzenden Bichter aus dem Schöffe i 
entsprangen, (in der günstigen Wirkung desselbd 
Rechtsprechung, in der aus der Uebereinstimmu 
Auffassung des Beweisergebnisses mit der Auffa^M 
Schöffen entspringenden GenugthuungundBeruhigi i 
überwiegend über die erhebliche Vermehrung der ( ; 
. last und die sonstigen aus dem Institute erwachst i 
annehmlichkeiten nur für das Schöffeninstitut 
wie es in Eurhessen (mit Beschränkung auf die 1 ' 
früher bestanden, wogegen bei den dermaligen An 
ten, wenigstens bei den am Sitzen von Kreisgerii! 
findlichen, in Hinblick auf die Geringfügigkeit 
fachheit der dort in der Regel zur Verhandlung 
den Straffälle jene Vortheile in keinem Verhäl! 
der in Folge der Heranziehung der Schöffen zur 
düng der Rechtsfrage erforderlichen, ebenso zeitr 
wie nur allzuhäufig nutzlosen Rechtsbelehrung sti 
Wir haben uns (abgesehen von den mann 
selbstständigeu Wahrnehmungen, welche wir in 
rade bei dem Schöffengerichte bedeutenden P 
Vertheidiger zu machen Gelegenheit hatten, und 
später zurückzukommen uns Gelegenheit gegeben 
anderer erfahrener und bewährter Seite Mittheilui] 
den Werth der Schöffengerichte geben lassen. 
Erfahrungen Zinmiermann's schon an und für 
bedingt günstig und die Erfolge hinsichtlich 
Wirkung der Schöffen bei Entscheidung der [ 

8* 
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gerade nicht Bohadlicher Natur, positiv nachtheilig jedocb, 
soweit die Mitwirkung der Schöffen zur Entscheidung der 
Bechtsfrage in Betracht kömmt, so'sind die uns zugekom- 
menen Urtheile anderer sachyerstandigen Personen, welche 
tbeils als Richter oder Polizeianw&lte oder Actuare bei 
dem Schöffengerichte thäti^ waren, geradezu überein- 
stimmend gegen dasselbe und seine Erfolge gerichtet. 
Man anerkennt noch, dass die Durchfuhrung in einer 
grösseren Stadt am Sitze eines Ereisgerichtes möglich ist, 
woselbst wenigstens die Schöffen, durchgängig dem mittle- 
ren Bürgerstande angehörig, guten Schulunterricht genossen 
haben und hierdurch befähigt sind, den Verhandlungen niit 
Aufmerksamkeit und Verständniss zu folgen, man bestrei- 
tet auch nicht, dass einzelne Schöffen ein warmes Interesse 
an den Tag legen, allein man konstatirt nach der Erfahrung, 
dass selbst bei den gebildeten Schöffen jene Selbstständig- 
keit vermisst wird, die sie befähigt, ein wirkliches Ricfater- 
amt, zu dem sie doch nach dem Gesetz berufen sind, aus- 
zuüben. Die weniger Gebildeten dagegen, denen die In- 
differenten zur Seite zu stellen sind, geben in den Bera- 
thungen fast niemals ein Urtheil ab, sie unterwerfen sich 
mit einer gewissen Resignation dem als überlegen aner- 
kannten Urtheile des Richters, die Berathungen sind kurz, 
nicht eingehend, ein Austausch der Ansichten findet nicht 
statt. Eine etwa auftauchende abweichende Ansicht in Be- 
zug auf die Beurtheilung der Thatfrage wurde durch einige 
Schlagwörter rasch beseitigt. Die weniger gebildeten 
Schöffen — so. lauten wörtlich die uns gemachten Mii- 
th eilungen bewährter Seite — erscheinen bei dieser Sach- 
lage als Nullen, die ebensogut ganz fehlen dürfen. Finden 
sich unter der gebildeten Klasse von Schöffen solche, die 
wirklich Einsicht besitzen, so werden sie dem Richter 
nicht unwillkommen sein, sie nehmen an der Verhandlung 
und an der Berathung Antheil, der Vorsitzende Richter 
selbst ist bemüht ihnen im Berathungszimmer bei zwei- 
felhaftem Stande, namentlich bezüglich der Rechtsfrage 
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ausführlich seine Ansicht darzuleg 
rade konstatirt, dass diese »verstän« 
und in Hechts fragen unbeding 
ters anschliessen, weil sie in besehe 
gewicht der Erfahrung und Becl 
anerkennen zu müssen sich yerpfli< 
ger gestaltet sich die Sache bei Bi 
frage. Hier werden — wie die • 
richte konstatiren — von Seiten 
selbstständige Ansichten geäussert 
schliesslich gegen die Ansichten d 

Im Allgemeinen jedoch lauten 
schlagend, ürtheile kommen nach 
Berathung zu Stande, die das Ge 
ten Spruches sind; die Diskussion 
ist keine ausgleichende, da nicht h 
Gründe der Schöffen verständiger Ni 
Ausfluss des Eigensinns und der 0] 

Auch wird gerade bei den gel 
nicht als ein Ehrenamt angesehen, 
die man nach Kräften zu beseitig«! 
Nothwendigkeit gehorchend sich mit 
tion einer zeitraubenden Verhandlung! 
die ihrer Natur nach geringfügig, zu 
einmal ein Interesse an der Sache i\ 
mindesten, wenn nicht geradezu schäi 
überflüssig U.S. w. Auch wird in der l\ 
nicht einmal eine Garantie des Besc] 
Richter hat es in Hand den etwaigü 
digung zu paralysiren. In dieser "W 
und Beschwerden. Wie weit sie 
spater unsere Aufgabe sein, zu 1 
herrscht in der Praxis über den ^ 
richts zur Zeit diejenige Einigkeit, 
selben verbürgt. Günstigen Falles 
Erfahrungen berechtigen, dasselbe da 



Digitized by 



Google 



— 118 — 

ei bestellt und ?oo der Zeit fdi« Wsterigen Erfiilirangeii 
in Sadises, Prensseti währexid diies dreijilirigea Zeitran' 
lue« lind doch wahrfieh zu kurx) die Beurtheflong der 
Frage abbiugig zu msclieD, ob dasselbe ancb in aUen FEI^ 
len, in welchen Geschwonie lutlieileB, also Ea<rh bei den 
»chwersten Verbrecbeo, die Schwurgerichte ersetzen könne. 
Man hat sich, wie wir nachgewiesen, Ton bewrmlirter 
Seite fSr die Schöffengerichte und gegen die Scbwnrge- 
lichte anBge^prochen* Ton anderer Seite lebhaft dagegen 
gekämpft % tind will nngeachtet der gnnstigeo Erfmhnin- 
gen ober Schöffengerichte dnrcb diese nicht die Schwur- 
gerichte ersetzt wissen- Es wird namentlich hervorgehoben 'X 
daaa die Straffalle, in denen bisher (abgesehen vom König- 
reich Sachsen) Schöffen ortheiiten, einfach und ron der 
Art eind, dass weder verwickelte Beweise, noch schwierige 
Eechtsfr&gen Torkommeu, dass die den zwei Schöffen gege- 
bene Hechtahelehmng des einzelnen Richters wohlthatig 
wirke, sie anch nicht leicht einschachteni kdnne, yielmehr 
eine Verstau rlignng regelmässig eintrete. Anders sei die 
Lage, wollte man die Schoffeneinrichtnng anch auf die echwrir^ 
gerichtlichen Falle ausdehnen, wo die Beweise z. B, Out- 
achten der Sachverständigen (insbesondere in Yergiftnngs- 
fällen) schwierig sind, hier wird die Auffassung der Geschwor- 
nen, die mehr individuell den Fall nach den Lebenaver- 
bältnisBen auffassen, von der der rechtsgelehrten Richter, die 
gerne generalisiren , abweichend sein- Hier wird der 
häufige Widerspruch zwischen dem Volksrechtsbewnsatsein 
der Geschwomen und der Auffassung der rechtsgelehrten 
Richter stets unvermeidliche Streitigkeiten zur Folge haben. 
Es wird darauf hingewiesen, dass da, wo mehrere 
Richter in einem Collegium mit Schöffen vereinigt sind^ 



N&mfiatlich Glas er in den früher angetübrtea Schriften. Ehenio 
üitternL&ier, Erfahrungen p* 719. 

*J Hittermaier ». a. 0, 
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dieselben wegen der Verschiedenhei 
Ansichten über die nämlichen Rec] 
schiedene Art bei der Berathnng 
äussern, und dadurch die Schöffen 
lehren *). Es wird sogar darauf 
vorgeschlagene Schöffengericht, sc 
gewährt, als ein nur aus Staatsric 
rieht, während es keine Vortheile bie 
gericht bieten kann. 

Es erübrigt noch, um möglicl 
sultate der bestehenden Auffassungen 
zum Abschluss zu bringen, auf die 
pflogenen Verhandlungen des neu 
ristentages einzugehen, welcher bek 
sten desselben mit überwiegender lü 
hat. Die Gesetgebungsfragen wurd< 

1. Lässt sich eine Verbesserun| 
von der Einführung von Schöffenge 
Zuziehung von Laien zu den Strafg 
unterer Ordnung erwarten? 

2. Empfiehlt sich die Einführun 
ten namentlich auch dann, wenn di 
Urtheile der genannten Strafgericht; 

3. Ist den Schöffen das Richterani 
fange zu übertragen, oder ist densci 
Wirkungskreis (etwa die blosse Ei 
und Beweisfrage) zuzuweisen? 

Das von Becker*) abgegebene Gi 
die Bejahung sämmtlicher drei g 



') Mittermaier 1. c. 

2) Ober-Appellationsgericlitsrath in 01c 

Vergl. Verhandlnngen des IX. deirtsch< 
gegeben von dem Schriftfähreramt der ständig 

^) Derselbe hat sich schon im Jahre '. 
Oldenburgischen Gesetzkommission für solc 
damals für Oldenburg deraentsprechender a 
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Becker a. a, 0, gründet sein bejahendes Votum auf die Erfah- 
rungen, welche in Oldenburg seit 1858 mit Zuzielmugir von 

Laien zu den Strafgerichten oberster nud unterster Ordiinng 
gemacht wordeu .sind. Bei Bejahung der ersten Frage wird je- 
doch davon ausgegangen, dass das Bestehen der jetzt in 
fast säramtlichen dentöchen Staaten eingeführten Gescbwor- 
neiigerichte um so weniger in Frage zu stellen sei^ a!^ 
sich bereits der zweite deutsche Juristentag mit über- 
wiegender Mehrheit für die allgemeine Einführung des 
Geschwornengerichtes in Deutschland erklärt hat 0- »Mag 
eine Reform der deutschen Geschworuengerichte meliriach 
gewünscht werden, namentlich dahin, dass das juristische 
Element bei Findung des Wahrspruchs besser zur Ver- 
werthung gelange und die Einheit des Endurtheils besser 
verbürgt werde, die Zahl der (legner des Schwurgerichten 
— schwindet fast ganz dahin ,< 

Es wird die Frage aufgeworfen, warum denn die Zu- 
Kiehuug von Laien zu den Strafgerichten mittlerer iiutl 
unterster Ordnung ausgeschlossen bleiben, warum solche 
Zuziehung bei den Schwurgerichten von guter Wirkung 
fticin soll, bei den übrigen Strafgerichten aber nicht? So 
gestellt Uisst die Frage dem Verfasser es un erlässlich erschei- 
nen, auf die Wirkung des Laienelements bei den Schwur- 
geriehten wenigstens einen kurzen Blick zu werfen. Die 
jiolitisehe Bedeutung des Schwurgerichtes und seine Wirk- 
samkeit einerseits für die Beförderung einer mit den An- 
schauungen des Volks übereinstimmenden Fortbildung des 
Rechts selbst, andererseits für die Bildung des Volks und 
die Belebung seines ftechtssinnes werden auch für die Zu- 
ziehung von Laien zu den anderen Strafgerichten Geltung 
haben, uaraentlich bestätigt die Erfahrung die Wirksamkeit 
der Seh ijßen gerieb te unterster Ordnung in der letztge- 



ist nur desshalb nicht Gesetz geworden, weü iiizwiscken der Nord- 
deutficlje ßuüd in seino Ziele auf dk Erkasung eiuea gemeiDaamea 
Siratprüzesfiea densellen aufgenommen hatte. — 

^) Vgl. VerhftudJungen degeelbea p. 431 u. £ und p, 680, 
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dachten Beziehung. » Dieselben tragen jedenfalls zur i 
der Polzeiübertretungen bei, als die Schwurgeri : 
Abnahme der Verbrechen.« (?) Die Vortheile der 2 
von Laien für die Strafurtheile selbst sind nach c i 
fasser a. a. 0. vorzugsweise: / 

1. Die vermehrte Befähigung des Gerichts z\ i 
gen Erfassung vieler Lebensverhältnisse, die Rüc I 
auf die Individualität im Gegensatz zu der Neij i 
rechtsgelehrten Richters zu geueralisireu. 

2. Die Verstärkung des öffentlichen Vertraue i 

3. Die grössere Einwirkung des Rechtssprud 
den Angeklagten Für einen Nachtheil der Zi 
von Laien zu den Geschworneugerichten, wird daj < 
Wesentlichen übereinstimmend mit Schwarze, den 
kämpfer für ein deutsches Schöffengericht, bezeicl 

4. Die unnatürliche Scheidung des Urtheils 
Hälften, deren jede einzelne von einem anderen Ci 
erwogen und festgestellt wird, mit ihren zu unnütze 
tigkeiten führenden Consequenzen (Trennung der Tli 
Rechtsfragen, welche nicht vollständig durchfühl 
scheinen, da die Geschworneu nicht über den Be 
T h a t sondern über die Schuld des Angeklagten 
scheiden haben). Art und Sicherstellung der rich1 
ControUe, Resume u. s. w., das künstliche System 
wirrenden Fragestellung, die hieraus sich ergeben 
genügenden und oft zweifelhaften Wahrsprüche, ohn 
nete Abhülfe durch den Cassationshof ^), der Mang 
fehlenden Garantie für die innere Uebereinstimm 
beiden Hälften (Frage und Antwort). 

Dem Verfasser erscheint es nun unzweifelhaft, 
den Schöffengerichten die oben hervorgehobeen Vo 
der Zuziehung von Laien in gleichem, theilweise s 



*) Die Sicherung einer, allen Erfordernissen entsprechend 
Stellung: durch allgemeine Normen wird für ein unlösbarec 
gehalten. 
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höhten Maasse eintreten, dass die unter Nr. 4 gedachten 
Nachthdle venuieden werden, dass das juristische und das 
L ft i eil element , wenn sie in V e r bi n d u n g mit einander 
wirken, sich gegenseitig fordern, läutern und ergänzen, so 
da.'^s das Resultat ihrer gemeinschaftlichen Berathung ein 
besseres .sein inuss, als wenn nur eines dieser Elemente das 
Urtheil ganz oder theil weise allein finden müsse. Dass nicht 
bto.^s bei ein schlagenden Rechtsfragen, sondern auch bei 
Beiirtheihmg der Thatfragen die Juristen im Allgemeinen 
auf die Laien einen grösseren Einfluss üben werden, als um- 
gekehrt, wird anerkannt, aber bei gebildeten (?) Laien, 
wie sie Deutschland zu Schöffengerichten liefern könne (!) 
wird dieser Einfluss mehr ein die Berathung regelnder und 
unberechtigte Motive abwehrender als direkt bestimmender, 
jedenfalls kein deprimirender sein. Zu berücksichtigen sei 
ferner^ dass die Schöffen häufiger Dienst thun als die Ge- 
schworneii und die vergrösserte Theilnahme der Laien an 
Verhandlung und Aburth eilung von Strafsachen eine gros- 
sere Sicherheit, Zuverlässigkeit und Tüchtigkeit zur Folge 
haben werde* Der Verfasser beruft sich endlich darauf, dass 
in denjenigen Theilen Deutschlands, wo Schöffengerichte 
längere Zeit bestanden haben (Hannover, Kurhessen, Olden- 
burgs Bremeu, Baden) das anerkennende Urtheil ein ein- 
etimmiges (?) ist, obgleich er zugeben muss, dass dies nur 
für die Strafgerichte unterster Ordnung gelte, da die 
Zuziehung von Laien zu Strafgerichten mittlerer Ord- 
nung (in Württemberg und Königreich Sachsen) der neue- 
sten Zeit angehört, die Stimme der Erfahr ung also 
keine gr o as e Be deutung in Anspruch nehmen 
kann. Verkannt wird nicht, dass für den Vorzug der 
Schöffengerichte vor dem Einzelrichter ein Grund in die 
Wagsehalo fällt, welcher für Strafgerichte mittlerer Ord- 
nung keine Kraft, hat, nämlich der Vorzug des Kollegialgerichts 
vor dem Einxeh'ichterinstitute überhaupt, das nicht ein- 
nml eine wahrliaft mündliche und öffentliche Verhandlung 
zulässt. 
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Es erscheint dem Verfasser a' 
inneren Grund zu rechtfertigend^ 
Sequenz, wenn man die verjün^j 
nients nur bei den schwersteii 
strafbaren Handlungeh, nicht ab^ 
liegenden zahlreichen Klasse ders^ 
Die vermehrte Belastung der Büi 
fasser nicht so erheblich, um ih] 
aufzuopfern. Auch die zweite 
a. a, 0. bejaht. Die Zuziehung : 
ihm keinen Grund darzubieten, di 
oder da, wo sie beseitigt ist, wied 
wohl geeignet, die gegen die Beri^ 
zu verstärken. Die Zuziehung v 
Gewinnung einer ausreichenden C 
der Berufungsinstanz ^), gewährt a: 
rantie für die Richtigkeit des er 
richtung eines Berufungsgericht 
Durchführung mit Laien unmoglic! 
Widerspruch mit dem erkannten '.': 
vorgehoben wird schliesslich, da i 
Sachsen, ebenso wie in Oldenburg 
von Schöffen ein Ersatzmittel für 
fung gefunden und auch in Wür 
theile der Schöffengerichte als St: i 
unterster Ordnung eine Berufung : 

Zur dritten Frage trägt d( i 
ken in Uebereinstimmung mit den 
setze von 1858 den Schöffen da 
vollen Umfange zu übertragen, I 



1) Daher der Verfasser soweit gebt 
nieht wohl an der Abfassung von Entsc i 
sächliche Feststellung Theil nehmen k 
ganz wegfallen, oder, gleich den allei 
dnngsgrilnden ffir die änbsnintion der i 
das Qeseti, dem richterlichen Slleuisnte a 
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recht einzuräumen, wie den rechi »gelehrten Richtern, weil 
gerade bei den SchöflPeugericliten der berechtigte Kinftluas, 
welcher der Rechts- und GesetKkeiuitiiks des juristisicheii 
Elements gebührt, erst «u fleiner vollen Geltung gelangt 
(gemeinsame Besprechung und Bf^rsthung) Mit Recht wird 
(nach Ansicht des Verfassers) das richterliche Element für 
die Entscheidung aufgeworfener Rechts Fragen regelmässig 
den Ausschlag geben, das Laien element muss indessen aach 
hier wenigstens seinerseits soweit zur Geltung kommen, das« 
es ausnahmsweise den Aufschlag gibt. Auch bei % ome^- 
ßung der Strafe darf die e» t scheid ende Mitwirkung der 
Schöffen nicht ausgeschlossen werden % wenu such hier 
ein vorwiegender Einfluss des juristischen Elements berech- 
tigt erscheint, da der richtige Griff des Strafmaasses eine 
Routine und Erfahrung verlangt, wie solche nur ein stän- 
diger Richter gewinnen kann. Gerade hier sei der Platz für da« 
Laienelement, dem individuellen Falle Rechnung zu tragen 
und die erfahrungsmässig sich mitunter bei ständigen Richter- 
koUegien festsetzende Neigung zu besonderer Streng© oder 
Milde auszugleichen. Auch beruft sich Becker a. a, 0, 
auf die in Oldenburg seit 185Ö gemachten Erfahrungen. 
»Meiner Ansicht nach — schliesst der Verfasser — wird 
erst mit dem vollen Stimmrecht (That-, Submimtitms- und 
Straffrage) der Laien, dem Schutfengericbi der Stempel der 
Vollendung aufgedrückt ; mit den Beschraokungen des künigL 
sächsischen Gesetzes bleibt es eine Halbheit und t heilt 
erhebliche Mängel mit unserem Schwurge- 
richte«. Das über dieselben Fragen gelieferte Gutachten 
Binders*) geht ohne Zweifel gleichfalls davon aus, daas 
es im Uebrigen bei der Einrichtung der Geschwornenge- 
richte sein Verbleiben habe, sieht daher von den den Ge- 
schwornen vorzubehaltenden Fällen ab und behandelt die 
grosse Zahl von Fällen, welche an andere Gerichte über- 



*) Gegen Schwarze, Deutsohei S^^hwnrgericbt p. 172. 
>) Obertribnnalrath in Stuttgart, Verbandl. p. 18 ii. ff. 
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I 
-wiesen werden müssen und die Frage ist nach demsej 
Sollen in diesen die weitaus überwiegende Mehrzahl \ 
Fällen ausschliesslich mit gelehrten Richtern besetzte 
iirtheilen, oder soll auch hiere ine Mitwirkung der 
den einfacheren Formen des Schöffengerichtes stal 
Für diese Frage muss nach Binder a. a. 0. im A 
nen der Standpunkt entscheiden, welchen man ii 
der Betheiligung von Laien an der Kechtsprec] 
Strafsachen überhaupt einnimmt. 

Wer eine solche an sich nicht gerechtfertigt 
der wird selbstverständlich, wie gegen die Geschwc 
richte, so auch gegen ein Schöffengericht im Priu 
erklären müssen. Erkennt man dagegen an, dass 
berlassung eines wesentlichen Theils der Entscheid 
nicht berufsmässig gebildete Richter, wie sie im 6e 
nengerichte stattfindet, ihre Berechtigung habe, \ 
folgerichtig zugegeben werden müssen, dass diese Zi 
von Laien bei allen Arten von Strafgerichten eine 
berechtigte Forderung ist. Vom Standpunkt des G( i 
nengerichtes aus vermag man sich denn auch Binde 
dem Zugeständniss nicht zu entziehen, dass die Koi 
eigentlich die Ausdehnung der Einrichtung auf alli 
Sachen erfordern würde und dass man nur nothge : 
eine Beschränkung eintreten lassen muss, weil es i 
möglichkeit sei, den umständlichen und kostspieli ; 
parat in den gewöhnlichen Fällen in Beweg ; 
setzen. Dabei ergibt sich denn das Missliche der '. 
tenzausscheidung, die, wie man sie immer vornehi 
nie ganz dem Vorwurf der Willkühr entgeht. Die I 
liehe Frage der Eompetenzabgrenzung wird aber b i 
geschwächt durch die Zuziehung der Laien zu dei 
wichtigen Fällen, d. h. durch Einführung der Sc! i 
richte, insofern darin das Laienelement noch zu w i 
Geltung gelangt. Für die mittleren Fälle wird nc i 
selben eine Besetzung des Gerichts mit 3 Richter 
Schöffen (wie im Königreich Sachsen) genügen; 
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geringfügigen Sachen nach dem Beispiel der meisten G^ 
setzgebungen 2 oder höchstens etwa S Schöffen neben dem 
Einzelriohter. Anf das aasgedehnte Reknsationsrecht, wie 
es bei der Bildung der Qesohwomenbank stattfindet, nmss 
verzichtet werden, womit die Einwirkung der Partheien 
anf die Bildung des Schöffengerichtes beseitigt werde und 
die Schöffen sich einigermaassen der Stellung von standigen 
Richtern nähern, Für die Wahl der Schöffen ist im 
Durchschnitt auf gleiches Maass yon Befähigung wie bei 
Geschwornen zu rechnen. Binder gibt zu , dass 
der Einfiuss von Schöffen au( die Entscheidung eine gerin* 
gere ist, als der von Geschwornen, es genüge aber, dass 
derselbe nicht unwirksam sei. Die Annahme, dass auch 
an sich befähigte Laien den gelehrten Richtern gegenüber 
ihre Ansichten und ihre üeberzeugong nicht gehörig zur 
Geltung bringen können, erscheint demselben unbegründet 
und nicht zu befürchten, dass sie sich willenlos und gegen 
die eigene Ueberzeugung den Ansichten der rechtsgelehr- 
ten Richter unterordnen werden. Es wird aus diesen und 
anderen Gründen die Einführung der Schöffengerichte in 
der durch die Stellung der Frage angedeuteten Ausdeh- 
nung sich empfehlen. Auch nach den Erfahrungen B i n- 
ders hat von Missständen, die sich in Folge der Mitwir- 
kung von Schöffen in Würtemberg (zu den Strafkammern 
der Kreisgerichtshöfe *) versuchsweise seit 1. Febr. 1869) 
bis jetzt nie etwas verlautet und zum Mindesten — wenn 
auch die Meinungen über den Werth derselben getheilt 
sind — liegt bis jetzt Nichts vor, was berechtigen würde, 
sich gegen dieselben auszusprechen. Zur zweiten Frage 
übergehend beruhen die Gründe für die Beseitigung der 



1) Die Strafkammern der Kreisgerichte erk^men in der BefieUaog 
von 8 rechtsgelehrten Hitgliedern und 2 Schöfien, in gewissen Fäl- 
len von 4 rechtsgelehrten Mitgliedern und 3 Schöffen, wohtt dort eine 
Mehrheit von mindestens 4, hier von mindestens 5 Stimmen fax die 
Bejahung der Schnldfrage erforderlich ist. 
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ist, soweit sie nicht von dem Vorsitzenden allein erlassen 
werden können, sondern einen Kollegialbeschluss erfordern, 
mitzuwirken haben (also ancli bei allen die Prozes5?leitiing 
betreflfenden Verfügungen). 

Andererseits war, wie wir bereits nachgewiesen haben '), 
das Sächsische Gesetz vom I, October 1868 sorgfaltig be- 
dacht, den Wirkungskreis der Schöffen gpnjin ab7AigrenzeD. 
Es sollen hiemach die Gericht^se hoffen nur bei der Bera- 
thung des Erkenntnisses mitwirken und mir inso- 
weit, als in den an das Geschwornengericbt gewiesenen 
Fällen den Geschwornen die BpflchlusBra^sung eingeräumt 
ist und ihr Wahrspruch sich zu erstrecken hat. Die Ent- 
scheidung darüber, welche strafgesetzlichen Bestim- 
mungen auf die durch die gemeinschaftliche Beschlu!9iSffas- 
sung bewirkten Feststellungen anzuwenden sind, so\ne im 
Falle der Verurtheilung die Be^tiranmng der i*^ trafhohe 
steht lediglich den Richtern zu, fdrne dass die Schöffen 
hierbei niitznstinimen hätten, (§ 27, 29), Binder a, a* O, 
verspricht sich von einer atipgedehnten Mitwirkung der 
Schöffen auch bei Entscheidung der Rechtsfrage, wobei ea vor- 
zugsweise Jiuf Kenntnissdes Rechts und der Prozessnormen 
ankommt, unmöglich einen Nutzen und kann es daher nicht 
als gerehtfertigt ansehen, ihnen die unbeschränkte Ausübung 
des Richteramts zu übertragen und sie so den rechtsge- 
lehrten Richtern als vollkommen gleichberechtigt an die 
Seite zu stellen '). In geringfügigen Fällen (Einzelrichter 
mit Schöffen) dürfte es von j^eringerer Bedeutung erschei- 
nen, den Wirkungskreis der Schöffen fiorgrältig abzugren- 
zen, nicht aber wenn es sich um die Einführung der 
Schöffengerichte für die mittleren Straffälle handelt. Die 
wiirttembergische Einrichtung wird daher als verfehlt an* 



1) Schwarze in Goltdammers Art^hiv 1870. 

•) Es wird hier Bezug genommeu auf die mittet heil cd ErfaliTun- 
geu Zimmermannes in Goltd ammer'« Archiv. Jahrgang XVEL 
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für den versteht »ich die Bejahung dieser Frage (I) wie 
für die Gegner die Verneinung derselben von selbst. Denn 
jenem Grundgedanken entspricht die gewöhnliche Beschran- 
kung der Kompetenz der Laiengerichte auf die schwersten 
Strafsachen nicht, vielmehr erscheint dieselbe, nach diesem 
^Maassstabe beurtheilt, als willkürlich und verwerflich. 
Jedoch nur unter der Voraussetzung, dass nicht Einrich- 
tungen beliebt werden, welche die Bedeutung eines Preis- 
gebens der specifisch-juristiscbeu Seite der Aufgabe haben 
oder die eines Fortschritts in rein prozessualischer Hin- 
sicht auf Kosten des zur VerwirklichuDg kommenden ma- 
teriellen Rechts, könnte in der Erweiterung der Kompe- 
tenz der Laienrichter eine wirkliche Verbesserung der 
Strafrechtspflege gefunden werden. 

In Bezug auf die Art und Weise der Laienbetheiligung 
(Geschwornengericht oder sogenanntes Seh oflFenge rieht) geht 
jedoch Merkel a. a. 0. p. 37 n, ff. davon aus, dass dem 
Schöflfengerichte nur dort eine Berechtigung zukomme, wo 
das Geschwornengericht unter keinerlei ModaHtäten sich 
als ausführbar erweisst. Merkel spricht sich im Wesent- 
lichen gegen die Einführung des Schöffengerichts aus. 
Die rücksichtlich des Rechtspunktes sich (bei den Ge- 
schwornengerichten) ergebenden Schwierigkeiten fallen bei 
dem Schöffengerichte nicht weg, souderu werden nur 
deplacirt und durch das Gebeimniss der Berathung zwi- 
schen Juristen und Schöffen das gemeiüRame Votum der- 
selben zugedeckt. Wird aber wie in Sachsen, der Rechis- 
punkt ausgeschieden und die Entscheidung der Schöffen 
auf thatsächliche Feststellungen beschrankt, so gerathe 
man unvermeidlich auch hier in jenes pfaillose Gestrüpp von 
Schwierigkeiteu, in welches der nüiuliche Seh ei ein ngs ver- 
such bei den Geschwornengericlitcn geführt hfit, nur dass 
hier geringere Garantien für das Aufbieten aller Kräfte 
zu Gunsten einer wenigstens an näh ernngs weisen Lösuuj^ 
der Aufgaben geboten sind als bei den letzteren. Die gün- 
stigen Erfahrungen, auf welche man sich zn Gunsten iles 
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Schöfiengerichts beruft, sind für den Verfasser nicht ent- 
scheidend. Soweit es sich insbesondere um die Schöffen- 
gerichte für m i 1 1 1 e r e Strafsachen handelt, dürften sie nicht 
reichhaltig genug gein, um ein abschliessendes ürtheil 
schon jetzt darauf zu gründen. Jedenfalls wäre es thöricht, 
das Werthverhältniss zwischen Jury und Schöffengerichte, 
worun es sich bei dieser Untersuchung handelt, nach diesen 
gegenwärtig vorliegenden Erfahrungen bestinypen zu wol- 
len, davon abgesehen, dass wir mit der Jury den Weg 
der Reformen betreten und keineswegs vollendet 
haben, einen Weg, der hinsichtlich des Schöf- 
fengerichts nur in beschränkter Weise offen 
st eht. 

Dem Verfasser erscheint dagegen die Ausdehnung des 
Wirkungskreises der Geschwornen auf mittlere 
Straffälle unter gewissen Voraussetzungen möglich, dadurch : 

a) dass beiden Partheien (dem öffentlichen Kläger und 
dem Angeklagten) das Recht eingeräumt wird, auf der Ab- 
urtheilung der Sache durch Geschworne zu bestehen, be- 
ziehungsweise auf dieselbe zu provociren; 

b) dass man sich entschliesse, bei der Jury für 
mittlere Strafsachen eine schwächere Besetzung der 
Geschwornenbank eintreten zu lassen; 

c) bei der geforderten kleinen Jury würde es jeden- 
falls nicht angehen, die einfache Majorität zu Ungunsten 
des Angeklagten entscheiden zu lassen. 

Bezüglich der bisherigen Einzelgerichte, für welche natür- 
lich an Erweiterung in Geschwomengerichte nicht zu denken 
ist, will desshalb der Verfasser die Zuziehung von Schöffen zu- 
geben, um wenigstens in gewissem Umfange dem gesammten 
Strafprozesse zu einem einheitlichen Charakter zu verhel- 
fen. (Das .moralische Gewicht einer Collegialentscheidung). 
Merkel ist dafür, den Schöffengerichten die Ent- 
scheidung der gesammten Schuldfrage, nebst deren 
Subsumtion unter den gesetzlichen Begriff zn überlassen, 
da in den Formen des Schöffengerichts nichts liegt, was 
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eine konsequente Scheidung von Rechts- and Thatfragen 
leichter macht, oder überhaupt als darchführbar erscheinen 
Hesse. Sogar auf der anderen Seite ist die Gefahr, dass 
der mit der Subsumtion betraute L»ie sich willkahrlich 
über das Gesetz hinaussetzen, oder wenigstens die ron 
den Juristen gegebene Erläuterung derselben ignoriren 
werde, bei den Schöffen, deren Stellung kaum eine volle 
Selbstständigkeit, geschweige denn eine Ceberhebung yuxu- 
lassen scheint, jedenfalls eine geringere als bei den Ge- 
schwornen. Ebensowenig geben nach demselben a, a. 0< 
die Grundgedanken des Geschworuen- und Schöffengerichts 
an sich ein Motiv für den Ansschlues der Laien von der 
Straffirage an die Hand, Sie stehen vielmehr zu dieser in 
dem nämUchen Verhältnisse zu der sog. Schuldfrage, im 
engeren Sinne; denn auch die Straffrage fällt nach der 
einen Seite in das Bereich der questiö fadi; insoweit es 
sich aber nach der anderen Seite bei der Straffi-age um 
die Anwendung der gesetzlichen Grundsätze auf die In con- 
creto vorliegenden Thatsachen, also nm eine juristische 
Funktion handelt, so steht dieselbe mit der Erledigang 
der erwähnten faktischen Fragen im engsten Zusammen- 
hange und eine Trennung der bt?iden Funktionen erscheint 
noch weniger durchführbar als bei der Scliuldfrage im 
engeren Sinne. 

In den soeben entwickelten Gutachten sind eo ziem- 
lich alle Gründe enthalten, welche fnr und gegen die Ein- 
führung des Schöffengerichtes si^rechen ; sie beruhen zum 
Theil, wie die Gutachten Beckers und Binders auf 
nicht zu unterschätzenden Erfahrungen , welche dieselben 
hinsichtlich der Wirksamkeit in ihrem engeren Vaterlande 
gewonnen haben und stellen sich den reichhaltigen Er^ 
fahrungen Schwärze's würdig zur Seite ^). > Allerdings 

*) Wir verweisen noch auf die treffliche Arbeit deaselleE im Ge- 
richtssaal von 1868: „Die Gesetzgebung des Königreichs Sachsen (11. 
Strafverfahren a) die Einführung der Geathwomengerichte p, 309 
u. ff. b) Einführung der Schöffengerichte p. ai7 u, ffj". 
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liabe ich micli später überzeugt *), erklärt dfl 
müdliche Vorkämpfer des SchöflPengerichts, dass • 
noch nicht gekommen, wo man für alle Fälle dai 
fengericht einführen kann, und dass das Institut d 
noch durch die Praxis selbst in den ihm zugei 
Fällen zu läutern und zu klären sei, bevor man dal 
ken dürfe, in ihm einen Ersatz auch für das Gesch 
gericht zu finden.« 

Wir haben demzufolge konstatirt, dass di 
theidiger des Schöffengerichtes den Schwerpunkt d 
in der gemeinsamen Berathung der Richter ' 
Schöffen finden, oder wie die Motive des Entwui 
sächsischen Gesetzes sich ausdrücken: 

»Ein Moment tritt bei dem Institut der G 
Schöffen besonders in den Vordergrund, welches a] 
eine Abweichung von einer wesentHchen Eigensc 
Schwurgerichtes enthält, andererseits aber gerade zu 
gen Eigenschaften des Schöffengerichtes gehört, welc 
der übereinstimmenden Ansicht der Praktiker, die gii 
Erfolge desselben herbeigeführt haben. Es ist dies die 
düng der Schöffen und des Richters zu e i n e m Gericht : 
untheilbarer Arbeit. In dieser Verbindung liegt di 
lichkeit des gegenseitigen unbeschränkten und voll: 
Austausches der bei der Verhandlung gemachten 
nehmungen und gewonnenen Ansichten und somit < 
ständigen Durchdringens und gegenseitigen Ergänz: 
richterlichen und des Laienelements. Es ist das £! 
niss des Gerichts in Wahrheit das Erkenntniss 
Kollegiums, hervorgegangen aus einer und der 
Berathung und daher in sich bereits ein harmi 
Ganze; die gemeinsame Berathung lässt die volle E 
lung des Laienelements, wie andererseits die Befn 
desselben durch das richterliche Element zu und 
somit dasjenige Erforderniss, dessen gehörige Befri 



1) Schwarze a. a. 0. 
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die Yorzüglichste Aofgabe der anf die Geschwomengericht-e 
bezüglichen Reformvorschluge mit Recht gewesen ist,« 

Ob und inwieweit die Eiorichtnng der Schöffengerichte 
im Königreich Sachsen nnd in den Ländern, wo sie bereits 
für die an Einzebichter gewießenen Strafsachen bestan- 
den, sich bewährt haben nnd ob daä günstige Urtheil 
über dieselben sich im vollen Maasse bestätigt hat^ zur 
Benrtheilung dieser Frage dürfte die vorliegende Abhand- 
Inng einigermaassen Material geliefert haben, nm m mehr, 
als der Verfasser bemüht gewesen, die darüber kundge- 
wordenen Ansichten in nicht einseitiger und möglichst 
erschöpfender Weise vorzuführen. 
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den wenigen Problemen der Rechtegeschichte^ au deren 
Losnng Dentsche, Engländer und Franzosen mit regem 
Wetteifer gearbeitet haben, c so int dieser Satz nicht onr 
bezeichnend für die Entstehnngs- and Rechtsgescliiebte der 
Jury, die in so vielfachen von den TagesHtrömungen be- 
dingten Forschnngen ihre Behandlung gefunden bat, son- 
dern noch mehr fnr die auseinandergehenden Änedcbten über 
BegriflF und Wesen der Jury, deren Bedeutung als politische 
oder Rechtsanstalt und die zahllosen Wege, welche je der 
einen oder anderen Auffassung huldigend, zur praktischen 
Verwirklichung des Grundgedankens eingeschlagen worden 
sind. Die nicht minder zahlreichen im Laufe nnserer Ab- 
handlung erwähnten literarischen Arbeiten hoehangese bener 
Theoretiker und Praktiker, welche die Entwiekhing und 
Fortbildung dieses Institutes im Auge haben, im Anschluss 
an die sich stets neu erzeugenden Bedürfnisse des vielge- 
staltigen Rechtslebens, bezeugen in einer beredten Weise, 
wie tief im nationalen Bewusstsein das Schwurgericht seine 
Wurzeln geschlagen und die Wiirnie Fürsorge, dasselbe 
nicht verkümmern zu lassen, vielmehr in Erkeuntuiss der 
guten Früchte, welche dasselbe selbst in verkümmerter 
Gestalt getragen, es zu heben, zu pflegen, und den Be- 
dingungen der Gegenwart gerecht zu machen. Wir haben 
auf den Kampf der französisch-deutschen Gesetzgebung 
gegen die englische Jurj hingewiesen ; die besonderen Eigen- 
thümlichkeiten einer jeden entsprechen den politi&cheui 
socialen und sittlichen Zuständen des Heim ath lau des, wel- 
chem das Institut selbstständig entsprungen ist, oder doch 
hinüberverpflanzt seinen eigenen Entwicklungsgang ge- 
nommen hat; wir zählen weder zu den blinden V'erehrern 
der englischen Jury, die nur an der Hand ihres eigeu- 
thümlichen Ursprungs und ihres noch eigenthümlicheren 
Entwicklungsgangs in Verbindung mit dem noch in der 
Kindheit liegenden englischen Strafrecht erklärt werden 
kann, von der Heinze in seinen Parallelen p. 91 in zu- 
treffender Weise bemerkt: 
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»Von einer Uebersiedelung der englischen Jury nach 
Deutschland kann im Ernste nicht die Rede sein. Das 
echte Kind Altenglauds würde hier, losgerissen aas dem 
heimathlichen Boden und den schützenden Umgebungen, 
getrennt von ihrem Wurzelwerk, eingezwäugt in völlig 
ungleichartige Verhältnisse, bei uns in der Fremde ver- 
kümmern oder entarten.« 

Aber — wie wir gleichfalls mit dem geistvollen Ver- 
fasser einig gehen — aus der Zergliederung ihres Orga- 
nismus, der Vertiefung in die Bedingungen und Eigen- 
thümlichkeiten ihrer naturwüchsigen Entwicklung und 
Wirksamkeit wird »unersetzliches Material gewonnen 
für die Kritik der französischen Stieftochter, für das rich- 
tige Verständniss der Juryidee im Allgemeinen, für die 
Sonderung des Dauernden und Wesentlichen von 
dem Vergänglichen und Zufälligen des ganzen Insti- 
tuts. Und gewiss ist die Physiologie des Eechtes dem 
Gesetzgeber so unentbehrlich, wie dem Arzt die des Kör- 
pers.« Wir haben die wesentlichen Eigenthümlichkeiten 
der französischen Gesetzgebungen verfolgt und dargethan, 
dass dieser Entwicklungsgang kein steter, ruhiger und 
normaler gewesen ist, sondern dass politische Bedürfnisse 
(wenigstens wurden sie für solche gehalten) das Institut 
erzeugt, oder vielmehr dessen Aufnahme auf französischem 
Boden veranlasst, ohne richtige Kenntniss und Verständniss 
der wesentlichen Bedingungen, welche dessen Lebensfähig- 
keit auf englischem Boden verbürgten ; und dass, der über- 
eilten Einführung entsprechend, auch der Entwicklungs- 
gang ein hastiger, von den wechselnden Tagesströmungen 
bedingter, gewesen ist, dass der politische Grundgedanke 
der Jury, von der Auffassung der jeweiligen Machthaber 
gebraucht oder gemissbraucht, stets neue Schöpfungen 
hervorrief, welche den Stempel der theoretischen Willkühr, 
des Bruchs mit allen Ueberlieferungen an der Stirne trugen. 
Wir deuten nur ^) auf die doktrinären Bestimmungen über 

') Heinze a. a. 0. p. 12. 
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äussere Kompetenz, über die Scheidung zwischen der Auf- 
gabe der Geschwornen (Feststellung derjenigen Thatsachen) 
und des Gerichtshofs (Anwendung des Rechts) auf die Be- 
seitigung der alten Grundsätze über Ablehnungen, auf 
das Experimentiren mit der Stimmenzahl der Jury hin, 
den wesenlosen Schematismus und die andern vielfach 
Tou uns berührten Schwächen. In dieser Gestalt, äusser- 
lich in der Form, innerlich im Grundgedanken verschieden, 
unter dem Einfluss zufälliger, vielfacher politischer Verhält- 
nisse, ist die Jury in Deutschland aufgenommen und fort- 
gebildet, aber selbst in dieser verkümmerten Gestalt be- 
grüsat und liebgewonnen worden. Das Grundmerkmal, 
dass Männer aus dem Volke, die nicht ständig oder in ge- 
wissen Perioden als Richter angestellt oder gewählt sind 
und nicht rechtsgelehrt zu sein brauchen, für einzelne 
Fälle, für welche das Schwurgericht gebildet wird (nach- 
dem Ablehnungen gegen die Gewählten geltend gemacht 
werden konnten), auf Grund der vorausgegangenen 
Verhandlungen als Richter so urtheilen, dass ihr VSTahr- 
spruch von den Staatsrichtern dem Urtheile zu Grunde 
gelegt werden muss ^), war ja das allen Formen der 
Entwicklung des Schwurgerichts gemeinschaftliche, durch 
dessen Verwirklichung eines der lebendigsten Bedürfnisse 
erfüllt worden ist. Die AuflFassuug des Schwurgerichts als 
eines politischen Instituts (der richtigen englischen 
Ansicht und dem Wesen der Jury fremd) ist eine längst 
überwundene, vielmehr hat die richtige in England vor- 
herrschende Ansicht sich geltend gemacht, dass die Jury 
eine gerichtliche Einrichtung ist, die Geschwornen 
Richter sind, und der Zweck einer gerechten und Ver- 
trauen erweckenden Rechtspflege durch Beiziehung der 
Geschwornen zur Entscheidung gewisser Fragen besser er- 
reicht werden kann, als wenn rechtsgelehrten Richtern 
die ganze Entscheidung überlassen würde*). Das Schwur- 

*) Mittermaier's Gesetzgebung und Rechtsübung p. 194. 
') Mittermaier a. a. 0. p. 200. 
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gericht erscheint vielmehr im Zusammenwirken mit rich- 
terlicher Mitwirkung als der beste Weg, Gerechtigkeit zu 
üben; durch Vereinigung der beiden Elemente, der Stän- 
digkeit und des Wechsels, werden die möglichsten Vortheile 
erreicht und möglichst Nachtheile vermieden. Die wahre 
Bedeutung des Schwurgerichts wird nach Mittermaier^) 
darin gefunden, dass es ein Rechtsinstitut ist, dessen 
Werth darin besteht, dass dabei unparteiische, ehrenwerthe, 
durch Ablehnungen gesichtete Männer, vertraut mit den 
Verhältnissen des Lebens, bei der Entscheidung der Schuld- 
frage die Persönlichkeit des Angeklagten, die Umstände 
und Einflüsse, unter denen er handelte, die Frage, ob er 
sein Unrecht erkennen konnte, würdigend, die oft feinen 
Gränzen des Strafbaren und Erlaubten nach dem Volks- 
rechtsbewusstsein beurtheilen und nach gehöriger Be- 
lehrung durch den Staatsrichter einen Ausspruch* geben, 
der vorzüglich bei Wahrsprüchen der Schuld eine grosse 
sittliche Macht hat, weil die Mitbürger des Angeklagten 
seine Verschuldung erkannt haben. »Es liegt ein mächtiger 
Gedanke darin, dass Niemand zu einer schweren Strafe 
verurtheilt werden soll, bei dem es nicht dem das öffent- 
liche Interesse vertretenden Kronanwalt und dem gelehrten 
Richter gelang, zwölf Mitbürger zu überzeugen, dass der 
Angeklagte schuldig ist.« 

In tlic: "^' sittlichen Macht erkennen wir eines der 
wesentlichsten Elemente des Schwurgerichts ; sie ist von 
hoher Bedeutung für die Zwecke der Rechtspflege; sie 
verbürgt das Vertrauen des Volkes in dieselbe, wie nicht 
minder das Vertrauen des Angeklagten auf eine gerechte 
Aburtheilung. Sie kommt allerdings (was wir nicht läug- 
nen wollen) zunächst in der Form zur Geltung, denn der 
Grundgedanke einer gerechten Aburtheilung entspricht 
eben so sehr dem Wirken des rechtsgelehrten Richters, 
aber es ist nicht zu verkennen, dass die Formen des Straf- 



1) a. a. 0. p. 237. 



Digitized by VjOOQ IC : • 

i 



— 14fl — 

Verfahrens, wenn anch vielfach zufälligen Urspmng^^ doch 
wesentlicher Natur werden können, wenn sich in ihnen 
das Streben verkörpert, dadurch Sfchrauken zu schaffen, 
welche eine materiell ungerechte Vemrlheilung verhin- 
dem sollen. Hieraus erklart sich auch die grössere Einwirkung 
des Rechtsspruchs auf den Angeklagten^ wenn trotz alli^r 
schützenden Formen der Wahrspruch auf schuldig lautet. In 
den zur ürtheilsfallung herangezogenen Laien sieht der Ange- 
klagte nicht seine prinzipiellen Gegner, wie in dem ständigen 
Richter. Der schuldig sprechende Wahrspmch der Ge- 
schwomen ^) trifft sein Inneres in ganz anderer Weise, wie 
die Verurtheilung des Richters; unmittelbar nach der Ver* 
kündigung jenes Wahrspruchs bricht er oft wie hulfios 
zusammen, ihm fehlt der Trotz des Beharrens im Leugnen 
und das Gestandniss der Schnld, der erste Schritt zur 
Besserung drängt sich auf seine Lippen, Der entwickelte 
Apparat ist dem Gmndmerkmale entsprechend ; dem Ge- 
danken des schweren Verbrechens entspricht unwillkiihrlich 
die Form der Aburtheilung ; das verbrecherische Thun, der 
schwerere Eingriff in die Rechtsordnung, muas von jenem 
sittlichen Standpunkte aus in den Formen der Aburthei- 
lung zur Bedeutung erhoben, dem Angeklagten zum Be- 
wusstsein gebracht und in den Augen seiner Jlitbürger 
zur äusserlichen Geltung gebracht werden. Zu allen Zeiten 
ist man dem Entwicklungsstanae des Volkes entsprechend 
bemüht gewesen, die Handhabung der Strafjustiz mit einer 
gewissen Feierlichkeit zu umgeben, um zur Hebung der 
Repressionskraft den Eindruck zu versinnlichen, unter 
welchem die Aburtheilung der Strafthat erfolgte. Es kann 
nicht geleugnet werden, ohne auf das Wesen und die in- 
nere Bedeutung des Schwurgerichtes selbst einzugehen, 
dass die heutige Form des Schwurgerichtes wenigstens in 
seinen Aeusserlichkeiten im Volke soweit Wurzel gefasst 
hat, dass diese Form der Aburtheilung unzertrennlich ist 
mit dem Gedanken an eine schwere Strafthat, namentlich 

1) Becker a. a. 0. p. 3. 
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Schwurgerichtsverhandlnngen beizuwohnen, wird die rasche, 
einfache und praktische Handhabung des ganzen Ap- 
parats zu bewundern gezwungen sein, aber aucli ebenso 
sehr jenen Ernst, jene sittliche, sich uuwillkührlich dem 
Zuschauer einer deutschen Jury Verhandlung aufdrängende 
Spannung vermissen,- welche die Folge des AuesergewöhB- 
lichen, sich nicht täglich Ereignenden ist; jene Wuirde* 
die in den zur Mitwirkung berufenen Personen das Be- 
wusstsein ihrer besonderen Aufgabe, ihrer TeraütwortlieheD 
Stellung, ihre Hingebung an das peinliche Ricbteramt klar 
hervortreten lässt die auf Zeugen, Sach verständigte uud zu- 
nächst auf den Angeklagten selbst zurückwirkt. Man ziehe 
nur — um einen Augenblick bei die^jen keineswegs bo sehr 
zu unterschätzenden Aeusserlichkeiteu stehen zu bleiben — 
einen Vergleich zwischen der Art und Weise, wie vor einem 
englischen Gerichtshof die Zeugen auftreten und sieh 
in einer wahrhaft geschäftsmässigen Weise ihrer Beeidigung 
entledigen und der Form, unter welcher dieser feierliche AM 
in einer deutschen Jury Verhandlung erfolgt» man vergleiche 
nur die sich häufig im Sitzimgssaale selbst vollziehende 
flüchtige Berathung der englischen Jury — allerdings die 
Folge eine# durch die Gewöhnung und Boutlne erzeugten 
raschen, daher auch fast immer richtigen Äuffassnngsweise^— 
mit dem Ernst und der Gründlichkeit der deutscheu ne- 
rathung, die unfeierliche Form, in welcher der engliscbe 
Obmann das Verdikt abgibt, im Gegensatz zu der Art und 
Weise, wie von deutschen Schwurgerichten das Verdikt 
verkündet wird und man wird aus diesen Beispielen, denen 
sich noch viele andere zur Seite stellen liessen, entnehmen 
können, dass die äusseren Formen des Verfahrens, die 
innere Auffassung desselben getreulich wiederapiegeln, dass 
die bei deutschen Schwurgerichten vermisstc Routine, 
die oft vorhandene Schwerfälligkeit der Geschwornen und 
der übrigen zur Mitwirkung berufenen Personen (vrobei 
übrigens im Vergleich zu dem franzoeiacheu Verfahren da- 
ran zu erinnern ist, dass das letztere vor mehr als 70 Jah- 
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sehen zn heben, hier im Hinblick anf den Zweck ihre ver- 
sittlichende Wirkung übt, indem schliesslich das Inte r esse 
des Volkes an der Oeffentlichkeit der Rechtspflege nur nach 
dem Maassstabe seiner Betheiligung gemessen werden kann. 
Aber nicht nur äusserlich, sondern auch inner- 
lich kommt der Grundgedanke der Jury in ihren For« 
men zur Geltung. Wohl kann das Verfahren verbe.ssert 
werden (und in dieser Richtung fehlt es wahrlich aii den 
verschiedenseitigsten Vorschlägen nicht), der Bau selbst, wie 
er heute besteht, in seinen Fundamenten muss erhalten 
bleiben. Eines dieser wesentlichen Fundamente besteht aber 
gerade in der völligen Unabhängigkeit der Geschwor- 
nen vom Richterkollegium, jene Trennung zwischen dem 
fragenden und antwortenden Ivoüegium, gegen welches sich 
hauptsächlich die Angriffe von Hyes richten. Gerade 
jene Trennung und Selbstständigkeit der Gesch dornen 
gegenüber den Staatsrichtern — wer will es verkennen? — 
hat zur Folge, dass ein unter solchen Verhältnissen ergan- 
gener Wahrspruch der Geschwornen huufig mehr Ver- 
trauen im Volke geniesst, als der nach so gelehrte aber 
dem Rechtsbewosstsein nicht entsprechende Aussprach der 
Staatsrichter ^). Für den Angeklagten Hegt in dieser 
Trennung eine Gefahr nicht vor, weil der Wahrspruch^ 
der auf »Schuldig« lautet, erst der Prüfung durch die 
Staatsrichter unterliegt und diese, wenn sie glauben, dass 
die Handlung welche die Gesehwomen als Verbrechen an- 
sehen, nach dem Gesetze nicht strafbar ist, dennoch los- 
sprechen können und selbst z. B. nach Iranzösischer An- 
sicht (und auch in der preussischen Straf- Prozess-Ordnnng 
von 1867) wenn das Gericht annimmt, dass der Sebuldaus- 
spruch ein irriger ist, die Sache zur neuen Prüfung an 
ein anderes Schwurgericht verweisen kann. Wo Ge- 
schworne urtheilen, sind zwei Vortbeile entscheidend, näm- 
lich, dass eine grosse Zahl der Stimmen vereinigt ist, (wie 
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bäüfig irreleitöndea Rechtsbdehniiig des PrSsidenten liegt. 
Ebenso wenig kotnieu in Betracht kommen die angeblich 
häii6ger von den Geschwonien ausgesprochene Nichtachul- 
digerklärungen, die vielfach behauptete grandiose Annahme 
Ton Mildernngsgründen, wenn man vorart heilsfrei die Ur- 
sachen dieser Erscheinnngeu und die Verhältnisse pfrüft, 
unter welchen solche ErWäraugen erfolgen. Mag auch, 
wie Mitter raaier a. a, 0. richtig bemerkt, die Gesetz- 
gebung noch so sehr einschärfen, dass die G^esehwomen 
nur Thatfragen 2ti entscheiden haben, so macht sieh doch 
immer mehr die durch die Macht des Volksrechtsbewusst- 
seinö erklärbare Ansicht der Geschwornen geltend, dass sie 
anch die rechtliche Qualifikation der Handlungen prüfen 
ond daher nicht selten das Nichtschnldig anssprechen^ um 
so mehr, als häufig auch die neuen Gesetzgebungen durch 
die Härte ihrer Strafandrohungen oder die Unbestimmt- 
heit oder bedenkliches Generali siren das Rech tsbewussts ein 
verletzen«. Ebenso wenig zutreffend ist die Berufung anf 
Fälle, in welchen Geachworne ungerecht Unschuldige als 
schuldig erklärten *), weil, wenn die Geschwornen irrten, 
die in der Anklagekammer urtheilenden Richter, der Staats- 
anwalt durch seine Bemühungen, der Präsident durch 
seinen Schi uss Vortrag, die Geschwomen zu ihrem Ausspruch 
bewogen und nach dem Wahi-spruch der Assisenhof, indem 
er von dem Rechte, den Ausspruch wegen Irrthnms zu be- 
seitigen keinen Gebraach machte, die Verurtheilung bil- 
ligte. Uebrigeus lehrt die Geschieht o, dass es nicht an 
ebenso zahlreichen Beispielen fehlt, wo rechtsgelehrte Richter 
Unschuldige verurth eilten. Ein Pehlspmch der Geachwor- 
nen erregt in höherem Grade die Aufmerksamkeit, weil 
die durch das Verfahren gebotene allgemeine Theilnahme 
denselben in erheblicherem Maasse in das Bereich ihrer 
Kritik zieht. AU eine der wichtigsten und in scharfsio- 
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niger Weise begiTon^ete EinweiidHOg ^ enchein% 
xl e m YerhSltnisse abgeleistete, duss bei dem Scbi^ 
äfis txs^genäe Kollegial»), nänaücb der Präsident 
O^iphtabof, Yo^ dem juitwortendea Eollegium^nfii 
jHzy geschieden sind und dadnrob leicht ein : 
-g^ D^ftlismus entsteht, bei welchem die Ric] 
^ das, Wd.s die Geschwomen durch ihren Wahrsp 
drücken woillten nnd was ihnen als Ec^ebniss il^ 
wort TOX!sch webte, hineindenlicen müs^^n, was 1 
«ehwierig werden könne, wenn die Oesohwomen dei 
Spruch Zusätze beifügen. Diese Spaltung in zw< 
^n hßi,^ wie v. Eye ausführt, den Nachtheil, 
swei Behörden cdch nicht in Diskussion einlassen, 
verstandigeni insbesondere auch das fj^agende E 
nicht voraussehen kann, welche Mo^ifil^ationen 
wcort enthajlten wird, w&hrend dagegen geltend gemai 
dasfi wenn ein Kollegium der rechtsgelehxten Ric 
^h^dek, diese Nachtheile we^llen, indasi die zi 
Beratbung yereinigten Richter sich mit einuider 
dige^ könncoi, weil auch die Fragen, wenn es nö 
scheint, der Aenderung fähig sind und selbst nacl 
tmi Sescblußse eine iH)phm^Jige Serathung atattfi] 
so eine Yerstl^ndsigu.ng ereielt werden k^n. M 
2u^ben, dass nach dein franss^schen System dies 
tbßile eintreten können und daas bei Richterkollc 
Verständigung leicht möglich ist, allein eine angem.est 
J)e9semng 4er Fragestellung (ohne dase man das engl 
stein n^öUig adoptirt)Nennag auf die^e Nachtheile in 
chem Maasse einzuwirken. Um diesen Dualismus zu b< 
si^d eben VorisicUftge gemacht vorden (v. Bar i 
^m. ^n Geachwomen an richtiger Stella nnd zur : 
Zi»it ein Einwiirkuns^echt auf die Stellung der F 
siaheom. Es wird abei^ hiervon «abgesehen, das R< 
Gerichtshofes, sobald er Zweifel wegen des Wat 
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hat, sobald er überzeugt ist, dass die Antwort auf einer 
missverständlichen AufiTassung der Frage beruht, die Ge- 
Bchwomen 2ur neuen Berathung zurückzusenden, in Ver- 
bindung mit dem Auslegnngsrecht desselben, das gleichfalls 
einer bessern Regelung föhig, erleichternd zu Hülfe kom- 
men und diesen Dualismus herabdrücken, ohne dass man 
die Eigenthümlichkeiten des Schwurgerichtes zu opfern 
hätte. Die Fragestellung ist bei den Schwurgerichten 
der Kern der Einrichtung ^). Es ist fast nur davon (bei 
allen Reformversuchen) die Rede, wie die Fragestellung 
zu vereinfachen und andererseits dem Juristenelemente 
eine starke Einwirkung zu verschaffen sei, wie man es na- 
mentlich verhüten müsse, dass nicht durch die allgemeine 
Fassung der Fragen Rechtsirrthümer der Geschwornen, 
ohne dass sie erkennbar würden, unterlaufen, und wie man 
es einrichten könne, dass wenn es sich späterhin in Folge 
des Verdikts und der ihm vor- und nachgehenden Verhand- 
lung zeigen sollte, dass mit deu Fragen der Fall selbst 
nicht erschöpft sei, die Fragen entweder abgeändert oder 
neue hinzugefugt werden dürften.« Zugegeben muss werden, 
dass unter der Zahl dieser ausserordentlich grossen Reform- 
versuche sieh keiner findet, der wenn er in das Leben ein- 
geführt wird, den Erwartungen entspricht, die man von 
ihm hegt, und dass die vielbetonte Adoption des engli- 
schen Rechts unseren Verhältnissen schon umdesswillen nicht 
entspricht, weil die Jury nach englischer Auffiassung ein 
Beweismittel in den Händen des Richters ist und schwer- 
lich in Einklang zu bringen sein dürfte mit unseren übrigen 
Einrichtungen der Strafrechtspflege. 

Ist aber die Zuziehung des Laienelementes, welches 
in Geschwornengerichten zum Ausdruck kommen soll, eine 
anerkannte Nothwendigkeit geworden, nicht bloss in Bezug 
auf die That-, sondern au4jh auf die Rechtsfrage (die Schuldfrage 
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in einem Worte), so fragt es sich, ob die Vortheile deiv 
iselben wirklich in dem Schöffengerichte nnd ausschliesslich 
in demselben zn verwirklichen sind? Ist denn die Urtheils- 
findnng in Wirklichkeit eine gemeinsame nnd nngetheilte 
Arbeit der rechtsgelehrten Richter nnd der Laien? Ist mithin 
jener angebliche Dualismns, wie er in den Geschwornen- 
gerichten entgegentritt, vermieden und wird es mit dieser 
Combination der Arbeit oder vielmehr der Untheilbarkeit der- 
selben nicht nothig, die Fragestellung in der öffentlichen 
Sitzung- selbst vorzunehmen und die Fragen daselbst zu 
flxiren? 

Kommen wirklich, wie Schwarze ^) begründen will, die 
Vortheile, welche in der Zuziehung des Liaienelements liegen, 
erst vollständig zum Ausdruck und zur Anerkennung in 
der Kombination, wie wir sie im Schöffengerichte finden? 
Ist das Zusammenwirken des Laien- wie des juristischen Ele- 
ments hier nicht blos ein scheinbares (wie die Gegner des 
Schwurgerichts in Bezug auf d i e s e s behaupten), nicht blos 
ein äusserlich zu einander herantretendes, sondern ist es ein in 
Wahrheit reales? Es wird geltend gemacht *), dass beide 
Elemente gleichzeitig mit gleichen Rechten und Verpflich- 
tungen mit einander arbeiten und dadurch erst in der 
Lage seien (weil Richter und Laien sich vollständig gegen- 
einander aussprechen), auch sich gegenseitig zu ergänzen, dass 
in einer solchen kombinirten Berathung der Richter und die 
Laien eine völlige und erschöpfende Besprechung des Falls, 
wie er sich in der Verhandlung vor dem Richter entwickelt 
hat, nach seiner gesammten Individualität möglich wird. 
Wir wollen diese Möglichkeit nicht bestreiten, auch 
dass bei dieser Berathung die Füglicbkeit gegeben ist, 
Irrthümer und Zweifel, die sowohl bei den Laien, wie bei 
den Richtern, in Bezug auf das Ergebniss einzelner Be- 
weißverhandlungen vorgekommen sind, zu berichtigen, sich 
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gegenseitig Ober die Widinielunnngeii^ die mau geow^Ui, 
»osKaflprecheD, allein wir bestreiten, dasß vMA WQC^ Ge^ 
acfawome im Stande sind, ohn^ diese kambinii^te B0FatlMi|^ 
sich ein vollständiges und erschöpfendes Bild der g/mm 
Verhandlung zn rekapitoliren, selbst ohne das Bes^m^, irM^ß 
allerdings, wenn es nnr eine Anfirischnng des Gedäelitniases 
bezwecken soll, besser zu unterbleiben hätte. Wem d^unasf 
hingewiesen wird, dass bei ßepehwomen namentlich, hd 
weitläufigen Verhandlungen, doch sehr pft in der Berathung, 
die sie miteinander pflegen, die vollrtlmcUge S^eiantniss des 
Falls insofern verschwunden sei, als man von ihnen doah 
nicht verlangen kSnne {I), dass sie bei einer Verhandlung, 
die den ganzen Tag oder mehrere Tage gedauert habe, 
alle Einzelheiten in der Weise 9ieh merken sollen, dass 
wenn bei der Berathung ganz unerwartet einer dieser Vmr 
statide von einem CoUegen vorgebracht und als bedeiMisafti 
hingestellt wird, sie im Stande sind, ihn vollständj^ ku 
würdigen und nach seinem Werth für die Hauptabetimmus^g aiitf 
sich wirken zu lassen, so glaube ich wohl, ds^ grillenhafte 
Geschworne gegen eine solche Unterstellung zu protestirffli 
im Stande sind und bezweifle, ob gerade diese Kombination 
der Arbeit geeignet sein wird, bei längeren oder mehrtägigen 
Verhandlungen ihnen die Au£aberksamkeit und Frische .zu 
sichern, welche die Vertheidiger der Schoffengeriohte er- 
warten. Gerade das Bewustsein, nicht allein ihr^x 
eigeixen Kraft vertrauen zi; müssen, soikdern diis 
er&hrungsgereifte Urtheil des rechtsgelehrten Biehtera zu 
Seite zu haben, wird die Laieaveranlassen, in difesiem 
einen Stützpunkt ihrer eigenen Verantwortlichkeit 9U 
suchen, den sie entbehren , wf^nn sie, als Geadbcwoime, 
selbfftständiig, im BewueAsein ebener und aPlßchlii^seUehfir 
Veri^twortlichkeit dei^ Verhandlungen s^ folgen Jiahen. 
Denn es ist ein, durch die £Jr£»hrung bei gem«Wieiibafteo. 
Männern bestätigter Satz, dass mit der Grösse der Ver- 
antwortlichkeit auch das Be^nstsei^ 4^£^^P^ ^SlMsl^ ^^^ 
dass die Pflichterfüllung eine um b» AmstUebere uad da- 
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h»t mn m gefwimmhviteM iHrd, wenn solche nicht ge- 
tbdSt nnd-iaät Anderen gömeinsam grtragen wird. £s er- 
döheint ferner zweifelhaft, ob diejenige Nftchtkeile, dieans dem 
DnalieaanB der beiden EoUegien bei dem G^schwomenge- 
ri^lite entspringen, indem man auf Aet einen 8eite ein 
frsgeiid^B, auf der anderen ein antwortendes Kollegium 
hat, bei den Sehofifengerichten nicht stattfinden, ob hier 
wirklich in Bezng auf die That- nnd Rechtsfrage eine yoI* 
Hge Anssprache stattfindet. Die rechtsgelehrten Richter 
■*— hebt Schwarze a. a. O. hervor — werden natür- 
lieherweise das Gesetz den Sch&ffen interpretiren, aber 
diese sind nicht gebunden, sie haben volle Freiheit zu 
erklären, dass sie das Gesetz anders an&ssen. Wir be* 
zweifeln, dass in der praktischen Gestaltung diese Freiheit 
%iAe fiiehr als »äusserlicihe« sein wird und dass nicht in 
der Mehrzahl der Fftlle die Laien, (selbst die gewis- 
senhaftefrten) sich freiwillig der Autorit&t des rechtsgelehr- 
ten Richters unterwerfen. Das Belleten eines ihnen frem- 
delt Gebietes (der Rechtsfrage) wird nach den ersten 
Sctäritten jen^ Aengstlichkeit und Unsicherheit erzeugen, 
welche das Verlangen eines bewährten Führers in der Per- 
H&a des re^tsgelehrten Richters nothwendig macht; die 
Laien werden gerade an der Hand desselben des Abstandes 
inne, welche sfwisehen ihrer völligen ünkennthiss tind des- 
sen berufifmSissigel* Erfahrung liegt, sie Werden in den 
meisten Fallen es für- eine Pflichtverletzung halten, sich 
in Widerspruch knit Männern zu setzeü, von denen sie 
^he^kef&gk söid^ «läss ihr Lebefnfiberuf sie weit besser be- 
fähigt, Sber EVagen zu diskutiren und zu entscheiden, die 
ihn^n bisher veirborgen waren. Sind die Mitglieder des 
RichterkoU^lims in ihrer Auffassung einig, dann Wurde 
i&s einen besonderen Grad der Selbstständigkeit und auch 
der TJrtheilskraft (wie siö Von durchschnittlich gebildeten 
Läi«n nicht >^ etwa^ten ist) bedfirfen, um sich gegen die- 
ses einstimmige Votum aufzsulehnen und die an dieSchtStfen 
kerantretojide Aufgabe, die abweichende M^nung zu bie- 
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gründen, sofort jene Unsicherheit erzeugen, welche auä 
dem Bewnstsein der Schwierigkeit entspringt. Derselbe 
Schöffe, der im BerAthungszimmer mit seinen Kollegen 
zur Losung einer solchen Aufgabe berufen, hier ohne Be- 
fangenheit und Scheu eine widersprechende Ansicht begrün- 
den würde, wird gegenüber den in seinen Augen höher 
stehenden Richtern auf Durchführung der Begründung ver- 
zichten ; er wird aus den erstaunten, yielleicht unwillkühr- 
lich spöttischen Blicken der Richter wahrlich keinen Muth 
schöpfen können, Männern entgegenzutreteo, welche jeden 
Augenblick im Stande sind, seine Auffassung zu widerlegen 
und in klarer kritischer Form seine formlosen Behauptun- 
gen auf ein Nichts zurückzuführen. Sind aber die Mit- 
glieder des Kollegiums nicht unter sich einig, gehen auch 
ihre Vota auseinander und entspinnt sich hier zuvörderst 
eine Erörterung, wie sie im Schoosse des Richterkollegiums 
gepflogen wird, dann werden die Schöffen, bei dem Mangel 
der Befähigung, die gegenüberstehenden rechtlichen Be- 
gründungen völlig zu verstehen oder zu würdigen, mit zu- 
rückhaltender Befangenheit abwarten wollen, welche An- 
sicht die Mehrheit erlangt und dieser sich gefügig an- 
schliessen, da es nicht zu erwarten steht, dass Laien an 
einer Diskussion Theil nehmen werden, bei der nicht nur 
die Interpretation des in Frage stehenden Gesetzes 
in die Debatte gezogen wird, sondern selbstverständlich 
nach der Natur rechtsgebildeter Richter die systematische 
Auffassung und Behandlung entscheidend ist. Juristische 
Bildung und Vorkenntniss^e vermag der Richter dem Laien 
nicht einzuimpfen und doch soll er als ein Gleichberech- 
tigter an der Berathung Theil. nehmen und wie Glaser 
bemerkt, in dem Labyrinthe einer juristischen Diskus- 
sion zwischen den rechtsgelehrten Kollegen sich selbst 
seinen Ariadnefaden verschaffen.« 

Mit der Einführung der Schöffengerichte glaubt 
Schwarze, dass die Klagen über die Haltung der Staatsan- 
wälte und Vertheidiger im Schwurgerichte verstummen 
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Werden, indem beide häafig den Umstand weseD 
rücksichtigen, dass sie zu Geschwomen sprechen, 
bei der Berathnng der Mitwirkung und Hülfe ein 
gelehrten Beistandes entbehren. Wenn wir auch i 
zugeben sollen, dass der auf Geschworne berechl 
trag seiner Natur nach anders geartet sein wird \ 
(wie wir dieses aus Erfahrung bestätigen könne: 
aber in der Absicht, die Geschwornen zu verwirren 
Stellung zu missbrauchen, sondern, weil dem Stai 
wie dem Vertheidiger daran gelegen sein muss, vc 
jeweiligen Standpunkte aus den Geschwornen die 
liehe Rechtsbelehrung zu ertheilen und hierin ge 
wesentlicher Vorzug liegt, dass die Jury aus den wi 
tenden einseitigen Ansichten selbstständig die 
adoptirt, ohne noch eine dritte AuflFassung auf sich 
zu lassen, welche nach der Erfahrung doch nie c 
rakter TÖlliger Objectivität gewinnen kann, so fii 
geradezu in der Kombination eines für Laien und Bi< 
rechneten Vortrags (und Schwarze bestätigt, dass di 
anwälte und Vertheidiger in Sachsen in ihren Re 
ganz andere Haltung und Stellung einnehmen !) keine 
welcher für die Einführung des Schöffengerichtes 
Abgesehen davon, dass, wie bereits Glaser behaup i 
eine wesentliche Schwierigkeit liegt, so liegt da 
türliche dieser Aufgabe auf der Hand; ein für : * 
legien, von denen das eine durch seine Berufssi 
sehr von dem andern verschieden ist, berechneter i 
in welchem das Bemühen fühlbar wird, beide zu ül i 
wird weder das Eine noch das Andere befriedigen ; I 
tragende wird immer im Zweifel sein, welcher Ansc > 
Rechnung tragen soll und soviel glaubt der Verfasse i 
sönUcher Erfahrung in gewissenhaften Weise koDfi I 
müssen, dass er in diesem Dilemma sich st \ 
entschied, seinen Vortrag dem rechtsgelehrten R i 
recht zu machen, dessen Aufmerksamkeit zu gew 
zu erhalten; ihn zu überzeugen, ist sein Bestrebe ! 
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in dem Bewnsstsein, dass dessen üebarzengnng schliessUeh 
im Berathnngszimmer den Ausschlag geben werde, eine 
ThAtsache, die uns mit Rficksicht anf fast alle Falle hin- 
sichtlich der Rechts- nnd selbst der Thatfinage bestätigt 
worden ist. Der geübte nnd gewandte Vertheidiger igt ge* 
wohnt, in den Augen des Richters zn lesen, ob and wie 
sich sein Vortrag des Beifalls desselben erfreut nnd wann 
dessen Geduld za ermüden beginnt. Mit dieser letet«reii 
Wahrnehmung wird er besser daran thnn, seine Thätigkeit 
zu beschliessen und wenn er die Richter überzeugt glaubt, 
gerne auf Fortsetzung seines Vortr^s yersichten. Richtet 
aber der Vertheidiger oder Staatsanwalt seinen Vortrag so 
ein, dass er nur der Anschauung der Schöffen gerecht wer- 
de{L soll, so wird gerade die hieraus entspringende und 
durchleuchtende Absicht, diese zu überzeugen, den rechts- 
gelehrten Richter zu grosserer Opposition veranlassen, die, 
wenn auch nicht in der Verhandlung, doch in dem Bera- 
thnngszimmer sich geltend macht. Soll der Vortrag ein gewisser- 
maassen juristieoh-popularer sein (eine Befähigung, zn wel* 
eher gerade Juristen sich am wenigsten erheben konn^) 
und beiden Theilen gerecht« werden, so wird nach unserer 
Ansicht dies nur auf Kosten der Partheistellung geschehen 
können ; in dies^er Kombination geht jene Entschiedenheit und 
Sicherheit yerlorcn, welche, selbst, wenn von anem irrigen 
Standpunkte aus, das Wesen des Partheivortrags kennzeichnet. 
Wenn endlich Schwarze einen Vortheil de<s Schöffengerichte« 
in der Beseitigung der unangenehmen Konsequenzen erblickt, 
dass man die Geschwprnen nur alle Viertdjahre einberufen 
kann und eine Menge von Sachen, die unmittelbar nach 
einem Schwurgerichte spruchreif werden, liegen lassen 
und den Angeklagten in Haft halten muss, dass die B^ 
weisaufnahipe verzögert und der Möglichkeit immer inehr 
Baum gegeben wird, auf die Beweismittel einzuwirken und 
dann die Beweismittel in der Art vorgeführt werden, die 
eine Fälschung in der Zwischenzeit ermöglicht, so ver- 
mögen wir hierin weniger einen Vorzug des Schöffen- 
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gerichteo, ^Ig eiüen Mangel des Geächwornenyerfalireiis za 
erblicket, der durch eine geregelte Organisation desselben, 
dnreh eine V^einfachnng des Verfahrens and durch eine Be- 
flohlemnigung der Voruntersuchung entsprechend zu regeln ist. 
Vermeidung überflüssiger Untersuchungshaft (namentlich der 
Colluilionshaft), Beschränkung derselben auf die nothwendigsten 
Falle, die Freilassung gegen Sicherheit im weiteren Sinne wird 
die in dieser Richtung aufgestellten Klagen yerstummen lassen ; 
d^ui dass das Schwurgericht sich nur alle Vierteljahre kon- 
stituirt, ist ein nicht aus dem Wesen desselben entsprin- 
gender, sondern ein rein zufälliger Umstand. Ob durch 
die Eonstituirung des Schöfifengerichtes und die hierdurch 
gegebene Möglichk^t, spruchreife Sachen sofort abzuur- 
theilen^ gerade die Einwirkung auf die Beweismittel und 
deren FälsM^ung yermieden wird, ob nicht vielmehr bei 
besonders schweren Vergehen eine übereilte Aburtheilung 
ihre Bedenken haben kann, geben wir andererseits zu er- 
wäg«a. 

Trete der geistvollen und scharfsitinigen Widerlegungen 
Schwarte"!; scheint uns der Haupteinwand gegen das Schöf* 
fengericht aufrecht erhalten werden zu müssen, nämlich die 
unvermeidliche Pression des juristischen auf 
dasliaieuelement in der gemeinsamen Berathung; 
die günstigen Erfahrungen, welche nachgewiejsenermts^assen 
diese Befürchtung widerlegen sollen, können uns dennoch 
nicht überzeugen, dass das Schöfifei^ericht schliesslidi doch 
nicht zum rechtsgelehrten Gerichte werde und dass 
die Zuziehung der Schöffen, wenn nicht geradezu für den 
Riohtisr bemigend, keine andere Bedeutung hat, als aus ser- 
lich diesem Gerichte einen volksthümlichen Anstrich zu ge- 
ben. Dass Fälle vorkommen können (und vielleicht nicht 
selleii), in denen wirklich von Seiten gewissenhafter Schöf- 
£än die erforderliche Selbstständigkeit an den Tag gelegt 
wirdi ist ber^rts früher zugegeben worden ; allem für die 
Mehrzahl der Fälle können wir dieses nicht erwarten. Da, 
we der Eitlaelrichter mit Zuziehung von Schöffen aburtheiltf 
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kann noch eher zugegeben werden, dass dieser Einfluss ein 
vermittelnder ist und eine Art von Direktion der Berathung 
möglich gemacht wird; aber gegenüber einem Kollegium 
rechtsgelehrter Bichter wird dieses kaum durchführbar er- 
scheinen; der gewiesenbafteste Vorsitzende wird dieselben 
Schwierigkeiten in der Berathung zu überwinden haben, 
mit welchen der Staatsanwalt oder Vertheidiger zu kämpfen 
hat, seine Belehrung und Leitung soll die Richter und die 
Schöffen überzeugen, für beide angepasst sein, beiden genü- 
gen. Ohne diese Leitung wird sich, wie Schwarze selbst 
bemerkt, ein »Pourparler« erst etabliren, in welchem die 
Grundlage der richterlichen Entscheidung gefunden werden 
soll. Wo aber — zur Vermeidung einer solchen prinzip- 
losen Berathung — der Vorsitzende, wie im sächsischen Ge- 
setz, erst im Anfange der Berathung die Gesichtspunkte 
zu fixiren hat, von denen er ^glaubt, dass sie für die Be- 
rathungen maassgebend sein werden, da werden alle jene 
Schwierigkeiten wiederkehren, welche eine Meinungsver- 
schiedenheit über Ausgangs- und Endpunkte der Bera- 
thung im Schoosse des Richterkollegiums zur Folge hat. 
Insofern muss es allerdings als ein Vorzug des Geschwomen- 
gerichtes bezeichnet werden, dass die Richter selbst klar 
werden durch ihre Fragestellung über die maassgebenden 
Gesichtspunkte für die Aburtheilung, namentlich, wenn deu 
Partheien und den Geschwornen innerhalb gewisser Grenzen 
ein Einwirkungsrecht auf die Fragestellung ermöglicht und 
hierdurch der von den Gegnern der Jury vielbetonte Vor- 
wurf beseitigt wird, dass die Richter die Fragen in animatn 
den Geschwornen zu konstruiren sich bemühen, ohne zu 
wissen, inwieweit sie dieselben und deren Tragweite ver- 
stehen. 

Es ist richtig, dass die meisten der gegen das Schöf- 
fengericht erhobenen Einwendungen sich mehr gegen den 
Ersatz der Jury durch dieselben und die Einführung bei 
den Gerichten mittlerer Ordnung richten, als gegen die 
in Baden, Preussen u. s. w. bestehenden Schöffengerichte, 
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woselbst die Einzelrichter (Amtsrichter, Polizeirichter) unter 
Zuziehung yon Schöffen aburtheilen und wir gehen nicht 
80 weit, um behaupten zu wollen, dieselben da, wo sie ein- 
geführt sind, zu beseitigen, einmal weil hier ein Vorzug 
entgegentritt (ein Umstand der vorwiegend, wie wir nach- 
gewiesen, bei der Organisation in einzelnen Ländern den 
Ausschlag gegeben) in dem hierdurch den Einzelgerichten Ter- 
liehenen Charakter der Kollegialität; ein Vortheil, der, 
wenn auch innerlich, bei dem Mangel gleichartiger Ele- 
mente, zu getheilten Erfahrungen Veranlassung gegeben hat, 
doch wenigstens äusserlich der Handhabung der Polizeige- 
richtsbarkeit eine grössere Autorität verleiht, femer, 
weil gerade bei diesen Gerichten, abgesehen von der gering- 
fügigen Natur der Delikte, die erhobenen Mängel nicht in 
der Schärfe hervortreten, wie bei einem Gerichte mittlerer 
Ordnung, wo uns in dem Gegenüberstehen zweier vollstän- 
dig abgeschlossenen Kollegien gerade jener Dualismus 
wieder entgegenzutreten scheint, zu dessen Beseitigung das 
Schöffengericht die Jury verdrängen soll ; wir glauben auch, 
dass zwischen einem Einzelrichter und zwei beisitzenden 
Schöffen sich eher ein vermittelnder Uebergang herstellen 
lässt, und dass hier (namentlich auf dem Lande) die Kennt- 
niss der Individualität des Thäters durch die zugezogenen 
Schöffen, die Berücksichtigung der Lebensverhältnisse u. s. w. 
ihre ausgleichende Vortheile mit sich bringen kann ; es soll 
auch nicht verkannt werden, dass, so wenig Werth diese 
Kombination für die EntscDeidung der That- und nament- 
lich der Rechtsfrage haben mag, hinsichtlich der Strafab- 
messung die Schöffen einen gedeihlichen Einfluss haben 
mögen und namentlich eine mildere Auffeusisung in den 
meisten Fällen haben, wie der rechtsgelehrte Richter (ein 
^Vorzug, der' hinwegfällt, wenn man den Schöffen gar kein 
oder wie in Sachsen, nur ein consultatives Votum bezüglich 
der Strafzumessung gewähren will)» Es sind jedoch die 
Schöffengerichte vorerst auf die Gerichte unterster Ord- 
nung zu beschränken. 
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Was dagegen die Gerichte mittlerer Ordnung be- 
trifft, so sprechen, abgesehen von Schwierigkeiten der Durch- 
führung, die geltend gemachten Gründe in erheblicherem 
Maasse gegen die Einführung des Schöffengerichtes *). Ein 
derartiges Kollegium besteht aus ganzen und halben Rich- 
tern. Es ist das ein naturwidriges Verfahren, in welchem 
ein Richter immer nur von dem andern abhingigist; ins- 
besondere bei schweren Fällen ist es ein reiner Zufall, ob 
das Urtheil so oder anders lautet *). 

*) VergL die Ausffthningr des Rechtsanwalts LebrechtvoÄÜta 
in VerLandlnng des IX. deutschen Jnristmitagt p. 217« 

<) In der Sitzung der in. Abtheilnng des dentschen Turi^litairs 
Vom 28. Angrnst 1 871 wurde der Antrag des Oberstaatsanwalts yon L a u kn 
ans Halberstadt, „dass durch EinfOhrnng der Schöffengeriehte kein 
Gewinn fttr die Strafirechtspflege su erwarten sei" abgelehnt, dagegen 
der vereinte Antrag des Ober - Apellations - Oerichtsraths Becker 
und des Referenten Generalstaatsanwalt Schwane mit Hi^o- 
Htät dahin 'angenommen : ,,Bine Verbessernngf der StrafWohtsptege 
ist Ton dher möglichst ausgedehnten Mitwirkung des Laienelements 
bei Abnrtheüung aller StrafßUIe zu erwarten und ist diese Mtwir- 
knng bei den Gerichten mittlerer und unterster Ordnung, in der Form 
der Schöffengerichte zu empfehlen." 

Mit 34 gegen 38 Stimmen wurde dagegen über die Frage unter 
Ziffer 2 (Beibehaltung der Bernfang) zur Tagesordnung übergegatt* 
gen, weil ihre vollständige ITriedignng znsammenhftnge mit der Frage 
der Rechtsmittel, diese aber nicht nebenbei bei der Frage der Zuue- 
hnng der Laien abgemacht werden und insofern die Frage nickt als 
Tollständig spruchreif im Augenblick betrachtet werden könne. 

Bezüglich des Ümfangs des Richteramts der Schöffen lagen ä 
Ahtr&ge vor. 

Der ven Meyer: 

„Den Sch(»ffen ist das Riehtersaht in seinem vtlltak ümtege an 
übertragend^ 

Der von Becker: » 

, j)en Schöffen ist Hie Ißtwirknng zuin En^urtheile üb'eär IfeWd 
und Strafe in vollem Umfange zu übertrafen". 

Der des Referenten Schwarte: 

,4)ea Schöffen ist das Bichteraut ik Bm^^ auf ^ gMäaiMe 
gcliuldfrage zu übertragen, dagegen eine Mitwirlciiig M der ]tnt- 
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Aus den Verbandluiig^n des IX. deutschen i 
tags geht hervor, dass man es vermieden hat, i 
über ßeibehaltnng und Beseitigung des Geschw^ 
richtes als eine offene zu ^i^^utiren, wie denn af 
§ß.mmtlicbe Redner jeden Angriff gegen dasselbe z| 
wiesen haben und die Frage des Schöffengerichts 
getrennt behandelt wissen wollten. So gewichtig d 
men sind, welche für das Schöffengericht Zeugniss i 
und sich theilweise zu einer förmlichen Apotheose de 
als des Ideals einer volksthümlichen Rechtspflege ve^ 
haben, so sind vrijr dennoch der. festen üeberzengung, 
einmal in Angriff genommene praktische Durchf 
in ihren Erfolgen nicht den Erwartungen ents] 
dürfte, welche sich daran knüpfen. Die bisherigen 
rungen, in den I^andern gemacht, wo da« Schöffei 
bereits Bestand hat, sind vorwiegend negativer Na 
' konatatiren, dass dasselbe nicht schädlich gewese: 
aber die Zwecke der Rechtspflege in höherepa oder 
terejpa Maasse zur Verwirklichung gekommen sind, n 
erwiesen. Wenig Werth legen wir ai|f die angebli* 
stigen Zeugnisse der Schöffen ßelbst und deren eifi 
reitwilligkeit zur Mitwirkung, sie widerstreiten den 
gemachten {Erfahrungen, dass Geschworne und i 
sich konsequentermaassen bemühen, der ihnen lästig 
pflichtungen enthoben zu werden, man denke nur 
missbräuchliche Rekusationsrecht wie es bei B'ldi 
Gfe^chwornenb^jik vpm Staatsanwalt und Yerth eidiger i 
gehandhabt wird ; fast jeder einzelne Geschworne 
sich unter irgend welchem Vorwande rekusirt zu 
Wenn man hier, wo wichtige Interessen in Frage st< 
die grössere stoffliche Bedeutung eine erhöhte Th« 



flcheidang prozessualischer Fragen und ein Votam bei der S 
rang nicht eiuznräamen^^ 

Mit Majorität wurde der Meyer'scht! Antrag angenon 
durch die ttbrigen Fragen erledigt waren. Aach wurde 
AoMiS^e dfir gelMHen Befphlti^se an das Ple4am heschlosse 
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der Laien gewärtigen liesse, erfahmngsmässig die Last 
des Richteramts von sich abzuschütteln sucht, so ist gewiss 
nicht anzunehmen, dass in Fallen geringerer Ordnung diese 
Theilnahme eine höhere sei, zumal hier der Schöffendienst 
die Kraft und Zeit der hierzu Berufenen in merklich gros- 
serem Maase in Anspruch nimmt; dass hier und da sich 
Einzelne finden, welche ihr Amt gewissenhaft auffassen, 
andere, deren Eitelkeit in der richterlichen Thätigkeit eine 
Befriedigung findet, können nicht in Betracht kommen, *^egen- 
über der grossen Mehrheit, welche widerwillig dieses ver* 
mehrte Opfer bringen. Allein, wenn man auch mit der 
Zeit sich daran gewöhnen wird, die Verpflichtung zom 
Rchöffendienste als eine not h wendige zq erkennen, eine 
eigentliche Hingebung an das Amt, eine Bemfsfreadigkeit 
lasst sich nicht erwarten. Dazu sind wieder die Falle der 
Mitwirkung der Einzelnen zu selten; stündige Schöffen 
(äbnlich nicht rechtsgelehrten Besitzern hei den Handels- * 
gerichteu) kann und wird man nicht wählen wollen, weil 
gerade die Ständigkeit dem Wesen des Schöffengerichts 
widerspricht. Dasselbe soll ja ein Gegentheil gegen das 
ständige Richteramt bilden. Der einzelne Schöfte wird somit 
innerhalb Jahresfrist ein oder zweimal einberufen. Das Yer- 
fahren ist ihm ein fremdes, die Persönlichkeiten der Richter 
nicht minder, wie soll da von einer Angewöhunng. von dem 
so viel betonten Hineinleben des Laien dementes in das rich- 
terliche die Rede sein? Die Vertheidiger des Schöffengerichts 
sagen ; Richter und Laien lernen sich kennen, das hänfige 
Znsamniensein, die vereinte Mitwirkung erleichtert den An^?- 
tausch ; das Alles scheint nns nur in der Theorie, nicht 
aller in der Praxis vorhanden zu sein ! Ditgenigen, welche 
aber gerade einen wesentlichen Vorzug des Schöffengerichts 
in dem Wechsel des Laieneleraeutes finden, namentlich 
für die Lösung der Thatfrage^ dass ein fortwährendes fri- 
sches Element in die richterlichen Kreise eingeführt wird, 
dass durch die Laieu mit dem regen Interesse, welches l>ei 
ihnen die Neuheit der Beschäftigung hervorruft, eine tVisebe 
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der Schöffen, wie sie durchschoittlich gebildet siad, reicht 
nicht weiter, als die Verhandluug selbst. Die Kritik des Urtheüs- 
Spruchs fallt nicht auf die Schöffen, sondern auf die Richter zq- 
rück. Umgekehrt nehmen wir wahr, da^ in einigertnaassen 
bedeutenden Fällen, wo Geßchworue urtbeilten, das Verdikt 
Gegenstand der eingehendsten Debatte in den yerschiedensteD 
Kreisen ist, dass insbesondere unerwartL^te Freisprechungen 
oder Verurtheilungen ebenso lebhafte Ankläger wie Verthei- 
diger finden. Die selbststäiidige Stellang der Geachwor- 
nen (welche gerade durch die Trennung vom Richter- 
kollegium diese als ausschliessliche Richter erscheinen 
lässt) hat zur Folge, dass man in deren Verdikt den Aus- 
druck des Volksrechtsb ewusst Seins erblickt, im 
Gegensatze zu der Auffassung des rechtsgelehrten Richters, 
Bei dem Schöffengerichtci je inniger die Verschmelzung 
ist, um so weniger wird sichtbar, ob das ürtheil den Auf- 
üassungen der Schöffen oder der rech tsgelehrten Richter ent- 
spricht. Eine in der Natur des schwurgerichtlichen Ver- 
fahrens liegende Eigeuthümliehkeit ist es, dass Geschwonie 
keine Entscheidungsgrimde geben, die Motive des Verdikte 
sind jeder Kritik entzogen; die Unmöglichkeit, solche Ent* 
Scheidungsgründe abzugeben, ist /.war in ueaester Zeit be- 
stritten worden, praktisch erscheint es jedoch kaum denk- 
bar, dass eine derartige Motivirung stattfinde. Dag ür- 
theil des Schöffengerichts wird dagegen mit Entscheidungs- 
gründen abgegeben, es unterscheidet sich der Form uacb 
nicht von dem Urtheile des reehtsgelehrten Richters. Aucli 
dieser Umstand scheint uns einer gedeihlichen Entwicklung 
des Schöffengerichtes im Wege zu stehen ; mag m für den 
rechtsgelehrten Richter auch keine leichte Autgabe sein, 
den Gedankengang, welcher die Berathung eines richtei'li- 
chen Kollegiums leitete, schriftlich zu fixiren, so ist doch 
davon die^ Aufgabe verschieden, die zugegeben er maassen in der 
Berathmig sich vollzithende Einigung über den UrtheÜs- 
Spruch der beiden Kollegien zum Ausdruck zu bringen. Dar 
Schöffe wird vermöge einer verschiedenen geistigen Ope- 
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ration zu demselben Schlüsse kommen, als der rechi 
Richter. Indem dieser die Entscheidungsgründc 
schreibt (und schon häufig während der Yerhandl 
aus der Seele eines Anderen sich nicht wiedergebij 
fiwt er die Momente, die nach der AufiGeussung defl^ 
kollegiums und nicht der der Schöffen für die Festste! 
Schuldfrage mitgewirkt haben. Sollte aber gar 
yorkommeii, dass der Richter in der Minorität gebliefl 
so erschrint uns die Aufgabe desselben geradezu unnj 
er muss dennoch, obwohl dissentirend, das entgegeoi 
Urtheil begründen, denn dass ein noch so gebildetet 
nicht die Befähigung hat, ein den Anforderung! 
sprechendes ürtheil niederzuschreiben, werden die e 
Vertheidiger des Schöffeninstituts wohl selbst nicht 
ten wollen. Es erscheint uns daher unerklärlich, n 
derartigen Kombination des juristischen und des I 
ments das Postulat der Entscheidungsgrände i 
erhalten zu wollen, um so mehr, als die Yertheidii 
Schöffeniustitutes sich (mit Rücksicht auf die vers 
Garantien) gegen die Beibehaltung der Berufung au^ 
chen haben; die Entscheidungsgriinde, namentlich 
sie die Thatfrage betreffen (denn für die Rechts-^ 
tionsfrage ist ja doch die selbstständige Beurtheili 
Schöffen eine nur imaginäre!) schwächen nach 
Ansicht das Wesen des ganzen Instituts , in ihrer 1 
geben sie nur dem richterlichen Elemente von Neuem( 
heit, sein Uebergewicht über das Laienelement zu be 
Die Vertheidiger des Schöffengerichts für di< 
rechtsfalle mittlerer Ordnung weisen auf die sei 
Inkonsequenz des gegenwärtigen Systems hin, dass • 
gerliche Element uur bei Aburtheilung der schw 
Fälle herangezogen wird, eine Inkonsequenz, die 
greller hervortritt, wo man dazu übergegangen 
Schöffen bei den Gerichteu unterster Ordnung heranz 
Man fragt, wenn die Zuziehung desselben bei den 
gerichteu von anerkannt guter Wirkung ist, wenn 
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i^a^liiias sich knndgab, Laien lar Eutseheidmig der ge- 
ringfügigsten Yergehensfalle heranzuziehen, wamm 
soll die Zuziehung bei den Gerichten mittlerer Ordnung 
unterbleiben, gerade bei der Mehrzahl der gewöhnlichen 
und oft der bedeutenderen Falle ? Der einzelne Mord nimmt 
eioe grössere Bedeutung in Anspruch als der einzelne Dieb- 
stahl. Gleichwohl ist die Frage, ob das Strafgesetz und 
das strafgerichtliche Verfahren sachentsprechend seien, in 
Bezug auf die Kategorie des Diebstahl nicht von geringe- 
rem Belange als in Bezug auf die Kategorie des Mords. 
Für den unbescholtenen unschuldigen Ifann ist eine An- 
klage wegen Diebstahls so schwer wie für einen anderen die 
eines todeswürdigen Verbrechens. Und dennoch soll die 
Behandlung der letzten Anklage von derjem'gen der ersten 
verschieden sein in Hinblick auf die Garantien, welche 
durch Zuziehung des Laienelements gegeben sind? Anderer- 
seits so verkehrt es wäre, die Wichtigkeit einer Vertrauen 
begründenden Organisation der niederen Straijustiz nach der 
relativen Wichtigkeit der einzelnen üebertretungen zu be- 
urtheilen, soll eine geringfügige Contravention gegen eine 
bestehende Anordnung nur unter der Zuziehung von Schöffen 
abgeurth eilt werden; hier steht schlimmsten Falles eine geringe 
Geldbussein Frage, während die Fälle mittlerer Ordnung durch- 
schnittlich Freiheit und Ehrein Frage stellen. Ich glaube, dass 
es verkehrt wäre, die Frage so zu stellen, wie sie gestellt worden 
ist und nicht gestellt worden wäre, hätte man nicht in 
einigen Ländern die Einzelrichter durch Zuziehung von 
Schöffen verstärkt und hierdurch einen Gegensatz geschaf- 
fen, der jedoch nur scheinbar voriianden ist. 

Aus der Natur der Schwurgerichte allein lässt sich 
kein Grund ableiten, die Zuziehung des Laienelements auch 
für die Strafgerichte mittlerer Ordnung zu verlangen; 
die Konsequenz wäre sonst die gewesen, die Mitwirkung 
des Laien Clements allein und ausschliesslich in der Form 
des Geschwornengerichtes auch bei diesen Vergehen 
zu verlangen ; die Ausnahme zur Regel zu machen, lag je* 
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bisherigen Erfahrungen geleistet haben, durch diese Za- 
ziehung wesentlich verbessert wird? Alle Argumente för 
das Schöffengericht richten ihre Spitze gegen das Schwur- 
gericht, nicht aber gegen die Gerichte mittlerer Ordnung. 
Die unnatürliche Scheidung des Schwurgerichtsurtheils soll 
verdrängt, die Trennung der That und Rechtsfrage ge- 
hoben, die Fragestellung, jene vorzüglichste Quelle der 
Beschwerden, beseitigt werden ; das alles aber sind Momente, 
welche nur für das schwurgerichtliche YerÜEJiren von Be- 
deutung sind. Dass über das Schwurgericht hinaus ein 
unabweisliches Bedürfniss bestehe, Schöffen auch für die 
Entscheidung anderer Straffalle zuzuziehen, kann nicht be- 
hauptet werden; Misstrauen gegen unsere Gerichte, Zweifel 
an deren Befähigung würden allein eine solche Annahme 
rechtfertigen. Zu deren Ehre können wir annehmen, dass 
trotz aller Apotheose einer Mitwirkung des Laienelements, 
trotz aller zu Gunsten desselben gebrauchten Schlagwörter, 
ja trotz aller geistvollen, scharfsinnigen und wahrhaft be- 
stechenden Argumente, wie sie von Schwarze u. a.m. geltend 
gemacht worden sind, der rechtsgelehrte Strafrichter den ihm 
gestellten Anforderungen vollkommen entspricht ! Wir müssen 
vielmehr fürchten, dass die von den begeisterten Kämpfern für 
das Schöffengericht so sehr betonte, in der schroffen Trennung 
der Geschwomenbank von dem Gerichtshof li^ende Unna- 
tur der zu erfüllenden Aufgabe zu einer wirklichen »Na- 
turwidrigkeit« da werde, wo der rechtsgelehrte Richter in 
der störenden Mitwirkung der Schöffen einen Hemmschuh 
findet und dass das Bestreben, die Rechtssprechung zu ei- 
ner volksthümlichen zu machen, den ersnten gediegenen und 
wissenschaftlichen Sinn aus unseren Gerichtshöfen geradezu 
verdrängen wird, welcher das beste Palladium einer wür- 
digen Rechtspflege ist. Es ist richtig, dass sich bei dem 
rechtsgelehrten Richter eine gewisse Usance und Praxis 
bildet in Bezug auf die Anschauungen dieses oder jenes 
Beweismittels ; aber gehen wir diesen Usancen auf den 
Grund, so sind sie berechtigter Natur, weil sie auf prak- 
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^Ifr «hiMitig^B AmsokaatlBg zq itiild^ni niki die feU^- 
httfi^ AnWendtiDg Art Printife in sekieH Ke^iseqMMin «tif 
^n eiAzdilieH Fall lü verhiiKlerH ! Allein Auch da, wo es «af 
die InditidHftlitat der Tbat «ad de« Thaters ankömmt^ irird 
der Riobter einer solchen Vermittlung nieht bednffen; 
selbst dem Leben nnd dessen VerhUtniteen nabestebeod, 
ja inmitten derselben, wird seine jnristiBehe Scbidnng ihn 
nieht verhindem, auch den lüensehlietaen Anfordernng^i 
gerecht zu werden; das Interesse des einzelnen FftUs wird 
nicht nüter allgemeinen Gesichtspunkten leiden, sondetn biei 
richtiger Handhabung des Strafverfahrens die Besonderhei- 
ten desselben erfassen. Ohne ehe richtige Leitung des- 
selben wird abef au^h die Mitwirkung der Sehnen kemtm 
der Vortheile sichwuf Welche tou diesem erwartet w^en. 
Winn aber di§ Thätigkeit de^ Laien in Bezug auf die 
Löiufig der Thatfi'age nieht als eki unabweisbares Bedarf- 
nito erseheint, ist sie es in Bezug auf die R^chtefrage? 
Man macht in dieser Richtung QB^erea }*eehtsgelehrt^n 
Ricbtei*n zum Vorwurfe ^), dass sie sehr oft gerade 
durch die Scharfe der Interpretatioti zu welcher sie durch 
tägliche U^bting geleitet oder auch manchmal verleitet 
werden, iü die Gefahr kommen, einer Auslegung au hiddi- 
gen, die mit der Anschauung und dem Be wustsein des 
Volkes nicht übereinstimmt und die dann auch eine ge- 
rechte nicht genannt Werden kann ;da6s unsere Richter oft in 
Gefahr sind, das Recht erstarren zu lassen in gewissen 
hergebrachten Rechtsanschauungen, die neuen Formen und 
Bedürfnisse, die im Verkehr und Volksleben hervortreten 
und Befriedigung erheischen, nicht genügend Würdigen! 
^herlich gehen wir mit der Behauptung einige dass bei den- 
jenigen Verbrechen, deren Verhandlung wir ta^eh in milmren 
Gerichtssälen vor sieh gehen sehen, es sehr oft gerade danrtf 
ankommt, mit Beziehung auf die Auslegung des GrescMes 
die Individualität des Thaters speziell inf's Auge Zu fassen. 



1) Schwarz e's Verh. des IX. deutseken Jirkteitags p. 18&. 
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rechtsgelehrten Kollegien brechen. Dieae haben sich be- 
währt — jene haben sich noch zn bew&hren; der Verfias- 
ser, welcher selbst ein eifriger Verehrer des Schwurgerichts 
ist und es sehr beklagen wurde, wenn deren Bestand in 
Frage gesteUt werden sollte, begeht durch die, auf lang- 
jährige Erfahrung beruhende, Anerkennung dieser Vorzuge 
des rochtsgelehrten Rieht^rkollegiums keine Inconsequenz; 
er bekunipft nur die angeblichen Vortheile einer Kombi- 
nation^ die ihm unnatürlich und zweckwidrig erscheint. Wir 
haben \\\v Frage nicht in Betracht zu ziehen, ob überhaupt 
an Stelle der rechtsgelehrten Kollegien mittlerer Ordnung 
Schwurgerichte entscheiden sollen, da uns ein derartiger 
Vorschlag selbst mit den Modifikationen einer kleinen Jury, 
wie eö von Seiten des Professors Merkel geschehen, 
nach deu bestehenden Verhaltnissen unpraktisch, haltlos 
und undurchführbar erscheint, sondern ob für diese Ge- 
richte sich das Bedürfniss einer Vermischung mit dem 
Laienelemente kundgegeben hat. Wir vertheidigen die 
Schwurgerichte innerhalb gewisser Kompetenzbegreiizun- 
geu, nicht, weil wir rechtsgelehrte Richter nicht für befähigt 
hielten, selbst in den Fällen schwerster Gattung sachgemäss 
zu entscheiden und das Richtige zu treflFen, sondern, weil 
mit der Schwere der Anklage die Garantien sich steigern 
müssen, welche geeignet sind, eine ungerechte Verurthei- 
Unig abzuwehren. In keinem Maasse gerade wie in den schwur- 
gerichtlichen (in dem vorbereitenden wie in dem Haupt- 
verfahren) können diese Garantien sich gleichmässig voll- 
ziehen ; dieselbe auf alle Durchschnittsfalle zu übertragen, 
würde von dem Staate eine Belastung fordern, die dieser 
unmöglich erfüllen kann. Bei richtiger Auffiussung des 
ychwargerichtlichen Verfahrens kommt nicht ein unberech- 
tigtes Miastrauen gegen die rechtsgelehrten Richter .zum 
Ausdruck, sondern der Gedanke, dem Straf urt heil, der 
Schwere des Delikts entsprechend, einen um so stärkeren 
Eindrack zu sichern, als der Ausspruch von einer grossen 
Au^l von Mitbürgern des Verurtheilten ausgegangen ist. 
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thigkmt zur Entfaltung kommen soll, wird das Bewostsein 
den Uebergewichts der Richter die besten Vorsat» zum 
Sthvoigen bringen. Auch nach Aussen ist ein besonderer 
Gewhin für die Rechtspflege nicht zu erwarten. Verweist 
man auf das Vertrauen, welches gerade diese Gerichte zu einer 
gedeihlich on Wirksamkeit beuothigen und dassdicTolksthom- 
liche Ausstattung dieselben dem Volke näher bringe, so ist dies 
eiu äiiBserlicher Vorzug, auf dessen Kosten innere Vortheile 
EU opfern bedenklich ist. Allein wir warnen, auch hierauf 
einen zu grossen Werth zu legen. Nicht eine zahlreiche 
Besetzung der Richterbank verbürgt das Vertrauen in die- 
sellje, sondern eine richtige; nicht wird das Verfahren dem 
allgemeinen Verständnisse näher gerückt, wenn Schöffen 
luitwirken, sondern wenn ohne deren Zuziehung der Richter 
im Stande ist, durch Handhabung des Verfahrens und die 
Gerechtigkeit der ürtheilsfallung den Beweis zu liefern, 
(laü'S auch er dem allgemeinen Volksbewnstsein nahe steht. 
Die Stetigkeit der Richter hat in Folge der Gewöh- 
nung ebenso ihre Nachtheile, wie jeder täglich augenbte 
Beruf; an geringfügige Dinge legt man nicht denselben 
Maag^Btab wie an ausserordentliche. Wenn man nun erw^, 
von Gleicher untergeofdneten Bedeutung die Mehrzahl der 
Falle ist, welche an einem Sitzungstage vor den Gerichten 
mittlerer Ordnung zur Aburtheilung kommen, gewöhnliche 
Diebstähle im Rückfalle, Unterschlagungen, unerhebliche 
Körperverletzungen u. s. w., so wird man hierfür die Noth- 
wendigkeit der Mitwirkung von Schöffen eben so wenig 
behaupten wollen, als es für die Einzelrichter nothwendig 
ist, Kontraventionen gegen die Meldeordnung und dergl. 
geringfügige, den Hauptbestandtheil der Sitzung ausfüllende 
Fälle, unter der Zuziehung von Schöffen zu entscheiden. 
Es erübrigen daher die wichtigeren, sei es durch diö Ver- 
brethensgattung, die besonderen Umständen der Thät dfler die 
Individualität des Thäters bemerkenswef then Fälle ; diese wie- 
derum von den ersten ausscheiden zu wellen, wäre Hninöglich 
und ungerecht. Diese verhSltnisAmäsrng seltenere Fälle von gr^s- 
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dem besteheDden Strafrecht, angepasst einer for andere 
Verhältnisse berechneten Straf-Prozesa-Ordnnng, hat dasselbe 
den Sieg über die wechsefaiden Tagesstromongen errungen 
und wird trotz aller seiner Mängel und Schwächen von 
Juristen und Laien hochgehalten. Die instinktmässige Ein- 
führung, die Nachahmung einer fremden Schöpfung des 
Nachbarlandes, ist der besseren Erkenntniss gewichen und, 
was nach der Absicht der Begründer desselben ein politi- 
scher Hort sein sollte, ist eine Rechtsang t alt im weitesten 
Sinne geworden, zu einem Institut, das Zeugniss ablegt 
von dem Grade der Civilisation der ganzen Nation. Wenn 
wieder Decennien darüber hingegangen sein werden und, 
der noch etwa rohe Bau unter dem veredelnden Meissel 
wissenschaftlicher und praktischer Entwicklung geglättet, 
die ihm noch eigenen Härten und Schroffheiten verloren 
haben wird, dann wird die Frage des dauernden Bestehens 
der Jury gelost, das Fundament derselben erprobt und das 
ursprüngliche Fremde dem Volke ganz eigen geworden 
sein. Anders ist es mit der Einführung der Schöffenge- 
richte. Die tief eingehendensteu rechtsgeschichtlichen For- 
schungen, welche das Schöffeninstitut als ein dem deutschen 
Volke ursprünglich eigenes zurückzugeben suchen und die 
Rückkehr zu einer p]inrichtung rn etwas veränderter Ge- 
stalt verlangen, die wir, wie Ei c hörn ') sagt, im thörich- 
tem Wahn und sclavischer Verehrung des romischen Rechts 
verworfen haben, die begeisterten Plaidoyers für das Schöf- 
fengericht — gerade in umgekehrten Maasse wie bei Ein- 
führung der Jury - von den Juristen selbst ausgehend, 
vermögen nicht, den;iselben die nationale Sympathie, mit 
welcher das Schwurgericht empfangen worden ist, zu si- 



1) Eichorn deutsche Staats- und Hechtsgeschichte Bd. IV. 
§ 6, 20. Oder wie Maurer in seiner Sciirift über die Freipflege 
p< 39 u. if. Wollte man daher in Dentscbland sn einer wirklidi na- 
tionalen Gesetzgebung zur rickkehren, so m&sste mau an Schöffen statt 
an eine Jury denken. 
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imr eine berathende Stimme ertb^len woBte. Wenn fbn 
irgend einem Gebiete, so sind die Scfaöffbn, naeh dett von 
uns gemachten Erfahrongen iu der Lage, anf diesem Gates 
zu wirken; hier, wo der Grad der sittlichen Versehnldung 
in Frage steht, da mag es allerdings den Schöffen gegeben sein, 
ohne sich über das positive Recht hinwegzusetzen, der In- 
dividualität der That oder des Thäters Rechnung za tragen, 
hier mag ein unbefangenes, vielleicht auch mit den Ver- 
hältnissen bekanntes ürtheil Dienste leisten; hier mag der 
Neigung des rechtsgelehrten Richters zu grosserer Strenge 
oder Milde entgegengetreten, den Anschauungen des täglichen 
Ijebeus Ausdruck gegeben werden. Da die Sehoffen schliess- 
lich nicht allein die Strafe abzumessen haben, so wird auch 
nicht behauptet werden können, dass die Stetigkeit und 
Gleichmässigkeit der Strafabmessung — welche allerdings 
ein Erfordemiss guter Rechtspflege ist — verloren geht, 
einer zu strengen oder zu milden Auffassung der Schöffen 
würde andererseits die auctoritas remm slmäiter jtulicatarum 
der Richter entgegenstehen. Bei allen für die Einführung 
des Schöffengerichtes schwärmenden Vorschlägen scheint wür 
schliesslich nicht genug gewürdigt zu werden, dass, wi« 
man auch immer die Auswahl der Schöffen regele, ob «uf 
der freiesten oder beschränktesten Grundlage, man doch innner 
auf eine Durchschnittsklasse solcher Laien zu rechnen hat, 
welche bei dem besten Willen und Eifer Mangels geeigneter 
Befähigung die ihnen obli^ende Au%abe nicht zu erfüllen 
im Stande sind. Wollte man auch nicht mit Glaser ab- 
geben, dass man (und gerade durch die häufigere Zuziehung 
als das Amt eines Geschwomen erfordert) eine Klasse von 
juristischen Dilettanten und Halbwissern her«uibilde, welche 
ebensosehr die ängstliche Gewissenhaftigkeit der Geschwor- 
nen als die gründliche Bildung eines rechtsgelehrten Rich- 
ters entbehren, so wird man doch soviel zugeben müs^^eu, 
was uns schlimmer erscheint, dass man durchschnittlich 
Leute vor sich hat, die, im Besitz einer gewöhnlichen Schul- 
bildung, über den kleinen und b^schränkteu Kr^a^ üirei 
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yer&hrens herangezogen zn werden. Bietet es schon er- 
hebliche Schwierigkeiten, im einzelnen Schwnrgerichts&lle 
die Rechtsbegriffe za erläutern, so ist die ErfaUung dieser 
Aufgabe doch möglich, wo die Auimerksamkeit einer ein- 
zigen Frage zugewandt ist und wo ohne Bücksicht anf 
die Zeit, die oft stundenlange an die Feststellung der Frage 
sich anknüpfende Erörterung der Partheien, das oft tief 
eingehende Resume (und dies, wir wiederholen, mit verdop- 
peltem Eindruck auf die Geschwomen, weil unter der 
Kontrolle der Oeffentlichkeit und in feierlicher Form ab- 
gegeben) dahin strebt, die Rechtsbegriffe für den konkreten 
Fall zu klären. Wie anders ist es bei dem Schöffenge- 
richte ! Wo ein Fall den andern verdrängt, jeder neue und 
verschiedenartige Probleme erzeugt, die Schöffen in vielen 
Fällen nicht einmal die Auffassung der Vertheidigung über 
die Rechtsfrage kennen lernen, wo nur wenige Minuten ein 
Rechtsgebiet behandelt, eine konkrete Frage zur rechtlichen 
Diskussion gebracht werden soll. An dieser praktischen 
Undurch führbarkeit werden nach meinem Ermessen 
alle Versuche scheitern, den Schöffen ein wirkliebes Ver- 
ständniss der Rechtsfrage beizubringen und alle jene un- 
schätzbaren Vortheile verloren gehen, die für die Rechts- 
frage in der Kombination zweier heterogenen Elemente 
liegen sollen. - 

Glauben wir uns nach Alledem der Einführung der 
Schöffen für die Gerichte mittlerer Ordnung widersetzen 
zu sollen, um so mehr, als wir in der Verwirklichung 
dieser Einrichtung nur ein Vorstadium der Beseiti- 
gung des Schwurgerichtes erkennen, der Ersatz des 
Letzteren durch das Schöffengericht uns aber die erforder- 
lichen Garantien nicht zu bieten scheint, so erfordert es 
andererseits unsere Aufgabe, das Schwurgericht und dessen 
Reform zum Schlüsse selbst in's Auge zu fassen. Die Ver- 
theidiger des Schöffengerichts richten, wie wir nach- 
gewiesen haben, in erster Linie ihre Angriffe gegen das 
Schwurgericht, namentlich gegen die ganze Art und Weise dtt* 
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als den jetzt üblichen), noch üi den Vorschlägen Hildegard'^ 
(die gleichzeitige Berathnng und Bes^chhtssfasaung in den ge- 
trennten Kollegien der Richter und der Geschwomen), noch iu 
der beantragten Leitung der Berat hung der Gefichwornen doi-ch 
einen rechtsgelehrten Richter (Bleuer, Heinze), dem Ver- 
langen nach Motivirung des Verdikts (Heinze, Walt her 
u. a. m.), dem Vorschlage einer Berathung der Geschwomen 
und einer Verständigung derselben mit dem Richterkollegiuni 
vor der Fragestellung (Wahlberg), deu Vonichlägen von 
V.Bar, wie wir sie firüher dargelegt haben, neben de- 
nen Hermann's (der Frageatellmig der Geschwomeö 
an den Gerichtshof während der Berathung u. s. w.) u. a. tu. 
Allein diese sämmtlichen Vorsehläge, so sehr ihre Wege 
auseinandergehen, stellen das Wesen der Jury und deren 
Zukunft nicht in Frage, sie liefern vielmehr ein beredtem 
Zeugniss des vereinten Strebeng der Praxia und Wissenschaft, 
die anerkannten Mängel zu lieilen oder zu mindern, nicht 
aber einen Beweis, dass ohne eine derartige Reform die 
Jury nicht bestehen könne, A h, nicht lebeDsfähig sei. Die- 
selbe besser zu machen, als sie ist, das anerkannt Gute zu 
erhalten, die schädlichen Elemente heran szustos^n, ist eine 
Aufgabe, deren Lösung mit einmal nicht erfüllbar ist. 
Während man in England nach Jahrhunderten des Bestan- 
des der Jury, wie die Leistungen der jüngsten Gesetzgebungen 
und der in die letzten Decennien fallenden Erzeugnisse der 
Wissenschaft darthun, dazu iiliergegangen ist, un das Be- 
stehende den verbessernden Meissel anzulegen (augeregt vor- 
wiegend durch deutsche Winssenschaft and deutsche For- 
schungen), hat in Deutschland der v er hältniss massig kurze 
Zeitraum, der die Wirksamkeit der Schwnrgerit'hte in sich 
schliesst, dem nach Verbesserung strebenden Sinn einen ge- 
waltigen Vorsprung überlassen müssen und wenn auch nicht 
in der Ausführung, so ist man doch in der Wissenschaftt 
der Vorbedingung jeder gesnuden Pj'axLa, in bescheidener 
Selbsterkenntniss, der Quelle der wahren schöpfenden Kraft, 
dem Ideale näher getreten, welches tlie richtige q Lebeusbe- 
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Bin^fseits wird mit dar Zeit der ¥i&a der Pewwitft , 
w^lebe fähige Geechwome werden können, erweitert wtrAna; 
die fortschreitende Kldnng, namentlich der ^te ScImI- 
unterricht werden die Kenntnitse erweito^ nnd duBÜ £e 
Kraft des eigenen ürtheils schärfen. Die zmu&hmende ^Ge- 
wöhnung der Bürger, an offentliehen Angelegenkdtendj^ zu 
betheiligen, den Werth wahrhaft gut^ Einnchtnngen, ♦vor- 
züglich die Nothwendigkeit derselben anzuerkennen, die Kraft 
der Gesetze und den Schutz bürgerlicher Ordnnng gehörig 
zu würdigen *), werden inir Hebung des BechtEfeinns beitra- 
gen, zugleich aber auch bereitwillig machen, Opfer zu bm- 
gen, wenn das öffentliche Interesse sie erfordert, um !z«r 
Herrschaft der Gesetze beizutragen. € 

Schon heute ist der Richterstand nicht mehr kaato- 
artig von den Bürger nabgesondert, die Eiditer glauben mckt 
mehr durch blosse Gelehrsamkeit und Festhaltee am Ge- 
richtsgebrauch eine gute Rechtssprechung zu midiem, ^ 
würdigen vielmehr den Wei'th der Keimtniss des laebsiis 
und deren Erfahrungen. Das Misstranen in dieselben wkxl 
hierdurch beseitigt oder doch gemindert 

Die Art der Wirksamkeit der Jury hau|gt voiwösfMrih 
von der gesetzlichen Einrichtung ab und zwar: 

1. Von der Art, wie die Besetzung des SchrWurge- 
richts angeordnet ist. 

2. Von der Regelung der Zuständigkeit der Ge- 
sehwomen in den verschiedeneö Gesetzgebcu&gen. 

3. Von der Anordnung und Handhabung des Verfsii- 
tens selbst. 

4. Von dem Stande einer dem Bedürfnissen der öe- 
sch w(mien entsprechenden Strafgesetzgebung. 

ad. 1. Der grossen Verschiedenheit der Gesetzg^u^g^ 

der einzelnen Staaten bei der Besetzung der Schwurgerichte ist 

bereits früher Erwähnung geschehen, sie entspricht der ¥€»- 

* schiedenen Auffassung des Institutes selbst in 4en ejfizeb^n 

liäiidem. Während nach engh/scher Ansicht das Geschwidr- 

)> Mittermaier's ISrfEihnHigen, p. 746. 
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geführten Vorsclilag Heinze's erzeugt, die Gesohworaenbank 
luit Einzeigrappen (von entweder Sachkundigeii oder durch 
ihre Lebensstellung in einem gewissen engeren Verbände zu 
dem Angeklagten Stehenden) zu beseUsen ; ein Vorschlag der 
nicht zu verwirklichen ist, weil für die Individualität des 
einzelnen Geschwomen kaum ein richtiger Maa^gstab zu 
treffen wäre und auch der Beruf&kreis des Angeklagten nicht 
noth wendig in Beziehung zu dem Verbrechen steht ^). Nach 
Mittermai er a. a. 0. verdient die Frage eine Beachtung, 
ob nicht die schottische Gesetzgebung Nachahmung verdient, 
nach welcher eine zwei fach e Liste der GesehTsornen gebildet 
wird, so dass auf die der Commou-Juty die mit geringerem 
Vermögen und auf die Specialjurr die mit grösserem Ver- 
mögen gesetzt werden und 10 aus der ersten, 5 aus der 
zweiten Liste das Schwurgericht bilden, da nach den über die 
mit Recht gerühmte schottische Jury gemachten Erfithrungen 
ein wohlthätiger Austausch der Ansichten erfolge. Allein auch 
diese Systeme leiden an denselben Mängeln, wie das Hystem des 
Census überhaupt, indem sie die Qualifikation der Geachwornen, 
wenn auch theilweise in umgekehrter Richtung, von dem Vermö- 
gensbesitze abhängig machen und die Chancen des grösseren 
oder geringeren Besitzes, in nicht einmal gleicliem Maasse 
zusammengestellt, zu prinziplos sind, um* wo uieht in be- 
sonderen historischen Verhältnissen wie in Hchuttläud begrün- 
det, als Norm für die Besetzung behandelt üu werden. Em 
derartiges System, auf unsere VerhältniRRe ühertitigen, wüi'de 
nur schädlich wirken, nicht vermittelnd und ausgleichend 
würde dasselbe auf der Geschwonienbank vielleicht eher den 
Gegensatz schärfen, welcher aus äusserlich ungleichartigen 
Verhältnissen entsprungen in der Beurtheilung der tiache 
sich geltend macht. Die Berufung znm Geschwomen darf 
nichL abhängig gemacht werden von der Entrichtung eines 
gewissen Steuersatzes, wählbar müssen vielmehr alle Perso- 
nen sein, welchen nicht besonders fixirte gesetzliche Hin- 

Verg'l. dagegen Schwarze cor Bafamij p. 145. 
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die Kompetenz derselben möglichst zu beschranken) das Sy- 
stem der Dreitheilnng der strafbaren Handinngen ange- 
nommen ; und ist der Grund dieser Eintheilung ein willkührli- 
cher, so ist es auch das System und damit die Kompetenz 
der Geschwomen. Aus der geschichtlichen Entwicklung der 
franzosischen Jury ist nachgewiesen worden, dass das ganze 
System der Dreitheilnng wesentlich erschüttert worden ist, 
durch die 1832 den Geschwomen ertheilte Befugniss, Mil- 
flerungsgründe anzunehmen, durch die spLtere Gesetzgebung, 
welche auch politische und Pressvergehen den Geschwomen 
überwies und den durch die Anklagekammer häufig gewähl- 
ten Ausweg, einen Straflall, der eigentlich ein »Crimec begrun- 
4ete, durch Beseitigung des erschwerenden Umstandes nnr 
als Delict zu verfolgen. Es ist bereits früher auf die Ge- 
setzgebungsacte von 1863 hingewiesen worden, welche, im 
Streben die zu häufig angenommenen Milderungsgründe zn 
beseitigen, viele Handlungen, die bisher im Code als Crimes 
erklärt waren, nur als Delikte statuirte und dadurch den 
Geschwomen entzog. Die deutsche Gesetzgebung hat die 
Willkühr der französischen Regeln und zum Theil ihrer 
Ausnahmen adoptirt. An der Dreitheilnng festhaltend, hat 
sie (z. B. die preussische Straf-Prozess-Ordnung von 1867 
in den §§ 464 und 467), für den Fall der Angeklagte 
schon vor der Hauptverhandlung ein vollständiges Bekennt- 
niss der That abgelegt hat, die Anklagekammer berechtigt, 
die Aburtheilung des Angeklagten vor die Strafkammer zu 
verweisen ^). Der Kompetenz der Schwurgerichte sind fer- 
ner eine Reihe der häufig und gewöhnlich vorkommenden 
Verbrechen, des schweren Diebstahls u. s. w. entzogen und 
den Strafkammern überwiesen werden. Die Erkenntniss, 
dass jede Kompetenzbegrenzung der Schwurgerichte nach 
Kategorien oder Strafmaass nicht zu billigen sei, hat schon 
früher die verschiedenartigsten Vorschläge hervorgerufen, 



Verg]. iins»e Ansfahrnngen zur Reform des Strafprozesses 
»fft n. zu §§ 347, 446, 447, p. 47 u. flf., p. 68 B. ft 



Digitized by VjOOQIC 



- iS7 — 

wi$ namentlich den bereits besprochenen Vorschlag Heins«*!, 
dass die . Kompetenz des Schwurgerichts für die wich- 
wichtigsten und schwierigsten Fälle vorzubehalten sei, die- 
jenigen Verbrechen, welche vermöge ihrer Schwere und ver- 
möge des Eindrucks besonders empörender Rechtsverletzung 
eine ungewöhnlich kräftige und eingreifende Reaktion nöthig 
machten, Mord, Raub u. e, w. Allein dieser Vorschlag ist 
praktisch eben so wenig haltbar, namentlich wenn Heinze 
jede Anklage an die Jury gewiesen haben will, 

>wo die stark generalisirte, meistens erst durch 
»unsichere Quelle vermittelte, oft einseitig gefärbte 
»Lebens- und Menschenkenutniss rechtsgelehrter 
»Richter voraussichtlich nicht ausreicht«, 
als die auf dem Streben möglichst basirenden Vorschläge, 
die Kompetenz des Schwurgerichtes überall da zur Geltung zu 
bringen, worein äusserliche Momente der That, wie die Zufällig- 
keit eines Geständnisses, dieselbe nicht gerade überflüssig er- 
sdieinen lassen. Sie sind eben so wenig durchführbar, wie die 
bekannten Vorschläge, Sperialjury's für gewisse Verbre- 
chens-Kategorien, z. B. Bankerutt, Münzfälschung, zu bil- 
den und so sehr wir selbst bei anderer Gel^enheit *) , 
die Nothwendigkeit betont haben, dass für eine geeignete 
Kompetenzabgrenzung der Jury innere, sich aus der Natur 
des Verbrechens selbst ergebende Momenteden Ausschlag geben 
jBÜssen, insbesondere die innnere Strafwürdigkeit, so ver- 
kennen wir nicht die Schwierigkeit, an Stelle eines leiten- 
den Prinzips den speziellen Fall als maassgebend erklä- 
ren zu wollen. Die Versuche einzelner Gesetzgebungen, die 
Fälle der schwurgerichtlichen Kompetenz zu spezialisire-n, 
statt zu generalisiren, kommen im Prinzip doch schliesslich 
nur einer Anerkennung des Grundsatzes der französischen 
Dreitheilung gleich, sie machen vorwiegend von der Straf- 
hohe die Frage der Kompetenz abhängig , abgesehen von 
theilweisen unberechtigten Einflüssen, die einzelne Ver- 



') Zur Reform des Strafprozesses Heft U., p. 63, 
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brechen der Kompetenz der Jnrj unterwerfen nnd andare 
wieder entziehen. Ist es auch nicht zn verkennen^ dass eine 
Gesetzgebung ') durch die Rücksicht, die Kosten und Lasten 
für die Bürger nicht zu sehr zu vermehren, zu einer Be- 
gränzung der Schwurgerichte kommen kann und muss anf 
der anderen Seite die Gesetzgebung vielmehr zuiuLchst durch 
die eigenthümliche Beschaffenheit des einzelnen Falls und 
durch die Bücksicht bestimmt werden, dass eine gerechte 
Rechtsprechung durch die Geschwomen gerade durch 
deren E igenthümlichkeit gesichert wird, so wird 
eine SpezialJury der Verbrechensgatt ongen doch immer 
daran scheitern, dass manche strafbare Handlungen ihrem 
Charakter nach prinzipiell eine Entscheidung durch Ge- 
schwome verlanj^en, wogegen bei andern Verbrechens- 
gattungen nur die Eigen thümlichkei t des einzelnen 
Falls entscheidend ist. Immer jedoch ist die Schwierigkeit ge- 
geben, wer darüber entscheiden soll ; eine Schwierigkeit, die um 
zu so erheblicheren Bedenken Anlass gibt, wenn von 
Einigen und speziell von Professor Merkel in seinem Er- 
weiterungsvorschlag der Jury verlangt wird, dass über diese 
Frage der Wille der Partheien entscheiden soll. Nach Ei- 
nigen*) erschiene der Weg begründeter, dem Gerichte die 
Entscheidung zu überlassen, ob ein Straffall nach seinen be- 
sonderen Umständen geeignet ist, an Geschworne überwie- 
sen zu werden. Eine solche Einrichtung ist jedoch wieder 
abhängig von der Auflassung der Jury als einer dem Ange- 
klagten grössere Garantieen darbietenden Rechtsanstalt, oder als 
eines zu seinem Nachtheile geschaffenen Instituts und nur in 
der letzteren Richtung, wo die Verweisung vor die Jury nicht 
als ein beneficium des Angeklagten aufgefesst wird, können 
die Ausnahmen gerechtfertigt werden, die bei dem Vorhan- 
densein gewisser thatsächlichen Umstände (Geständniss, 
mildernde Umstände) die Zuständigkeit gewöhnlicher Ge- 



^) Mittermaiers Erfahrungen, p. 754. 
«) Mittermaier Erfahrungen, p. 751, 
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richte begründen, wie z. B. in Belgien, Italien u. a. m. die Ein- 
richtung besteht, dass das Anklagegericht befugt ist, in Straf- 
fällen, die zwar gesetzlich als Verbrechen erscheinen, wo 
aber wegen der mildernden Beschaffenheit des Falles voraus- 
sichtlich eine Verbrechensstrafe unverhältnissmässig hart 
sein würde, an das correctionelle Gericht zur Verhandlung 
und Entscheidung zu verweisen. Auch würde der Richter, 
der in concreto die Kompetenz zu bestimmen hätte, bei seiner 
Feststellung sich ausschliesslich von den Ergebnissen der 
Voruntersuchung bestimmen lassen müssen. Von diesen 
Nachtheilen abgesehen, wäre eine individuelle Behandlung 
ungerecht, namentlich bei Fällen, welche erst durch die 
Verhandlung vor der Jury unter solchen Umständen her- 
vortreten, die der Richter vorher nicht zu beurtheilen in 
der Lage ist. Wie einerseits nicht der Wille der Parthei, 
weder des Staatsanwalts noch des Angeklagten oder -des 
Vertheidigers die Frage zm- Entscheidung bringen darf, ob 
Geschwome beigezogen werden sollen, weil ein solches Be- 
stimmungsrecht der natürlichen Stellung des Staatsanwalts 
als Ankläger, widerspricht und weil der Angeklagte, für welchen 
allein die Wahl als ein Recht in's Auge gefasst werden 
könnte, die Konsequenzen seines eigenen Antrags nicht immer 
zu ermessen in der Lage ist, so soll auch der Richter aus 
seiner intakten Stellung nicht gedrängt und durch subjek- 
tive Auffassung eines Straffalles Competenzgrenzen schaffen, 
welche sich im einzelnen Falle als ungerecht bewähren 
können. Ein derartiges System wäre noch willkührlicher 
als die bestehende Dreith eilung , die doch wenigstens in 
ihren unerbittlichen Consequenzen eine gleichmässige ist. 

Hat man über letztere Erfahrung und Kritik den Stab ge- 
brochen, erweisst sich eine Spezialisirung der einzelnen Ver- 
brechenskategorien oder Straffalle nach dem Vorbilde ver- 
schiedener Gesetzgebungen als nicht durchführbar, so ist 
für die zukünftige Straf-Prozess-Ordnung nur ein einzi- 
ger Weg vbrgezeichnet. Die Gesetzgebung muss ein anerkann- 
tes und berechtigtes Prinzip zu Grunde legen; nicht in der 



Digitized by LjOOQ ICj 



— 190 - 

Läge, ^twas Neues zu schaffen, muss sie an das B^stefaende 
die yerbessernde Hand legen, sie mnss die Nachtheile nnd 
Auswüchse der bisherigen Competenzbegrenzungen mindern 
und durch geeignete EJrweiterung für solche Fälle, wo das 
Bediirfniss erweislich ist, die Jury in den Vordergrund stel- 
len. Dass es nicht gelungen ist, an Stelle der franzosischen 
Dreitheilung in formeller Beziehung ein anderes System zu 
stellen, beweisen die neuen Gesetzgebungen anderer Länder, 
die schliesslich trotz aller entgegenstehender Versuche zu 
dem französischen System zurückgekehrt sind und auch das 
deutsche Reichsstrafgesetzbuch hat in § 1 die vorhandene Drei- 
theilung beibehalten müssen, davon ausgehend, dass diese 
Dreitheilung keineswegs eine erst durch das französische 
Strafgesetzbuch eingeführte und etwa aus Frankreich nach 
Deutschland übertragene Unterscheidung sei, vielmehr eine in 
ihren Grundgedanken auch dem deutscheu Rechte und dem 
Rechtsbewustsein des deutschen Volkes wohl bekannte *). Man 
ist zwar bemüht gewesen, die einzelnen strafbaren Händhin- 
gen je nach dem Maasse ihrer Strafwürdigkeit in die ein- 
zelnen Abtheilungen einzureihen, jedoch durch die äusserstc 
Erweiterung der Strafminima eine etwaige Härte zu min- 
dern. Man ging davon aus, dass die Dreitheilung im Volke 
selbst als der Ausdruck für die Beziehung der Abstufung 
in der Strafwürdigkeit der einzelnen Handlungen gebraucht 
witd. Man wies bereits in den Motiven darauf hin, dass 
feie künftig bei der Regelung der Zuständigkeit im Strat- 
verfahren in ähnlicher Weise wie im materiellen Rechte 
nützliche Dienste werde leisten können. Alles dies, weil 
sich eben kein an dererAus weg darbot, als derjenige, 

1) Selbst in den deutschen Ländern — besagen die Motive — in 
danen diese Dreitheilung keine ausdrückliche Anerkennung in des 
Gesetzen des Landes gefunden, hat man sich daran gewöhnt, die 
leichteren Straffälle als Vergehen oder Uebertretungen nnd nur die 
schweren Straffälle als V e r b r e c h e n zu bezeichnen und daher z. B. wohl 
von hinein Vergehen der Ehtverletzung nicht aber von eitlem Ver- 
brechen der Ebrverletznng tti «prechen. 
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welcher in der Dreitheilung enthalten ist ; dieselbe aber anf 
das formelle Gebiet des Strafverfahrens übertragen und 
speziell im Hinblick auf die Kompetenz der Jury kann un- 
ter Zugrundelegung der bisher gemachten Erfahrungen 
nach zwei Richtungen modificirt werden: 

a) Dass man zwar der Jury die Entscheidung aller 
Verbrechens fälle überweist (ohne Rücksicht auf ein 
etwaiges Geständniss und unter Beseitigung der Ausnahmsbe- 
stimmungen, welche die Anklagekammem ermächtigen, un- 
ter gewissen thatsächlichen Voraussetzungen der Jur}' un- 
terliegende Fällen zur Aburtheilung an die Strafkammern 
zu überweisen), hiervon jedoch ausnimmt, nicht nur, wie 
es bereits geschehen, die gewöhnlichen Fälle des schweren 
Diebstahls u. s. w., sondern auch alle im wiederholten 
Rückfalle begangenen Eigenthumsverbrechen (Betrug im 
wiederholten Rückfalle u. s. w. ), welche fast in allen 
Schwurgerichtsperioden den grössten Theil der Sitzungen 
ausfüllen und erfahrungsmässig ebenso wenig das Interesse 
der Geschwornen in Anspruch nehmen als den Thätern aus der 
Aburtheilung durch Geschworne selbst ein Gefallen erwächst. 
Durch eine derartige Verminderung würde die Kompetenz 
entlastet, den Klagen der Geschwornen vorgebeugt und der 
Werth des Schwurgerichts, der in solchen Fällen gänzlich 
verloren geht, erhalten bleiben. Eine derartige Ausnahms- 
bestimmung, — speziell für die Bestrafung der gegen 
das Eigenthiim gerichteten Verbrechen (des qualifizirten 
Diebstahls, des Diebstahls und Betrugs im wiederholten 
Rückfalle u. s. w.) — würde aber auch weder ungerecht er- 
scheinen noch mit dem Wesen der Jury in Widerspruch 
treten. Wir haben an einem anderen Orte ^) bereits darauf 
hingewiesen (und können mit Genugthuung konstatiren, 
vielfachen übereinstimmenden Ansichten in dieser Richtung 
begegnet zu sein), dass gerade der rückfällige Ver- 
brecher, d. h. derjenige, der be'if-eits zweimal rechtskräftig 
wegen eines aus der ehrlosesten Gesinnung entsprungenen 

^) VergL Reform des Strafprozesses IL, p. 65 n. ff. 
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Verbrechens bestraft worden ist *), ungeachtet des im Falle 
der Verurtheilung zu gewärtigenden schweren Strafubels am 
wenigstens die Rücksichten des Gesetzes zu verdienen 
scheint. Hier erscheint es nicht als angezeigt, die beson- 
deren Garantien, die das schwurgerichtliche Verfehren dem 
unbescholtenen Bürger bieten soll, zur Anwendung zu brin- 
gen, hier, dem rückfälligen Diebe gegenüber, der aus An- 
h lass seiner früheren Verurtheilung die gerichtliche Pro- 

zedur bereits kennen gelernt hat, steht nicht zu befürchten, 
^ ^dass demselben bei einer Aburtlieilung durch den rechtsge- 

f: lehrten Richter der nöthige Schutz entzogen werde; hier 

^; handelt es sich nicht um die Beurtheilung solcher Schuld- 

j fragen, deren Beantwortung eine schwierige ist, hier sind 

t^- alle die Fragen, wie die des Affects, der Nothwehr, der Pro- 

f vocation, der Zurechnungsfähigkeit ausgeschlossen und der 

? Entscheidung der Geschwomen unterliegt im eigentlichsten 

V- Sinne nur die That- und nicht die Schuldfrage. Für 

1' Angeklagte dieser Gattung ist auch die Verhandlung yot 

1(1 dem Schwurgericht nicht einmal . eine Wohlthat, weil Ge- 

I schworne eher geneigt sind, einen Menschen, der sich als 

1" der menschlichen Gesellschaft wiederholt gefahrlich kund- 

p: gegeben hat, der nach seinen Antecedentien die Hoffiiung 

I auf Besserung seines verbrecherischen Lebenswandels kaum 

I gegründet erscheinen lässt, weit eher zu verurtheilen geneigt 

j, sind, auch selbst auf Grund schwacher und zweifelhafter Be- 

I , weise, als der rechtsgelehr fce Richter, für den dieser Umstand nur 

p;V . für die Strafabmassuug erheblich ist, während er gegenüber 

|;. einem als trügerisch erkannten Indizienbeweise seine Besou- 

I, - nenheit und sein Rechtsgefühl nicht verliert. Und der An- 

C- geklagte weiss selbst auf Grund seiner früheren Erfahrungen 

^ ^ . - . 

^T 1) Nach § 244 des deutschen Strafgesetzbuchs werden Raub, 

^:{ Diebstahl und Hehlerei bezüglich des wiederholten Mckfalls als 

p gleichartige Verbrechen behandelt und der wiederholte Bückfall 

mit Zuchthaus bis zu 10, bezw. nicti unter 2 Jahren bestraft, der- 
gleichen Betrug im wiederholten Bückf^üle mit Zuchthaus bis zu 10 
Jahren. 
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am besten, dass alle seine List und Schlauheit, sein noch 
so konsequentes Läugnen ihm den Geschwornen gegenüber 
wenig frachten wird. 

Durch die Ausscheidung derartiger Verbrechen, wird 
die Kompetenz der Schwurgerichte beschränkt, den Ge- 
schwornen Opfer an Zeit abgenommen werden, während 
ein, Angriff gegen das Fundament des Schwurgerichtsinsti- 
tuts hierin nicht enthalten ist. Denn gerade in solchen 
Fällen ist es nicht die Natur des Verbrechens, auch nicht 
immer die innere sittliche Strafwürdigkeit, sondern die 
Schwere der Strafe, welche die Aburtheilung durch Ge- 
schworne und damit den Aufwand eines unverhältnissmäs- 
sigen Apparats nöthig macht. Die Erfahrung lehrt auch, 
dass Geschworne, trotz ihrer Berufsfreudigkeit in anderen 
Fällen, sich der Entscheidung dieser mit ausgesprochenem 
Widerwillen unterziehen. Fälle, deren Aburtheilung vor 
dem rechtsgelehrten Richter wenige Minuten, höchstens 
Stunden, erfordern würde, nehmen hier, namentlich, wo 
Mitschuldige in Frage kommen, ganze Tage und damit 
eine Verschwendung des kostbarsten Materials an geistigen 
Kräften in Anspruch ; die Fragestellung wird hier zur eigent- 
lichsten Form, insofern die Materie keinerlei Interesse 
darbietet. Derartige, den Rechtssinn nach keiner Richtung 
belebende Fälle auszuscheiden, scheint uns um so mehr 
nothwendig, als die Theilnahme der Bürger an der Fort- 
bildung des Schwurgerichts überhaupt in Frage gestellt 
ist, wenn, wie die Erfahrung lehrt, derartige-unerquickliche 
Fälle die regelmässigen der Tagesordnung sind. 

Ist eine Beschränkung der Kompetenz nach dieser 
Richtung geboten, so dürfte 

b) eine Erweiterung nach der folgenden Richtung 
vorzuschlagen sein, üeberall in den verschiedensten Ge- 
setzgebungen begegnet man dem Streben zu korrektionali- 
siren, d. h. Fälle, die nach dem Gesetze der Dreitheilung 
von den Schwurgerichten abgeurtheilt werden müssten 
dem für Vergehen zuständigen Richterkollegium zu» über- 

13 
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weiBen, allein nirgends ist das Streben in umgekehrter Weise 
BichibEir, Fälle der letzteren Art den Schwurgerichten zü 
überweisen, obwohl doch, wie nicht zu läugnen ist, nicht der 
Maassatab der zeitlichen Zuchthaus- oder Geföngnissstrafe, 
weder für die objektive Schwere der Straffchat, noch deren 
subjektive Bedeutung den Ausschlag geben kann. Es gibt 
eine Reihe von Vergehen, die auf der Grenzlinie der Ver- 
brechen stehen, ohne nach dem durch die Dreitheilung ge- 
botenen ßechenexempel unter diese zu fallen ; Fälle, in de- 
nen man mit Bedauern konstatiren hört, dass sie nicht 
durch Schwurgerichte abgeurtheilt werden, sei es, dass die 
Natur der strafbaren Handlung, sei es die Individualität des 
Thäters oder die näheren Umstände der That eine besondere 
Beiirtheilung zu erfordern scheinen. Eine willkührliche 
Auascheidung einzelner dieser Vergehensfälle aus der Kompe- 
tenz der Kreisgerichte würde selbstverständlich zu densel- 
ben Inkonsequenzen führen, die wir oben gerügt haben, 
da mit demselben Rechte alle der Jury zu überweisenden 
Fälle spezialisirt werden könnten, wie es andererseits, ein Wahl- 
recht dea Angeklagten zu gestatten, prinziplos und ungerecht 
wäre; am allerwenigsten konnte es aber in die Hand des 
verweissenden Richters gelegt werden, kraft seiner subjek- 
tiven Beurtheilung, die Eompetenzgrenzen in concreto fest- 
zujetzen. Wie ist eine solche Kompetenzerweiterung daher 
zu ermögliciien V Nicht durch ein willkührliches Herausgreifen 
einzelner Vergehenskategorien, sondern nur dadurch, 
dass man für einzelne Fälle gewisse Voraussetzungen sta- 
tuirt, welche diese ausnahmsweise Behandlung rechtfertigen. 
Diese VorausBetzungen sollen daher nicht der Objektivi- 
tät der That, sondern aus der Subjektivität des Thä- 
ters entnommen werden, d. h. der Fall muss ein solcher 
individuell gearteter sein, dass, vom Standpunkte des An- 
geklagten aus betrachtet, in der Aburtheilung durch Ge- 
fichwome eine wichtige Garantie für eine materiell gerechte 
Handhabung der Gesetze gefmiden wird, d. h. wo es feststeht, 
dass die strafbar befundene Handlung nicht aus einer 
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ehrlosen Gesinnung entsprungen ist, sondern, wo der aus- 
serliche Konflikt des Thäters mit der Rechtsordnung entweder 
in entschiedenem Widerspruch tritt mit seinem Willen» 
oder der darauf berechnete Wille in sich nicht durch selbat- 
oder gewinnsüchtige Motive charakterisirt wird, vielmehr 
auf Veiirrung eines an sich nicht verwerflichen Triebes 
besteht, soll auf den Antrag den Angeklagten das 
verweisende Gericht zu entscheiden haben, dass es eihen 
so gearteten Fall der Kompetenz der Jury zu Feststel- 
lung des Verschuldens überweist. Eine derartige Kombi- 
nation würde in ihrer Ausführung von blinder Willkühr 
freizusprechen und die etwaigen Vortheile einer Spezial- 
jury zu gewähren im Stande sein. Eine solche ausnahms- 
weise Verweisung wird nicht der That, sondern der Person 
des Thäters gelten. Wie in materieller Richtung eine 
derartige Scheidung bereits in dem deutschen Staats- 
gesetzbuch Wurzel gefasst hat (§ 20 des deutschen Straf- 
gesetzbuchs), werden auch in formeller Richtung unter An- 
erkennung dieses Prinzips leicht Uebergangsbestimmungen 
gefunden werden können, welche die Durchführung dessel- 
ben in geeigneter Weise ermöglichen. Der Einwand, dass 
auch hier eine willkührliche Auflfassung des Richters schliess- 
lich allein entscheidend sei, wäre hinfällig um desswillen, 
weü, ohne den Untersuchungsverhandlungen ein ausschliesshch 
entscheidendes Gewicht beizulegen, für den verweisenden 
Richter die Vorfrage leicht festzustellen ist, mit welcher 
Willensrichtung der Angeklagte gehandelt hat. Der Rich- 
ter würde hierdurch kein Misstrauensvotum gegen seine 
eigene Befähigung aussprechen, sondern nur anerkennen, dass 
er aus den besonderen Motiven des einzelnen Falles Veran- 
lassung nimmt, dem in der Jury verkörperten allgemeinen 
Rechtsbewusstsein die Beurtheilung und Sühne der straf- 
baren That zu überlassen. Dabei würde auch in Betracht 
zu kommen haben, dass die ausnahmsweise Gestattung eines 
solchen Rechtes, wenn auf die richterliche Prüfung be- 
schränkt (und wir wären der Ansicht, hierfür die Ein- 

18* 
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stiminigkeii des Terweisendeu RickterB zu Terlangen)^ 
nicht die Quelle so rielf r Ungerechtigkeiten wäre, wie die 
BefagniBö Verbrech ensrälle zu korrectionalisiren^ weil 
die Verweis tmg an die Jury in derartigen Fällen gewis.*? 
als ein Rechtsnachtheil nicht aufgefasst werden wird. 

Durch Heranziehen solcher Falle, in denen der Richter 
Ton vornherein die Motive der That zwar nicht billigtt 
aber doch als rein men^hliche Verii rangen einer besseren 
Leidenschaft anerkennt, würde der ^^'erth des Schwurgerichts 
innerlich gewinnen. Es möge die allgemeine Andeutung 
dieses V^orschlaga vorerst genügen und es befähigterer Stellt 
überlassen sein, den ihm zu Grunde liegenden Gedanken 
in der Praxis zu verwirklichen- Er scheint mir die Mitte 
zu halten, zwischen dem Streben ans äusseren praktischen 
Gründen die Kompetenz der Jury möglichst zu beschrän- 
ken und denjenigen Vorschlägen, welche alle Vergehensfälle 
— wenigstens die schwereren — der Jury überweisen wollen. 

Es scheint uns noch die Frage erörtert werden zn 
müssen roh die englische Einrichtung (auch in Preus- 
sen und den Schweizerkantouen) *) gebilligt werden kann, 
dass, wenn der Angeklagte sich schuldig bekennt, das Ge- 
richt ohne Geschworue das Crtheil fällt. Wenn auch 
die Berulung auf das enghsche Vorbild, der Umstand^ dass 
dadurch Kosten erspart, die Lasten des Geschwomendienstes 
vermindert werden konnten und der Angeklagte das Interesse 
hat, dadurch eine längere Untersuchungshaft zu vermeiden* 
für diese Einrichtung sprechen, so verdient doch das fran- 
zösische System, nach welchem auch, wenn der Angeschul- 
digte ein vollständiges Bekenntnies ablegt, Geachworue 

^) MitteimaieT'B Eriabmngeti, p. 756. 
Vergl. Gerichtssaal v 1865, Ders- Ver&eser in IX. p. 161 u* ff, 
Bas System, welches bei etnem vorhandeiieit Sclmldbekenatniase 
das Urtheil der Oeschwornen beseitigt, besteht in England, Scbatt- 
land, Irland, Nordamerika, in Prenaaen, Würtemberg, Bremen u, s. w- 
in mehreren Scbweizerkan tonen, wogegen ia Frankreich, Belgien, 
Italien nnd anderen deutschen Staaten das entgegenstehende Sjatem 
in Wirksamkeit ist* 
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nrtheileu, den Vorzug, weil, wie Mittermaier a. a* 0* 
mit Recht hervorhebt, auch bei dem Dasein eines Geständ- 
nisses, wegen der Frage, ob das Geständniss vollen Glau- 
ben verdient, ob der Angeklagte zurechnungsfähig ist» ob 
Milderungsgründe vorhanden sind, es wichtig wird, dass 
Geschwome über die Schuldfrage urtheilen und weil bei 
dem Dasein mehrerer Mitschuldigen oft bedenkliche Kolli- 
sionen entstehen und erfahrnngsmässig diese Einrichtung 
Nichtigkeitsbeschwerde, Vernichtung des Urtheils und Ver- 
zögerungen häufig herbeiführt. Auch über diese Frage hatten 
wir schon Gelegenheit, uns genügend auszusprechen *). Das 
englische System geht von der Auffassung aus, dass der 
Angeklagte durch sein Geständniss, selbst auf das Recht 
Verzicht leiste, von Geschwomen abgeurtheilt zu werden 
und dass, wenn der Angeklagte selbst dieThatsachen der 
Anklage unumwunden zugesteht, die Beweisführung des Anklä- 
gers überflüssig wird. Die Entscheidung dieser Frage wird 
bedingt durch die verschiedenartige Auffassung des Wesens der 
Jury. Bei Aufstellung der Frage vom Standpunkte der Gesetz- 
gebung aus, wird man einerseits den Vorzug des engli- 
schen Verfahrens, wodurch unnöthige Verhandlungen, 
Kosten und Mühen der Geschwomen erspart werden, nicht 
ausser Acht lassen, andererseits aber nach den Erfahrun- 
gen der Rechtsübung in England in Betracht ziehen, wie 
nicht immer die Angeklagten über die Bedeutung der 
Plea guüty sich völlig klar machen und dass es häufig 
einer Belehrung des Vorsitzenden Richters bedarf, sie über 
die Tragweite eines solches Geständnisses aufzuklären utid 
unteip Umständen dessen Widerrufang zu veranlassen. In 
gleicher Weise haben wir schon früher darauf aufmerksam 
gemacht, dass den in England, Schottland und Amerika 
vorkommenden Schuldbekenntnissen häufig eine Verabre- 
dung mit den Angeklagten zu Grunde liegt *). 

1) Bei Erörterung des § 846 der prenss. Straf Prozess-Ordiiiiiig 
von 1867, Beform des Strafrechts n. p. 38 n. ff. 

s) Analog liegt auf eine derartige Voraussetzung der § 345 d§r 
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Wir glauben RUch heute noch uns für die Einführmrtg 
dfti französiscben Sy^tema aassprecheu zu sollen , Die 
Geatändnisee cles Angeklagten Bind häufig fietiv und na- 
mentlich bei der grossen Bedeutung, die ein umfassendes 
Zugeständnifiä für die eventuelle Straf zumessang zur Folge 
hat, nicht immer als freiwillige anzusehen ^ sondern viel- 
mehr daraus zu erklären, dass der Angeklagte seine Lage 
zu verbessern hofft.. Solche Geständnisse entspringen daher 
auch nicht in der Kegel dem eigenen Antriebe des Ange- 
klagten, sie sind die Folgen Einwirkung Dritter^ oft die 
Belehrung auderer mit dem Angeklagten in Haft befindli- 
chen Angeklagten. Sie entspringen ebensowenig wirklicher 
Reue; denn diese wird den Angeklagten veranlassen, schon 
vor der Haupt Verhandlung, im Laufe der Untersuchung ein 
Bekenntniss abzulegen. Nur ein Geständniss, das wahr ist, 
in sub* und objektiver Beziehung kann die Beweisführung 
des Anklägers überflüssig machen. Welche Garantie für 
die Richtigkeit der Schuld in dem gerade durch die 
Beweisaufnahme des Hauptverfahreus zu ermittelnden Um- 
fange bietet jedoch das plötzlich in der Haupt verbandliing 
gegebene Gestuudniss desselben Angeklagten, der während 
der Untersuchung die Anklage auf das Hartnackigste be- 
stritten hat ? Kann hierdurch die Beweisführung vor üe- 
schwornen und die Äburtheilung durch dieselben überflüs- 
sig werden wo die Berechnung des Angeklagten klar ersicht- 
lich ißt, durch ein, in überraschender Weise, schlau abge- 
legtes Gestäudnies, die Folgen der That zu mildern oder 
einen erschwerenden Gesichtspuukt, der Gegenstand der 
Hauptverhandlung werden könnte, zu beseitigen? So sehr 
wir in der Praxis der Vertheidigung zu Gunsten des An- 
geklagten ein noch so spät abgelegtes Geständniss zu be- 
tonen verpflichtet sind, so sehr wissen wir aus Erfahrnng, 

prenss, Straf-ProBeM-Ordnang von 1 f*67 eu Grunde (Uebereinatimnumg 
der SUatsanw&ltschaft mit den Anj^eklagten über alle Thatsacheu, 
welclie Anpfichliessung oder Mildemng der gesetzliehcn Strafe inr 
Faljfe hab^ wUr<ka). 
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dass dieses Geetändniss nicht immer deu reinflieii MotiTeu 
entapricht und daas dasselbe sehr oft daraof berechnet ist, 
geradein die VerhaudluDg vor den Geschwomen zu ver- 
meiden. Es ist bereits auf den Fall hinge wiesen worden, 
dass der Angeklagte vor der Hauptverhandlung geleugnet 
hatte ; hier kann auch in objektiver Richtung sein noB'^ 
mehrigee Gestäüdniss das Verdikt der Geschwornen nicht 
überfliissif^ machen^ weil ein GestHnduiBs (wenigstens nach 
den Gm n da ätzen nneeres Verfahrens) nur da Beachtung finden 
kfiBH, wo es in üebereinstimniyng steht niit den Ergeb- 
niseen der Voruntersuchung und sich unmittelbar an die- 
selben anschliesst. Für die Hauptverhandlung jedoch, wo 
die Ergebnisse der Voruntersuchung nur einen vorbereiten- 
den und subsidiären Wert h beanspruchen sollen und der eigent- 
lichen Beweisführung nar als Anhaltspunkt dienen, kann 
das blosne Geständniss wahrlich nicht die Reproduktion der 
Beweismittel (immer den Fall vorausgesetzt, dass der An- 
geklagte bisher leugnete) ^ die Vernehmung der Zeugen und 
Sachverständigen ersetzen, indem erst aus der Vernehmung 
dieser die wirkliche Richtigkeit eines Geständnisses ermit- 
telt, aus dem Zusammentreffen dieses mit den sonst zu er- 
hebenden Umständen ernirt werden kann, ob That, 
Thäterschaft, Art i^id Weise der Ausführung, auch wirklich 
&o, d, h. so, wie es sich in Wahrheit verhält, von dem Ange- 
klagten zugestanden worden ist» Die einfache Einräumung 
der von der Anklage behaupteten Thatsachen kann das 
Gericht nicht der Pflicht entbinden, den Beweis derselben 
zu fuhren und durch die Reproduktion der Ergebnisse der 
Voninter Buchung die Gegenprobe für die Richtigkeit des 
Bekenntnisseg zu liefern. Ein derartiges Geständniss ver- 
schliesst jeden Blick in die innerliehe Seite der That; diese 
hervorzuheben, nach aussen sichtbar zu machen und in 
voller Schärfe wiederznspiegeln ist die erste und wesent- 
lichste Genugthuung des Strafverfahrens, wesentlicher als 
die chablonenmässige Erkennung einer Strafe, die ohne Ein- 
gehen auf individuelles Verschulden, individuelle List, Schlau- 
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heit oder Bereehnnng mit einer anyerdienten Prämie be- 
lohnt. Und selbst für den wahrhaft und wirklich bereuen- 
den Angeklagten hat eine derartige, seinem Gestandniss 
beigelegte Folge, den beklagenswerthen Nachtheil, dass die 
Motive seiner That in Dunkelheit gehüllt bleiben, eine 
Rechtfertigung oder mildere Anschauung nicht zu erwarten 
und seine wirkliche Sühne dem allgemeinen Rechtsbewust- 
eein gegenüber nicht zu erkennen ist. Er wird nicht ge- 
richtet, sondern bestraft; in der Form des Geständnisses 
geht die subjektive Seite der That verloren und alle -Be- 
mühungen, dem Geständnisse dadurch gerecht zu werden, 
ddtss die wörtliche Feststellung desselben durch das Gesetz 
vorgeschrieben, Staatsanwalt und Vertheidiger über die Voll- 
ständigkeit derselben gehört werden soll, sind eitel Schein 
und leerer Formalismus ; die Milde des Gesetzes wirkt ver- 
lockend im Hintergrunde und findet den Angeklagten be- 
reit dem ersten Zugeständnisse so viele fernere zuzufügen, als 
itian von ihm ^ erwartet« ocler wünscht. 

Dass dieses System auch vom Standpunkte der gesam- 
melten Erfahrungen keine Billigung verdient, dass es selbst 
im Widerspruch mit dem Wesen des Schwurgerichts steht, 
ist verschieden ''ach in überzeugender Weise dargelegt wor- 
den *). Es beruht auf der Entstehungsgeschichte der eng- 
lichen Jury und findet seine Erklärung darin, dass Anfangs 
die Geschwomen nur als Zeugen, ohne dass Verhandlungen 
vor iluien stattfanden, über die aus ihrem eigenen guten 
Wissen geschöpften Thatsachen and über die Anklage den 
Wahrspruch gaben und erst später vor den Geschwornen 
Verhandlaugen stattfanden, auf Grund deren diese die That- 
frage zu eutscheiden hatten, dass daher unter solchen Um- 
ständen, wo der Ankläger sich schon auf das Gestandniss 
des Angeklagten berufen konnte und sein Anspruch auf 



1) Mittermnier Gesetzgebung und Rechtsübung 1856 p. 441. 
Dab ejjgtische, schottische und nordamerikanische Strafrecht, 
p. 352. 

Erfaliriingeu über die Wirksamkeit der Schwurgerichte p. 69. 
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Strafe des Seh olcl igen begnindet war, die Eioholnng dea 
Wahrspmchs der Geschworneii keine Bedeutung mehr ge- 
habt hätte. Die Beibehaltung dieser alten Ein riebt uiig zur 
Zeit in England trotz der Erkenntnias, wie solche bedenk- 
lich ist., beruht, wie Mi tt p r mai er a, a. 0. mit Recht 
hervorhebt, auf der englischen Zähigkeit, mit welcher man 
an alten herkömmlichen Einrichtungen festhiilt inid vor 
Neuerungen Sehen trägt, fheils in dem praktischen Sinne 
des Engländers, welcher einen grossen Werth auf die Zeit 
und möghchste Ersparung von Last und Mühe legt. Es 
wird nicht verkannt (Mitter maier a. a. 0), dass sehr 
häufig solche Schuldbekenntnisse vorkommen und ihren 
Grund entweder darin haben, dass der Angeklagte aus Un- 
verstand die Folgen seines Bekenntnisses nicht kennt oder 
nicht würdigt, auch oft den Sinn der Frage, ob er sich 
schuldig bekennt, nicht versteht ; in vielen Fällen wird 
koustatirt, dass die Gefängniss geistlichen den Gefangenen 
auf alle mögliche Weise zureden, daas er seine Verbrechen ge- 
stehen solh Die bereits oben erwähnten Vorspiegelungen, durch 
ojBPenes Bekenntnis a eine mildere Strafe zu erhalten, sowie die 
Verabredungen des Angeklagten oder seines Vertheidigers sind 
Momente, die auf das Schuldbekenntniss nachtheilg einwirken. 
Es hat daher auch in England selbst an Vorschlägen nicht 
gefehlt, die in Erkenn tniss der Unzweckmässigkeit der üb- 
lichen Befragung des Angeschuldigten gegen das rjguiUif^ oder 
^not guüttf Plädiren sich ausgesprochen haben ^) und die 
Nachtheile begründeten, die es haben müsse, dass auch bei 
dem schwersten Mord, der das grosste Aufsehen erweckte, 
durch das Schul dbekenntniss jede weitere Verhandlung ab- 



1) VergL die interes^nten Bempiele im GeHchtfia&ftl 1865, p. 167, 
an wdclid anknüpfead Mittermaier nachweist, wie sebr diese eng- 
Hflche Eiarichtangf oft daa allgemeine Reohtsbewuestsem rerletBt, 

Uan denke imbesoadere an den farcbtlarsten, die Gefahr dieser 
fiinijclitnng' auf eine witrnende Weise zeigenden Fall W r i gk t ' a am 
17. September 1863, deaaen Hlnriclituttg adbet im Parlament Gegen- 
stand lebhaften Tadels wurde. 
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geschnitten und das öffentliche Interesse verletzt werden 
I kann. Denn dieses fordert, wie wir oben nachgewiesen, 

dasa der ganze Hergang und alle Umstätide der Versehml- 
dnng durch die Verhandlung klargestellt und veröffentlicht 
werden; daher kann denn auch nach achottischer Rechta- 
fibung häufig, ungeachtet des Schuldbekenntnisses, eine Ver^ 
handlung stattfinden, die offenbar weit besser als in Eng- 
land den Richter in den Stand setzt, ein gerechtes Urtbeil 
zu fallen ^) : und in Nordamerika, wo allerdings dieselbe Be- 
fragungsweise wie in England besteht, hat man sich we- 
nigsten*!! von dem starren Pormalisnuis des letsrteren so weit 
befreit, dass der Angeklagte zu jeder Zeit bis zu d*?ni Ur- 
tbeile sein Schuldbekenntniss zuiiicknehmen kann *), 

Das Bedenkliche der deutschen Oesetzgebung, die 
Schwierigkeit der Feststellung, das« das Geständniss den 
objektiven und subjektiven Thatbestand so iimfasst, dass zu 
einer thatsächlichen Ergänzung keine weitere Veranlassung 
gegeben ist, ist bereits oben hervorgehoben worden und 
gegen diese Bedenken vermögen die sorgfältigst redigirten 
Gesetze nichts, wie denn auch für den Fall des Widermfa 
eiues Geständnisses (ein Fall, der sich häufig ereignet) die 
ergangenen Bestimmungen den unlösbaren Widerspruch nicht 
zu heben vermochten und wenn wir auch die Nachtheile 



*) Mittormaier's en^^L-schottischea Strafverfahren, p. 359. 

S) Nach einer wichtigen Bestimmung der Strafproze<iBOTdiniiLg für 
Malta von 1 Bbi (codice art 387. 96) hat daa Gericht» wenn ea irgend 
guten Grund hat, zu zweifeln, ob der Thatbestand des Verbrechern 
vorhanden ist^ unbeachtet des Schuldbekenntnisaes, die Befugnias, da« 
Verfahren so einzuleiten, als wenn der Angeklagte sich nicht echuldig 
wklürt hatte. 

Y&Tgh über die in den Scbweizerkantonen geltenden Beatimmun- 
gm, welche ähnliche Beschränkungen enthalten, so wie BestimmaDgenT 
durch welche die Gefabren, die solche :>chuldbekenntnkäe enthalten, 
beseitigt werden sollen (Mittermaier, h c,)^ Nach di^m Arganer Geseti 
B, B., muEfi, wenn es sich um dn mit Todeatrafe bedrohtes Verb reeben 
handelt, trotz des Geständnisses vor der Jury verbandelt werden. 
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nibbt als entscheideud hinstellen wollen *), wohin schon der 
üble Eindruck, den es auf die G^schwomen und die an- 
weselide Zuhörer macht, gehört, wenn, nachdem unmittel- 
bar vorher mit Feierlichkeit das Schwurgericht gebildet 
wurde, die Beeidigung stattgefunden hat und nun, nach 
Vorlesung der Anklageschrift, die Geschwornen wegge- 
schickt werden, so sind doch auch diese formellen Schattensei- 
ten nicht geeignet, die Bedeutung des Schwurgerichts in den 
Augen der Bürger zu heben.^ Auch lehrt die Erfahrung, 
dass die Vertheidiger, wenn auch ein Schuldbekenntniss 
abgelegt ist, dagegen (in wohlverstandenem Interesse des 
Angeklagten und durch Pflichtgefühl geleitet) oft Einwen- 
dungen machen und den Angeklagten zur wenigstens theil- 
weisen Rücknahme des Geständnisses veranlassen; ein Ver- 
fahren, das, wenn es mit der Opposition eines voreingenom- 
menen Präsidenten zu kämpfen hat, zu unerquicklichen De- 
batten führt und die Geschwornen in eine peinliche Lage 
versetzt. 

Das schweizerisch-deutsche System ist jedenfalls dem 
englischen Verfahren vorzuziehen, insofern es den Schwur- 
gerichtshof zu einem Vorerkenntniss nöthigt, ob er das Ge- 
ständniss als völlig genügend erkennen und insofern (gegen 
England) in Schwurgerichtsfällen für den Angeklagten ein 
Vertheidiger gestellt werden muss. 

Es hat nicht an Versuchen gefehlt, die Einrichtung, 
dass bei einem Schuldbekenntnisse nicht Geschwome zu ent- 
scheiden haben, wissenschaftlich zu begründen, indem mau 
einerseits bemüht war, aus dem Wesen des Schwurgerichts 
die Einrichtung abzuleiten, »dp. die Geschwornen nur das 
Gewissen des Angeklagten zu vertreten haben« und daher 
ihre Thätigkeit wegfallen muss, wenn der Angeklagte durch 



1) Ans den belehrenden Mittheilnngen über die Wirksamkeit dieeer 
Gesetze in Frankfurt a. M. von dem langjährigen Assisenpräsidenten 
E agier nnd dem Oberstaatsanwalt Hecker in Mittermaie^'i» 
Gerichtssaal, Jahrgang 1865, p. 178. 
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nestandniss das Verbrechen selbst auf sich nimmt *) ; andere 
haben die Begründung dieser Aiisicht m der englischen 
Aaffassnng gesucht, wonach der Wahrspmch eigenthch nnr 
ein Beweismittel in Bezug auf die Thatfrage ist nnd das 
Geständniss an Stelle des Wahrspruchee tritt *), wahrend Andere 
^vieder es nach der Natur des Anklageprozesse© als gerecht- 
fertigt finden, dass der Ankläger keiueu Beweis zu fiihren 
braucht und daher eine Verhaudlung vor Gesehwomen nn- 
nöthig ist, wenn ein Gestan^iss vorliegt. Allein mit gros- 
serem Recht wird der Anscbluss au die franzöeische Eiarich- 
tung vertheidigt, welchen die deutschen Schwiiigerichtsgesetze 
mit wenigen Ausnahmen vertreten. Denn auch hier, wenn 
der Angeklagte auf »Schuldig« plädirt, handelt es sich 
nicht blos um rein thatsächliche Momente, sondern, wie 
Zachariae mit Recht hervorhebt') das Schnldigbe- 
kennen enthält zugleich ein Urtheil über die kriminelle 
Qualification der That, »welches selbst unter der Herrschaft 
des Anklageprozesses, vermöge der absoluten Natnr des 
Strafrechts dem Angeklagten nicht an heim gestellt 
werden kann, weil dies die Zulässigkeit einer freiwilligen 
Unterwerfung unter die rechtlich nicht verdiente Strafe; 
überhaupt die Anerkennung des Prinzips des Verzichts oder 
der Parteien- Willkühr auch in Betreff der Rechtsan wen düng 
in sich schlösse.« Durch Zachariae a. a. O., welcher sich 
noch auf den durch die gemeinrechtliche Theorie mit Recht 
aufgestellten Satz beruft, dass ein ganz generelles Geständ- 
niss der Schuld keinen Werth habe, dem Grundprinzip des 
Strafprozesses gemäss vielmehr jedes Geständniss durch die 
Untersuchung als ein der Wahrheit entsprechendes sich 



Eöstlin, Wendepunkte dea Strafverfahretifi, p. 34^ ISS, 1S5. 

') Bienner, Englisches Geachwornengr^riclit, Bd. I., p. 393. 

Planck System. Darstellung, p. 339, 358, welcher diese Ejuricli- 
tnng ebentalls als konsequente Entwicklung des AnklagepioiesMfl 
aüffasst. 

'') Handbuch der d. St. 0. L, p. S78. 
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herausstellen müsse, wird anch die oben von ans ausge- 
sprochene Ansicht bestätigt, dass eine derartige Einrichtung 
dem Prinzip der Mündlichkeit widerspricht. Diesem zufolge 
darf das Ergebniss der Voruntersuchung niemals für das 
definitive ürtheil maassgebend sein; man wird daher auch 
ohne Verletzung jenes Prinzips nicht die Voruntersuchung 
über die Richtigkeit und Glaubwürdigkeit des Geständnisses 
entscheiden lassen können, sondern stets eine nach Umstän- 
den kürzere oder längere Verhandlung unmittelbar vordem er- 
kennenden Gerichte eintreten lassen müssen. Mit dieser Noth- 
wendigkeit verschwindet aber jeder Grund, bei Schwurge- 
richtssachen das Verdikt der Geschwornen darüber auszu- 
schhessen. Auch die reichhaltigen Erfahrungen, welche wir 
inPreussen über die Wirksamkeit dieser Einrichtung ge- 
macht haben, erweisen sich nicht günstig, wenn auch durch 
die Vorschrift, dass das abgelegte Geständniss bezüglich 
seiner Vollständigkeit vorerst vom Gericht geprüft werden 
muss, manche Besorgniss, die man gegen die englische Ein- 
richtung hegen kann, beseitigt wird ^). Die Einrichtung 
leidet aber an der irrigen AuflFassung, dass die Geschwor- 
nen nur über Thatfragen und nicht über die ganze Schuld- 
frage zu entscheiden hätten, woraus sich die grössten Nach- 
theile für die Rechtssprechung erklären*), daher auch das 
preussische System vielfachen Angriffen unterlag ^). Es 
wird geltend gemacht, dass Niemand auf den Grund seines 
Bekenntnisses gestraft werden soll, der dadurch nicht selbst 
ausspricht, dass er sich für strafbar hält, dass es bei Prü- 
fung des Schuldbekenntnisses nicht darauf ankommt, ob 



') Vergl. die Entscheidang des kgl. Obertribanals imOppenhof, 
die prenss. Gesetze über das mündliche und öffentliche Strafverfahren 
p. 30. n. ff. zu art. 75. 

2) Vergl. die interessanten Fällen angeführt von Mittermaier 
im Gerichtssaale 1865 p. 158. u. ff. 

'^) Löwe, prenss. Strafprozess p. 292, .,von Tippelkireh im 
prenss. Archiv 6. Band p. 610. 

Sund el in im prenss. Archiv p. 51—68. 5. Band p. 187, 
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die H a Q p 1 1 h a t a a c h en eingestauden sind, sondern da^ die 
Sp^zialisirüngnothwendigwird, daher nur genögen 
kann, wenn daraus sich eben ergibt, was den Ange- 
klagten zu dem Verbrechen bewogen liat, wel- 
cher Mittel er sich bediente» dass das Selbstzeugniss des 
Angeklagten nicht dem Wahrsprnche der Geschwompn 
gleichsteht, welche die Ergebnisse der Beweisanfnahme 
prüften. Auch ist die Nach Weisung begründet, dass die 
Voraus setznnf^, nach welcher dnrcb das angenommene 
System m j^rosse Vereinfachung und Zeitersparniss ge- 
wonnen wird, auf Irrthum beruht; die Debatte nber die 
Vorfragen eines solchen Oestitudnisses und dessen Vollstän- 
digkeit nehmen oft gerade so viel Zeit in Ansprach als die 
Verhandinngen rov den Oeschwonien selbst* (Gewiss steht 
aber über den Rücksichten anf die Klagen der G^chwor- 
uen, die Opfer an Zeit und Kosten, die entscheidende For- 
derung der Gerechtigkeit; die Gefahr einer derartigen Be- 
günstigung des Bekenntnisses wird durch vorübergehende 
Vortheile nicht aufgewogen. Wie aber bereits herTorge- 
hoben und wie wir ans eigener l'>l*ahruug bestätigen kön- 
nen, verstehen in den meisten Fällen die Angeklagten, die 
sich schuldig bekennen, ihre Erklärung nur so, dass sie die 
reinen Tbatsaehen (und zwar häußgnur die Hauptthatsacheiij 
gestehen wollen^ wahrend die Gefahr vorhanden ist dass ein der- 
artiges Geständniss auch über die reehtliche Qaalifikation der 
H a n d 1 u n g ( M r d statt Tod tschlag) enf seh ei det . Di e E rf ahr u ug , 
da^s Angeschuldigte oft aus Selbsttäuschung nnd Irrthum 
unwahre Geständnisse ablegen, verlangt die sorgfältigste 
Beweistiihrung namentlich die Prüfung der Beweiskraft deä 
Geätändnisses selbst und seiner Erfordernisse, uni es recht- 
lich beachtenswerth zu machen. Dies kann nur nnd muss 
durch Ge&chworne geschehen. Die mystische sogenaunre 
philosophische Anschauung, dass die Geschwornen als die 
Vertreter des »Gewissens« des Angeklagten erscheinen, beruht 
auf einem längst überwundenen Standpunkte, sie hat niit der 
praktiachenVerwirklichung des Strafverfahrens nichts 
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gemein, die Möglichkeit der Kontrolle des Geständnisses 
des Angeklagten ist eine Forderung nicht der subjektiven 
Gewissensanschauung , sondern der prüfenden Vernunft, 
wenn man nicht gerade hier, wo die französische Gesetzgebung 
selbst eine „Conviction raisonnee" verlangt, diese verleugnen 
und an Stelle der Beweisführung eine moralische Gewiss- 
heit setzt, die nicht einmal über Thatsachen gegeben 
werden kann, welche der Angeklagte aus eigenem Wissen zu 
bezeugen nicht in der Lage ist. Dass hierdurch ungerechte 
Urtheile erzielt werden liegt auf der Hand. Da, wo aber 
eine Vorprüfung des Geständnisses durch die Richter nöthig 
ist, wie in Preussen, macht man »die Staatsrichter zu 
Richtern der Schuldfrage« ^) freilich mit der Einschrän- 
kung, dass sich die rechtsgelehrten Richter entweder an 
die Akten der Voruntersuchung halten, oder durch ein 
Verhör des Präsidenten mit dem Augeklagten das nöthige 
Material zur Entscheidung herstellen. Beides ist eine trüg- 
liehe Grundlage. Wir haben schon früher darauf hinge- 
wiesen, wie bedenklich sich diese Einrichtung gestaltet, in 
Fällen, wo von mehreren Angeklagten, die wegen des 
nämUchen Verbrechens vor Gericht gestellt sind, der 
Eine sich schuldig bekennt, während der Andere nicht 
schuldig plädirt. Auf der einen Seite sollen die Richter 
auf Grund des Geständnisses das Strafurtheil fällen, auf 
der anderen Seite die Geschwornen über die That- und 
Schuldfrage entscheiden? Welche Störungen und Wider- 
sprüche sind die Folgen eines derartigen, den einheitlichen 
Zusammenhang störenden Verfahrens! Es wird ferner mit 
Recht darauf hingewiesen '), dass dieses System auch leicht 
eine grosse Ungerechtigkeit für den Angeklagten herbei- 
führt, insofern er des Vortheils beraubt wird, dass einem 
Schuldausspruch die Annahme von Milderungsgründen bei- 
gefügt wird, von solchen Fällen ganz abgesehen, in welchen 



Mittermaier 1. c, p. 193. 
^) Mittermaier l. c. 
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die Beweisaufnahme dazu gefuhrt hätte, *das Dasein 6er 
Seelenstöruug von Seiten des Angeklagten zu zeigen. 
Ein System, das derartige Ungerechtigkeiten zur Folge 
haben kann, kann nicht bestehen bleiben und wie wir be- 
reits nachgewiesen haben *), erweisen sich die Einschrankan- 
gen einiger Gesetzgebungen, namentlich der preussischen 
(Entwurf einer Straf -Prozess- Ordnung für Preussen von 
1865 § B54 u. ff. § 345 der preuss. Straf-Prozess-Ordnung 
von 1867), welche bestrebt sind die oben angedeuteten 
Nftchtheile zu mindern, völlig ungenügend und garantielos, 
oder wie Mittermaier *) bemerkt : »Eine Gesetzgebung dieser 
Art darf nicht auf das Vertrauen des Volkes zur Straf- 
jnstiz rechnen!« Wenn wir hiernach nachgewiesen haben: 
L Dass die bestehenden Kompetenzbestimmungen theils 
zu beschränken, theils zu erweitem sind, 

2. Dass das Schuldbekenntniss des Angeklagten, als 
ein gerechter Grund, die ürtheilsfällung durch Geschworne 
auszuschliessen, nicht anerkannt werden kann, so muss: 

3, Als weitere und wichtigere Voraussetzung der guten 
Wirksamkeit der Jury die Anordnung eines Verfahrens 
bezeichnet werden, welches mit den Bedürfnissen und der Natur 
der Entscheidung durch Geschworne im Einklang steht ^). 
Die genaue Entwicklung, wie auf eine befriedigende Weise in 
Voruntersuchung und Haupt Verhandlung alle Ein- 
zelheiten des Verfahrens geordnet werden sollen, fordert eine 
HO eingehende Begründung, dass wir, um nicht den gesetz- 
ten Raum und Zweck dieser Arbeit zu überschreiten, 
darauf verzichten müssen, diese Aufgabe zu erfüllen, 
zamal wir andererseits in unserer Schrift »zur Reform des 
Strafpiozessesc anknüpfend an die einzelnen Bestimmungen 
der preussischen Straf-Prozess-Ordnung diejenigen Grund- 



*J Reform des Strafprozesses IL, p. 37 u. ff. 
^} Znr Kritik des § 354 des preuss. Eatwarfs von i865 im Qe- 
riehtsfialo 1865, p. 196 u. ff. 

•) Mittermaier's Erfahrungen, p. 757 u. ff. 
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Sätze entwickelt haben, welche nach unserer Ueberzengung 
eine gerechte, den wirklichen Bedürfnissen entsprechende 
Straf-Prozess-Ordnung leiten müssen. Was insbesondere 
a) die Vorunter suchung betrifft, so kommt die Ein- 
richtung derselben nicht minder in Betracht, als diejenige 
der Hauptverhandlung. Wenn auch allerdings die Geschwor- 
nen nur auf die Ergebnisse der vor ihnen vorkommenden 
Verhandlungen ihr Urtheil bauen und die Voruntersuchung 
nur als ein die Hauptverhandlung vorbereitendes 
Stadium erachtet werden sollte (während leider nach 
der gegenwärtigen schwurgerichtlichen Praxis gerade in 
dieser zu oft noch der Schwerpunkt des ganzen 
Verfahrens ruht), so hat doch die Voruntersuchung 
mehr oder weniger einen wesentlichen Einfluss auf die 
Entscheidung der Geschwornen. Einerseits fallen in das 
Stadium der Voruntersuchung manche so wichtige Unter* 
suchungshandlungen, deren Wiederholung in der späteren 
Hauptverhandlung geradezu unmöglich ist (namentlich in 
objektiver Richtung zur Feststellung des Thatbestandes 
z. B. Augenscheinnahme) und für deren richtige und ge- 
wissenhafte Vornahme die darüber aufgenommenen Protokolle 
die einzigen Prüfsteine abgeben, andererseits hängt gerade 
hier von der Art der Verhandlung in der Voruntersuchung, 
von dem entsprechenden Zusammenwirken der verschiedenen 
Behörden ab, welche Richtung die ganze Voruntersuchung 
erhält, welche Beweise beantragt und welche üntersuchungs- 
handlungen vorgenommen werden. Die Bestimmungen über 
das mit dem Angeschuldigten vorzunehmende Verhör, 
die Tragweite desselben, die Anwendung, Art und Dauer 
der Untersuchungshaft, die jetzt in den Vordergrund ge- 
stellten Fragen der Oeffentlichkeit der Voruntersuchung, 
die Mitwirkung der Vertheidigung in dem Stadium dersel- 
ben (in welcher Richtung der Fortschritt der neueren Ge- 
setzgebungen nicht zu verkennen ist), dass alle diese Fragen 
auf den späteren Gang der Hauptverhandlung ihren Ein- 
fluss nicht verläugnen können, ist sicher nicht zu bestreik 

14 
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ten. Schliesslich sind und bleiben die Ergebnisse der Vor- 
an tersnchong von tief eingreifendster Bedeutung, da diese 
aascliliesslich die Verweisung des Angeklagten vor die Jury 
bedingen; mag man über den Werth der Garantie, welche 
die Einrichtung der Rathskammer und Anklagekammer in 
unserem Verfahren bieten, noch so getheilter Ansicht sein, 
namentlich im Hinblick auf die Regelung des bei diesen 
maassgebenden Verfahrens, die Voruntersuchung ist und 
bleibt die Grundlage, auf der die Entscheidung der Raths- 
kammer und der Anklagekammer und daher die Richtung 
fler Anklage selbst gebaut ist. Nicht ursprünglich ans 
dem Akte der Fragestellung in der Hauptverhandlung ent- 
springen die theilweis unlösbaren Schwierigkeiten des 
schwurgerichtlichen Verfahrens; die Fassung des Verwei- 
sungserkenntnisses, die Rechtskraft desselben, die man 
möglichst festzustellen sucht als Ausgangs- und Endpunkt 
des ganzen Verfahrens, birgt bereits in ihrem Schoossedie 
Saat aller jener Streitfragen, welche den Konflikt des for- 
mellen Gesichtspunktes der Anklage mit dem materiellen 
der Hauptverhandlung erzeugt. Für die Vernehmung des 
Augeklagten und der Zeugen bilden noch immer die Akten 
der Voruntersuchung eine tadelnswerthe Kontrolle; die in 
den meisten Straf-Prozess-Ordnungen vorkommende Be- 
stimmung, dass zur Erläuterung der Aussage eines bereits 
eidlich vernommenen Zeugen oder Sachverständigen, zur 
Hebung von Widersprüchen oder zur Unterstützung seines 
Gedächtnisses, das Protokoll über seine früher erfolgte Ver- 
nehmung zur Verlesung gebracht werden kann, die Befra- 
^luig des Angeklagten, welche zwar nicht ein Verhör ^ein 
Süll, aber doch sich als solches gestaltet, sichern den Er- 
gebnissen der Voruntersuchung einen weittragenden, dem 
Charakter der Hauptverhandlung praejudicirienden Charak- 
ter, der um so bedenklicher ist, als die in der Hauptver- 
handlung thätigen Staatsrichter, namentlich der mit der 
Leitung der Verhandlung betraute Präsident durch die 
Akten der Voruntersuchung, durch welche sie 
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zuerst den StrafiEall kennen lernen, mehr oder minder zu 
einer gewissen Ansicht über denselben bestimmt werden. 
Dass dieser subjektiv festgewordenen Ansicht gegenüber 
der Kampf des Angeklagten und der Vertheidigung in den 
meisten Fällen ein aussichtsloser ist, dass in den stets ver- 
änderten Phasen der Verhandlung das Bestreben erkennbar 
wird, die einmal festgehaltene Ansicht zum Durchbruch zu 
bringen und dass eine gewandte Leitung des Vorsitzenden, 
vermöge der gründlichen Kenntniss der Voruntersuchung, 
gerade nur zu oft die Verhandlung nach dem einmal fest- 
gestellten Schema zu behandeln vermag, bezeugen die Er- 
fahrungen fast jeder Schwurgerichtsperiode. Solche An- 
ordnungen für die Voruntersuchung zu treffen, durch welche 
die Gefahr beseitigt wird, dass die Geschwornen durch ein- 
seitig erhobene, oft nur zur raschen Information erforderliche 
Ergebnisse der Voruntersuchung bei ihrem Urtheile irre- 
geleitet werden, da sie die Trüglichkeit solcher Erhebungen 
nicht selbst einzusehen vermögen ; die Schaffung solcher 
Garantien ist die wesentlichste Vorbedingung eines gesunden 
schwurgerichtlichen Verfahrens und in dieser Richtung ge- 
nüge der Hinweis auf die vielen bedeutenden Verhandlun- 
gen und Vorschläge zur Verbesserung der Voruntersu- 
chung, welche von kompetenter Seite gemacht worden sind^). 
Alle diese Vorschläge bezwecken das Prinzip der Oeffent- 
lichkeit der Voruntersuchung zur Geltung zu bringen, als 
die einzig wahre : Garantie gegen die anerkannten Miss- 
bräuche derselben und insoweit dies nicht möglich ist, die 
Grenzen der Befugnisse der darin thätigen Beamten ge- 
hörig festzusetzen und die Anwendung von Mitteln zu be- 
seitigen, welche unwahre Aussagen bewirken können und 
dem Angeklagten Schutzmittel gegen Missbrauch zu ge- 
währen. Hierher gehören die Bestimmungen, welche die 



1) Vergl. Verhandlung des HI. deutschen Juristentags, p. 1, 17, 
293, 309, 898. 

Verhandlung des IV. deutschen Juristentags, p. 110, 262. 
Verhandlung des V. deutschen Juristentags, p. 29, 111. 
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Grenzen der Befugniese der sogenannten gerichtlichen Po- 
lizei regeln ^)^ ihr die Vornahme jeder eigentlichen Unter- 
snchungshandlung versagen, dieselbe vielmehr den Anord- 
nungen dea Staatsanwalts und des Untersuchungsrichters 
strenge unterwirft, die Bestimmungen über die eigentliche 
Stellung and Aufgabe des Staatsanwalts, welche einer se 
verschiedenartigen Auffassung unterliegt, dasMaass seiner 
Befugnisse, einerseits alle Informationen einzuziehen, die 
ihm möglich machen, zn beurth eilen, ob Grund zur Ein- 
leitung einer Untersuehung vorhanden ist, die Berechti- 
gung, Beamte zur Vornahme noth wendiger Erhebungen 
aufzufordern, während andererseits seine Stellung objektiv 
dadurch gesichert werden muss, dass er nicht selbst ün- 
tersnchungshandlungen vornehmen darf. Hierher gehört die 
Frage, inwieweit es von dem Staatsanwalt abhängig ist, 
ob der üutersuchungarichter auf seinen Antrag eine Unter- 
suchung einzuleiten hat, Antrage zu stellen, den Gang der 
Untersuchuüg zu koutroliren und zu beschränken ; alles Fra- 
gen, die fortdauernd eine entgegengesetzte Lösung finden, 
je nachdem man mehr die ideale Stellung desselben in 's 
Auge fasst, oder mehr die französische Macht des Staats- 
anwalts berücksichtigt- Nicht minder einflnasreich ist die 
Stellung des tJuteränchungsrichters;iuihr coucentriren 
sich die Macht der Anklage imd der Schutz des Angeklagten, 
Selbstständigkeit, Unparteilichkeit, in der Befuguiss, alle 
gesetzlich erlaubten Mittel zur Herstellung dos Thatbestan- 
des und des Schuldigen anzuwenden, Nichtgebundensein 
durch die Anträge des Staatsanwalts, in dem, was 'er für 
gerecht uud zweckmässig anerkennt, die Pflicht, wie für 
Ermittlung der Schuld, so für die Vertheidigung des Au- 
geklagten, besorgt zu sein, sind die wesentlichsten Erfor- 
dernisse desselben. Wohl kann das Gesetz die einz^nen 
Maassnahmen der Untersuchung normiren uud beschränken, 
allein, was sind alle Garantieen desselben, was die wohl- 




'} Mittermftier im Gerichtisaal von 1802^ p. 4h 82. 
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thätigsten Vorschriften seine Macht zu beugen, wenn er 
nicht auf der Höhe seines Pflichtbewusstseins steht! Leider 
erblickt der Angeklagte noch immer in dem Untersuchungs- 
richter seinen Gegner; während gerade das Vertrauen 
zu ihm das beste Fundament der Voruntersuchung ist. Die 
Bestimmungen aller neuen Strafprozessordnungen sind hin- 
sichtlich der Befugnisse des Untersuchungsrichters zu all- 
gemein gefasst (preussische Strafprozessordnung von 1867, 
§ 66 — 74 u. ff.) und begünstigen noch zu sehr die in- 
quisitorische Thätigkeit des Untersuchungsrichters *), wenn 
auch der physische Zwang, ein Geständniss herbeizuführen 
und die Drohung mit demselben beseitigt ist, so wird 
doch noch immer nicht Alles vermieden, was einen mo- 
ralischen Zwang begründet. Der gewissenhafteste Un- 
tersuchungsrichter überschreitet untnllkührlich seine Be- 
fugnisse ; das Streben, ein Geständniss zu erhalten, theils 
einem wirklichen Pflichtgefühl, theils einem an sich nicht 
tadelswerthen Ehrgeiz eitepringend, muss zu Verirrungen 
führen, die von Erfolg in dem einen Fall, in dem andern 
ihre beklagenswerthen Folgen geltend machen. Noch im- 
mer ist die Lage eines verhafteten Angeklagten eine schutz- 
lose, so lange ihm nicht — eine allgemein anerkannte For- 
derung! — ein Vertheidiger in der Voruntersuchung zur 
Seite stehen kann! In welchem Uebermaass die Bestimmun- 
gen über Haft zur Anwendung kommen, ist an einer andern 
Stelle genügend erörtert worden *). Die Bedingungen,- unter 
welchen die Untersuchungshaft anzuwenden ist, sind besser 
zu regeln, die Freilassung gegen Kaution ') namentlich zu 
begünstigen und die sogenannte missbräuchlich angewendete 
Collusionshaft auf das noth wendigste Maas zu beschränken. 
Nicht die Furcht vor Verdunkelung der Wahrheit, darf 

*) KittermaierU Erfahrungen, p. 761. 

Es sei BXk den Ausspruch des III> dentachen Jnrkt^Qtags erinnert : 
{Terhdh p. 3£!7j j,Da8 Hinarbeiten auf Geat&ndniss muss aufgegeben 
werdön/* 

^) YergL Beform des Strafprozesses, Heft I., p. 22 u. £ 

") Vgl, SoQUtagfdieEntkBfiunggegenEaution. Heidelberg 1865. 
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alle Maassn ahmen der Yoruntersuchung beheirscten ; die 
Befngniss, einen Vertheidiger in der Voruiitersocliiing bei- 
zii2iehen, bezweckt nicht nnr den Schutz des Angeklagten 
gegen Missbrauch und Willkührj eine würdige Auffassung 
der Stellung des Vertbeidigers mnss zur Erkenntnisa fuhren, 
dass eine solche Geatattung im öffentlichen Interesse liegt, 
weil hierdurch den Einseitigkeiten der Beweiserhebung 
vorgebeugt wird und somit deren Ergebniss in den Augen 
der Jury erhöhte Bedeutung gewinnt ; man hat diese in 
England bestehende Befugniss, deren wohlthätige Wirkung 
nie bestritten worden ist, in Deutschland in wenige Ge- 
setzgebungen (z. B- Braunschweig) übertragen als ein we** 
nigstens einigermaassen genügendes Surrogat für die Ga- 
rantie, welche in der Oeifentlichkeit der Yoruutersuehung 
liegt, mindesteua in der Richtung, dass die Zeugen in Ge- 
genwart des Angeschuldigten vernommen und von thm be- 
fragt werden ; dass die letztere ihre Nachtheile üben kann, 
ist nicht zu verkennen, allein die Schwierigkeit liegt nicht 
in dem Prinzip, sondern in der Art der Handhabung, Ein 
auf derartige Grundsätze beruhendes Verfahren der Vorun- 
tersuchung ist der wirksamste Faktor, um die fast in jeder 
Haupt Verhandlung sich auf werf enden Beschwerden zu be- 
seitigen ; es ist gerährlich, dass der Angeklagte das durch 
die Voruntersuchung erzeugte Misstrauen auf die Hanpt- 
verhandlung übertrage, bedenklich und selbst zu ungerech- 
ten Freisprechungen Änlass gebend, wenn Gesebworne die 
Ueberzeugung gewinnen, dass Einseitigkeit, Willkülir und 
Selbstüberhebung die Resultate der Voruntersuchung jeden 
Werthes berauben. Nach diesen kurzen Andeutungen über 
die Richtung der Voruntersuchung ist iu*s Auge zu fassen, 
h) wie durch eine vernünftige Anordnung und Leitung 
der Hanptverhandlung die Wirksamkeit der Jury ge- 
sichert und zum wenigsten ein Theil jener vielfach gerüg- 
ten Mängel beseitigt oder doch gemindert werden kann, 
welche dem gegenwärtigen Verfahren eigen sind. In Hin- 
bhek auf diese Frage haben wir una bemüht, durch eine ver- 
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gleichende Zusammenstellung der wesentlichsten Grundsätze 
der englischen und französisch-deutschenGesetzge^ 
bung sowohl die Vorzüge wie die Mängel der beiden Arten 
dieses Verfahrens tu beleuchten und die vielfachen Verbes- 
serungsvorschläge zu berühren, welche, soweit namentlich 
die Fragestellung in Betracht kommt, von den An- 
hängern des einen oder andern Systems gestellt worden sind 
und daraus den Schluss gezogen, dass weder (das allerdings 
bestehende üebel) durch blinde Adoption des einen oder 
des anderen Systems an der Wurzel erfasst zu werden ver- 
mag. Dass der englische Strafprozess besser als der fran- 
zösische geeignet ist, den Geschwomen einen gerechten 
Wahrspruch möglich zu machen, wird von den Gegnern 
der Jury, welche sich vorzüglich darauf beschränken, die 
Gefahren des französischen Prozesses nachzuweisen, nicht 
verkannt, während allerdings von Freunden wie Gegnern 
der bestehenden Jury die vollständige Uebertragung einer 
Einrichtung für unmöglich gehalten wird, welche in un- 
trennbarem Zusammenhange mit politischen, sozialen und 
sittlichen Zuständen eines Landes so enge verknüpft ist, 
wie die Jury mit der Geschichte und Entwicklung Englands. 
Wenn aber auch nicht die Handhabung des englischen 
Verfahrens unserem Geschmack und unseren Institutionen 
entspricht und es unmöglich dünkt, Formen zuadoptiren, 
welche gleich geheiligten Traditionen unverändert durch 
Jahrhunderte überliefert sind, so ist es doch die Rechts- 
übung, deren sorgfältige Beobachtung jeden Gesetzgeber 
einerseits die grossen Fehler, andererseits die Vorzüge des 
englischen und schottischen Verfahrens erkennen lässt. Im 
Prinzipe erkennen wir in dem englischen Verfahren das 
Streben, unter Vermeidung Alles dessen, was Geschworne 
irreleiten könnte, einen gerechten Wahrspruch herzustellen ; 
trotz des vielen und todten Formalismus, der allerdings im 
einzelnen Falle bedenkliche Wirkung äussert, können wir 
nicht mit Schwarze^) zu der üeberzeugung kommen, 

Reform des Schwurgerichts, p. 141. 
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das9 derselbe mächtiger sei, als die Forderung der mate- 
riellen Gereclitigkeit, ilass es nicht der eitizeloe Ange- 
klagte und dessen Schnld sei^ welche den Grundgedanken 
des Verfahrens bildet, sondern die Prozedur in ihren her- 
gebrachten Formen dm Heiligthom, vor welchem der Zweifel 
an der Schnld zurücktreteB muss. Es kommt schliesslich 
— vermeint Schwarze a. a. 0. — anf das Leben, die 
Freiheit und Ehre des Angeklagten nicht an, wenn nnr 
irgend ein allgemeineres staatliches oder nationalökonomi- 
eches Interesse durch das Opfer gerettet wird. Ein derar- 
tiger Vorwurf erscheint uns hart und ungerecht. Die aller- 
dings oft ungeniessbare Schaale entbehrt nicht des gesnn* 
den Kerns, der um so frischer und gesnuder bleibt, als 
er Dank der festen und schützenden Umhüllung nicht den 
wechselnden Einflüssen der Tagesströmnngen ausgesetzt^ 
schliesslich in seinem danernden Bestände die Garantie 
seiner wirklichen Güte liefert. Wir wollen nicht die theil- 
weise mittelalterlichen Formen des englischen Schwnrge- 
richtsverfahrens auf das nnserige übertragen (denn, vom for- 
mellen Gesichtspunkte aus betrachtet, steht das französisch- 
deutsche Verfahren weit hoher als dieses), sondern die 
Grundsätze des englischen Verfahrens fruchtbar machen 
und die Erfahrungen von Jahrhunderten gegenüber denen 
von Decennien als berechtigt anerkennen. Wenn uns einer- 
seits in der folgenden Betrachtung die Rücksichtsnahme 
auf das englische Verfaliren zu leiten bat, so glauben wir 
andererseits, dass für eine gedeihliche Wii'ksainkeit der 
Jury selbstständige 1 nfordernngen gestellt werden 
müssen, welche nicht ans diesem oder jenem System, auÄ 
der einen oder anderen Gesetzgebung zu übertragen 
sind, sondern dem Prinzipe der Jury in ihrer richtig er- 
kannten Auffassung entspringen ; Forderungen zum TheÜ, 
wie sie eine wissenschaftliche Durchbildung des Jurjprin- 
zips erfordert, zum Theil, wie sie durch die wirkhchen Be- 
dürfnisse der Praxis unabweisHch geworden sind. Die 
Praxis ist dazu berufen, die sich ergebenden Widersprüche 
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zu lösen, täglich Neues erzeugend und aus Neuem schöpfend 
wird auch sie es vermögen, auf die Lösung der gestellten 
Aufgabe versöhnend und fördernd einzuwirken. Alle An- 
forderungen zu spezialisiren, durch welche die Geschwor- 
nen in den Stand gesetzt werden sollen, sicher die Mate- 
rialien ihrer Urtheilsfallung aufzufassen und so zu einem 
gerechten Wahrspruch zu gelangen, dürfte unmöglich er- 
scheinen; wir werden uns darauf beschränken müssen, ge- 
stützt auf die im Laufe dieser Arbeiten gemachten Erfah- 
rungen, die wesentlichsten Momente zu beleuchten, welche 
eine bessere Entwicklung der Jury wie bisher bedingen. 
Vorzüglich werden wir bei der Fragestellung verwei- 
len, der Lehre, welche »unter allen Umständen den Kern 
der ganzen Frage über das Institut der Geschwomen bil- 
det« ^). Der bekannte Ausspruch eines so gediegenen 
Forschers wie Goltdammer*) 

»Es ist unverkennbar, dass die Qualifikation 
unserer Geschwomen weniger darin, ein einfaches 
ürtheil über das Resultat thatsächlicher Erörte- 
rungen und Beweiserhebungen zu fällen, als viel- 
mehr darin, dieses ürtheil in dem Schema 
der ihnen vorgelegten Fragen auszu- 
drücken, in Zweifel gezogen werden 
kann« 
hat wenigstens in der bisherigen Gerichtspraxis 
die beste Bekräftigung gefanden. Die Fragestellung selbst 
ist aber wiederum die Folge des ihr vorangehenden Ver- 
fahrens und dieses muss bereits so eingerichtet sein, dass 
sich die Fragen nicht künstlich sondern naturgemäss aus 
demselben entwickeln. In dieser Richtung ist: 

1. Zuvörderst darauf hinzuwirken (und hier dürfte un- 
bestrittenermaassen das englische Verfahren Vorbild sein), 
dass die möglichste Einfachheit des Verfahrelis 



^) Goltdammer's Archiv. Band in. p. 181. 
<) Goltdammer, L c 
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hergeBlellt werde, so dass die Anfmerksamkeit der 
Geschwomen mebt xerstrent, sondern nur auf einen Pnnkt 
geleckt und so ihre Berathung erleichtert wird. Wenn 
man ao weit geht (hierin das englische Recht als Norm 
erachtend) zu fordern, dass in die Verhandlung nicht die Ankla- 
gen wegen mehreren Verbrechen hineingezogen werde, yiel- 
mehr immer nur nber ein Verbrechen verhandelt und der 
Wahrsprnch nnr über dasselbe gefordert werde, so vermö- 
gen wir zwar dieser Anforderung ebensowenig beizutreten, 
ats der anderen noch weiter gehenden, dass wenn mehrere 
Theiluehmer wegen eines Verbrechens angeklagt werden, 
über jeden einzelnen verhandelt und eotschieden werden 
solb Wird hierdurch auch der Wahrspruch in dem ein- 
zeln eu Fall erleichtert nnd einem unerquicklichen Verfahren 
vorgebeugt, indem die Gesehwornen unter Umständen über 
hunderte von Fragen zu entscheiden haben, so zeigt doch 
selbst die Reehtsübung in England, dass ea iu neuerer Zeit 
überwiegend gebräuchlich geworden, gf'gen die Miturheber, 
Anstifter und Gehnlfen zusammen zu prozedireu. Heinz e 
(Parallelen, p. 65) findet in dem luquisitioupriuzip den 
Grund, warum wir gegen einen and denselben Angeklagten 
mehrere Anschuldigungen gleichzeitig zur Verband lang 
bringen, während nach seiner Ansicht das Auklageprin^ip 
in England und die übliche Vertretung des öffentlichen 
Interesses durch einen verletzten Privaten es mit sieh bringe, 
dass dort fa^t ausnahmlos jeweilig nur ein einziger An- 
klageponkt zur Verhandlung gelaugt. Besonders in 's Ge- 
wicht fallt aber nach demselben, dass eine schlechterdings 
nicht zu rechtfertigende Last unseren Gesehwornen durch die- 
jenigen FäUe aufgebürdet wird^ in denen Mitwirkung mehrerer 
Personen und Zusam meutreifen mehrerer Anklagen gegen die- 
selben Personen combinirt auftritt; eine doppelte Häufung 
der Aufgabe 3^ die in England ganz on bekannt ijt.« 
Schwillt hierdni'ch schon die Zahl der Fragen zu einer oft 
verwirrenden Höhe an nnd gibt, wie die Erfahruug lehrt, 
die Fassung und das Verhältniss der einzelnen Fragen zu 
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einander Anlass zu Missverst'ändnissen, Widersprüchen und 
Unsicherheit der Geschwornen, so tritt hierzu das Bestreben, 
welches Heinze gleichfalls mit Recht aus dem Inquisi- 
tionsprinzip ableitet, die Handlungen des Angeschuldigten 
unterjedem Titel der Strafbarkeit zu treffen; daher neben 
der Hauptfrage Eventualfragen in jeder Richtung. Hierzu 
tritt noch in Deutschland und Frankreich die grundsätzliche 
Auflösung der Rechtsbegriffe in Thatsachen und die hieraus 
folgende sachliche Vermehrung der einzelnen Fragen. 

Das strickteste Festhalten an dem Anklageprinzip wird 
jedoch die angeregten Schwierigkeiten nicht völlig zu heben 
vermögen; es ist vielmehr Aufgabe der Anklage, nicht zu 
viele Anklagepunkte zu häufen, nicht gegen zu viele Ange- 
klagte in einem und demselben Verfahren vorzugehen; 
die Verhau dltmg gegen verschiedene Angeklagte zu trennen 
da, wo die That eine einheitliche, gemeinschaftliche er- 
scheint, wäre unzulässig und wurde eine vorübergehende 
Erleichterung auf Kosten der materiellen Wahrheitsermitte- 
lung gewähren. Dass andererseits dahin zu streben ist, 
nicht die Anklagen zu sehr zu häufen und namentlich ne- 
ben der Hauptthat noch untergeordnete Strafthaten zu ver- 
folgen, ist nicht zu verkennen. Grundsätzlich sollte daher 
die Anklage sich nicht auf die letzteren erstrecken. Sie zer- 
stört ihre eigene Bedeutung, zersplittert ihre und der Ver- 
theidigung Kräfte, da es schliesslich für die Zwecke der 
Strafrechtspflege gleichgültig sein kann, ob der z. B. eines 
schweren Verbrechens, wie des Raubs, der Brandstiftung, 
Angeklagte noch nebenher wegen eines bei dieser Gelegen- 
heit verübten Diebstahls verfolgt wird. Dagegen sind wir 
jedoch entschieden, dass die Jury zuerst über den einen 
Anklagepunkt entscheidet und dann über den andern ihr 
Verdikt abgibt; es würde dies nicht eine Vereinfachung, 
sondern eine Belastung zur Folge haben. Hier kann aber 
nur durch eine weise Mässigung und Beschränkung der An- 
klage geholfen werden. Wenn beispielsweise der § 58 der 
preussischen Straf-Prozess-Ordnung von 1867 bezüglich der 
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Behandlung zusammenhangender Sachen bestimmt, dass im 
Falle gegen den nämlichen Beschuldigten mehrere 
strafbare Handlungen vorliegen und ein Theil derselben 
dergestalt in's Gewicht fallt, dass die Feststellung der übri- 
gen StrafiRllle voraussichtlich eine wesentliche Erhöhung 
der Strafe nicht zur Folge haben wurde, die Verhandlung 
der letzteren einstweilen beruhen kann, so ist wenigstens 
in dieser einen Richtung der W^ vorgezeichnet, auf welchem 
eine Vereinfachung des Verfohrens erstrebt werden kann, 
während andererseits, wo verschiedene Mitschuldige in 
Frage stehen, insofern diese nur wegen eines Vergehens 
abzuurtheilen wären, z. B. der Begünstigung eines schweren 
Verbrechens, der Anklagekammer bei Erofihiung des Hauptver- 
fahrens, so wie dem Gerichte selbst in der Hauptverhandlung 
die Befugniss gegeben werden muss, die Vereinigung wieder 
aufzuheben, insofern die gleichzeitige Verhandlung und Ent- 
scheidung sich als nicht zweckmässig herausstellt. (§ 57 daselbst.) 
2. Wesentlich wird die Herbeiführung eines gerechten 
Wahrspruchs gesichert werden, wenn ans der Verhandlung 
alle sogenannten Beweise beseitigt werden, welche an sich 
trüglicher Natur sind und leicht einen Eindruck auf die 
Geschwomen zurücklassen, ohne dass ihnen eine innere ße* 
weiskraffc zugesprochen werden kann. In dieser Richtimg 
wenigstens darf das englische Verfahren als Muster gelten; 
dort werden keine Zeugen, die nur vom Hörensagen oder 
über ihren Glauben aussagen können, zugelassen ! Wie an- 
ders unser Verfahren! Nicht die That an und für sich und 
deren Beweise bilden den wesentlichsten Charakter der 
Verhandlung! Die Persönlichkeit des Angeklagten, die et- 
waigen Vorbestrafungen desselben, die Frage, ob der An- 
geklagte der ihm zur Last gelegten That für fähig erachtet 
werden kann, bilden, wie wir bereits an anderer Stelle her- 
vorgehoben haben, den Ausgangs- und Endpunkt des Ver- 
fahrens ; alles geeignet, die Geschwomen irre zu leiten, die 
Leidenschaftlichkeit auf Seiten der Anklage und der Ver- 
theidigung zu erwecken. 
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3. Man beschränke ferner die Anklage nur auf die 
einfache Beschuldigung der verbrecherischen Handlung, man 
vermeide die gewöhnlich vorkommenden Schilderungen, 
welche entweder der Phantasie des Staatsanwalts entsprin- 
gen oder, was noch bedenklicher, die in der Voruntersuchung 
erhobenen Beweise und Verdachtsgründe, ja oft wörtlich 
die Aussagen der Zeugen und der Sachverständigen enthal- 
ten! Die Erfahrung lehrt, dass die Geschwornen durch 
den Inhalt derartiger Anklageschriften sich in ungebührli- 
cher Weise bestimmen lassen; die Auslassungen des Ange- 
klagten vermögen dieselben nicht zu schwächen; ihm fehlt 
die Redegewandtheit, die ruhige besonnene üebersicht des 
Anklägers; er klammert sich häufig an unwesentliche De- 
tails, welche die Hauptpunkte der Anklage nur noch leben- 
diger vortreten lassen. 

4. Ebenso muss die gestellte Anklage die Grundlage 
der Verhandlung und Entscheidung der Geschwornen sein, 
sie darf nicht auf neue, erst im Laufe der Verhandlung 
hervortretende strafrechtliche Gesichtspunkte (z. B. Mord 
statt Todtschlag) erhöht und geändert werden. Eine solche 
Gestaltung widerspricht ebensosehr dem Grundsatze der 
gleichen Stellung der Anklage und Vertheidigung als dem 
Rechte der Vertheidigung des Angeklagten *) ; sie erscheint 
als Auswuchs des . noch immer unser Verfahren beherr- 
schenden Inquisitionsprinzips, sie verkörpert das Streben, 
möglichst streng zu strafen. Das geltende System betrachtet 
die Anklage nur als eine vorläufig geltende, während der 
herrschende Grundsatz des englisch-schottischen und amerika- 
nischen Rechts weniger auf einem starren Formalismus 
und dem Streben, das Interesse der bürgerlichen Gesellschaft 
an der Bestrafung des Schuldigen zu hindern; beruht, als 
auf der Erwägung, dass durch Abänderungen der Anklage 
das Interesse der Vertheidigung nicht gefährdet werden 
darf. Es rechtfertigt sich durch die Erwägung, dass der 



1) Mittermaie r, Gesetzgebnng und Bechtsübung 1856, p. 408. 
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Ankläger (der Staatsanwalt) Zeit und Mittel genag hatte, 
am Beine Ankl^e vorzubereiten, um sich zu entscheiden, 
wie weit er seine Anklage stellen wilK Darauf^ da^s diese 
Anklage in keinem wesentlichen T heile abgeändert werde, 
hat der Angeklagte -um so mehr ein Recht, als er nnr auf 
diese Anklage seine Vertheidigung vorbereitet und ein- 
richtet ^). 

5, Möglichst muBS das Streben erhellen, keine neuen 
Ans chnldigmigs beweise, die nicht mit der Anklage als vom 
Ankläger zn beuiitzende, dem Angeklagten angezeigt waren^ 
in der Verhandlung zn benutzen. In seiner ganzen Strenge, 
wie im englisclien Recht, lässt sich selbstverständlich dieser 
Grundsatz nicht durchfahren, weil unter umständen die 
materielle Wahrheit verletzend, allein andererseits darf in 
dem geltenden Umfange die Befugniss des Anklägers nicht 
aufrecht erhalten werden, in jedem beliebigen Stadium des 
Verfahrens neue Beweise beizubringen, wenn man nicht 
gleichzeitig dem Angeklagten Rechte gewährt, seinerseits 
in gleichem Maas&e neue Veri^heidiguugs beweise benutzen 
zu dürfen. Es ist nicht zu läugnen, dass unsere Praxis 
bemüht ist, nach beiden Richtungen hin gerecht zu 
werden^ wie denn auch leitende Grundsätze sich darüber 
nicht aufstellen lassen. Andererseits kann es nicht gebilligt 
werden, wenn einige neuere deutsche Straf-Prozess-Ordnnn- 
gen fordern, dass, wenn der Angeklagte Vorladung ge- 
wisser Zeugen oder Sachverständigen beantragt, er die 
Punkte l>ezeichnen st^ll, worüber sie aussagen sollen und 
vorerst der Gerichtshof über die Erheblichkeit entscheidet, 

6. Durch Ei-fülluug der allgemein anerkannten Forde- 
rung, für den Erechtsschutz des Angeklagten durch Bestellung 



1) In Frankreicli sellist ist der Örundsate der Rechts übung, nach 
welcher die Anklage anf den Grund der in der Hauptverhandlung' 
vorgekommenen Beweise verändert, insbesondere erhöbt werden kantig 
niclit durch ein Gesetz ausgesprochen! er wird vielmehr nur wob dem 
Art 338, Code abgeleitet. 
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eines Vertheidigers Sorge zu tragen, die Befugnisse des 
Vertheidigers denen des Anklägers möglichst gleichzu- 
stellen, wird das Vertrauen in die Jury erhöht! üeber 
die Nachtheile des sogenannten Expose der Anklage, die 
Gefährlichkeit des im deutschen und französischen Rechte 
vorgeschriebenen Verhörs des Präsidenten mit dem Ange- 
klagten, haben wir uns bereits früher ausgesprochen. Dass 
das letztere nicht nöthig ist, beweisst das englische Ver- 
fahren. 

7. Das sogenannte Kreuzverhör hat bei uns keine rech- 
ten Wurzeln geschlagen, namentlich in der verkümmerten 
Gestalt, in welcher dasselbe bei uns eingeführt worden ist, 
z. B. in der Halbheit, welche die preussische Bestimmung 
erzeugte (§ 237 der Straf-Prozess-Ordnung von 1867), wo- 
nach in dem einzelnen Falle eine Gestattung des Vorsitzen- 
den erforderlich ist. Auch nach dem englischen Verfahren 
kann der Präsident zur Aufklärung Fragen stellen und ge- 
gen Missbrauch des Kreuzverhörs kräftig einschreiten. Prin- 
zipiell ist die Forderung des Kreuzverhörs aus der Natur 
des Anklageprozesses gerechtfertigt. Ob vom Standpunkt 
der Praxis aus solches sich bewähren werde, ist eine andere 
Frage. 

8. Was die Schlussvorträge des Staatsanwalts und Ver- 
theidigers betrifft, so werden dieselben immer durch den 
Gang des Verfahrens selbst bedingt sein. Auch hier lassen 
sich keine Vorschriften machen, noch geeignete Grenzen 
ziehen und alle Belehrungen erscheinen überflüssig; beide 
Schlussvorträge werden, wie Mi tt er maier a. a. 0. her- 
vorhebt, nur dann wohlthätigen Einfluss auf die Geschwor- 
nen üben, wenn beide Redner vermeiden, durch ihre Vor- 
träge nur auf das Gefühl der Geschwornen zu wirken, viel- 
mehr dahin streben, durch die leidenschaftslose Prüfung der 
vorgekommenen Beweise nach verständigen Regeln, durch 
Zergliederung der Gesetze, durch Hervorhebung der Punkte, 
worauf es in dem Falle ankömmt, den Geschwornen ihre 
Berathung zu erleichtem. 
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9. Gegen die Beibehaltung des sogeoannten Reaonie 
des Präsidenten haben wir uns bereits an anderer Stelle 
ansgeä^prochen \) ; daselbe hatte nur Bedeutung, wenn es sich 
darauf beschrankt, alle Rechtspunkte, deren Kenntniss für 
die richtige Benrtheilnng der Schnldfrage wichtig werden 
kann, zn erklären und die Recbtagrundsatze anfzustelleni 
nach welchen dem Gesetze oder der ßechtsübung gemäss 
eine vorliegende Frage entBehieden werden soll, oft mit Be- 
richtigung gewisser im Lanfe der Verhandlung von dem 
Ankläger oder Vertheidiger vorgetragener Rechtsannichten« 
Hierin hat der Schlnsg Vortrag des englischen Richters seine 
wes enthebe 1 Begründung, wie er allerdings auch in that- 
sächlicher Richtung berechtigt ist, in seiner Charge nach 
seiner während der Verhandlung nachgeschriebenen Auf- 
zeichnung der Reihe nach, wie die Aussagen vorkamen, sie 
nach ihrem wesentlichen Inhalt vorzutragen und die Ge- 
schwomen auf die Punkte, worauf sie ihre Aufinerksamkeit 
besonders richten sollen, anfinerksam zu machen *). Das 
l'ranzösische System hat bekanntlich aus der englischen 
Charge den ersten Punkt herausgenommen^ daher resume 
und ihn zur Hauptsache gemacht ^). Die Gefahren dieses 
Resume's sind bekannt und häufig besprochen worden; wir 
haben daher keinen Anla^s, hierauf zurückzukommen. Ebenso 
haben wir bereits früher auf die erhöhte Gefahr dieser Be- 
stimmung hingewiesen, woselbst der Vortrag des Vorsitzen- 
den unter keiner Bedingung unterbrochen und ebensowenig 
die Art desselben zum Gegenstande einer späteren Verhand- 
lung oder eines spateren Antrags gemacht werden darf. 
Sollte der Vorsitzende bei der Darstellung des Sachverbal- 
tes sich nicht an das halten^ was bei der mündlichen Ver- 
handlung vorgekommen ist, sondem neue Tbatsachen an- 
führen, so hat jede der Partbeien das Recht, an das Gericht 



") Zur Heform des StrafproEeaaes Heft L, p. 95 u, ff, 

^) Mittermaier's Oeietzgehuug und Rechtsüb., p. 510 iL £ 

^ Code, Art 33G. 



Digitized by 



Google 



— 22S - 

den Antrag zu stellen, rückeichtlich dieser Thatsachen die 
Verhandlung wieder zu eröffnen ^). 

10. Was die Frage betrifft, ob ein einstimmiges oder 
ein Majoritätsverdikt der Geschwomen erforderlich sein 
soll, so haben wir uns bereits hierüber auszusprechen Ge- 
legenheit gehabt. Erfahrungsmässig richtet sich nach der 
Stimmenzahl das Verhältniss der Lossprechungen zu den 
Schuldigerklärungen und umgekehrt. Die Forderung einer 
möglichst geringen Stimmenzahl hat keine Anerkennung 
gefunden. Mit der Mehrheit der Stimmen, die zur Verur- 
theilung erforderlich sind, steigert sich das Vertrauen zu 
dem ergehenden Verdikte und dieses bietet in sich selbst 
eine um so grössere Garantie für die darin liegende Ge- 
rechtigkeit desselben, als da, wo Stimmeneinhelligkeit 
erforderlich, jeder Zweifel beseitigt ist und der Angeklagte 
sich sicher nicht beschweren kann, wenn unter 12 durch 
sein Ablehnungsrecht gesichteten Männern auch nicht ein 
einziger ist, der hinsichtlich seiner Schuld Bedenken trägt. 
Wir glaubten nach gründlicher Erwägung, ohne die Vor- 
züge zu verkennen, welche dem Erforderniss der Stimmen- 
einhelligkeit eigenthümlich sind, für unsere positive Gesetz- 
gebung uns gegen dasselbe aussprechen zu müssen. Wir 
wurden in dieser bestärkt, in Hinblick auf die in England 
und Nordamerika gemachten Erfahrungen und haben den 
Vorschlag gemacht, die Stimmenmehrheit auf 9 gegen 3 
zu erhöhen und somit zur Herstellung eines Schuldver- 
dikts eine Majorität von ^'4 der Geschwornen zu verlan- 
gen *). Der in England bis auf die neueste Zeit sowohl für 



1) Vergl. Zachariae IL, p. 374, Hannoverische Straf-Prozess- 
Ordnnng, § 193. 

Oldenburg, Art. 321. 

Vergl. Oppenhoff zu § 117, Art. 79, p. 378 u. ff. 
Vergl. Reform des Strafprozesses n., p. 16 u. ff. 
. 2) Vergl. unsere Aosfiihnmgen zur Reform des Strafprozesses 
IL, p. 20 11. ff. 
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die Civiljuiy als die Xriminaljury featgetRltene Gmnd^tz 
von der Nothwendigkeit eines eiaßtiminigen Verdikts, be- 
ruht — wie Zacharlae a, a. 0, mit Recht entwi ekelt, 
auf der Natur des Verdikts als eines Zeugnisses, welches 
nar dann ein befriedigendes Resoltat gewähren kann, wenn 
es ein völlig übereinstimmendea ist. Hiermit steht im Zu- 
samraenhange die strenge Abspermng der Geschwomen nnd 
das Festhalten derselben bis zur Abgabe eines einstim- 
migen Verdikts. Es ist bekannt, dass sich selbst in Eng- 
land in neuerer Zeit vielfach Stimmen gegen die erforderte 
Einhelligkeit ausgesprochen haben, wenn auch diese 
Klagen in erster Linie gegen den fortdauernden Zwang ge^ 
richtet sind. Man klagt, daas ein eigensinniger Geschwor- 
ner die übrigen 11 Kollegen am Ende nöthige, eich seiner 
Meinung unterzuordnen; eine Gefahr, die mau in Nord- 
amerika dadurch zu beseitigen gesucht hat, dass die Ge- 
schwomen, nur eine bestimmte Zeit zusammengebalt-en, nach 
Ablauf derselben aber auch ohne Abgabe eines einstim- 
migen Verdikts unter Verweisung der Sache vor eine andere 
Jury entlassen werden. Nichtsdestoweniger ist die Ein- 
stimmigkeit in England beibehalten worden, da man sich 
nicht darüber einigen konnte, was an deren Stelle zu setzen 
sei Der Gang der historischen Entwicklung des Stimmen- 
zahl Verhältnisses in Frankreich ist bekannt, die Gesetzge- 
bung hat bald in der Forderung einer verstärkten^ bald 
einer einfachen Majorität gewechselt, je nach dem Herrst^hen. 
politischer Strömungen, Es wii^d durch den Wech^l der 
iranzösischen Gesetzgebung nur bestätigt *), dass fnr den 



Vergrl- auch Zachariae n., p. 535 n. E Goltdammer Ar- 
chiv Xn*, p, 353 tu ff. Heinz e, die BÜastiminigkeit des J'nrjrer- 
dikt*a ia Goltdammer'a Archiv XITT ., p. 017—6^7^ p- 665—680, 
p. 759—742. Bd. XIY., p. 1. 

Mittermaier deutsches Strafverfahren II, § 195, 196. 

jüittermaier GeaetzgeU. und Kethtsübung, p. 560 u. M. 

Plank System* Daratellung:, p. 429 u. ff. 

') Zachariae a* a> 0. 
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öesetzgeber nur die Willkühr übrig bleibt, wenn einmal 
das aus dem Wesen des Eechtsinstituts entspringende Prinzip 
aufgegeben ist. Di^ Gestaltung in den deutschen Gesetz- 
gebungen beweist (mit Ausnahme von Braunschweig und 
Waldeck) ein Festhalten an dem Majoritätsprinzipe, theil- 
weise bei Entscheidung der Schuldfrage das einfache Mehr- 
heitsverdikt der Geschwornen (7 : 5) der Majoritäts-Ent- 
scheidung der Richter unterwerfend ; eine Einrichtung, welche 
im höchsten Grade verwerflich ist ^). Zachariae a. a. 0. 
spricht sich für die Nothwendigkeit eines einhelligen Ver- 
dikts aus als eine, nicht blos der historischen Grundlage 
des Instituts, sonderen auch dem inneren Charakter des 
Verdikts entsprechende Forderung. Er weisst den Vergleich 
mit der das Recht in concreto feststellenden richterlichen 
Urtheilsfällung als völlig unpassend zurück. Der Rechts- 
satz oder das Gesetz sind an sich gewiss und wenn bei der 
Subsumtion des Faktums unter das Gesetz Differenzen her- 
vortreten, so wird die hier nothwendige Unterordnung der 
Minorität unter die Majorität um so mehr gerechtfertigt 
erscheinen, als sich dabei die Gründe der Differenz in be- 
stimmter Weise darlegen lassen. Anders verhält sich 
nach demselben die Sache, bei der die Existenz oder Nicht- 
existenz eines Verbrechens und der Schuld des Angeklag- 
ten betreffenden freien üeberzeugung. »Sie soll gewonnen 
werden durch den Totaleindruck, welchen die vorge- 
brachten Beweise auf die Geschwornen und Richter machen, 
ohne dass es dabei einer bestimmten Anzahl oder besondem 
Beschaffenheit desselben bedürfte und man kann und muss 
allerdings behaupten, dass ein solcher, die innere üeber- 
zeugung bekundender Wahrspruch, seinem inneren Wesen 
nach etwas Anderes ist, als das in der Subsumtion des 
gegebenen Falles unter das Gesetz bestehende Urtheilen 
und Richten.« Durch die üeberzeugung der Geschwornen 
soll die, jedes Strafurtheil bedingende Gewissheit der 



VgLineine Ausführungen, Reform d. Str. Pr., Heft n., p. 21 u. ff. 
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ächnld hergeistellt lyerden. Das Verdikt der Gescliwornen 
im Ganzen und im Eiu/^lnen istfurZachariaeio Wahrheit 
nichts Anderes, als ein eidliches Zengniss über den To- 
taleindruck der gerichtlichen Verhandlung, Nnr auf 
ein ühereinstimmendea Verdikt der Geschworneu wird 
daher diejenige (formelle) G e w i e a h e it sich gründen lassen 
welche die unumgänglich nothwendige Vorausjsetznng für 
das Strafnrtheil ist. Jede Minorität repräsentirt hier «inen 
die Gewissheit aasschliessenden Zweifel und ea hat gar 
keinen vernünftigen Grund, den Zweifel derselben als 
nicht vorhanden zu betrachten, weil auf der einen Seite 
einige Stimmen mehr stehen, wie auf der anderen, oder 
ihn nur dann als berechtigt anzuerkennen^ wenn eine gleiche 
Stimmenzahl die entgegengesetzten Eindrucke bezeugt. Diese 
auch von H e i n z e a. a, 0. vertretene Auffassung^ derzu- 
iblge gleichfalls einzig und allein die verlangte Einstimmig- 
keit die nnerlässlichen formellen Bürgschaften für die 
Richtigkeit des Verdikts bietet und das Verlangen der Ein- 
stimmigkeit das einzige Mittel erscheint, die möglichst 
gründliche und erschöpfende Vorbereitung des Verdikts sicher 
zu stellen, vermag von uns nicht get heilt zu werden ^)» so- 
wohl aus den bereits früher entwickelten Gründen der Er- 
fahrung, welche die Durchfiihrung dieses Prinzip's in der 
Reehtsübung als unmöglich erscheinen lässt, oder doch schliess- 
lich (wie die BraunBchweig*sche Straf- Prozesa -Ordnung) 
wiederum im Falle der nicht erwirkten Stimnieueinheliig- 
keit zu Experimenten drängt, die den Werth der ganzen 
Eimrichtung in Frage stellen, wenn dieselbe nicht über- 
haupt durch den ihr innewohnenden Zwang gefährdet, son- 
dern auch um desswillen nicht, weil wenn auch die Prämisse 
Heinzens: »Solange nicht alle Stimmen geeinigt sind, bleiben 
Zweifel übrige, als richtig anzuerkennen ist, doch die daraus 
gezogene Conaequenz: das Obligo der Einstimmigkeit abej- sei 



^) VergK meine Ausführangen kut Reform des StrÄfirozesae», II., 
P« 21 u. ff. 
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das spezifische Heilmittel für grandiose Zweifei und nnge- 
rechtfertigtea Zwiespalt, eine falsche ist. Eine solche Heil- 
methode ist eine falsche, weil eine äusserliche, der Zwang 
der Einstimmigkeit beseitigt weder bestehende Zweifel, er 
drängt dieselben vielmehr nnr zurück, er hemmt weniger 
den Zwiespalt der Meinungen, als er aus äusseren Rück- 
sichten für den Augenblick die Gegensätze versöhnt; er 
entnimmt nicht seine Argumente zur Widerlegung entge- 
genstehender Auffassungen aus dem Unwerthe dieser selbst, 
als vielmehr aus dem äusserlichen Streben, tieferliegenden 
Bedenken durch die Macht von Sophismen und schlaue 
Redekünste nicht aufkommen zu lassen. Die scharfsinnige 
Unterscheidung welche Zachariae zwischen dem Verdikte 
der GcHchwomen und der richterlichen ürtheilsfällung zieht, 
vermag uns nicht zu überzeugen. Kein ürtheil, ob aus 
Einstimmigkeit oder Majoritätsbeschluss ergangen , wird 
völlig zweifelsfrei erscheinen. Wäre Stimmenmehrheit nur 
gerechtfertigt, insofern es sich um die Subsumtion des 
Faktums handelt, so müsste Stimmeneinhelligkeit nicht nur 
für den Wahrspruch der Geschwomen, sondern für das 
ürtheil der Richter gefordert werden, soweit sich dasselbe 
auf Existenz oder Nichtexistenz des Verbrechens und der 
Schuldfrage des Angeklagten iu engerem Sinne erstreckt ; 
denn auch der von der gesetzlichen Beweistheorie losge- 
löste Richter wird hierin durch den Totaleindruck 
geleitet werden, wird hierin ebensowenig (auch selbst in 
der Form von Entscheidungsgründen) die Gründe der Dif- 
ferenzen in bestimmter Weise darzulegen vermögen. Denn 
der äusserliche Umstand, dass man von den letzteren, nicht 
aber von den Geschwomen, Entscheidungsgründe fordert, 
kann nicht entscheidend sein ui^d überhaupt in Betracht 
kommen, wenn allein der Totaleindruck entscheiden soll. 
Die StimmeneinhelUgkeit gewährt aber nicht die Garantie, 
dass wirklich alle Geschworne diesen Totaleindruck ge- 
wonnen haben, denn die formelle Gewissheit, welche 
auf ein übereinstimmendes Verdikt der Geschwomen ge- 
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gründet ist, gewährt noch keine materielle, welche za 

schaffen das höchste Streben der Strafrechtspflege ist. Sie 
ist ebensowenig nnum gang] ich nothweadige Voraussetzung 
für das Strafurtheil des Schwurgerichtshofs als eines ande- 
ren rechtsgelehrten Gerichtes, Das Urtheil über das Recht 
scheint nns mit dem Wahrspmche der Geaehwomen darin 
gleich zn stehen, dass sich nur ein gewisser Grad der Ge- 
wissheit erzielen lasst. Die Yoranssetzungen der Urtheils- 
fiillnng sind in beiden Fällen dieselben ; die durch eine 
Majorität getheilte Eechtsansicht (z. B. 3 gegen 2) be- 
rechtigt zu denselben Zweifeln, wie ein einstimmig gefälltes 
Urtheil, das immer die Frage offen lässt, wie in einem ver- 
stärkten Kollegium (z, B, 7) das Stimm enverhaltniss sich 
gestaltet haben würde. Wo aber, wie anerkannt, die Ge- 
sehwomen nicht mehr anss schliesslich Richter der Tbat, 
vielmehr bei Benrtheilung der Schuldfrage das Recht in 
concreto mit hereinziehen können und müssen, wird eine 
solche Scheidung um so bedenklicher werden. — Erachtet 
man die Einstimmigkeit als das einzige Mittel, die gründ- 
liche und erschöpfende Vorbereitung des Yerdikts sicher zu 
stellen, so irrt man darin, dass man der Form das Wesen 
opfert und eine freie Berathung hingibt, um eine möglichst 
gründliche zu erhalten. Es ist nicht die Üeberzeugnng der 
Geschwoi^nen, die in der Einstimmigkeit sich verkörpert-, 
als vielmehr häufig deren Nachgiebigkeit, Fasst man aber 
das Verdikt der Geschworneu als ein eidliches Zengniss 
über den Totaleindruck der gericlitlichen Verhandlung auf; 
eine Auffassung, welche die Stellung der Gescbwornen als 
Richter in Frage stellt, so folgt auch hieraus nicht die 
Noth wendigkeit der Stimmeneinhelligkeit, geradesowenig 
wie zur Entscheidung der Schuldfrage eine bestimmte An- 
zahl von Zeugen erforderlich ist, vielmehr nach den täg- 
lichen Erfahrungen des Lebens und der Gerichtshöfe* die 
Mehrheit der Zeugen entscheidet und das Gewicht ihrer 
Aussagen durch den hervortretenden Widerspruch mit an- 
deren Zeugen erst seine Bedeutung und Garantie einer 
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sicheren Olaubwürdigkeit gewinnt. Es erscheint nur viel- 
fiaehr im höchsten Grade bedenklich, dass eine ganz ge- 
ringe, hartnäckig auf ihrer Ansicht beharrende Majorität 
es in ihrw Hand haben sollte, vielleicht unter Üm«tän4en 
ein Geschworner, die übrigen zu nöthigen, sich unterzuord- 
nen, oder in andern Fällen die Entscheidung ganz in Frage 
zu stellen, eine Aussetzung der Sache und die Verweisung 
vor die nächste Schwurgerichtsperiode herbeizuführen; be- 
denklich, weil kein Verfahrep sich so reproduziren lässt, 
wie es einmal stattgefunden, ungerecht für den Angeklag- 
ten, dem es statt der Gewissheit von Neuem die Unsicher- 
heit monatölangen Harrens gewährt, die Beweise der An- 
klage oder Vertbeidigung gefährdet, sie zum Theil verloren 
gibt; ein Verfahren das äusserlich und innerlich unwürdig 
erscheint und wahrlich nicht geeignet ist, das Ansehen 
der Jury zu heben und das Gegentheil desselben herbei- 
führt, was es bezweckt. Denn die in der Einhelligkeit 
liegenden Garantien des Angeklagten werden wesentlich 
abgeschwächt, wenn man wahrnimmt, auf welche Weise 
diese Einhelligkeit erzwungen wird. 

Es erscheint uns als eine unrichtige Voraussetzung *), 
wenn gegen die Wahrheit einer Majoritätsentscheidung 
geltend gemacht wird, dass bei der leicht herstellbaren 
Majorität eine Austauschung und Prüfung der entgegen- 
stehenden Ansichten ganz unterbleiben werde, weil die 
vorhandene Majorität gar keine Veranlassung habe, die 
Auffassung der Minorität, die doch in jedem einzelnen 
Falle eine richtigere sein kann, zu prüfen und sich anzu- 
eignen. Es wäre das scheinbar richtig, wenn die Ansicht 
der Majorität von Anfange an vorhanden wäre ; wir setzen 
jedoch voraus, dass sie in den meisten Fällen sich erst 
innerhalb der Berathung bilden werde und dass gerade 
erst der Austausch der Meinungen sie bedingt. Auch 
hier ist durch die Erfahrungen der Praxis widerlegt 



^) Zachnria'e a. a. 0. 
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tmd nach den bisheiigeii ZeagnisseB bAnm auxiineliiEieii, 
dass gewissefühafte Gesch warne aicht *^inmal Veranlas- 
gQQg nehmen sollten, eine eotgegensteheiide Ansklit 
zu prüfen- Eher wird die MiDorität sich gefügig einem 
EinstimmigkeitsFeniikt unterwerfen , weil sie über- 
zeugt ist, dass ihr Widerspruch doch sich als ohnmächtig 
erweisat. Die Einatiinmigkeit wird daher in vielen Fallen 
eine erheuchelte eein ; die Bemfong daranf» dsfiB die Er- 
£ähmngen, welche man mit der Forderung eines einstimmi- 
gen Verdikts nach den hier in Frage kommenden G^etz- 
gebTingea gemacht hat, sieh als dnrchaiiB günstige bezeich- 
nen lassen nnd die Besorgnisse und Bedenken widerlegen^ 
welche man an jene Fordemng knüpfen zu müssen glanbte, 
kt anch nur in negativer Eichtnng zutreffend, da das Zu- 
standekommen des Wahrspruchs sich jeder äusseren Eiitik 
entzieht und diejenigen, welche zu demselben freiwillig 
oder gezwungen mitwirken, sieh nicht nachtraglich die 
Blosse geben werden, sieh ihrer eigenen Schwäche und 
damit ihrer Unfähigkeit anzuklagen. 

Auch ist, wie bereits bemerkt, die Durchführung dieses 
Prinzips im Widerspruch mit dem für rechtsgelehrte Rich- 
ter geltenden Majoritätspriuzip bezüglich der Entscheidung der 
Thatfrage ; die Konsequenz der Feststellung des ersteren 
müflste dahin fuhren, (wie es das braun sc hweig'scbe Gesetz 
für diesen Fall verordnet), dass auch der Wahrspruch 
der Richter nur durch einstimmiges Urtheil zu Stande 
kommen kann und Thatfragen» über deren Beweis dieselben 
sich nicht einigen werden, wenn sie belastende oder straf- 
ausseh liessende oder herabsetzende Thatsachen zum Gegen- 
stände haben, zu Gunsten des Angeklagten beantwortet 
gelten. — Dass dagegen die Bestimmung, wonach bei einem 
nur mit einfacher Majorität die Schuld bejahenden Verdikte 
dei Geachwomen die Entscheidung an das Eollegium devol- 
virt werden und hier wieder nach Majorität entschieden 
werden soll (wie z. B. der § 340 der preussischen Straf-Prozesa- 
Ordnung von 1867 bestimmt), eine absolut yerwerfliche ist, 
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haben wir bereits früher ausführlich erörtert*). Hält mau 
das Prinzip der Majorität für das richtige, so mnss man 
auch die Konsequenzen desselben anerkennen. Selbst in 
Frankreich, woselbst diese Bestimmung entstanden war, 
hat der Gesetzgeber dieselbe auf Grund gemachter Er- 
fahrungen beseitigt. Der scheinbare Vortheil einer der- 
artigen Einrichtung (der doppelten Prüfung) verschwindet, 
wenn der Gerichtshof der Minorität der Geschwornen 
beitritt und auf Grund dessen freisprechen wird. Hier 
wird im eigentlichen Sinne der Angeklagte nicht durch 
die Geschwornen, er wird durch den Gerichts- 
hof freigesprochen werden. Eine derartige Entschei- 
dung, wenn dieselbe sich häufig wiederholt, wird geradezu 
das Ansehen des Schwurgerichts empfindlich treffen und 
den Schwerpunkt aus der selbstständigen Entscheidung der 
Geschwornen in die Hände des Gerichtshofe verlegen. Dazu 
kommt, dass bei einer solchen Einrichtung der Gesetzgeber 
geradezu erklärt, ein mit einer Mehrheit von 7 Stimmen 
gefälltes Verdikt lasse Zweifel an seiner Richtigkeit zu, 
während falls solches mit 8 Stimmen, also mit einer ein- 
zigen mehr ergangen, dasselbe über alle Anfechtung er- 
haben ist. Wir sehen ab von der peinlichen Lage, in welche 
der Angeklagte durch eine derartige doppelte Entscheidung 
versetzt wird und wollen nur konstatiren, wie gefährlich 
diese Bestimmung in bedeutungsvolleren Prozessen • wer- 
den kann, worin die Geschwornen sich leicht entschlies- 
sen werden, mit einer Mehrheit von 7 Stimmen das Schuldig 
auszusprechen, in dem Bewusstsein, dass solches der Be- 
stätigung des Gerichtshofs bedarf, um zu einer Verurthei- 
lung zu führen. Gewissenhafte und gewissenlose Geschwome 
werden durch die Vereinigung zu einer Majorität von sie- 
ben Stimmen der eigenen Verantwortlichkeit sich zu ent- 
ledigen glauben, diese vielmehr dem Gerichtshofe übertragen 
und hierdurch die Interessen des Angeklagten wesentlich 



1) Zur Beform des Strafprozesses n., p. 21 n. fE; 
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gefä'hrden. Denn ea ist klar, dass eine B^^rathiing um so 
weniger grün dl ich ist, wpnn man weiss, dass die zu fallende 
Entscheidnng einer nochmaligen Beurtheilung unterliegt-. 
Man wird sich in solchen Fallen nwch mit einer Mehrheit 
von 7 Stimmen begnügen; die ruhige nnd eingehende Be* 
mthuTig fallt weg, man wird nicht versncheu, durch ver* 
nonftige Abwägung der Gründe die Ueberzeugnng wider- 
sprechender Geschwomen zu erschüttern, wenn man ein 
so bequemes Anskunftsmittel besitzt, durch Vereinigung zu 
einfacher Stimmenmehrheit jede Verantwortlichkeit von 
sich abzuladen. Dass hierdurch leicht Schnldigtläraogen 
erfolgen, welche ohne dieses Ansknnftsmittel nicht zu 
Stande gekommen wären, dürfte schwerlich zn bestreiten 
sein. Ebenso haben wir auf die bedeukliche Stellang des 
Gerichtshofes hingewiesen, der sich plötzlich zur Eut* 
scheidug über die Thatfrage bernfeu sieht, während das 
ganze vorangegangene Verfehlen berechuet war, dieUeber- 
zeugung der Geschwomen zu begründen. Die naturgemässe 
Folge ist die, dass der Gerichtshof in den meisten Fällen 
im Vertrauen zur grösseren Sachkenntnias der Geschwomen 
sich wieder der Majorität dieser an sc blies st und diesen 
wiederum die Verantwortlichkeit zn wälzen wird, welche die 
Geschwomen durch ihr Verdikt umgekehrt dem Gerichts- 
hof glaubten überlassen zu sollen. Ebenso entsteht der 
Zweifel, iu welcher Eigenschaft die Richter entschei- 
den sollen, ob als rechtsgel ehrte Richter oder Geschwome* 
Die Entscheidung soll ohne Abgabe von Gründen 
erfolgen. Hiemach ist es klar, dass der Gerichtshof »als 
Schwurgericht« zu entscheiden hat, gleichsam in einer Art 
von »Gewissens Vertretung« der Geschwomen. Von einer 
Widerlegung der irrig erschienenen AuflFaaaung der Mehr** 
heit durch Gründe ist somit keine Rede, während an- 
dererseits, sei ea nun, dass der Gerichtshof der Mehrheit 
oder Minderheit beitreten wird, ein unliebsamer Wider- 
spruch bestehen bleibt und weder die dissentir enden Ge- 
schwomen, noch der Angeklagte, noch endlich die öfiFent- 
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liehe Meinung ein ürtheil sich darüber werden bilden können, 
welche Gründe den Gerichtshof veranlasst haben mögen, 
Parthei für die eine oder andere Auffassung zu nehmen. 
Von den bereits früher*) geschilderten Gefahren, welche 
dann hervortreten, wenn der Gerichtshof der Minderheit 
der Geschwomen beitritt und nunmehr die Beantwortung einer 
zweiten eventuellen Frage nothwendig wird und der 
auch für diese möglieb werdende Entscheidung von 7 gegen 
5 Stimmen, wollen wir gänzlich abstrahiren und zum min- 
desten fordern, dass für die Entscheidung des Gerichts- 
hofes wenigstens Stimmeneinhelligkeit gefordert 
werde, wenn es sieb um die Bejahung der Schuld, 
also um den Beitritt zur Majorität der Geschwomen 
handelt*). Eine derartige Einrichtung beruht auf einem 
ungerechtfertigten Misstrauen gegen das Schwurgericht, 
»welches man nicht abzuschaffen, aber doch möglichst zu 
beschränken, oder gar zu verunstalten sucht ')«. Es ist und 
bleibt, wie Zachariae mit Recht hervorhebt, ein unlösbarer 
Widerspruch, die Jury prinzipiell als eine zur Feststellung 
der Schuldfrage geeignetere Einrichtung zu adoptiren und 
dann doch wieder die Entscheidung der ständigen Bichter 
über den Wabrsprucb der Geschwomen zu stellen. 



1) Beform des Strafprozesses ü., p. 25 n. fP. 

^ Vergl. Beform des Stra^rozesses ü., p. 27 n. 28. 

') Goltdammer Archiv, Bd. XII., p. 254 n. ff., gegen die als 
verwerflich hingestellte prenssische Einrichtung, welche oft zn einer 
fast unlösbaren Verwirrung des Verhältnisses der Funktionen der Ge- 
schwomen und des Gerichtshofes führt Vergl. die anschaulich dar« 
gelegten praktischen Fälle a. a. 0., p. 258 ff. 
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Die FragesteUung im schwurgerichtUcheii Verfahren, 

Mit dem Scblnsae der YerhandliiBg beginnt die eigent- 
liche richterliche Thätigkeit des Schwurgerichts. Es soll 
das Endurtheil gefunden und gesprochen werden. Aber die 
Findung seibat ist hier nicht, wie sonst in der Regel, eine 
im Innern des Gerichts vor sieh gehende Arbeit, von der 
nur nachträglich durch die Entscheidungsgritnde eine be- 
schränkte Rechenschaft abgelegt wird, sondern sie ist in 
gewissem Maasse ein eigentbümliches Stück des Verfahrens 
selbst, welches unter den Augen und nicht ohne Einwirkung 
der Partheien in's Werk gerichtet wird '). Die Eigentbüm- 
lichkeit des Verfahrens folgt aus der eigenthiimlichen Zn- 
saminensetzung des Schwurgerichts aus zwei Faktoren, aus 
jener gesetzlichen Arbeitstheilung, wonach die Geschwomen 
die That- oder Schuldfrage, der Gerichtshof die Rechtsfrage 
beantworten soll*). Wo ständige Richter das ürtheil zn 
fällen haben, kann es in Bezug auf die Berathung nicht 
auf bestimmte Fragen ankommen, an deren Beantwortung 
die Richter gebunden sein sollten* Im schwurgerichtlichen 



1} Plankj sjßtematieche DarstelluDg, p* 38P n. ff, 
•) YergL Z&cbariae H, § 154 ff,, p. 488 u. ff. 
Mittermaier^fl deutsches StrafTfirfahräu^ 4. Antlngef Theü U., 

§ 195. 196. Qeseizgeb. wid R^chtsübnug über Strafverf., p. 517 u. ff. 
J- Glaser, die Fragestellung im Schwnrgerichtsverf,, Wien, 1863< 
V. Bar, Hecht und Beweis im Gfeachworaengericbt«, HannoY. 1865, 

p, Ül ff. 

Schwane, tm Beform des Schwurgerichtes, p. 32—7^. 
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Verfahren soll das Endurtheil durch das Zusammenwirken 
der Staatsrichter und der Geschwornen zu Stande kommen ; 
die ersteren müssen von den letzteren eine Entscheidung 
erhalten, aus welcher die rechtlichen Folgerungen abgeleitet 
werden können, auf welchen das Endurtheil zu beruhen 
hat. Die Fragestellung soll bezwecken, die Grenze der Thätig- 
keit der Geschwornen und der rechtsgelehrten Richter ge- 
nau zu regeln; der hierauf zu ertheilende Wahrspruch soll 
die Grundlage der richterlichen Entscheidung geben. Die 
verschiedenen Systeme der bestehenden Gesetzgebung sind 
bekannt. 

a) Nach dem englischen, schottischen, nordameri- 
kanischen Rechte findet die Jury die Grundlage in der An- 
klageschrift und hat, ohne dass ihr besondere Fragen von 
dem Richter bezeichnet werden, nur zu entscheiden, ob der An- 
geklagte des Verbrechens, worauf die Anklage gerichtet ist 
schuldig oder nicht schuldig ist (guüty). Das Verdikt „Guüty" 
ist somit nach einem biekannten Ausspruche Glas er 's die 
einfache Acceptation der Anklageschrift. Die Auffassung, 
wie solche sich in England gebildet hat, entspricht der 
rechtshistorischen Entwicklung derselben dort. Die Geschwor- 
nen wären berufen, als Zeugen über die ihnen bekannten 
Thatsachen auszusagen, daher nur Richter der That. Diese 
Ansicht wirkte fort, als auch die Geschwornen als wahre 
Richter über die von ihnen geführten Beweise zu urtheilen 
hatten, nach dem Satz: Äd quaesiiones facti respondeant 
juratores, ad quaesiiones juriSy repondeant judices ^). Die 
immer mehr ausgebildete würdige Auffassung der Jury be- 
wirkte eine Umgestaltung der früheren Ansicht, welche in 
dem Gesetze von 1792, nach welchem in Strafprozessen die 
Geschwornen auch über das Rech t entscheiden durften, 
ihren Ausdruck fand. Nach Nordamerika gingen die engli- 
schen Ansichten über, immer mehr aber neigte sich dort 
die bessere Ansicht dahin, dass die Geschwornen ai^ch 



') Mittermaier's Gesetzgeb. und Bechtsübnng, p. 519. 
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Rechtsfragen entscheiden dürfen, weil nnd soweit sie mit 
der Entscheidung der Sehuldfmge zasammenhangen. 

Das System des englischen, schottischen, amerikanischen 
Rechtes ist darnach folgendes *) : 

1 * An die Geschwornen werden keine besonderen 
Fragen gestellt. Der Wahrsprnch geht darauf^ ob der An- 
gekliigte des in der Anklage bezeichneten Verbrechens 
schuldig ist *) nnd zwar entscheiden sie über die ganze 
Schnldfrage, daher auch über alle damit zusammenhängen- 
den Rechtsfragen, daher auch ob in den bewieseneu That- 
Sachen das in der Anklage aufgestellte Verbrechen liegt, 

2, Die iui Laufe der Verhandlung vorkommenden Rechts- 
fragen entscheidet der Richter z. B, über Znlässigkeit ge- 
wisser Beweis njitteL 

3, Im Schluss vortrage gibt der Richter seine Ansieht 
über den Sinn gewisser einschlägiger Beweisregeln, über deu 
Werth vorgekommener Beweise (jedoch mehr in der Richtung 
der Warnung der Geschwornen), er zergliedert die gesetzlichen 
Merkmale, welche zu dem in der Anklage aufgestellten 
Verbrechen gehören, erörtert die darch Rechtübmag ausge- 
bildete Rechtsgrundüätze, welche bei Beurtheilung der vor- 
liegenden Sache entscheiden. Die Geschwornen sind jedoch 
nicht an die strafrechtliche Beurthcilung des Richters ge- 
bunden, der dagegen (ohne deu Wahrapmch der Niehtschnld 
beseitigen zu können) das Recht hat, wenn er den Wahrspruch 
der Sehald als gesetzwidrig anerkennt, das Urtheil auszu- 
setzen und die Rechtafrage an den Court öf appeal zur 
Entscheidung zu bringen. 

4, Finden die Geschwornen, daas die That unter den 
Begriff einer geringeren Gesetzesübertretung fällt, so können 



^) Mittermaier a. a. 0,^ p. 522. 

2) Die Frage lautet: Ihr von der Jury — acht den Gefiingenen 
an! Was sagt Ihr? ist er dieses — dessen er angeklagt ist, sclml- 
dig' oder iät er nicht scbqjdig? 

YergL Glaser aughsch-scliottiBcbeä Strafverfahren, p» U2. 
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sie dem »Schuldig« die nähere Bezeichnung der Gresetzesüber- 
tretung beifügen, die sie in der Handlung sehen ^) (Todiy- 
schlag statt Mord, einfache Gewaltthätigkeit statt Noth- 
zucht). Bietet eine mit dem Falle verknüpfte Rechtsfrage 
den Geschwomen solche Schwierigkeiten, dass sie dieselbe 
nicht zu lösen wagen, so können sie in ihrem Wahrspruch 
bloss die Thatsachen feststellen und hiernach die Rechts- 
ftuge derart dem Richter anheim geben, dass sie für den 
Fall, dass die Richter die Rechtsfrage in einem gewissen, 
(anzugebenden) Sinne auffassen, das »Schuldig« aussprechen*). 
Ebenso können die Geschwornen in gewissen, gesetzlich be- 
stimmten Fällen, da, wo sie das Verbrechen, worauf die 
Anklage ruht, nicht begründet finden, aber erkennen, dass 
in den Thatsachen in anderes in der Strafe gleichste- 
hendes Verbrechen liegt, den Ausspruch der Schuld bezüg- 
lich des letzteren geben. 

Die Prüfung aller dieser Fragen erfordert eine Prüfung 
der rechtlichen Merkmale ; die Entscheidung der Rechts- 
fragen im weitesten Sinne ist somit Wesen und Eigenthüm- 
lichkeit der englischen Jury. Die naturgemässe Entwicklung 
der Jury auf englischem Boden hat dahin geführt, den Ge- 
schwornen neben dem Gebiete der Thatfrage dasjenige der 
Rechtsfrage in möglichst ergiebigem Umfange zu sichern. 

b) Anders das französische System, von Zeit der 
Einführung der Jury an. Die Geschwornen haben nur über 
die von dem Vorsitzenden an sie gestellten Fragen zu ent- 
scheiden, sie soUen (nach der durch die Mehrzahl der fran- 
zösischen Schriftsteller und die Aussprüche des obersten 
Gerichtes angenommenen Ansicht nur Richter der That 
sein, daher nur Thatfragen entscheiden*). Diese An- 
sicht ist auch entschieden in der Rechts Übung beibehal- 
ten worden, obwohl sie als die, dem wahren Geiste der 
Gesetzgebung entsprechende, nicht betrachtet werden kann, 

Glaser a. a. 0. p. 140. 

2) Ueber ein solches Spezialverdikt. Glaser a. a. 0. § 360 p. 141. 

g) Mittermaier Gesetzgebung und Bechtsübung, p. 525, 
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namentlich nicht sm vereinigen ist, mit dem art. 337 des 
Code, wonach die Frag^ gestellt werden soll : ob der Ange- 
klagte schuldig ist^ tel nwurtre^ iel vol, verübt zu haben, 
also nicht bloss gewisse Thatsachen begangen zu haben, 
Bondern ob er des Verbrechens schuldig ist, wozu ent* 
Bchieden auch die nach art* 337 der Jury obliegende Ent- 
Bcheidmig geböi't, ob die erwieseuen Thateachen das Ver- 
brechen enthalten ^). Es ist bereits von uns früher darauf 
hinge wies eu worden, dass diese Ansieht die Folge einer 
Yerkeunuug und einseitiger Auffassung des englischen Rechts 
und namentlich des Mangels der Beachtung der englischen 
Keehtsiibung ist, sowie, dass auf dieselbe vorsüglich ein- 
wirkte die franzosische Vorstellung von der Theilung dex 
Gewalten, sowie das Miastrauen gegen die ohnehin nicht 
beliebte Jury, deren Macht man möglichst einschränken 
wollte, die Eifersucht der Richter gegen die Geschwomen, 
die Unklarheit mit der man df*n Ausdruck j^question de 
droit^ anffasste, wie wir denn auch in der deutschen Rechts- 
übung über den Begriff * Rechtsfrage* weder einer gehöri- 
gen Klarheit nocli einer allseitigen Ueberein Stimmung be- 
gegnen, indem man bald darunter die Entscheidimg über 
die Rechts- oder Zweckmässigkeit des angewendeten Gesetzes, 
(Subsumtionsfrage) bald die Frage versteht, ob die in dem 
Falle anznwendende Strafe richtig gegriffen ist, bald hiermit 
die Frage verwechselt, ob der Angeklagte strafrechtlich ver- 
antwortlicli sei (sogenannte Schnldfrage im engeren Sinne), 
welche eine sqharfe Scheidung der thatsacblichen und rechtlichen 
Merkmale des Verbrechsbegriffs geradezu unmöglich macht. 
Die Ansicht, dass die Geschwor nen unfähig seien, über das 
Recht zu entscheiden, konnte um so leichter entstehen^), 
als man das in England wichtige Mittel^ dass die Richter 



^) art 342 am ScWosse erklärt auch, öaaa die Geschwornen be- 
rufen seien, de deciderj si Taccus^ est ou uoa coupaljlo da crim^j 
qn^on lui impnte, 

*} MitteriüÄier L e. 
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in der Charge Rechtsbelehrung ertheilen, in Frank- 
reich nicht aufnahm. Die Gesetzgebung gelangte auf diese 
Weise zu dem, wie sie glaubte, einfachen System des Code 
von 1808, nach welchem der Präsident die Hauptfrage 
nach der oben angegebenen Fassung (Code art. 337) stellte 
und gleichzeitig das Verbot statuirte, welches mit allen 
vernünftigen Lebensverhältnissen im Widerspruch steht, 
ein Verbot, das auch unbegreiflicher Weise in die deutsche 
Gesetzgebung übergegangen ist, an die Vorschriften der 
Strafgesetze zu denken {üs manquent ä leur premier devoir^ 
lorsque, pensant aux disposüions des lois penales, üs consi- 
derent les suites, qm pourra avoir par rapport ä Vaccuse^ la 
declaration,qu'ilsontä faire) und die Folgen ihres Wahrspruchs 
für den Angeklagten zu erwägen (Code art. 342). Das Wider- 
sprechende und Unklare dieser Vorstellung erhellt aus dem 
Gange der Rechtssprechung , aus dem Streben auf Rechts- 
punkte sich beziehenden Fragen den Geschwornen zu entziehen, 
während man doch wiederum anerkennen musste, dass es ge- 
radezu unmöglich, alle Rechtsaasdrücke aus der Fragestellung 
zu verbannen, zumal nach dem Code die Frage auch auf die 
erst aus den Verhandlungen sich ergebenden, in der An- 
klage nicht enthaltenen erschwerenden Umstände ausge- 
dehnt werden konnte. Es ist bekannt, dass der Streit, 
wieweit dieses zulässig ist, trotz oder vielmehr in Folge der 
durch die Rechtsübung aufgestellten Unterscheidung zwi- 
schen sogenannte Elements constittdifs et aggravants, 
sowie die Stellung der sogenannten Nebenfragen, deren 
Tragweite die Geschwornen zu ermessen nicht in der Lage 
waren, die Richter aber nach ihrem Ermessen interpretirten, 
zu einer Rechtssprechung des Cassationshofes führte, welche, 
unfähig die Härten und Widersprüche der Wahrsprüche 
auszugleichen, den Werth und das Ansehen der Jury in 
Frankreich wesentlich geschwächt und die Stellung der 
Geschwornen als selbstständige Richter herabgedrückt hat. 
Dazu kommt, dass diese Rechtssprüche wiederum in sich 
von den bedenklichsten Widersprüchen nicht frei sind. 

16 
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Man hat zwar verschiedenseitig vereiicht, in besondere Mit- 
termaier')^ das von dem Cassatioiistof anerkannte fran- 
zösische System auf einzelne Sätze znrückzufiihren , ohne 
jedoch bei dem steten Wecheel der Rechtasprechong selbst 
dieBer Fordernog völlig geniigen zu können. Hiernach sind 
durch die Eechtstibung die folgenden Grundsätze sanctio- 
nirt worden: 

1, Der in der Frage nach dem Code art. 337 ge- 
hrauchte Ausdruck „Coupable^ euthält einen zusammen- 
gesetzten Begriff und zwar die Beziehung auf die ma- 
teriellen Thatsachen und die Umstände der Willens be- 
st im mung bezeichnend (3«/} ra^i^e, intention crimindle) wo- 
bei anerkannt ist, dass, wenn die Gesetzgebung eine be-- 
sondere Bezeichnung des bösen Vorsatzes bei einem Ver- 
brechen enthält, z. B. bei Tödtuug, voloniairementf bei 
Diebstahl fraitäuleuseme^d , dieaer Ausdruck in die Frage 
aufgenommen werden muss, 

2. Die Frage muss so gestellt werden, dass sie er- 
schöpfend auf alle Merkmale gerichtet ist, über deren Dasein 
nach dem Gesetz die Richter des Ausspruchs der Jurj be- 
dürfen^ nm die Anklage als begründet annehmen zu kön- 
nen, (Aufnahme aller Elements constüutifs). 

3. Der Vorsitzende ist berechtigt und selbt verpflich- 
tet. Irr th linier oder Weglassungen in der Anklageschrift in 
Nebenumständeu nach den Ergebnissen der Verhandlung 
KU verbeeeem und die Fragen nach der uöthigen Berich- 
tigung zu stellen. 

4, In Bezug auf die vom Gesetze als solche anerkann- 
ten und gehörig vorgebrachten Gründe, welche von Strafe 
bel'reien oder sie vermindern (excuses) ist anerkannt, dass 
darauf eine besondere Frage gestellt werden mus8 und dass 
die Geschwomeu sie sonst nicht beachten dürfen, während 
bei den Gründen, durch welche nach dem Gesetz der Cha- 
rakter eines Verbrechens getilgt wird, z. B* Seelenstörung, 



^) Gesetzgebung und Eechtsübnüg, p. 528. 
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Nothwehr, nach der Rechtssprechung es einer besonderen 
Frage nicht bedarf, weil die Geschwomen, indem sie ent- 
scheiden, ob der Angeklagte »schuldigt ist, auch die straf- 
rechtliche Verantwortlichkeit prüfen und wenn sie einen 
solchen Grund finden, von selbst das »nicht schuldig« aus- 
sprechen werden. (Hier sagt das Gesetz : II n'y a ni crime 
ni däit) 

5. Sind mehrere erschwerende Umstände vorhanden, 
so muss wegen des Daseins jedes einzelnen eine besondere 
Frage gestellt werden. 

6. Eine Hauptforderung ist, dass die Fragen nicht als 
„complexes" gestellt werden, was der Fall sein würde, wenn 
in einer Frage mehrere von einander trennbare Anklage- 
punkte, oder mehrere Angeklagte, oder zugleich die Haupt- 
handlung und erschwerende Umstände begriffen sein würden. 

7. üeberall, wo sogenannte circonstances constütUives 
vorliegen, welche zu dem Wesen des Verbrechens gehören, 
worauf die Anklage geht, muss die Frage alle diese Merk- 
male umfassen; eine Trennung durch Stellung besonderer 
Fragen soll hier nicht eintreten. 

8. Die Stellung alternativer Fragen ist überhaupt nicht 
zulässig oder doch nur ausnahmsweise gestattet, wenn diese 
Form selbst im Gesetze ausgedrückt ist ; ersteres namentlich 
nicht, wenn in der Frage verschiedene Begehungs- 
arten des Verbrechens aufgenommen werden sollen, weil 
dann leicht nur zwei Minderheiten täuschend zusammen- 
gezählt werden, von welcher die Eine eine Art der Ver- 
übung annimmt welche die andere verwirft, während sie 
eine andere Verübungsart als vorhanden betrachtet. 

9. In die Frage darf kein Rechtspunkt aufgenom- 
men werden. Die gesetzlichen Ausdrücke (z. B. Einbruch, 
Fälschung) sind in reine Thatsachen aufzulösen, ob- 
wohl, wie bereits hervorgehoben, auch hier die Meinung 
sich Geltung verschafft, dass That- und Rechtsfrage oft 
innerlich so verbunden sind, dass der Versuch, alle sogenann- 
ten rechtlichen Merkmale in Thatsachen aufzulösen, zu 

16* 
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siuüv er wirrenden und spitzfindigen Umschrei bangen führt, 
numentlich wo es sich tun Begriffe handelt, die jedem 
Geschworneu aus dem gewöholiehen Leben bekannt sein 
müssen ^\ 

10. Die Stellung der Fragen ist Sache des Vorsitzen- 
den, jedoch steht nach der Rechtsübung dem Staatsanwalt, 
dem Verth eidiger und den Geschwornen die Befugniss zu, 
ihre Bemerkungen und Anträge zu stellen i im Falle einer 
Meinungsverschiedenheit hat der Assisenhof zu entscheiden. 
Wie sehr das französische System in Bezug auf die Ansieht, 
dass die Geschwornen nur Richter der Tbat seien, durch 
das Gesetz von 1832, nach welchem die Geschwornen ihrem 
Wahrspruch (ohne darüber befragt zu sein) den Zusatz de^ 
Dasein von Milderungsgründen beifügen können und da- 
durch bewirken, dass die Richter nicht die ordentliche Strafe 
erkennen dürfen, durchbrochen worden ist, ist bereits früher 
hervorgehoben worden* Eine solche Befugniss schliesst in 
sich die Berechtigung der Geschwornen, die rechtliche Be- 
schaffenheit der Handlung, das Gesetz und die angedrohte 
Strate zu prüfen . — Alles unter dem Titel einer geringeren 
Verschuldung, wie dieses in der Rechtsübung auch in diesem 
Unfange aufgefasst worden ist, 

c) Das Syfc'teni der d eutschen Gesetzbücher schliesst 
sich (abweichend von dem englischen) insofern dem fran- 
zösischen Verfahren an, als an die Geychworneu b e- 
stimmte Fragen gestellt werden und die durch die fran- 
zösische Rechtsübung adoptirten Grundsätze im Allgemeinen 
zur Norm genommen werden ; allein die schroffe Ansicht 
der französischen Gesetzgebung, dass die Geschwornen nur 
Richter der T h a t seien, ist durch die wissenschaftliche 
Forschung gemildert worden; das tiefeingehende Studium 
des englischen Verfahrens hat zur Erkennung der Unmög- 
lichkeit der Durchführung einer derartigen Aufgabe geführt. 
Wohl stellen die meistiäu deutschen Gesetzgebungen noch 



'<) Mitter mtkiei, G&fietzgebniig nnd BechtEÜfanuGT? p. 532. 
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prinzipiell die Forderung, dass die Fragen nur auf That- 
sachen gestellt werden sollen und dass die Fragen alle 
Thatsachen enthalten, welche die wesentlichsten Merkmale 
der strafbaren That bilden, wenn allerdings auch da- 
rin ein Zugeständniss gemacht werden musste *), dass bei 
Bezeichnung der wesentlichsten Merkmale der strafbaren 
Handlung, Kechtsbegriffe, welche nicht eine allgemeine be- 
stimmte und im gegebenen Falle unbestrittene Bedeutung 
haben, soweit es geschehen kann, durch gleichbe- 
deutende Ausdrücke zu ersetzen sind. Das Streben, an den 
französischen Ansichten festzuhalten % steht eben hier »im 
Widerstreit mit der Macht des Bedürfnisses und der sich 
aufdringenden besseren Erkenutniss , dass eine Fragestel- 
lung, in welcher alle RechtsbegriflFe verbannt werden, un- 
möglich sei« ; ein Widerstreit, der sich in gleicher Weise 
bezüglich der Rechtsübung und der Art der gestellten 
Fragen geltend macht. Die Erfahrung lehrt, dass, wo in 
der Frage die gesetzliche Bezeichnung z. B. Diebstahl, 
Entwendung, gebraucht wird, regelmässig die Wahrsprüche 
leichter und richtiger zu Stande kommen, als wo der Ver- 
such gemacht wird, die Rechtsbegrifife zu vermeiden und 
umzuschreiben. Der Gesetzgeber ist auf der einen Seite 
gezwungen, RechtsbegriflFe zuzulassen, welche eine allge- 
mein anerkannte Bedeutung haben und muss es auf 
der anderen Seite in jedem einzelnen Falle dem Gerichts- 
hofe zur Entscheidung überlassen, ob der Rechtsbegriflf ein 
allgemein anerkannter und den Geschwornen die Fähig- 
keit zuzutrauen ist, denselben zu begreifen und zu lösen. 
Die Folgen eines solchen Zwittersystems machen sich gel- 
tend in den vielfachen Streitigkeiten über die Fragestellung 
und den hierdurch veranlassten Nichtigkeitsbeschwerden. 
Wir werden hierdurch immer mehr, den Forderungen 
der Wissenschaft und der Praxis zufolge , zu dem eng- 



») z. B. preuss. Gesetz von 1852 art. 80, 81. 
2) Mitterm.aier 1. c, p. 538, 
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Kechen System gedrängt, weltfhes dieselbe Entwicklnnga- 
geßchiohte durehzuroachen hatte, wie das tmaere, inBofem 
mit dem ÄnerkeDntiiiaae^ dass die Geschwomen über die 
Schuld frage zu entscheideD haben, der Satz, dass sie 
nur Richter der That seien, seine Begrün dang verlor, weil 
in der Entscheidung über die Seh nldf rage auch die Be- 
fuguiss erhalten sein mnss, zu entscheiden ob der Ange- 
klagte das Verbrechen j dessen er beschuldigt wird, mit d^.n 
Merkmalen, die das Gesetz zur Begründung des Verbrechens 
fordert, verübt habe, ob er daher strafreehtlieb dafür ver- 
antwortlich sei und dass, soweit zn dieser Entscheidung dies 
Both wendig ist, die Gesebwornen auch jedenfalls ßechts- 
punkte entscheiden dürfen, wenn diese mit den die Annahme 
der Schuld bedingenden Tbatsachen so innerlieh verbunden 
sind, dass eine Trennung füglich unmöglich erscheint. 

, Es ist ferner durch die Erfahrung konstatirt % dass in 
Deutschland, mehr als in Frankreich, eventuelle und Zu- 
satz fragen gestellt werden ; ein Verfahren, das geeignet ist, 
in vielen Fällen die Geschwomen ans der ihrem Gewissen 
bereiteten Zwangslage zu befreien, während wiederum durch 
verschiedene Gesetzgebungen *) das Recht des Angeklagten, 
Eventualfragen steilen zu dürfen, vielfach verkümmert und 
beschrankt worden ist ^). Eine auerkennenswerthe Verschie- 
denheit von der französischen Gesetzgebung besteht femer 
in vielen deutschen Straf-Prozess-Ordnungeu darin, dass die 
letzteren die Stellung besonderer Fragen wegen Äufhe- 
bungsgründen der Zurechnung oder der Strafe verlan- 
gen. Die Zweideutigkeit der Lage der Geschwornen wird hier* 
durch vermieden, in welcher die Geschwornen leicht glauben 
können, dass, da keine besondere Frage auf einen Exkulpations- 
grund z. B. Nothwehr oder Seelenstorung gestellt sei^ sie 
auch nicht berufen wären, darüber zu entscheiden und B.n- 

1) Vergl Mittermaier, a. a. 0. 
") 2, B» preuss. Straf-Prozess Ordnung: von 1867, art- 326, 
3) VergL meine Aaaführungf in die Wiederaufinahme des Straf - 
Terfahrens zu § 419., p. 44 u, ff. 
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dererseits durch Stellmig einer besonderen Frage die Auf- 
merksamkeit der Geschwomen vorzugsweise auf die ent- 
scheidenden Punkte gerichtet wird. In beiden Fällen wer- 
den die Geschwomen dazu gedrängt, sich von dem 
Standpunkt der nakten Thatfrage erheben zu müssen und 
trotz der subtilsten Umschreibungen der Rechtsbegriffe, des 
ängstlichen Bemühens, dieselben in Thatfragen aufzulösen, 
ist es gewiss, dass sie die rechtliche Seite des Falles mit 
in den Kreis der Berathung ziehen müssen. Man ist be- 
müht, sich dem englischen System zu nähern, die kunst- 
reich gestellten Fragen des französischen Verfahrens zu be- 
schränken, die Zwangslage der Geschwomen zu mildem, 
ohne jedoch sich für das erstere vollständig entscheiden zu 
können, insofern dasselbe einen ganz anderen Aufbau der 
Straf-Prozess-Ordnung bedingen müsste. 

Sowohl bezüglich der Formalien der Fragestellung 
wie des sachlichen Inhalts derselben (Stoff, Gegenstand 
derselben) hat sich das Verfahren der deutschen Gesetz- 
gebungen von dem französischen Vorbilde entfernt , in erster 
Richtung, insofern den Bestimmungen der französischen Straf- 
Prozess-Ordnung (Code art. 336) entgegen, wonach allein der 
Präsident die den Geschwomen vorzulegenden Fragen zu 
bestimmen hat, ohne dass dabei von einer darauf bezüglichen 
kontradiktorischen Verhandlung oder Mitwirkung des Ge- 
richtes die Rede wäre ^), die deutsche Schwurgerichtsge- 
setze*) eine vorgängige Berathung mit dem Gerichtshofe 
über die zu stellenden Fragen vorschreiben, oder die Auf- 
stellung der Fragen dem Gerichte zuweisen, oder auch aus- 
drücklich eine vorherige Mitwirkung der Partheien zur 
Fragestellung anerkennen. Theilweise ist es auch den Par- 
theien gestattet, nach erfolgter Verlesung der Fragen, Ab- 

YergL Zachariae n. zu § 154, p. 484 «. ff. 
. 2) Vergl. insbesondere Preuss. Verordnung vom Januar 1849, 
§ 100, 104. 

QoMtz vom 3. Mai 1862 art. 87. 

Preuss. Straf-Prozeas-Ordnung von 1867 § 3i8, 326. 

Vorschläge des preuss. Entwurfs von 1864 § 326, 836, 338. 
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änderimgen derselben oder die Hiuznfüguug anderer Fragen 
ztL beantragen, worüber eventuell im Falle dea Widerspruchs 
der Gericbtshof zu entscheiden hat ^). Auch sind die Ge- 
schworneu berechtigt auf etwaige Mängel der Fragesttellung 
aufEnerksain za machen ^ wenn auch praktiach dieses Recht 
eelteu zur Aus Übung gelangt. 

Die Frugen müssen ferner, nach den ausdrücklichen 
Bestimmungen der meisten Gesetze, schriftlich vorgelegt 
und vom Präsidenten unterschrieben werden, (preuss. Straf- 
Prozess-Ordiuing von 1867 § 330) bei der Strafe der Nich- 
tigkeit und werden in dieser Form den Gesehwornen 
übergeben. 

Die Fragen sind so zu stellen, dass sie sich mit Ja 
oder Nein beantworten lassen (§ 316*), Die Stellung 
komplexer Fragen, d. h, solcher ^ in welchen mehrere 
von einander trennbare Umstände zusammengefasat 
sind, (in der älteren französischen Gesetzgebung unzulässig) 
ist ebeusowenigi wie in der französischen Straf-Prozess-Ord- 
uuug Ton 1808, in den deutschen Gesetzgebungen be- 
hindert. Im Gegentheil zeigt die gesetzliche Form der 
Hauptfrage T dass dabei mehrere (resp. sammtlicbe) die That 



^) So sckreilit der § 327 der prenss. St-P.*0. v. 1367 vor, dass die An-^ 
tröge in Bezug auf die Fragestelluiifj von Seiten der Staat sanwal tschaft 
und des Angeklagten bei Geletrenheit der Ausführungen laber das Brgebniss 
dea Beweis Verfahrens zu begründen und zur gegenseitigen Erörterung 
zu bringen sind, lu sofern der § 328 ea im einzelnen Falle gestattet 
zur bej^seren Ueber sieht die Festsetzung und Vorlesung der vorliegen- 
den Fragen schon gleich nach deni SchlusBe des Beweis Verfahrens und 
vor den Ausführungen über dessen Ergebniss eintreten zu lassen, so 
hat sich diese Vorschrift in der Rechtsübuug als eine durchwegs wohl- 
t hat ige bewährt. Die Vorträge der Partheien gewinnen hierdurch 
an Klarheit und Uebersicht, weil die Grundlinien derselben stofflich 
bereits durch die Fragen gegeben sind* Die Praxis hat daher dabin 
geführt, dieses ausnahmsweise Verfahren fast überall zu dem regel- 
mässigen zu machen. Nutzloses Plaidiren über Fragen, welche später 
gar nicht gestellt oder durch GerichtsbeschluBs abgelehut werden^ ist 
hierdurch vermieden, 

») PreuBs, Gesetz v. 1852i Art. 80, 
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näher bezeichnenden Merkmale zu ein er Frage mit einander 
verbunden werden können und sollen. So muss nach § 317 der 
preuss. Straf-Prozess-Ordnung von 1867 die Hauptfrage alle 
diejenigen Merkmale enthalten, deren Gesammtheit die Anwen- 
dung des Strafgesetzes begründet, sowie die unterscheidenden 
Nebenumstände der That, namentlich nach Ort und Zeit der- 
selben. Dagegen sollen Thatumstände (§ 321),* welche nach 
besonderer gesetzlicher Vorschrift eine Erschwerung der 
Strafe oder die Anwendung einer milderen Strafe begrün- 
den, nicht in die Hauptfrage, sondern geeigneten Falls 
(?) zum Gegenstande besonderer Fragen gemacht werden; 
ebenso wenn das Gesetz die Anwendung einer geringen 
Strafe von dem Vorhandensein mildernder Umstände» 
ohne nähere Bezeichnung, abhängig macht *). Dass die even- 
tuellen Fragen (preussische Straf-Prozess-Ordnung v. 1867, 
§ 323) besonders zu stellen sind, ist selbstverständlich. 

Wenn einige Gesetzgebungen selbst die Verbindung 
mehrerer sich nicht gegenseitig ausschliessender Thatbestände 
zu einer Frage im Falle einer Verbrechens-Conkurrenz ge- 
gen denselben Angeklagten für zulässig erachten, woge- 
gen die Verbindung mehrerer Angeklagten in einer 
Frage, selbst bei gleicher That und Schuld, als unzulässig 
zu erachten ist *), so ist das Bedenkliche einer derartig kom- 
binirten Fragestellung zu sehr einleuchtend, als dass sie 
auch in der Praxis eine Unterstützung hätte finden können. 

Dass die Frageform eine positive sein muss und ihr, 
insofern eine negative sich nicht ganz vermeiden lässt, der 
Vorzug einzuräumen ist, ist in der Rechtsübung durch- 
gängig anerkannt. 

Eine der wichtigsten Streitfragen dreht sich um die 



1} Eine Yerbessemng des prenss. Gesetzes v. 1852, wonach diese 
Umfitttnde entweder in die Hauptfrage aufzunehmen oder desshalb be- 
sondere Fragen zu stellen waren. 

"J Vgl. Zachariae a. a. 0. p. 487. 
Zacke, Fragestellung und Wahrspräche p. 104 u. ff. 
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Zulässigkeit alternativer Fragen, welche sieb nach Za- 
ch ariae (a, a, 0., p» 481)— eine Auffassung, welche wir 
für die aHein richtige halten — nicht unbedingt verneinen 
lässt, wo e« sich um concrete Thatumatande handelt^ ja 
sie muss selbst >in Betreff gesetsslicher Merkmale des 
Verbrech enst und obwohl sie hier in der Regel als ver- 
werflich zu betrachten ist, doch ausnahmsweise da zur 
gelaBsen werden, wo das Gesetz selbst in alternativer Fas* 
Bung entweder zu entsprechender Bezeichnung eines und 
flesaelbeu Thatbestandes verschiedene Ansdnicke aneinander 
gereiht, z, B, im Falle § 48 des deutschen Straf-Gesetz- 
buches »durch Geschenke oder Versprechen oder Drohung 
angestiftet« oder verschiedene QaaMkationsgriinde derselben 
That in völlig gleicher Geltung neben einander gestellt 
hat. Unbedenklicher dagegen ist die alternative Frage- 
stellung bei verschiedenen gesetzlich gleichgestellten Grün- 
den für Ausschluss oder Milderung der Strafe *). 

^) Zachariae a. a^ 0, erachtet dngegen die alternative Fr&ge" 
Bteilutig ala unzulässig da, wo die einfache Bejahung oder Y^imeinting 
der Alternative die nothweudig^e Beetimmtheit in Betreff der 
Schuld ausschliesBen würde und ee dabei für die Becht^anwendun^ 
flicht alB Tüllig gleichgültig erscheint, oh man das eine oder dai 
andere Glied der Älternatire ab hejaht oder verneint betrachtet, 
denn wenn einerseits die Gefahr solcher alternativer Fragestellung 
darin liegt, dass hei einer einfaclien Bejahung einer alternativen 
Frage man oicht weiss, für welche derselben dch in der That 
die Geschwornen mit der erforderlichen Mehrheit anagesprochen hahen, 
und daraus sich ein Schuldig ergehen kann, ohne dass für die eiue 
oder andere Alternative eine wirkliche Uehrheit vorliegt, so könnte 
andererseits aus der unbedingten Unzul^sigkelt der Yerhindung 
von Alternativen in einer Frage — in Fällen, wo über das Scbuldig 
gar kein Zweifel obwaltet, indem feststeht , dass das Eine oder das 
Andere der Fall gewesen ist, für das Eine oder das Andere aber kein 
Überwiegender Beweis vorliegt, während es rechtlich ganz gleich gültig 
ist, ob das Eine oder das Andere der Fall war — em ganx un^lässij^eSf 
der Ansiclit der Oeschwornen widersprechendes Resultat (Nichtschuldig] 
sich ergeben. —Ebenso von Bar Eeeht und Beweis pag. 201 ff» unter- 
scheidet auch hier, ob sich die Alternative auf couerete That- 
umstände odev auf gesetsliohe Merkmale dea Yeihrecheos be^ 
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In formeller Beziehung werden endlich unterschieden: 

1. Die Hauptfragen. 

2. Die Zusatzfragen. 

3. Die eventuellen Fragen. 

Die eventuellen Fragen sind diejenigen, welche nur 
für den Fall zu beantworten sind, dass eine vorausgehende 
in einem gewissen Sinne erledigt werde (sogenannte Hülfs- 
fragen.). 

Die Hauptfrage beginnt nach ausdrücklicher Bestim- 
mung der Gesetze mit den Worten: Ist der Angeklagte 
schuldig? (preuss. Straf-Prozess-Ordnung v. 1867, § 317). 
Verschiedene deutsche Gesetzgebungen behalten auch diese 
Form im Anschluss an das oben erwähnte französische 
Verfahren dann bei, wenn es sich im vorliegenden Falle 
um das Vorhandensein von Strafausschliessungsgründen, wie 
mangelnder Zurechnungsfähigkeit, Nothwehr u. s. w. han- 
delt und verlangen von den Geschwomen die Vernei- 
ung der Hauptfrage, wenn sie von der Existenz des in 
Frage kommenden Strafausschliessungsgrund es überzeugt 
sind. 

Einige Gesetzgebungen (preuss. Straf-Prozess-Ordnung 
von 1867. § 319) haben dagegen bestimmt, dass, wenn 
über den Mangel der Zurechnungsfähigkeit zur Zeit der 



zieht. Im ersten Fall kommt es darauf an, ob, wenn man dem einen 
der beiden zweifelhaften Thatumetände den anderen snbstitnirt, die 
That noch als eine und dieselbe betrachtet werden kann. Ist 
dies nicht der Fall, so erscheint die alternative Frage immer als un- 
zulässig. In Betreff der gesetzli che n Merkmale des Verbrechens 
will V. Bar dagegen von der Alternative regelmässig keinen Gebrauch 
gestattet wissen, weü hier das Gesetz unzweifelhaft dem Angeklagten 
den Schutz gewähren will, dass mehrere Richter oder Gesohworne 
die That rechtlich in gleicher Weise beurtheUen oder strafbar finden. 

Dass hier dieselbe Strafe gesetzlich angedroht wird z. B. bei der 
Theilnahme im Sinne des § 49 des deutschen Straf-Gesetz-Buchs „durch 
Rath oder That wissentlich Hülfe leistet'', kann nicht entscheiden, 

Yergl. auch Flank, System. Darstellang, p. 421 u« ff, 
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That oder über andere Thatsacheu, welche nach allgemeinen 
gesetzlichen Vorschriften das Vorhandensein einer strafba- 
ren Handhing ansschliessen, eine ausdrücfeliche Peststel- 
lung beantragt wird, diesen* Antrage durch Stellung einer b e- 
sonderen Präge .«stattgegeben werden niii s s nnd daEs in ei- 
nen] solchen Falle der Eingan j^ der Hauptfrage derartig 
zu fassen sei, daaa der Ausdruck »schuldig* vermie- 
den wird (z. B.: Ist der Angeklagte ii herfährt, überwiesen?), 
eine Neuerung, die anf der Auffassung beruhte, die Ge- 
schwornen möchten trotz der erth eilten Rechtsheiehrung 
in anderen Pallen den in concreto iu Betracht kommenden 
Strafausschliessnngsgrund ans^er Acht lassen, anderseits, 
daaa ira Hierhin nicht mit Sicherheit erhelle, ob und iu wie- 
weit die Geschworuen ihn wirklich beachten würden, end- 
lich, weil man darin einen Widersprach mit der Formel der 
Hauptfrage zu finden glaubte ^). Wir halten eine derartige 
Aendernng nicht fiir gerechtfertigt. Abgesehen von der 
prinzipwidrigen Theiluug der Hauptfrage und dem zutref- 
fenden Einwände Zachariae's a* a. 0,, dass damit eigent- 
lich den {jeschwomen die ihnen gebührende Entscheidung 
über das »Sßhnldigt in seinem wahren Umfange entzogen 
wird, indem sie dann anf den in der Neben frage erwähn- 
ten Straf au SS ch Hess ungsgru nd beschränkt werden, 
wenn nicht, was wieder die Geschworneu iu bedenklicher 
Weise irreführen könnte^ die zweite Frage allgemein anf 
die Existenz oder Nichtexistenz von Strafausschliessungs- 
griinden gerichtet würde» so bürgt eine derartige Theilung 
der Hauptfrage die Gefahr in sich, dass sie nur auf eine 
Bejahung der besonderen, den Exculpationsgrund ent- 
haltendeu Frage berechnet und mit deren Verneinnug ge- 
genstandslos ist, ohne dass als dann ein sachgemässes Verdikt 
der Schuld 2u erzielen wäre. Hat es einen scheinbaren 
Sinn., zu behaupten, dass die Geechwornen nicht die auf die 




ä) Prflnss. Gaaetz Tom 3. Mai 18S2, Art 8L 
Entwurf von 1865, § 330. 
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Schuld des Angeklagten gerichtete Frage und gleichzeitig 
die auf die Unzurechnungsfähigkeit desselben gestellte be- 
jahen können, weil beide sich gegenseitig ausschliessen müs- 
sen, so ist es sinnlos, wenn andererseits durch Bejahung der 
dahin abgeänderten Frage : ob der Angeklagte überführt sei? 
und die gleichzeitige Verneinung der auf einen bestimmten 
Strafausschliessungsgrund gerichteten Frage den Geschwomen 
jede Entscheidung über die Schuld des Angeklagten ent- 
zogen würde; denn die Verneinung der in concreto in Be- 
tracht gezogenen Unzurechnungsfähigkeit oder Nothwehr ') 



1) Zu weichen Consequenzen diese Theilung der Sclialdfrage fahren 
mnss, beweiset insbesondere die prenssische Strafgesetzgebung. 
Der Art. 81 vom 3. Mai 1852 lautet dahin: 

Die Fragen müssen bei Strafe der Nichtigkeit alle That- 
sachen enthalten, welche die wesentlichen Merkmale der dem 
Angeklagten zur Last gelegten strafbaren Handlang bilden. 
Zu den Thatsachen, welche durch den Ausspruch der Ge- 
schwomen festzustellen sind , gehört insbesondere auch die 
Zurechnungsfähigkeit, sowie der Vorsatz oder die Fahr- 
lässigkeit) durch deren Vorhandensein der Begriff der straf- 
baren Handlung bedingt wird. Die Hauptfrage beginnt mit 
den Worten: 

„Ist der Angeklagte schuldig?'' 
Die Fragen sind darauf, ob der Angeklagte die That ohne Zu- 
rechnungsfäJiigkeit begangen hat oder andere Gründe, welche die 
Strafe ausschliessen, vorhanden sind, nur dann ausdrücklich zu 
richten, wenn dies besonders beantragt, oder von dem Gerichte selbst 
für nöthig erachtet wird. Einem deshalb besonders gestellten Antrage 
muss bei Strafe der Nichtigkeit entsprochen werden. 

Durch die Bejahung der Hauptfrage wird, wenn in der Antwort 
der Geschwomen nicht etwas Anderes ausdrücklich festgestellt ist, zu- 
gleich festgestellt, dass der Angeklagte mit Zurechnungsfähigkeit ge - 
handelt hat. —Offenbar zur Beseitigung des sichergebenden schein- 
baren Widerspruchs, welcher im Geltungsgebiete des Art. 81 des 
Gesetzes vom 3. Mai 1852 darin gefunden worden war, dass gegen 
einen Angeklagten ein Schuldig zur Hauptfrage erfolge, wäh- 
rend derselbe doch, in Folge der Bejahung einer weiteren Frage nach 
den Voraussetzungen eines Strafausschliessungsgrundes z. B. der Noth- 
wehr, straflos bleiben müsse, hat der § 319 der preussischen 
Straf-Prozess Ordnung v. 186 7 die folgende Fassung angenommen: 
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hat noch aicht die Bejahuiig der Schmldfrage im 
Allgemeinen und der Nichtexia tenz aller sonsti- 



Der AnMpmch des ^TSchnIdig^' Toa Seiten der Geschwomen 
eßthält die Bejahung' dea Umstanden ^ daaa dem Angeklagten 
die Tbat zneiirechneti sei. 

Wird jedoch über den älangel der Zureehntingsfähigkeit 
cnr Zeit der That oder über aadere That^chen, welche na<Ji 
ftilgemein ges^tzlicben Vorschriften das Vdrbmndea- 
sein einer strafbaren Handlung ausscbÜesseD. eine aoMrück- 
liehe FeststeUang beantragt^ so m n s s djesem Antrage dnrch 
Stellt] ng einer beaondereu Frage fitattgegeben werden. 
Der Eingangder üanptf rage ist in dies em Fal le 
derartig 211 fasseuTdais der Ausdruck ,,Sehiildig*' 
vermieden wird. 
Diese Bestimmnng, welche, wie wir oben ausgeführt, eine innerlich 
nicht begründete bt, hat darch Plenarerkenntniss dea könig- 
lichen Obertribunals vom 29. Jannar 1872 contra Schmidt in dem fol- 
genden Falle eine ein g-eh ende Behandlnng^ gefanden. Der Verfasser, 
welcher in concretem Falle die Nie htigkeit**besch werde als Vertheidiger 
erhoben hatte^ hält im Anschlnss an die obenstehende Materie die Er- 
örtern ng dieser Controverse in Verbin Jnng mit den durch dieselbe an- 
geregten Fragen für so wichtig und interessant^ dass eine Eeprodnction 
derselben hier am Platze sein dürfte. 

Der Angeklagte S. stand vor dem Sehwnrgerichtahofe zu Frank- 
furt &. M. unter der Anklage: 

zu Frankfurt a. M,. am 28, Oktober 1371 dem Kutscher S. 
vorsätilicb körperlich miashandelt und demselbep hierdurch 
eine Körper t er! eteung zugefügt zu haben, durch welche 
der Tod dea Verletzten verursacht worden ist. 
Die Vertheidigung des Angeklagten hatte bei Verhandlung der 
Sa^^he mehrere eveQtnelle Fragen beantragt, nämlich: 

1) ob der Angeklagte sich bei der in der Hauptfrage enthalte- 
nen Handlung im Znstande der Nothwebr befunden? 

2) ob er bei seiner That nur in Bestürzung, Furcht oder 
Schrecken über die Grenzen der Vertheidigung hinaus- 
gegangen sei? 

Diese Fragen, sowie mne fernere nach dem Vorhandensein von 
Milde rungagr linden sind gestellt worden. Dagegen wurde eine wei- 
tere eventueUe Frage vom Schwargerichtahof su steilen abgelehnt, 
welche dahin gehen sollte: 
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gen Strafausschliessungsgründe zur Folge. Ein 
derartiges Verdikt bejaht die Thatsachen, nicht aber 






ob der Angeklagte bei Vornahme der in der Hauptfrage 
enthaltenen Handlung in der irrigen Meinung ge- 
wesen sei, er befinde sich in demjenigen Zu- 
stande der Yertjieidigung, welche erforderlich 
sei, um einen gegenwärtigen rechtswidrigen 
Angriff des S. von sich abzuwenden? 
Auf die an die Geschwornen rücksichtlich der Hauptthat in fol- 
gender Fassung gerichtete Frage: 

ist es erwiesen, dass der Angeklagte am 28. Oktober 1871 
dahier dem Kutscher S. vorsätzlich eine Körperverletzung 
zugefügt hat und hat diese Körperverletzung den Tod 
des S. zur Folge gehabt? 
antworteten die Geschwornen 

,Ja, mit mehr als sieben Stimmen." 
Dagegen verneinten sie mit gleicher Majorität die rücksichtlich der 
Nothwehr gestellten Fragen mit gleicher Stimmenmehrheit, nahmen 
aber Milderungsgründe zu Gunsten des Angeklagten an, welcher hier- 
auf vom Schwurgerichtshofe auf Grund der §§ 223 und 226 des Straf- 
Gesetz Buchs zu einer Gefängnissstrafe von zwei Jahren verurtheilt 
worden ist. 

Die dagegen eingelegte Nichtigkeitsbeschwerde des Angeklagten 
rügte: 

1) dass die beantragte Zusatzfrage, Angeklagter habe in der 
irrigen Meinung gehandelt, er befinde sich in dem Zustande 
gerechter Nothwehr, 
zurückgewiesen worden war ; es hätte derselben nach § 319 der Straf- 
Prozess- Ordnung vielmehr stattgegeben werden müssen, weil die 
irrige Meinung des Angeklagten, dass die Voraussetzungen einer statt- 
haften Nothwehr vorhanden seien, den Mangel der objectiven Er- 
fordernisse der Nothwehr zwar nicht ersetzen könne, aber Straflosigkeit 
da herbeizuführen im Stande sei, wo sie mit der Abwesenheit des 
strafrechtlichen Dolus zusammenfalle (Entscheidung des königl, 
Obertribunals vom 1. Oktober 1868 contra Schmidt, Oppenhoff Kecht- 
sprechung Bd. X, p. 535). Die positive Bestimmung des § 319 sei 
hierdurch verletzt, weil eben die Thatsache des Irrthums, wenn von 
den Geschwornen bejaht, eine solche sei, welche nach allgemeinen 
gesetzlichen Vorschriften den Dolus und damit das Vorhandensein 
einer strafbaren Handlung ausschliesse. Es liege ein Fall vor, welcheif 
analog sei demjenigen aus § 59 des deutschen Strafgesetzbuchs. Gleich 
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die Schnld^ entzieht somit die Geschwornen ihrer ei- 
gentUchen Aufgabe, woDach der Schweipimktin dem Ver- 



wie Demjemgeik > der bei Begebung einer itrafb&ren H&ndluu^ d&t 

Vorhand ensein toe Thmtamständen nicbt kannte^ wekhs znm ge$eu- 
ikben Tb ät bestände geh üren, diese Umstände nicht zuznret bnen seian^ 
so könne auch Demjenig-ea eine Handlung^ straf recbÜich nicht impntirt 
werden, welcher in irriger Meinnng das Vorhandensein von 
Thatnnjständen vor an agesetzt habe, welche in concreto nicht 
£ntreff<Bu. Der factisebe Irrthnm hebe hier den strafrechtlichen 
Dolna anf. Gerade so weni^^ wie daher der Seh wnrgericbtshof eine anf 
Yorhaudenaein der Znrechnnngsfähigkeit gea teilten F^age (oder £. B. 
bei einer Anklage ans § 176^ die Frage, ob der Augeklai^te in con- 
creto nicht in der irrigen Meinung geweaen, die betreffende Person 
sei über 14 Jahre alt) abnüehnen berechtigt gewesen aei| habe der- 
selbe bei Strafe der Nichtigkeit die Stellung einer Frage nicht tcT' 
»agen dürfen, welche die Feststellnng eines vorband enen fa-ktischBtt 
Irrthnms bezüglich der Erfordernisse aas § 53 (Nothwehr) bezweckt, 

2) Die Ablehnung ^ler hierauf gestellten Frage durch Beschlnss 
des Schwurgcrichtshofezi habe demnach zur Folge haben müssen, dass 
die Geschwornen eineu erschclpfendeu Wabrspruch nicht abgeben 
konnten; ihr Yerdikt ermangle dea Ausspruchs ^^Schuldig'* und damit 
der Bejahung des Uni^randea dass dem Augeklagten die That znzm- 
rechnen aei, vielmehr habe das Verdikt: Es ist erwiesen n. s. w, 
die Frage des strafrechtlichen Dolna in concreto nicht beantworten 
können ; hierdurch sei atier der Angeklagte weit ungünstiger gestellt 
worden, als wenn er die Zusatzfrage aus § 53 (wirkliche Nothwehr 
oder Etcea^ derselben) zu stellen gänzlich unterlassen nnd es den Ge* 
schwor neu lediglich bei Beantwortung der Hauptfrage: „L^t dw 
Angeklagte schuldig n. a. w. V anheim gegeben hätte die van demselben 
behauptete irrigeMeinnng in Betracht zn ziehen, in welchem Falle die 
Geschwornen zu einem freisprechenden Verdikte gelangen konnten. 

Das königliche Obertribunal (vereinigte Abtheüungea des Senats 
für Strafaachen) h.it jedoch die eingelegte Nichtigkeitsbeschwerde als 
nnbeg rundet zurückgewiesen. — Allerdings sei ea - besagen die Motive 
zuzugeben, daes die irrige Meinung eines Angeklagten, er befinde 
sich im Falle des gesetzlichen Strafausschlieasnngsgrundea der Noth- 
wehr — eine Meinung, welche in völlig entschuldbarer Weise durch 
thfttsächlichen Irrthtim hervorgerufen werden kann, ein ^Moment dar* 
stelle, dessen Berücksichtigung sich strafrechtlich 
nicht ohne Weiteres von der Hand weisen lasse. Denn 
der innere Hergang sei bei Demjenigen, welcher im Falle der Ab- 



Digitized by 



Google 



- 25? - 

dikte neben den Thatsachen das Willensmoment der 
Schuld erscheinet, die Geschwornen haben in diesem Falle 



wehr eines wirklich stattfindenden rechtswidrigen Angriffs einen 
Menschen absichtlich verletzt oder tödtet, völlig derselbe, wie bei 
J>em jenigen, welcher das Gleiche ohne einen wirklichen Angriff unter 
Umständen verübt, die ihn in den irrigen Glanben versetzt haben, 
dass er sich im Znstande der berechtigten Nothwehr befinde. 

Es werde sich daher in dem letztgedachten Falle die Frage anf- 
werfen' lassen: 

ob der Thäter mit dem, auf einen, rücksichtlich seiner, 
rechtswidrigen Erfolg gerichteten Vorsatze (Dolus) gehandelt 
hat, oder ob es nicht bei ihm vielmehr an derjenigen Be- 
schaffenheit des Willens gefehlt hat, welche das Gesetz 
voraussetzt, um ihn für den eingetre enen Erfolg, als einen 
von ihm gewollten, verantwortlich zu machen? 
Der fragliche Irrthum könne also allerdings unterümst&nden 
dazu führen, dass die Bestrafung einer übrigens vorsätzlich 
vollführten Körperverletzung oder Tödtung ausgeschlossen bleiben 
müsse. 

Die Bejahung der Frage, welche der Angekl&gte beantragt habe, 
würde gleichwohl eine solche Strafausschliessung noch nicht zur r e c h't - 
lieh nothwendigen Folge gehabt haben, denn ausser der Fest- 
stellang der Meinung des Angeklagten über das Vorhandensein eines 
rechtswidrigen Angriffs und über die Nothwendigkeit der von ihm 
zur vermeintlichen Abwehr verübten Thäftuchkeiten würde, wenn man 
den Angeklagten nicht günstiger stellen wollte, als in dem Falle eines 
wirklichen Angriffes, noch erfordert werden müssen, dass der 
Bichter der That nach der Würdigung des concreten Falles die vom 
Angeklagten zum Zwecke der Abwehr verübten Handlungen als 
hierzu erforderlich anerkenne. 

Nur alsdann würde angenommen werden können, dass es dem 
* Angeklagten an dem durch das Strafgesetz vorausgesetzten Dolus 
gefehlt habe, wenn sein Wille auf eine Handlung gerichtet war, welche 
in dem Irrthume über das Vorhandensein eines gegenwärtigen rechts- 
widrigen Angriffes objektiv, nach den von dem Thatrichter abzuwägen- 
den Umständen ihre Hechtfertigung finden könnte, es sei denn, dass 

(arg. § 53 des Strafgesetzbuchs) 
der Thäter diese Grenze in Bestürzung, Furcht oder Schrecken über- 
schritten habe." 

Jedenfalls aber stelle die von dem Angeklagten mit dem Antrage 
auf Stellung der in Bede stehenden Frage behauptete irrige Meinung 

17 
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dieobjektive Beweisfrage entechiedeiit nicht aber die innere 
Seite der Strafbarkeit, sie sind gezwungen, der einen 



(worauf es für die EntBcheldung über die Efichtigkeitabesch werde des 
Angeklagten allein ankommen kßnne) keine derjenig-eE Thataa- 
chen dar, über welche nach der Vorschrift de^ § 319 der Straf- 
PraseBB-Ordnnng den Gaschwornen eine Frage gestellt werden mü^se^ 
schal d solches beantragt werde. Der § B19 b stimme solches niir 
FÜcksichÜich derjenigen Thatsachen, welche nach allgemeinen ge- 
set£ Heben Vorschriften das Vorhandensein einer strafbaren 
Handlung ansschllesaen. Bei dieser Fassnng lasse sich der §j weU 
er anf gese tsliche Vorschriften, also auf solche Strafati*^- 
schUe^sungsgrlULde binweisCf welche in einer Vorschrift eines positiven . 
Gesetzes ihre formelle Anerkennung gefunden haben, nur auf solch e 
Thatsacbeu beziehen, welche das Strafgeaetsbach in seinem allgemeinen 
limitativ aufzufassenden Bestimmungen als atrafauaschliessnngs- 
gründe aufführe^ deren Feststellung mithin die Freisprechung eines 
Angeklagten zur Folge haben. 

2u diesen Tbatsaclien gehöre der in Frage stehende Irrthmn des 
Angeklagten nicht und der Gerichtshof sei daher auch nicht ver- 
pflichtet gewesen, dem Antrage der Yertheidigung auf SteUung der 
betreffenden Frage zu entsprechen. 

Der angebliche Irrthum des Angeklagten als ein MomeutT welches 
hei der Beurthellung in Betracht kommen konnte, ob derselbe hei der 
vor ihm verübten Todtung mit rechtswidrigem Vorsätze (Dolus) ge* 
handelt habe^sei vielmehf bei der Beantwortung der Haupt- 
frage in Erwägung zu ziehen gewesen, da der Dolus eine still- 
schweigende Voraussetzung des Strafgesetzes bilde, weiche durch 
die Festeteilung der Merkma le d er That mit festgestellt 
werde, während das Nichtvorhandensein derselben die Feststellung der 
vom Gesetze mit Strafe bedrohten Handlung ansschliesse. Dagegen^ 
dass die fragliche irrige Meinung eines Angeklagten, soweit sie ein 
f&r die Beurthellung seiner That erhebliches Moment bildet, bei der' ^ 
Beantwortung der Hauptfrage in Betracht kommen müs^e und durch 
dieselbe ihre Erledigung dnde^ lasse sich auch nicht einwenden^ dasa 
die betreffende Behauptung des Angeklagten in vorliegendem Falle 
durch die Bejahung der Hauptfrage dess halb nie] it erledigt sein könne^ 
weil die Hauptfrage nach der Bestimmung des § 319 cit. Abs. 2. in 
^ne nicht die Frage nach dem ,,Schnldig'^ des Angeklagten enthalte, 
sondern nur dahin laute : 

ist es erwiesen, dass der Angeklagte am 28. Oktober IÖ71 
dem Kutscher J. 3. vorsätdich eine Orper Verletzung zugft- 
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Möglichkeit eines Strafaussehliessungsgrundes . ihre volle 
Aufmerksamkeit zu schenken und vernachlässigen darüber 

fügt hat und hat diese Eörperverletznng den Tod des Ver- 
letzten zur Folge gehabt? 
Per § 819 habe in den Schlnssworten des* zweiten Absatzes nur 
den scheinbaren Widerspruch beseitigen wollen, welcher im 
Geltangsgebiete des Art. 81 des Gesetzes vom 3. Mai 1852 darin ge- 
fanden worden war, dass gegen einen Angeklagten ein ,,Schaldig" 
zur Hauptfrage erfolge, während derselbe doch in Folge der Bejahung 
einer weiteren Frage nach der Voraussetzung der Nothwehr straflos 
bleiben müsse. Der § 319 besage nun zwar im Eingänge: 

Dass der Ausspruch des Schuldig durch die Geschwornen 
die Bejahung des Umstandes enthalten solle, dass dem An- 
geklagten die That zuzurechnen sei. 
Allein, wenn nach der ausdrücklichen Bestimmung am Schlüsse des 
zweiten Absatzes des § 319 der Ausdruck „Schuldig*' vermieden wer- 
den soll, falls eine weitere Frage nach einem gesetzlichen Strafaus- 
schliessungsg]|;unde gestellt wird, so ergebe sich hieraus, dass nach 
der Absicht des Gesetzgebers, durch diese, für einen speziellen 
Fall vorgeschriebene Fassung der Hauptfrage nur in Beziehung 
auf die in de.r E^^entualfrage artikulirte Thatsache 
die Entscheidung über die Zurechnung offen gehalten 
werde, in jeder anderen Richtung aber, die Schuld des 
Angeklagten durch die Beantwortung der Hauptfrage in gleicher 
Weise festgestellt werden sollte, als wenn dieselbe in der gewöhnli« 
chen Form mit den Worten : „Ist der Angeklagte schuldig ?" begon- 
nen hätte. 

Es könne daher auch hier, wo die Hauptfrage von den Geschwor- 
nen bejaht, die Frage nach der Nothwehr verneint worden, kein be- 
gründetes Bedenken obwalten^ dass mit der erschöpfenden Feststellung 
der M erkmale des dem Angeklagten zur Last gelegten 
Verbrechens durch die Antwort der Geschwornen auf die Haupt- 
frage auch dessen rechtswidriger Vorsatz für festgestellt er- 
ächtet werden müsse, da die Hauptfrage den ganzen Thatbestand 
des Verbrechens umfasste, soweit nicht seine Beurtheilang unter einen 
gewissen Gesichtspunkte durch die weitere Frage nach der Noth- 
wehr besonderer Prüfung vorbehalten war. Wenn hiernach der An- 
geklagte ein gesetzliches Recht nicht hatte, die Stellung der bean- 
tragten Frage au verlangen, so musste seine Nichtigkeitsbeschwerde 
zurückgewiesen werden, da der Schwurgerichtshof den Angeklagten 
nicht beschwert hat, indem er die beantragte Fragestellung, welche 
er für fakultativ erachtete, aus thatsächlichen Gründen ablehnte. 

17* 
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die EntecheddtiBg des ganzen Falles in semen inne?liclien 
und äiisaer liehen BesiehuiLgeti zn der Person des Thätare* 

Die vorstehende PleDarentscheldung des königL Obertribunala durfte 
aineraeits zu wesentlichen Bedenken AdIo^b greben^ andererseits den 
Bcblag endeten Beweis üefem, dft£t der starre Form&lismns, wie er in 
Jener nnmotivirten Tbeilung der Schnldfrage aus § 319 uns entgegen 
tritt, unhaltbar erscheint. 

Denn, wenn der fragliche Irrthnm des Angeklagten, er befinde 
lieh im Zastande gerechter Nothwehr, nnter Utnstä^nden dazn führen 
kaim (daher auch muse). dasa die Bestrafung einer übrigens ror- 
sKtzlich y er übten Körper Terletxung ansgesclilosaen bleibe und dieser 
Irrthnm (wie das känigl. Obertribnnal zutreffend ausführt) in einer 
Ttillig entschuldbaren Welse veranlasst sein kann, somit das Vorhan- 
densein desselben ^nach Analogie dee § 59 des Strafgesetgbnches) den 
atrafrechtlichen Dolus an f hebt ^ weil eben der Th&ter in diesem 
Palle nicht mit dem, auf einen rücksichtlich seiner rechtswidrigen 
Erfolg gerichteten Versatz gehandelt, es vielmehr an derjenigen Be^ 
Bchaffenheit des Willena bei ihm gefehlt hat, welche das Gesell vor- 
ansaetzt (und zwar stillschweigend, wie das angeführte Urtheil in- 
gibt]p nm ihn für d^ti eingetretenen Erfolg als eisten von ihm ge- 
wollten verantwortliüh zn machen, so war die gestellte Frage einer 
auf den Wegfall deg Dolus gerichteten gleich lu erachten, mit 
dieaer identisch und die Bejahung dieser Frage muiste demnach mr 
rechtlich noth wendigen Folge haben, nicht nur die Strafe, sondern 
das Vorhandeuseiu einer strafbaren Handlung überhaupt 
auszuschli essen. 

Dieser letztere Umstand scheint uns verkannt zu seiu^ insofern 
nach dem angeführten Erkenntnisse die Bejahung der Frage lediglich 
den Ausschluss der Strafe zur Folge haben sollte. 

Dieser lunere Widerspruch, die AnfifasBung eines in concreto vor- 
handenen Irrthums als hloasen Exculpationa- 1. c. Strafansschlie&snngs- 
grnnd im Gegensatz zu einer den Dolus und damit das V<;rbaudeusein 
einer strafbaren Handlung aussohliessenden Thatsache^ tritt um so 
sichtbarer her vor ^ wenn das Erkeuntniss selbst betont, dass die frag- 
liche irrige Meinung eines Angeklagten — soweit sie ein für die Be- 
nrtheiluQg der That erhebliches Moment bildet — bei der Beantwor- 
tung der Hauptfrage in Betracht kommen müsse und durch dieselbe 
ihre Erledigung ^u üuden habe, verbisi 

„da der Dolna eine stillschweigende Voraussetzung bildet, 
welche durch die Merkmale der That (doch nicht bloss der 
ausser eu — sondern der inneren in ihrer Snbjectivität f) 
fej&tgeateUt wird, wä^hreud das Nichtvorhandengein 
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Das Verdikt erschöpft nicht die Schuld, wohl aber den 
Thatbestand und dessen rechtliche Merkmale. Eine besou- 



derselben die Feststellnng der vom Gesetze mit Strafe 
bedrohten Handlang: ausschliesse." 
Ans dieser, wie uns dünkt, in concreto ungerechtfertigten Schei- 
dung erklärt sich denn auch, warum nach der Aiffasäung des köngl 
Obertribunals die Bejahung der Frage in der von der Vertheidigung 
beantragten Fassnng, den Ausschluss der Strafe resp. das Nichtvorhan- 
densein einer strafbaren Handlung nicht als rechtlich nothwendige 
Folge haben sollte, ohne, dass sich angegeben findet, in welcher prä- 
ciseren Form diese Frage zu stellen war, wenn ihre Bejahung den von 
dem Angeklagten beabsichtigten Erfolg haben sollte. 

Für den Ausschluss des verbrecherischen Willens i. e. des Do- 
lus in concreto genügte die Bejahung der Thatsache, 

dass der Angeklagte bei Vornahme der in der Hauptfrage 
enthaltenen Handlung in der irrigen Meinung gewesen sei, 
er befinde sich dem S. gegenüber in demjenigen Zustande 
der Vertheidigung, welcher erforderlich war, um einen ge- 
genwärtigen rechtswidrigen Angriff des S. abzuweisen.* 
Hierdurch war festgestellt: 

a) Die Meinung des Angeklagten über das Vorhandensein eines 
rechtswidrigen Angriffs, 

b) über die Nothwendigkeit der von ihm zur vermeintlichen Ab- 
wehr verübten Thätlichkeiten, also Thatsachen, die nach den allge- 
meinen gesetzlichen Forschriften über Dolus die Existenz desselben 
und damit das Vorhandensein einer strafbaren Handlung überhaupt 
negiren musaten. 

Wenn nun noch verlangt wird, um den Angeklagten nicht günsti- 
ger zu stellen, als in dem Falle eines wirklichen Angriffis, dass der 
Eichter der That nach der Würdigung des concreten Falles die vom 
Angeklagten zum Zwecke der Abwehr verübten Handlungen als 
hierzu erforderlich anerkenne und dass nur alsdann angenom- 
men werden könne, dass es dem Angeklagten an dem durch das 
Strafgesetz vorausgesetzten Dolus gefehlt habe, wenn sein Wille auf 
eine Handlung gerichtet war, welche in dem Irrthum über das Vor- 
handensein eines gegenwärtigen rechtswidrigen Angriffs objektiv 
nach den von dem Thatrichter abzuwägenden umstanden ihre Becht- 
fertigung finden könnte, es sei denn, dass (arg. § 53 des Strafgesetz- 
buchs) der Thäter diese Gränze in Bestürzung, Furciit oder 
Schrecken überschritten hätte, so scheint das königl. Obertribunal es 
als erforderlich zu erachten: 
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iere Fragestellung über den sogeüannten Btrafausschlies- 

sungßgnmd erscheint daher verwerflich, wenn man nicht 

dafiB die von dem Angeklagten EHr Abwehr TerAbten H&nd- 
Inngen snbjektlT von demselben als in concreto erfor- 
. derlicb erachtet wnrden. 
Denn^ dass der Eictiter der That dieae objektiv als erfoTderlich aner- 
kenne und dasH sie In objektiver Ricbtutig erforde rlicb ge- 
wesen flcin müssten, kann nm so weniger in der Absiebt des Er- 
kenn tntei es liegen, als dieser Qesicbtspnnkt dnrcb die FestAtellang der 
irrig^on Meinnng des Angeklagten Über das Yorbandensein wlrUi-, 
cber Notbwehr geradezu aasgeschloasen wird und als bjemacb der in 
irrij^er Meinnng befindliche Angeklagte geradezu weit nng'önsti- 
ger gestellt wäre, als derjenige Thäter, welcher die Grenzen der 
wirkJicben Notbwebr in Bestiiriung. Fnrcht oder Schrecken aber- 
schritten h&tte; denn die von dem letzteren »nr Abwehr veröbten 
Handinngen kännen doch aneh nur von dem fiubiektiven Gesichts- 
pnnkte des Thftters ans als hieran erforderlich anerkannt werden ^ 
während in der Ueber seh reitung der als objektiv gerechtfertigten 
Grenzen gerade das Wesen des Excesses der Nothwehr enthalten ist. 
Verstehen wir daher das Erkenn tni^s des königL Obertribnnab in 
dieser Beziehung richtig, so scheint dasselbe von dem Eichter der That 
zu verlangen, dass derselbe in eoncreto bätte b'>jaheu müssen: 

dass die von dem Augeklagten znni Zwecke der Abwehr 
TerUbten Handlungen als hierzu von ihm erforderlich er- 
achtet worden sind, 
xmd daas die Pra^^e vielmehr die Fassnng hätte erhalten müssen: 

ob der Ang'ekiagte bei Vornahme der in der Hauptfrage 
^ enthaltenen Handlung in der irrigen Meinung gewesen sei^ 
er befinde sich in demjenigni Zustande der Vertheidigung, 
welcher erforderlich war, um einen gegenwärtigen rechts« 
widrigen Angriff des S, von sieh abzuwenden und dass er 
die zu Abwehr desselben von ihm verübten Thätliebkeit als 
hierzu erforderlich angesehen habe? 
Wir glauben jedoch nicht, dass es erforderlich war, dieser Frage 
eine solche Ausdehnung zu geben. Abgesehen davon, daas in der ge- 
stellten Frage über die Noth wendigkeit der von dem Angeklagten 
Äur vermeintlichen Abwehr verübten Thätlichkeit der letztere Um^ 
stand^ dass der in vermeintlicher Abwehr befindliche auch die hierzu 
verübten Thätlichkeiten als noth wendig erachtet habe, bereits mitent- 
halten ist, so hat die gestellte Frage alle diejenigen Thatsachen nm- 
fksst,' welche einen entschuldbaren Irrthnm begründen konnten und 
ihre Bejahung musate die Annahme zur notb wendigen Folge haben ^ 
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mit Zachariae a. a. 0., insofern man wirklich glaubt, 
ausser der für genügend erachteten Rechtsbelehrung der 

dass eben wegen jene« Irrthnms, es dem Angeklagten an derje- 
nigen Beschaffenheit des Willens gefehlt hat, welche das Gesetz vor- 
aussetzt, am ihn für den eingetretenen Erfolg als einen von ihm ge- 
wollten, verantwortlich zu 'machen; denn vermeintliche Nothwehr ist 
ebensowenig, wie wirkliche Nothwehr, ein blosser Strafansschlies- 
snngsgrund, sondern das Vorhandensein derselben hat das Nicht- 
vorhandensein einer strafbaren Handlung zur Folge (Arg. § 53. 
„Eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden im Gegeutheil zu § 55. 
— nicht strafreqjitlich verfolgt werden"). Für den Willen des Ange- 
klagten genügte es objektiv, dass er sich in entschuldbarer Weise in 
den Zustand der wirklichen Nothwehr versetzt glauben musste, resp. 
konnte, über die in diesem Zustande verübte Einzelhandlungen konnte 
er — war die erstere Voraussetzung zutreffend — sich überhaupt 
nicht Kechenschaft geben. 

Dass ein derart Angeklagter günstiger gestellt ist und sein muss, 
als in dem Falle eines wirklichen Angriffs, ist aber gerade daraus 
zu foJgern, dass der in wirklicher Nothwehr befindliche sich über die 
Grösse und Bechtswidrigkeit des Angriffs, sowie über das Maass der er- 
forderlichen Vertheidigung Bechenschaft zu geben hat, die Annahme 
des Ausschlusses des Dolus somit von dem Vorhandensein bestimmter 
factischer Momente bedingt wird, welche objektiv nicht in einem Irr- 
thum des Tbäl^rs, sondern vielmehr gerade in richtiger Erkennt- 
niss der Sachlage wurzeln, welche aliein in dem Falle ausgeschlos- 
sen ist, dass der Th&ter aus Bestürzung, Furcht oder Schrecken 
über die Grenzen der Vertheidigung hinausgeht. Der in dem letzten 
Fall befindliche Thäter irrt darin, dass er den Angriff für grösser 
als er in Wirklichkeit ist, oder das Maass der Vertheidigung für ge- 
botener als es der Sachlage entspricht, wähnt. Hier ist es nicht das 
Vorhandensein eines Irrthnms, bezüglich der Thatsache eines gegen- 
wärtigen rechtswidrigen Angriffs, sondern der Irrthum über die Gr ö s se 
der Gefahr und der Nothwendigkeit der Vertheidigung, welche die 
Strafbarkeit ansschliesst. Ist diese aber aufgehoben bei üeberschrei- 
tung der Grenzen wirklicher Nothwehr, weil eben der vorhanden 
gewesene Dolus durch die besonderen Thatumstände beseitigt wird, 
so jnuss um so mehr dieselbe in Wegfall kommen, wenn nach Lage 
des Falls der Bichter der That bejaht, dass der Angeklagte überhaupt 
nicht in dolo versirt habe. 

Die Verkennung der gestellten Frage, als einer auf Thatsachen 
gerichteten, welche aus einem vorhandenen entschuldbaren factischen 
Irrthum das Vorhandensein einer strafbarenHandlnng überhaup t 
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GeBchwomen dtirch den Richter nocli eine besondere Ga- 
rantie dahin gewinnen zu müssen, dass der in concreto in 



negirea sollte, hat denn anch mformetler BeEiehnug in Anireitdiing' de« 
§ 819 zu KoQseqnenxen gefahrt, welcbe wir aidit zu thdlen rerniCig^ejL 

Die Frage ist dahin ^geben, ob die Ton dem Angeklag- 
ten mit dem Antrage anf 3teJ!nag de; ia Rede stehenden 
Fraf'e behauptete irrige Meiuung eine derjenigen That- 
aachen darstelle ^ iib^r welche nach Vorschrift dea § 319 
der Strafprozefiäordnnng den Gescbworaen eiae Frage ge- 
stellt werden mons^ sobald solches beantragt wird? 
Das kötiigl^ Obertribnnal verDeint diese Fra^ und legt den 
Schwerpunkt fUr die Entscheidung in den Umstand, dasB der § 319 
solch ea nur ruckaichtlich derjenigen TbÄtsachen bestimme, welche 
nach allgemeinen gesetsElichen VorBcbriften das Vorhandensein 
einer strafbaren Handlnng anBächliesaen. Es erscheint ans bedenklich, 
mit dem kiSnigl. Obertribnnal bei die^^er Fassung des § 319, dieselben 
lediglich auf gesetzliche Vorschriften^ d h. auf solche Strafaus- 
echlieasnngsgriinde zu beschränken, welche in einer Vorschrift des po- 
sitiven Gesetzes ihre formelle Anerkennung gefanden haben, d< h. nur 
auf solche Thatsachen^ welche das Strafgeeetxbnch in seinen allge- 
meinen limitatiy aufzufassenden Bestimmungen als StrafaaRfichlies- 
sangsgrüude anS^hrt, deren Feststellung mithin die Freisprechnog 
eines Angeklagten stn gesetzlichen Folge bat nnd hieraus dann weiter 
£U folgern, dass zu diesen Thatsachen der in Frage stehende Irrt harn 
des Angeklagten nicht gehöre* Der § 319 spricht neben dem Mangel 
der ZurechnungsfM,higkeit: der That von 

anderen Tbatsacheu, welche nach allgemeinen gesetJilicheu 
Vor Hcb ritten das Vorbandensein einer strafbaren Handlang 
aussehliessei]. 
£!r lehnte sich au den IV. Titel des prenssische Strafgesetzbuches 
g 40 n. fif. an. An dessen Stelleist der IV. Abschnitt des den tscheu Straf- 
gesetzbuches getreten § 51 ff. Beide umfassen die Gründe, welche 
die Strafe anaachllesseu oder mildern. Dias sind unzurechnungsfähige 
keit, psychischer oder physischer Zwang, Nothwebr, Nothstand, ju- 
gendliches Alter u. s. w,, namentlich auch Irrtbum ia der Be- 
Bchränknag, dass, wenn Jemand bei Begehung einer strafbaren 
Handlnng das Vorhandeaaeiu Yon That um ständen nicht kannte, welche 
znm gesetzlichen Thatamstaude gehüren oder die Straf barkeit erhöhen, 
welche Umstände ihm nicht zaznrechnen sind. 

Der Irrthnm, insoweit er auf die Frage hinauskommt r 

ob es dem Thäter nicht vielmehr an derjenigen Beschaffen- 
heit des Willens gefehlt habe, welche daa Gesetjs voraus- 
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Betracht kommende, die Strafe oder eigentlich die Exi- 
stenz eines Verbrechens ausschliessende Grund von 



setzt» nm ihn für den eingetretenen Brfolg als einen von 

ihm gewoUten yerantwortlich zii machen, 
also, wie das königliche Obertrihunäl selbst ausfahrt — der Mangel 
des Dolns — ist selbstyerständlich in dem allgemeinen Theile ebenso 
wenig berührt, als die Definition des Dolus und der Fahrlässigkeit 
(erster als stillschweigende Voraussetzung des Strafgesetzes) darin 
enthalten sind und auch in dem Abschnitt IV. unter den Gründen, 
welche die Strafe ausschliessen und mildern, war ebensowenig Veran- 
lassung gegeben, den entschuldbaren faktischen Irrthum, insoweit er 
mit dem Wegfall des Dolus identisch ist, herrorzuheben, da ein der- 
artige Irrthum die verbrecherische Handlung i. e. den Dolus über- 
haupt stillschweigend ausschliesst, der Gesetzgeber aber nur Veran- 
lassung hatte, im § 59 den Fall zu erwähnen: 

wenn Jemand eine an sich strafbare, i. e. dolose Handlung 

begeht, 
wo also der faktische Irrthum nicht die Existenz der Hauptthat um- 
fasst, sondern nur spezielle Tbatumstände, welche bei Beurtheilung 
der im t^rigen gewollten That nicht zugerechnet werden können 
(argum. § 50 des Strafgesetzbuchs). 

Der § 319 kann daher nicht bloss beschränkt werden auf dielimi- 
> tativ aufzufassenden Bestimmungen der Strafausschliessungsgriinde des 
allgemeinen Theils des Strafgesetzbuches, er ist vielmehr auszu- 
dehnen auf alle Thatsachen, welche nach allgemeinen gesetzli- 
chen Vorschriften das Vorhandensein einer strafbaren Handlung aus- 
schliessen, ob diese als besondere gesetzliche Vorschriften in dem 
Strafgesetzbuch ihre formelle Anerkennung gefunden haben oder ob 
sie, wie der Dolus zu den stiUschweigendtu Voraussetzungen des 
Strafgesetzes gehören, dessen Nichtvorhandensein die von dem Gesetze 
mit Strafe bedrohte Handlung ausschliesst. Ein vorhandener faktischer, 
insbesondere entschuldbarer Irrthum muss daher als eine allgemeine, 
gesetzliche, d. h. in den allgemeinen Grundsätzen der Strafrechtspflege 
ihre Begründung findende Thatsache erachtet werden, welche das Vor- 
handensein einer strafbaren Handlung|| ausschliesst und mit Recht 
musste daher dem Antrage einer hierauf gerichteten Frage statt- 
gegeben werden, da es eben zur Entscheidung des Richters der That 
gehört hatte, ob diese Thatsache in concreto i. e. der in 
Frage stehende Irrthum des Angeklagten nach den 
abzuwägenden objektiven und subjektiven Momenten 
der Handlung genügt haben würde, die Strafbarkeit auszu« 
schliessen? 
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den Geschwomen beiücksicliti^ worden sei, den sogeBaim- 
ten StrafatisscbliesstiDgsgnmd durth Einscbaltung desselben 

Bildet der DoItis dne etüUcbwe inende Vo nässet anm^ des 
^f^tgtseum, welche dixtrJi die Fe«tste!limf der Th^t mit festgesteUt 
wird, 60 mojfl doch das NiehtTorhAiidetisein deredben in den 
Fällen aasdrücklicli festgestellt werden, in welcken die Merkmale 
der Thal zwar &n licb bestehen bleibai, aber umstände behauptet 
werden, weiche, wie das k5iiigL Oberlribanal selb^ zn^bt, dahin 
fihren kdnnen. daes die Be^tTafimg einer nbrigens var^t^ich rernbten 
Körperrerletiung oder Tödttmg ausgeächlossen bleibt. 

Wenn aber nach der Ansicht des königL Obertrihnnals der angeb- 
liche LcTthnm des Angeklagten i, e^ die Frage^ ob derselbe mit Dolos 
gebandelt habe, yielmehr bd der Beantwortnng der Kanptfrage 
in Erwä^ng zu zi-^ben war, so wollen wir soviel mgebenT dass diesea 
geichehen konnte, aber nicht geschehen mus&te nud mit demselben 
Rechte würde man^ bezüglich des Ifangek der Znrecbnnngbfahig'keit 
nnd anderer Thatsachen behaupten kDnnen, daas sie bei der ßeantwor- 
tnng der Hauptfrage mit in Erwägung xn ziehen waren, da %. B. 
gleich wie der Dolns, die Znrecbnnng^^fähigkeit eine stül- 
schweigende VoranasetzuDg einer strafbaren HandLnng bildet, bcsde- ^ 
büng^weise die Feststeilnng des Dolns ohne gleichzeitige ßejahnng d^ 
Znrechtinugafähigkeit nicht mügücb ist. Es bUtte ablann nach den 
Vorbilde der franz5siscben und veräehiedener anderen Straf- Proiess- 
Ordntingen einer Ausnahme L es Cimmüng, wie der des §319 nicht be* 
dnrft nnd es wäre Tieimehr in alten Fällen die Frage einfach attf die 
Bchnld des Angeklag'ten zn richten gewesen. 

Zweck des § 319 war es nnn offenbar, eine positive Bestiinmnng 
EU sehaffeQ^ dnrcb welche der Angeklagte in Stellung einer besonde- 
ren Frage das Becht erbalten solle, die Frage des Dolus in concreto, 
wenn die Negimng desselben in besonderen Tbatsachen ihre Begrün- 
dung fand, zum erschöpfenden Auftrag zu bringen und hierdurch die 
Garantie za gewähren, dass das WUl'insmomenc des Thätars in Hin- 
blick auf die im Uebrigen festgestellten Merkmale der Tbat eine be- 
sondere Berücksichtigußg linde. 

Demzufolge ist auch in emem derartigen Falle der Eingang der 
Hauptfrage so zu fassen, daes der Ausdruck „Schuldig'' Yermiedeo 
wird. 

Dnrch die Bejahung der Haöptfrage — wie gestellt — ist da» 
Schuld moment in concreto ni'^ht erl dfligt worden. Es steht als eri^ne- 
sen fest, daas der Angeklagte vorsätzlich eine Körperverletzung zu- 
gefügt hat; in wie weit aber die irrige Meinung des AngekJa2ft*n 
den DoluQ desselben beseitigt ha t^ ist aus dem Verdikte der Geschwor- 
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in einer auch dem Nichtjuristen verständlichen Fasssung mit 
den sonst zum Thatbestande des Verbrechens gehörigen Merk- 

nen nicht zu ersehen, da dieselben keine Gelegenheit hatten, in Er- 
manglung einer hierauf zugelassenen Frage und da die Qanpt&age 
nach Maassgahe des § 319 nicht dahin gestellt werden konnte: „Ist 
der Angeklagte schuldig?" das Schuldmoment in diesem Umfange 
in den Kreis ihrer Berathung zu ziehen. Diese Ansicht findet ihre 
Unterstützung gerade in der gegentheiligen Begründung des ange- 
führten Erkenntnisses, wonachals die Absicht des Qesetzes die statiürt 
wird, durch diese, für einen speziellen Fall vorgeschriebene Fassung 
der Hauptfrage nur in Beziehung auf die in der Eventual^ 
frage artikulirten Thatsachen die Entscheidung über die Z^" 
rechnung offen zu halten, in jeder an deren Richtung aber die Schuld 
des Angeklagten dorch die Beantwortung der Hauptfrage in gleicher 
Weise festzustellen, als ob dieselbe in der gewöhnlichen Form mit den 
•Worten: „Ist der Angeklagte schuldig?" begonnen hätte. 

Denn ist diese Ansicht zutreffend und kann die irrige Meinung 
eines Angeklagten, er befinde sich im Zastande der Nothwehr, unter 
Umständen dem FaUe wirklicher Nothwehr oder des Excesses derselben 
gleichgestellt werden, beruft sich somit der Angeklagte auf eine Hesondere 
Thatsache, welche nach den allgemeinen rechtlichen Grandsätzen über 
„Irrthum^^ in der Strafrechtslehre das Vorhandensein einer strafbaren 
Handlung ausgeschlossen haben würde, so ist nicht einzusehen, warum 
in concreto in Beziehung der in der Eventualfrage artikulirten T h a t^ 
Sache des Irrthums die Entscheidung über die Zurechnungs- 
fähigkeit abgelehnt werden durfte. Will man auch anneh- 
men, dass mit der erschöpfenden Feststellung der Merkmale des 
dem Angeklagten zur Last gelegten Verbrechens durch die Antwort 
der Geschwornen auf die Hauptfrage auch dessen rechtswidriger Vor- 
satz für festgestellt erachtet werden müsse, so ist dieses ohne Rück- 
sichtsnahme auf den besondern Gesichtspunkt geschehen, unter 
welchem der Thatbestand des Verbrechens besonders zu prüfen ge- 
wesen wära Die Geschwornen konnten denselben in den Kreis 
ihrer Erwägungen ziehen ; er erhelllt aber überall nicht, dass sie solches 
gethan; es liegt eben ein innerer Widerspruch vor; es fehlt an dem 
vermittelnden Uebergang zwischen den äusseren und subjektiven 
Merkmalen der That; es ermangelt der Bejahung des „Schuldig", 
welche durch die Feststellung der „Vorsätzlichkeit*' in concreto um 
80 weniger gedeckt wird, als die Feststellung des Irrthums wohl den 
,^Vorsatz'^ ausschiiesst, nicht aber umgekehrt die Feststellung des 
Vorsatzes den Ausschluss des Irrthums zur rechtlich npthwendigen 
Folge hat Dem entsprechend er^^il^t^ dich, dass während das königl. 
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malen za einer Frage yerbinden will. Hlerdurcli würde 
wenigstens die, einen Widerspruch in sich schliessende oder 
irreführende, beziehungsweise die Geschwomen m nngeeig^ 
neter Weise beschränkende Theilnng der Hanptfrage oder 
Spaltung der untrennbaren Bedingungen der Schuld 
yermieden, aber andererseits der Gefahr nicht vorgebeugt 
werden, dass, wenn die Frage wie vorgeschlagen, dahin ge-s 
fasst wird: Ist der Angeklagte schuldig, den B. ndt 
Vorsatz nnd Ueberlegung getödet zu haben, ohne daaa 
die That durch Nothwehr geboten war? die CnmulatioE 
der Schnldfrage in allgemeiner nnd spezieller Richtung, von 
denen die eine in affirmatiTem, die andere in negativem 
Sinne zn entscheiden ist, 2u Bedenken mid Irreleitung der 
Geschwomen Anlass gibt. 

Wenn dagegen zur Losnng des Widerspruchs *) vorge-^ 
schlagen wird, zn fragen ; 

L.Ist der Angeklagte schnldig, den B, mit Vorsatai 
und Ueberlegung getödt^t zn haben? 

2. Hat der Angeklagte den ß. mit Vorsatz nnd Ueber* 
legnng getödtet, aber im Zustande der Vertheidigung? 
so ist dieser Widerspruch scheinbar gehoben. Die Bejahung 
der Schuldfrage steht gegenüber der Verneinung der- 



Obertiibanal materiell dem faktiiaclien Irrthtun seine strafrechtliche 
Anerk^nnnug rncht versagt, dasselbe formell dessen Featatellim^ tm4 
dafnit die allein mögliche äussere Würdig nug versagt hat 

Eine derartige Streitfrage wird immer nngeldat bleiben, sa lange 
eine Trennung der Schuld frage im Sinne des § 319 aufrecht erh&lten 
hleibt Hoffentlich wird die zukünftige deatsche S traf -Protefis- Ord- 
nung entweder überhaupt nur gestatten, dass (da ein innerer Widersprach 
in der That nicht existirt) jede Hauptfrage mit den Worten : ,^Ist der 
Angeklagte schuldig?'' beginnen muf^s, oder wenn das System des 
§ 319 im Prinzip beibehalten wird, die Vertheidignng des Angeklagt«! 
nicht durch Fesseln beeinträchtigen wollen, welche auf Kosten der 
Form eines „scheinbaren Widerspruchs"' die Feststellung der wirklicheip 
Yerachnldung und damit die materielle Gerechtigkeit beeinträchtigen 11 
^} Ueyer'fi That- nnd BechtsfragCf p. 46^ '^ 
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selben. Die Verschuldung des Verbrecl\ens ist ausgesprochen 
und gleichzeitig dessen Existenz geläugnet ; ein Umweg, der 
nur dann von Werth ist, wenn die zweite Frage verneint 
wird, im Falle der Bejahung derselben, die erste der bei- 
den Fragen als überflüssig erscheinen lässt. 

Der bekannte Vorschlag von Bar's^), unter Beibe- 
haltung des »Schuldig« in der Hauptfrage für alle 
Fälle, bei einem nach Ansicht des Gerichts aus der Ver- 
handlung in Betracht kommenden Stra&usschliessungegruud 
die Frage nur darauf zu richten, ob diejenigen Geschwor- 
nen, welche die Hauptfrage zum Nachtheile des Angeklagt 
ten bejaht haben, die fragliche Thatsache erwogen 
haben und welches ihre Ueberzeugung in Betreff dieser 
besonderen Frage sei, wodurch ausgesprochen wird, 
dass nur die Geschwomen, welche die die gesammte 
Schuld umfassende Hauptfrage bejahen, über die Zusatz- 
frage abzustimmen hätten, die Stimmen aller übrigen 
aber zu Gunsten des Angeklagten zu rechnen seien und 
zugleich der Vortheil erreicht werde, dass nun, weil en sich 
um eine auch nach den thatsächlichen Voraussetzungen des 
einzelnen Falls zu beurtheilende Vorsichtsmaassregel (?) 
handelt, eine Frage nach der Existenz eines Strafausschli^^^- 
sungsgrunds nur gestellt zu werden braucht, wenn die Ver^ 
handlungen dafür genügende Anhaltspunkte bieten, ersclit^int 
uns trotz der scharfsinnigen Begründung als durchweg 
unhaltbar. Wenn v. Bar glaubt, dass in dieser Richtung 
die preul^sische Fragestellung (wobei jedem auf Stellung 
einer besonderen derart^en Frage gerichteten Antrage bei 
Strafe der Nichtigkeit entsprochen werden muss) die Ge- 
schwomen irreleite, die Praxis in Frankreich und den mei- 
sten deutschen Staaten dagegen zu einer gewissen Art der 
Bevormundung der Geschwornen durch den Gerichtshof 
Anlass geben könne, so hat schon Zachariae^) dagegen 



1) Becbt und Beweis, p. 194 u. £ 
*) 9k.%. 0. Note 22 SU § 154, p. 492, 
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eine itarke BevormuDdang in dem v. Bar 'sehen Vor- 
schlage darin erkannt, daas die Geschwomen nach der 
Beantwortung der Hanpt&age aich selbst so su sagen 
beschönigen Bollen, dam sie auch an das gedacht, 
woran sie bei ihrem Wabrspruch als vernünftige Men- 
schen BelbstTerstätidlJGh denken mnsaten. Ein derartiges 
Verdikt würde vielmehr den SchwerpmJrt der Entscheidnng 
nicht in die Seele und die Urtheilskraft der Geechwomen« 
aondem in die des Gerichts legen und würde in der EVaxia 
dabin führen, dass die Ansieht des letzteren über einen in 
Frage kommenden StrafanBßchliessungsgrnnd eat^cheidet, 
während die Geschwornen - ohne eine derartige nach 
ihrem Verdikt« gestellte Spezial&age in ruhiger Passivität 
verharrend — die geistige Anstrengang, einen Strafausscblies- 
atingsgrund in Erwägung zu ziehen, so lange vermeiden 
würden, als nicht die Entscheidung dieser Fragfe durch Auf- 
forderung des Gerichts an sie herantreten würde. Wahrhaft 
sonderbar und das Ansehen der Jniy untergrabend, müsste 
es aber erscheinen, wenn dieselben Geschwornen, welche 
eben die ge sammle Schuldfrage und damit z* B. die* 
jenige der Znrechnungsfähigkeit bejaht hatten, kurze 
Zeit darauf erklären würden, dass sie dennoch diese Frage 
nicht gehörig erwogen und nunmehr zu dem Verdikte der 
Nichtschuld gelangen müssten! In schlagenderer Weise 
könnte das Misstrauen in die Capacität der Gesch women nicht 
bekundet werden; die Geschwornen werden» mit einiger 
Vemnuft begabt^ sieh doch selbst darüber klar Werden, ob 
sie auch ohne Stellung einer besonderen Zusatzfrage die 
Schuld 5En bejahen oder zn verneinen haben. Ob der An- 
geklagte sinnlos betrunken, ob im Stande der Nothwehr, sind 
doch so einfache, dem gewöhnlichen Leben entnommene 
Begriffe, dass es kaum einer Hechts belehrung bedürfte. 
Zum Ueberflnas wird aber diese (wenn das Kesume des 
französischen Vorbilds aufgegeben und die englische »Chargec^ 
mehr heimisch geworden ist), gerade darauf ihre Hauptthä- 
Ügkeit richten, den Geschwornen die wichtigen Fragen der 
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Seelenstorungen im AnscUriss an die Fortschritte iet Wis-» 
senschaft und Erfahrung zum Yerständniss zu bringen und 
«ie zur Fällung eines sachgemässen Verdikts anzuleiten Ter* 
suchen. Hierdurch werden die widerwärtigen und spitzfin- 
digen Streitigkeiten vermieden, welche die naturwidrige 
Theilung der Schuldfrage in verschiedene Fragen erzeugt. 
Wenn die Gesetzgebungen davon ausgehen, dass der 
Ausspruch des Schuldig von Seiten der Geschwomen die 
Bejahung des ümstandes enthält, dass dem Angeklagten 
die That zuzurechnen sei, so ist damit auch für den Fall 
der Verneinung das. Gegentheil anerkannt. Insoweit aber 
derartige besondere Zusatzfrageu durch die bestehende Ge- 
setzgebung noch als nothwendig befunden werden, macht 
sich wenigstens ein anerkennenswerthes Streben der Praxis 
geltend, die Spezialisirung derselben möglichst zu beschrän- 
ken. Der undefinirbare Begriff der Unzurechnungsfähigkeit 
wird nicht mehr aufzustellen versucht, man richtet die 
Frage allein auf den Zustand in abstracto, ohne denselben 
in concreto auf seine Ursachen und Wirkungen zurückzu- 
führen. Andererseits ist es zu bedauern, wie' ängstlich mau 
gegenüber anderen sogenannten Stra&usschliessungsgründen 
bemüht ist, z. B. im Falle der Nothwehr, deren Erfordernisse 
in die einzelnen rechtlichen Merkmale aufzulösen und 
diese wiederum in ihre thatsächlichen Bestandtheile zu zer- 
gliedern, als ob dieselben Geschwomen, welche darüber un- 
gezwungen entscheiden können, ob der Angeklagte im Zu- 
stande der Unzurechnungsfähigkeit gehandelt, nicht auch die 
nöthige Urtheilskraft besässen, zu entscheiden, ob ein An- 
geklagter im concreten Falle aus Nothwehr gehandelt. 
Die Definition der Nothwehr, wie sie z. B. der § 53 des 
deutschen Straf-Gesetz-Buches aufstellt, in die Frage auf- 
zunehmen, ist nich<> nothwendig. Sonst müssten apch — 
wie Zachariae a. a. 0. hervorhebt— Vorsatz, Fahrlässig- 
keit und viele andere Begriffe deflnirt werden, die ebenso 
gut (aber auch ebenso wenig) blosse Rechtsbegriffe sind, 
wie die Nothwehr, einerlei, ob das Gesetz eine Definition 
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atifstellt oder nicht Es erscheint Terwerflieh, derartige, 
die Schuld bedingende Begriffe nndefinirt zu la^en und dage- 
gen, im ängstlichem Bemähen, fnr die B es eitignng eines 
SchnldmomentSi wenn nicht Begriffe, doch immer Worte 
zn finden. So wenig der Gesetzgeber in der Lage ist, die 
Begriffe des Vorsatzes im AUgemeinen fdr den eonereten 
Fall zn bestimmen und darin dem richterlichen ürtheile die 
Entscheidung überlasen moss, so wenig lassen sich die in concreto 
in Betracht kommenden, die ExiBten2 eines Verbrechens 
ausachliessenden Gründe, mit juristischer Schärfe fixi- 
ren und wo solches dennoch versncht wird, überwindet das 
gesunde ürtheil der Geechwomen alle dasselbe hemmenden 
gesetzlichen Definitionen» Alle jene gekünstelten Interpretatio- 
nen und die hieran sich knüpfenden Nichtigkeitsbeschwerden 
werden jedoch Termieden, wenn man sich darauf beschränkt, 
die Frage auf »Schuld« oder »Nicbtschuld* zu 
stellen und damit verzieh tet, durch Stellung bestimm- 
ter, die Nichtschuld betreffender Fragen, die Motivirang für 
ein Verdikt zu erbalten, dessen Zergliederung unmöglich er- 
scheint. Die Stellung derartiger Zusatzfragen untergräbt 
das Gewicht der Hauptfrage, obwohl das darin restiltirende 
Streben, die Geschwornen wieder in ihre frühere Stellung 
als Richter der Thatfrage zurückzudrängen und ihnen die 
Bejahung der Schuldfragen in allen Fällen zur Pflicht zu 
machen, wo nicht der in der besonderen Frage 
enthaltene Strafansschliessungsgrun d als er- 
wiesen erscheint, wenigstens nach der Erfah- 
rung des Verfassers, an der Urtheilskraft der 
Geschwornen eine vernünftige Schranke findet. 
Die Erfah rnng zeigt, dass die Geschwornen, trotz der veränder- 
ten Form der Hauptfrage, diese häufig verneinen, weil sie 
es für .überflüssig erachten, in eine Berathung der zweiten 
eintreten zu sollen ; sie erachten die vorsätzliche Tödtung für 
iiicht erwiesen, weil Mangel der Zurebnuugsfähigkeit und 
Vorhandensein des verbrecherischen Vorsatzes für sie un- 
tere inbar Bind. 
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Diese prinziplose Theilung der neueren Gesetzgebun- 
gen hat aber die weitere Gefahr, dass die unterlassene Stel- 
lung einer besonderen Zusatzfrage . (sei es aus Mangel au 
Kenntniss des Angeklagten oder Fürsorge des ihm beige- 
gebenen Vertheidigers und insofern das Gericht von Amts- 
wegen keine Veranlassung nimmt, dieselbe zu stellen), leicht 
die Geschwornen in die irrige Lage versetzt, sie seien nicht 
berufen, über in der Verhandlung zur Sprache gekommene 
Exculpations-Grün de zu entscheiden, weil es an einer 
besonderen Frage mangelt ; eine Gefahr, welcher die andere 
gegenübersteht, dass durch zu häufige Stellung von (und 
zu vielen) Zusatzfragen, die Geschwornen irregeführt und zu 
widersprechenden Verdikten veranlasst werden. 

Ist es somit einerseits die Form der Fragestellung, 
deren Vereinfachung und Beschränkung der zuweit getrie- 
benen Spezialisirung als eine Grundbedingung der Erzielung 
eines sachgemässen Verdikts erscheint, so ist es andererseits 
der Gegenstand (Inhalt) der Fragestellung überhaupt, 
welche in der Gesetzgebung, der Wissenschaft und der 
Kechts3prechung eine verschiedene Behandlung gefanden 
hat. Wenn die fehlerhafte. Form ein irriges Verdikt erzie- 
len kann, so hat der fehlerhafte Inhalt immer ein ver- 
kehrtes Verdikt zur Folge ^). In BetreiBfdes Gegenstan- 
des oder (positiven) Inhalts der Fragestellung unter- 
scheidet man: 

1) Dasjenige, was nothwendig gefragt, oder in die 
zu stellende Fragen aufgenommen werden muss; es sind 
dieses gewissermaassen die Essentialien der Frage, deneu 
dasjenige (von Zachariae a. a. 0.) gegenüber gestellt 
wird, was zum Gegenstande der Frage gemacht werden 
kann, sei es auf Antrag, sei es von Amtswegen. * üüter 



^) Vergl. über den Gegenstand der Fragest eilnng, Zachariae 
II., § 155. 

Flank, Bfwtem. Darstellung, p. 389 u. ff. 
J. Gl a s er , die Fragestellung im Schwnrgerichtsverf. Wien 1868. 

18 
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den letzteren Gresichtspan}^ fallen natnentlicli die sogetmun- 
ten eventuellen Fragen, über deren Znlässigkeit in der 
Eegel das Ermessen des Gerichten entscheidet Den Vor- 
s^^hriften def deutschen Schwnrgericbifige^ize liegen 
n&ch beiden Richtungen die Bestimmungen des Code von 
180B ZQ Grunde; dieselben h^ben sich jedoch in anerken- 
ueuswerther Weise bestrebt, genauer und klarer den noth* 
wendigen Inhalt der Hauptfragen and der Zusatzfragen 
festzustellen, auch das anerkannt, daas neben der noth wen- 
digen Individuabsimng der That auch die gesetzlichen 
Merkmale des Verbrechens, r^p. damit zusammenfallende 
Rechtsbe griffe den Gesch women zur Entscheidung 
verstellt werden müssen (preussische Straf-Prozesß-Ordnung 
von 1867, § 318), wenn sie auch zum Theil verlangen 
{vergl. § 318 ebendaselbst)^ dass Merkmale, deren Beurthei- 
lung in gegebenem Falle durch rechtskundige Einsicht in 
den Sinn nnd Zusammenhang der Gesetze bedingt ist, inso- 
weit es geschehen kann, durch die Aufnahme derjenigen 
Thatsachen ersetzt werden müssen, welche für jene Beur* 
th eilung wesentlich sind. Als maassgebend fär den noth- 
wendigen Inhalt der Fragestellung hat das frauzogische 
Gesetz den Anklageakt aufgestellt (Code. art. 337: Lm 
question resuÜant de Vacte d^accusaiian sera posee en ces 
termes) und mit demselben verschiedene deutsche Gesetzge- 
bungen '), während wieder andere Gesetzgebungen das Ver- 
weis un gsurtheil an Stelle der Anklageschrift setzen*). 
Gegenstand der Hauptfrage bildet somit das in der An- 
klage enbaitene Verbrechen, sei es, dass diese nun durch 



ij So z. B. die ehemals Frankfurter Strafprozessordnung, art. 8ä2 : 
In der Regel beginnt die Hauptfrage mit den Worten : ist der Ange- 
klagte schnldig: und lautet dann wörtlich wie die Schlussformel 
der Anklageschrift 

BayeristheB Gesetz, art. 173. 

Wiirtembefg. Gesetz, art. 154. 

«) HaniioTer. prov. Schwurgerichtsgesetz v. 24. Dec. 1849, § 108. 
Hannover. Strafprozessordnung v. 1850, § 188. 1859 § 194. 
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die Anklageschrift oder das Verweisungsurtheil genügend 
präcisirt werde (selbstverständlich abgesehen von den in 
der Verhandlung neu hervortretenden Umständen). Kein Ge- 
setz begnügt sich mit der blossen Namensbezeichnung des 
^Verbrechens, alle verlangen vielmehr eine Hervorhebung al- 
ler oder doch wenigstens der wesentlichsten Merkmale, 
welche die Anwendung des Strafgesetzes begründen, neben 
der Hervorhebung der concreten Thatumstände, welche die 
strafbare Handlung individualisiren. Die Merkmale einer 
strafbaren Handlung sind theils gesetzliche, den BegrifiF des 
Verbrechens konstituirende ^), theils die angeklagte That 
individualisirende »concrete« Thatumstände (in Betreff* der 
Art und Weise, der Begehung, Ort und Zeit). Die gesetz- 
lichen Merkmale sind sämmtlich aufzunehmen (preussische 
Straf-Prözess-Ordnung von 1867, § 317), von den concreten 
Thatumständen aber nur die wesentlichen, d. h. diejeni- 
gen, welche zur bestimmten (eine Verwechslung auss^chlies- 
senden) Bezeichnung der That, um die es sich in concreto 
handelt, oder zur Individualisirung derselben als erforderlich 
und unentbehrlich erscheinen, die sogenannten unterschei- 
denden Nebenumstände, wie sie der § 317 cit. be- 
zeichnet. Ein Mangel der neueren Gesetzgebungen ist es 
nach Zachariae a. a. 0., dass dieselben diese Unterschei«- 
düng entweder gar nicht bestimmt hervorgehoben, oder 
doch nur in ungenügender Weise von den Momenten re- 
den, welche neben den gesetzlichen Merkmalen hervorzu- 
heben sind. Was zur Individualisirung der That im einzel- 
nen Falle nothwendig ist, darüber lassen sich keine allge- 
meine Regeln aufstellen, die in der Frage enthaltenen That- 
sachen dürfen daher ihre Beziehung zum Strafgesetz nicht 
vermissen lassen. Die Schwierigkeit wird immer darin be- 
stehen, das behauptete Verbrechen in die einzelnen behaup- 
teten Merkmale des vorgelegten Falles aufzulösen. Das Ge- 
richt hat demnach in erster Linie die Aufgabe, den gesetz- 



1) Vgl. Zachariae a. a. 0. 

18* 
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liehen Thatbeidand der in Rede siebenden Verbrech eiisart 
in seine einzelnen gesetzlichen Merkmale aufzulösen (zu wel- 
chen, wie Zachariae a. &. 0. richtig hervorhebt , aber 
fille Momente gehör en^ welche oaeb dem Sinn dea Gesetzes 
den Begriif des Verbrechens l>edingeü, einerlei^ ob sie in 
der vorhandenen Legal- Definition ausdrücklich hervorgeho- 
ben aind oder still schweige od voransgeset^ werden) und 
zwar die letzteren soweit, als es immer geschehen kann, 
um die gesetzlich erforderten Thatsachen den behaupteten 
Thatsachen des vorliegenden Falk nahe zu bringen ^). Eb 
hat ferner auü den behaupteten Thatsachen des vorliegen- 
den 'Falles diejenigen aurzuwählen, welche jenen gesetz- 
lichen zu entsprechen erscbeinen. Ans beiden Elementen 
ist die Frage in einer Weise zn bilden, dass die Geschwor- 
nen nach dem Dasein der gesetzlichen Merkmale in der 
behaupteten Form gefragt werden. Den Gesebwornen fallt 
daher die Aufgabe zu, festzustellen, ob die behaupteten 
Thatsachen des vorliegenden Falls festgestellt sind, sodauu, 
ob sie den vom Gericht angedeuteten gesetzlichen Merkmalen 
enfeprechen. 

Eine entschieden freiere Äuffa&snug bekundet die Braun- 
a chw e ig' sehe Straf -Pro zess -Ordnung von 1S49 (vergl auch 
das Gesetz vom 4, Mai 1858, § 37, § 138 der Redaktion 
der Straf-Prozess- Ordnung von 1858) durch die Bestimmung, 
da5s die Geschwornen über die Existenz der gesetzlichen 
Merkmale des Verbrechens in concreto zu entscheiden haben, 
ohne dass dabei sogenannte Rechts begriffe ausgeschlossen 
werden, oder von der Noth wendigkeit einer (tbunlichen) 
Auflösung in die zu Grunde liegenden thafejäc blichen Verhält- 
nisse bei der richterlichen Fragestellung geredet wird. Für 
den Fall, daes die Gescbwomen sich jedoch über diese Fra- 
gen nicht einigen können, sind sie berechtigt, den That be- 
stand des in Frage stehenden Vergehens in dessen einzelne 
Beatandtbeile von dem Gerichtshöfe anäösen zu lassen und 



Vgl. PUnk a. a. 0., p, 400 u. ff. 
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über die hiernach gebildete Reihe von Einzel fragen 
spezielle Wahrsprüche abzugeben ; ein Verfahren, das immer- 
hin beachtenswerth ist, da es die Möglichkeit eines Austau- 
sches über den Sinn und die Bedeutung der gestellten Fra- 
gen zwischen der Geschwomenbank und dem Richterkolle- 
gium in einer, wenn auch beschränkten Weise, zulässt and 
sich darin dem bereits früher besprochenen Vorschlagt; von 
Hermann nähert. Den vielbetonten Vorwurf zu bekämpfen, 
dass bei dem gegenwärtigen System der Fragestellniig es 
an einem harmonischen Zusammenwirken der beiden Kolle- 
gien mangelt, weil beide gegenseitig über die Tragweite iler 
Fragen und der Antwort nicht im Klaren sind, ist aller- 
dings keiner der neueren Gesetzgebungen gelungen, allein 
sie bekunden das Streben, dass die Geschwornen die Frage- 
stellung nicht als etwas unabänderliches und Unnalibarea 
hinzunehmen haben, gegen welche aus ihrer Mitte über- 
haupt eine Kritik nicht zulässig ist, sie suchen vielmehr 
die Würdigung der Fragestellung selbst dem VersÜlnd- 
niss* der Geschwornen nahe zu bringen, wie beispielsweise 
diejenigen Straf-Prozessordnungen, welche in Betreff der die 
Schlussformel der Anklageschrift in sich aufnehmenden 
Hauptfrage es dem Präsidenten überlassen, von Amtswegen 
oder aut dem Wunsch der Geschwornen die That- 
sachen, welche durch den Spruch der Geschwornen festge- 
stellt werden sollen, nicht in eine Frage zusammenzufissen, 
sondern einzeln zum Gegenstande besonderer Fragen zu 
machen. • 

Die zukünftige Gesetzgebung hat somit den an sie zu 
stellenden Anforderungen nach obigen y erschied LMien 
Richtungen Genüge zu leisten, wenn sie die strengste Befol|rung 
des accusatorischen Prinzips mit dem Streben nach Ermitte- 
lung der materiellen Gerechtigkeit verbinden will und zwar 
bezüglich der Hauptfrage sowohl wie der eventuellen 
Fragen, welche letztere in unseren Schwurgerichtsverliand- 
lungen eine hervorragende Rolle spielen. 

Darüber ist man einig, dass es nicht nothwendig ist, 
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f^ den Fall eine eventuelle Frage zu stellen, dass bei der 

Vera ein uüg eint's gesetzlichen Merkmals der in der Hanpt- 
frage aufgenommenen Tbat die übrig bleibenden Momente 
den Begriff eines in der Anklage mit ent]ialt«nen Verbre- 
chens koustituiren *) z. B, wenn die Hanpt&age auf Mord 

gestellt ist, weil bei Verneinung des Merkmals der »Ueber- 
legung« die im Uebrigeu bejahte Frage den Thatbestand des 
»Todtschlags* ergibt^ obwohl ihre Stellung gesetzlich nicht 
ausgeschlossen ist. Wo dagegen das üebrigbleibende nicht 
von selbst die thatsachliche Feststellung der Voraussetzun- 
gen des alideren straf rechtlieheu Begriffs in sich gchliesst, 
ßo mnes, falls die Möglichkeit einer Verurtheilung des An- 
geklagten in der letzteren Richtung gewährt werden soll, 
eine darauf gerichtete eventuelle Frage geilte 11 1 werden. 
Die deutschen Seh wurgerichtsgesetze enthalten fast ausnahms- 
los über dieee eventuelle Fragesftellnng Bestimmungen, wenn 
sie auch meistens den Fall in*s Auge fassen, dasa die Ver- 
anlassung dazu sich erat aus der mündlichen Haupt Verhand- 
lung ergeben hat. So der § 323 der preu ssisehen Straf- 
Prozess-Ordnnng von 1867, welcher die Stellung der soge- 
nannten Eventualfragen vorschreibt, wenn es nach dem 
Ergebnisse der Verhandlung in Frage kommt, ob 
die That, um deren Untersuchung es sich handelt, in einer 
anderen Gestaltung als in der in dem Verweisungsbeachluss 
angenommenen, gegen die Strafgesetze Verstössen habe (§ 4} 
insbesondere, wenn es sich darum handelt, ob nicht statt 
der vollendeten Handlung ein strafbarer Versuch, statt einer 
vorsätzlich verübten, eine aus Fahrlässigkeit begangene 
Handlung vorliege, oder ob dem Angeklagten in Bezug auf 
das Verbrechen oder Vergehen, das er als Thäter begangen 
haben sollte, nicht wenigstens Theilnahme, Begünstigung 
oder Hehlerei zur Last fallen -}< Streitig wird immer sein, 



^) Zachariae a. a. 0, 

3)I'iir Preasaen bestimmte das EinführungsgesetB eu Strafge- 
Betzbacli v, U. April 1851 arL XXV.: 
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ob Veranlassung zur Stellung einer besonderen Frage vor- 
liege. Es soll dies lediglich nach dem Ergebnisse der 
Hauptverhandlung beurtheilt werden, wobei es gleich- 
gültig ist, ob-dießaths- beziehungsweise die Anklagekanimer 
diese Gesichtspunkte auch geprüft und nach dem Ergebniss 
der Voruntersuchung auch beseitigt hatten. Diese Beatim- 
mungen der deutschen Schwurgerichtsgesetze über Eventual- 
fragen stehen in Verbindung mit dem Grundsatze, dass die 
Anklage, sowie sie durch den Anklagebeschluss und die 
Anklageschrift gefasst ist, durch das schwurgerichtlicbe 
Verfahren nothwendig ihre Erledigung finden muss, 
dass also die aus jener sich ergebenden Fragen nothwendig 
den Geschwornen vorzulegen sind und dass die Vorbe- 



„Den Geschwornen sind geeig^ieten Falles eventnelle Fragen 
vorsnlegen, insbesondere um festzustellen: ob der Aogeklagte in Be- 
ziehung auf das Verbrechen oder Vergehen, wegen dessen die An- 
klage wider ihn erhoben ist, nicht wenigstens des Versnchs, der 
Theilnahme, der Begünstigung oder der Hehlerei schnldtg ist^ 
oder ob er die Handlang, welche ihm die Anklageschrift als eine vor- 
sätzlich verübte zur* Last legt, nicht wenigstens aus Fahrlässigkeit 
begangen zu haben, schuldig ist und das Qesetz vom 3. Mai 1852, art. 86 ; 

Wenn die Thatsachen, welche der Anklage zu Grunde liegen, oder 
die etwa hervorgetretenen näheren umstände, von welchen dieselben 
begleitet waren, verbinden oder vereinzelt, von einem Gesichtspunkte 
aus strafbar erscheinen, unter welchen sie die Anklage nicht gebr^^cht 
hat, 80 sind geeigneten Falls darauf bezügliche besondere Frag:eii 
vorzulegen 

Siehe auch den preuss. Entwurf von 1865, § 383 und § 334. 

Der Art. 86 des Ges. v. 3. Mai 1852 steht im Zusammenhang mit 
dem Art. 30 desselben (§ 4 der Strafprozessordnung v. 1867), welcher 
das Verhältniss des erkennenden Richters zur Anklage des Staatsan- 
walts feststellt und den leitenden Grundsatz ausspricht, dass der 
Richter durch die Anklage mit der ganzen That einschliesälkh 
idler dieselbe begleitenden, für ihre Strafbarkeit erheblichen umstände 
befasst werde, ohne Rücksicht auf die rechtliche OharakterisiruDg^« 
die ihr durch die Anklage geworden ist. In dem Art. 86 wird dieser 
Grundsatz auf das schwurgerichtlicbe Verfahren übertragen und die 
Fragestellung im Einklang mit demsdben geregelt. 

Vgl. Oppenhoff a. a. 0. zu Art 86, p. 408 u. ff 
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faftltnng des in ifaneii ba^orgehobeoeii 0<e$ieht$pimktes tüf 
eine ftoderweitige Wrfolgimg unstatthaft »ei: eine For^ 
denmg des Anklageprinzips, d^ren Schroffheit je<loeli 
durch die ZnlE^sigkett der ETentnal frage, welche es Ter- 
bindert, dss^ da» formelle Reebt auf Eo^teD des materiell^a 
den anssehljesslicheii Sieg erringef wesentlich gemildert 
wird. Allerdings gebort in der Praxis die Frage, inwieweit 
das Geriebt znr Stelinng solcher Fragen in Hinblick auf die 
Richtung und behnfs ErBchopfung der erhobenen Anklage 
befngt sei, zu einer der schwierigsten tind bestrittensten; 
es wird allerdings — wie Schwarze mit Recht henror- 
hebt *) — mit den Antragen auf Beiffgnng solcher Fiagen 
arger Missbrancb getrieben nnd häufig dabei auf die Un- 
sicherheit und die dorcb solche Diskussionen TeTmehrte 
Aengstlichkeit der Geschwomen speknlirt, es mag auch 
zagegeben werden, dass in nmochen Fällen die Frage miss- 
verstaudlich anfgefasst und behandelt wird nnd dass die 
Jury die Eventual fiagen als einen bequemen Rückzug aus 
der Schwierigkeit der Hauptfrage betrachtet. Trotz aller 
dieser Zweifel und Bedenken haben sich die Eventualfragen 
in "praxi bewährt. Dass in der Vorlegung der Eventual- 
frage gleichzeitig die Aafforderang an die Jury liegt, den 
Tbatheßtaiad der in der Hauptfrage begriffenen Terbrecberi- 
scben Handlung mit dem Thatbestande der in der Even- 
tualfrage begriffenen zn vergleichen, »dass diese Verglei- 
ch u n g< bei der Aufnahme d^ gesetzlichen Merkmals 
l>eider Handlungen in die beiden Fragen noth wendig eine 
Lösung der Rechtsfrage mit enthält ^), scheint uns weniger 
ein Nacht heil als ein Vorzng derselben zu sein* 

Im ZuBammenhange mit den sogenannten Eventual- 
fragen steht die Frage über die rechtlichen Grenzen 
der Fragestellung überhaupt mit Rücksicht auf die Zuläs- 
sigkeit einer Aeudernng der Anklage wegen neu hertorge- 



') Zur Reform des Seh würg erichts, p. 28. 
*} SchwaiEB a. a. 0. 
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tretener umstände'). Hier gehen gleichfalls das englische 
Recht und die .französische Gesetzgebung mit den dieser 
nachgebildeten deutschen Schwurgerichtsgesetzen wesentlich 
auseinander. Nach der zweifellosen Forderung des accusa- 
torischen Prinzips muss die Anklage durch das richterliche 
Urtheil, resp. durch das Verdikt der Geschwomen erle- 
digt, andererseits aber auch der Prozess auf die den Ge- 
genstand der Anklage bildende verbrecherische That 
beschränkt werden, die Berücksichtigung neuer Thatum- 
stände in der Hauptverhandlung, durch welche Strafaus- 
schliessungs- und auch Strafmilderungsgründe begründet 
werden können, ist allgemein zulässig und sogar zum Theil 
geboten (z. B. § 319 der preussischen Straf-Prozess-Ordnung 
von 1067). Verbesserungen der Anklage, welche das 
Wesen der That nach seinen gesetzlichen und concreten 
Merkmalen nicht berühren, sind gleichfalls statthaft, das- 
selbe wird von Schärfangsgründen, z. B. dem Rückfalle, an- 
wendbar sein ; Milderungs- und Schärfungsgründe modifici- 
ren nur die Gesetzesanwendung bei der Strafeumessung, den 
Thatbestand selbst vermögen sie nicht zu alteriren, wie 
auch hierdurch die Vertheidigungsrechte des Angeklagten 
nicht beeinträchtigt werden können. Dagegen ist unzulässig, 
jede wesentliche Aenderung der in Judicium deducirten That, 
insofern durch die Aenderung des Klagfundaments das pro- 
zessualische Vertheidigungsrecht des Angeklagten beein- 
trächtigt wird. Die preussische Gesetzgebung z. B. lässt 
eine solche ETlageänderung statthaft erscheinen, selbst in den 
Fällen, wo die That als ein schwereres Verbrechen er- 
scheint, der Thatbestand ein anderer und graverer ist, 
indem sie zur Ausgleichung dieser offenbaren Härte im con- 
cretem Falle eine Rücksichtsnahme auf die bessere Vorbe- 
reitung der Vertheidigung gestattet. Mit Recht tadelt 



Vgl. Zachariae a. a. 0. § 156 und die daselbst angefahrte 
zahlreiche Literatur. 
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Z ac li a r i a 6 a. a. 0. diese von Goltdammer^) verthei- 

digte, aua der Geltutig eines » gffetnischten Anklage- und lo- 
quisitiousprinzips« hergeleitete Aaffaasaag und findet in 
dieser sogenannten Mischung die Gmndgehrecheii der 
preussiscben Ge^setzgebung iii dieser Richtung. Sie opfert 
das Prinzip auf Kosten ein^ scheinbaren Kompromisses* Siö 
setzt das inquisitorische Prinzip an die Stelle des accosato* 
fischen^ indem sie, d«?m durch das aecusafeorische Prinzip pro- 
xesaua lisch gesicherten Vertheidiguiigsrecht des Angeklagten 
gegenüber, welches durch die Gestaltung der Anklage- 
änderung wesentlich gefährdet wird, sich damit zu bem- 
bigen sucht, dass es genüge , wenn das Gesetz in den con- 
creten Fällen dem Gerichte eioe Rücksichtsuahme auf die 
Erschwerung der Vertheidiguug des Angeklagten resp* die 
Vertagung der Sache auszusprechen gestattet. Das Ermes- 
sen des Richters hat hiernach ausschliesslich über die Za- 
lässigteit einer An klage Veränderung zu entscheiden ^), wo- 
durch das Anklagepriuzip verlasen und die franzosische 
Theorie adoptirt worden ist, dass Anklage und Verweisunge- 
urtheil die incriminirte That nur in ihrer vermutheten 
Gestalt und lediglich provisorisch hinstellen, dass also 
das erkennende Gericht bei der definitiven Entscheidung 
dadurch nicht gebunden sein könne, dem gegenüber man 
mit Zachariaei wenn mau das accusatorische Prinzip nicht 
ganz verleugnen will, das „actor de re sua certm esse debet" 
und ^gui accus are vohmtj jjrobatimies höhere debent" gegen- 
über stellen muss, besonders in unserem Strafverfahren, wo 
der mit so grossen Befugnissen und Mitteln ausgerüstete 
Staatsanwalt Zeit und Macht genug hat, um die Anklage 
Torzubereiten und sich zu entscheiden» wie weit er seine 
Anklage stellen will. Jede Aeudemng der Anklage gegen 
den Willen des Angeklagten (insoweit ein schwererer That- 



1) Archiv, Bd. X., p. S88 n. ff. 

') Mittermaie r 's Gesetzgebung imd Eeciitsübung, p. 409 
^. f£.j p. 495 u. fr« 
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bestand hierdurch in Frage gestellt wird) ist ein sqhweres 
Unrecht gegen diesen selbst. Die Zulässigkeit einer solchen 
unter den Formen des Anklageprozesses ist sachlich eine 
Rückkehr zu dem Inquisitionsprinzipe. Sie verletzt die 
gleichberechtigten Interessen der Vertheidigung ; dagegen 
das Interesse des Staates an der Bestrafung des An- 
geklagten, der mit Rücksicht auf die, die angeklagte That 
ändernden neuen Thatumstände doch als schuldig oder in ho* 
herem Maasse schuldig erscheinen könne, in die Waagschale 
zu werfen, ist unzulässig, weil diesem durch die Untersuch« 
ung der angeklagten That und deren Aburtheilung auf 
Grund eines gesetzesgemässen Vorgehens genügt wird, wäh- 
rend die Feststellung des Grades der Schuld nicht als so 
wesentlich erscheint, namentlich, wenn auf Kosten ihrer die 
Rücksichtsnahme auf das Interesse der Vertheidigung ge- 
opfert werden soll. Es handelt sich nicht um ein klein- 
liches Festhalten an der Anklageschrift, noch an dem An- 
klagebeschluss, die rechtliche Grenze für eventuale Fragen 
ist weit genug gesteckt, um nicht den Ergebnissen der 
Verhandlung in einem gewissen Umfange Rücksicht tragen zu 
können; allein, wenn die Ausdehnung auf ein schwereres 
»Verbrechen oder eine schwerere verbrecherische 
Verschuldung zulässig sein sollte, so würde es bald da- 
hin kommen, dass die schützenden Garantien des schwurge- 
richtlichen Verfahrens gänzlich vereitelt würden. Es würde 
auf Seiten der Staatsanwaltschaft das Streben hervortreten 
die Anklage nicht zu mindern, sondern zu erhöhen, ihr 
Zweck wäre nicht den Angeklagten der angeklagten That 
zu überführen, sondern aus den wechselnden Ergebnissen 
der Verhandlung Momente zu eruiren, welche die That 
in einer graveren Gestalt erscheinen lassen möchten. 
Der Angeklagte dagegen, welcher von allen jenen sta- 
tuirten Unterschieden nichts versteht und seine .Vertheidi- 
gung den bestimmten, durch das Verweisungurtheil sanktio- 
nirten Anklagepunkten, gegenüber eingerichtet hat, würde 
das Gefühl jener Ruhe und Sicherheit verlieren, welche ihn^ 
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Bo nöthig ist, wenn er befürcbten mass, dass io jedem 
Stadium der Verhandlung die Antlage wechselt, dass seine 
eigeneix znr Vertheidigung dienenden AuslaÄSungeu der An- 
klage eine gewichtige Waffe zur Anwendung gegen ilm 
selbst zu geben vermögen^ dass unter Beseitigung aller Er- 
geh nTiise der Voruntersuchung, die trotz ihrer untergeord-* 
neten Bedeutung für die Hanptyerhandlung doch wenigstens 
der Vertheidigung einen ziirerlässigen Halt gewähreu soll- 
ten, der Boden uuter seinen Füssen weggezogen und er den 
Chancen zufalliger Thatnrastande preisgegeben wird. Nicht 
minder unsicher wird aber das I'rtheil der Geschwornen 
werden, die zur Entscheidung über eine bestimnite Anklage 
berufen, die schwerere Gestaltung der That in's Auge (assen 
sollen* Sie werden dem Eindrucke sich nicht entziehen 
können, dass, wo die Htaatsauwaltschaft selbst ursprüuglich 
einer milderen Auffassung stattgebend, die Anklage — trotz 
der ihr gewährten Möglichkeit, die verschiedenen Gesichts- 
punkte iu'a Auge zu fassen — dennoch nicht ans Ueber- 
eiluug, sondern in woh! berechnetem Vei^tändnisse auf einen 
milderen Gesichtspunkt gestellt hat, es ihrer Aufgabe nicht 
entspreche, einen begangenen Fehler zu heilen und sich 
gerne damit begnügen, den schuldigen Angeklagten zwar 
nicht straflos ausgehen zu lassen, aber auch keine schwerere 
Anklage anzunehmen. Die Erfehrung lehrt, dass jeder Ver- 
such, den Angeklagten in seinen Vertheidiguugsrechten be- 
schränken zu wollen, auf gewissenhafte Geschworne die 
entgegengesetzte Wirkung ausübt und eher eine Parthei- 
nahme für den Angeklagten als gegen denselben veran- 
lasst . Ihre Aufgabe wird eine um so peinlichere, als der 
Gerichtshof durch den Beschluss, eine derartige Eventualfrage 
zuzulassen, seine eigene Auffassung darzulegen gezwungen 
ist und damit auch seine Partheinahme zu Gunsten der An- 
klage kundgibt, — Eine Vertagung zur besseren Vorbe- 
reitung der Vertheidigung, zumal, wenn auch eine solche 
in das Ermessen des Gerichtes gestellt wird, gewahrt jedoch 
dem Angeklagten keine ausreichende Garantie, da die wie- 
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deraufgenommene Verhandlung (namentlich, wenn nicht 
eine gänzliche Reproduktion stattfindet) die Ergebnisse der 
früheren Verhandlung nicht mit derselben Treue wiederzu- 
geben vermag und eine Verhandlung, welche lediglich eine 
Vertheidigung gegen eine schwerere veränderte Anklage 
bezweckt, die ursprünglich leichtere zum Nachtheile des 
Angeklagten preisgiebt. In der zweiten Verhandlung wird 
der Kampf zwischen Ankläger und Vertheidigung von dem 
ursprünglichen Felde abgelenkt. Es handelt sich nicht 
mehr um die Frage, ob der Angeklagte der angeklagten 
That schuldig ist, oder nicht, sondern vielmehr darum, ob 
er nicht mindestens der letzteren schuldig sei, wenn nicht 
der "schwereren, den Ergebnissen der Verhandlung entnom- 
menen That. Daher denn es auch die neueren Straf-Pro- 
zess-Ordnungen alternativ anheimstellen , das Interesse 
des Staates an der Bestrafiing eines anderen oder schwereren 
Verbrechens, dessen wahrscheinUche Existenz aus den Ver- 
handlungen sich ergibt, in jedem Falle zu wahren, durch 
den gerichtlichen Ausspruch oder Vorbehalt einer ander- 
weitigen Verhandlung, um dem Einwände der sonst mög- 
lichen prozessualischen Comsumtion vorzubeugen*), obwohl 
ein solcher Vorbehalt nicht in das Ermessen des Gerichts 
sondern ausschiesslich auf Antrag des Staatsanwalts zulässig 
sein sollte, da dieser dem accusatorischen Prinzip zufolge, 
allein über die formellen Bedingungen der Anklage zu ent- 
scheiden hat. 

In dem englischen Verfahren tritt das Interesse des 
Staats zurück, gegen das Interesse des Angeklagten, welcher 
einmal vor Gericht gestellt, eine Erledigung der erhobenen 
Anklage durch Verurtheilung oder Freisprechung verlangen 
darf. Ein Vorbehalt einer jieuen Anklage aus den durch 
die Verhandlung veränderten Thatumstände ist ebenso un- 
zulässig als die Aenderung der Anklage selbst. Eine Ab- 
weichung von dem früheren starren Formalismus besteht 



Za chariae a. a. 0., p. 593. 
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nur darin, dass der Thathestand eines bestimmten Verbre- 
chens in geringerem Umfange ak die Anklage behanp- 
tet, bewiesen and ?on der Jury^acc^ptirt werden darf und 
Verbeaserungen der Anklage werden zulässig erachteti 
soweit die Vertheidigüngs rechte des Angeklagten hierdurch 
nickt beeinträchtigt werden. Die Oeschwornen dürfen ihr 
Verdikt auf kein schwereres Verbrechen richten, wäh^ 
rend, wie wir bereits früher angeführt haben, es gesetzlich 
anerkannt ist, dass die Geschwornen in gewissen Fäüen auf 
das still schweigend in der Anklage mit enthaltene gerin- 
gere Verbrechen, ja sogar auf ein anderes gleichstehen- 
des Verbrechen (z. B. statt Diebstahl auf Unterschlagung) 
ihr Verdikt richten dürfen. Es setzt dieses allerdings voraus, 
dass die Geschwornen im weitesten Umfange die rechtlichen 
Merkmale des fraglichen Reates zu erörtern und darüber zu ent- 
scheiden haben; denn nur ans der Vergleichung dieser^ ver- 
mögen sie einen derartigen Unterschied zu erzielen* Die 
englische Be cht« Übung lehrt aber, einen wie richtigen nnd 
wohlthätigen Gebrauch die Geschwornen von dieser Befug- 
niss machen uud es ist nicht abzusehen, warum dieser Satz 
nicht auch bei unseren Geschwornen zar Anwendung kom- 
men dürfte. Das accusatorische Prinzip wird hierdurch nicht 
verlassen, weil die Tliatsachen der Anklage aufrecht erhal- 
teu bleiben und nur gegen diese sich die Vertheidigung 
des Angeklagten zu richten hat, während das Interesse des 
Staates an der Bestrafung des Hohuldigen dadurch gewahrt 
wird, dass nicht die zufällige Cbance einer in dieser 
Kichtnng gestellten EYentualfrage entscheidet , sondern, 
wenn solche aus dem einen oder anderen Grunde unter- 
lassen wurde, die Geschwornen durch ein dieses Versehen 
heilendes Verdikt die Bestrafung des Thäters ermöghchen. 
Diese auch in andere Straf* Prozess-Orduungfeu (Malta, 
Zürich) übergegangene Bestimmung ist auch von prakti- 
schem Nutzen, weil hierdurch die Geschwornen zur Ge- 
wöhnung kommen, sich mit den einschlagenden Rechtsbe- 
griffen vertraut und bekannt zu maoheu und hierdurch für 
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die Entscheidung der Bechtsbegriffe (namentlich an der 
Hand einer geeigneten Rechtsbelehrang) besser geschalt 
werden können. 

Die Eventualfragen der deutschen Schwurgerichtsge- 
setze sind einem zweifelhaften Versuche entsprungen, sich 
von den Fesseln der unter der Herrschaft der inquisitori- 
schen Theorie und Praxis stehenden franzosischen Gesetz- 
gebung loszureissen, welche einerseits als Regel aufstellt, 
dass die durch das Verweisungsurtheil rectificirte Anklage 
(und das Verweisungsurtheil basirt auf den Ergebnissen der 
Voruntersuchung, acceptirt diese somit als entscheidend), 
die nicht zu überschreitende Basis der Hauptverhandlung 
bilde, dass sie durch das Verdikt und die Fragestellung 
erledigt werden müsse, letztere aber auch nicht über diese 
durch das Verweisungsurtheil geschehene prozessualische 
Basis hinaus greifen dürfe, andererseits eine Modification 
dieses schroffen Formalismus durch das System der soge- 
nannten äements constitutifs und aggravants geschaffen 
hat. Die Frage darf weder auf eine Anklage gerichtet 
werden, welche schwerer als die in dem Vei-weisungsurtheil 
bezeichnete verbrecherische That ist, noch selbst auf eine 
in der gesetzlichen Strafandrohung gleichstehende, während 
die aggravirenden Elemente durch die Ergebnisse der Anklage 
im Gegensatz zu den sogenannten constitutiven verändert 
und darauf bezügliche Fragen gestellt werden können. Zu 
welchen Unsicherheiten und Zweifeln die französische Rechts- 
sprechung durch Vermischung der circonstances aggravants 
mit der eonstitutifs Anlass gibt, ist bekannt. 

Daran hält jedoch die Rechtssprechung fest, dass, wenn 
auch alle mögliche Modificationen vorgenommen werden 
können, selbst durch Aufnahme neuer Thatsachen, welche 
selbstständige Verbrechen bilden, mit Sübsumtiou unter einen 
anderen Gesichtspunkt und Verwandlung des strafrechtlichen 
Charakters, an die Stelle der in der Anklage ent- 
haltenen That nie und nimmermehr eine andere 
gesetzt werden darf; allein die Strenge dieses Grundsatzes 
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ist in <!er fmuzösisch^n Gesetzgebung tu cht eine Folgerung 
etwa des darin strenge fesi gehaltenen accnsatorisehen 
Prinzips; sie ist nicht eine Beguni?tiguug der Rechte 
des Angeklagten^ i&t TJelmehr einerseits erklärlich ans der 
ganzen Gestaltung des französischen Verfahrens, welches in 
d'^n Ergebnissen der Vorunterynchnng gipfelt , dieser 
nicht einen Yor bereit enden, sondern entscheidenden Charakter 
verleiht, andererseits das Resultat des rein formellen 
Charakters, welcher in der Rechtskraft der Verweisnnga- 
nrtheile den Anklagekamniern eine Garantie zu schaffen 
bemüht ist zu Gunsten der Anklage. 

An den Consequenzen des Anklageprinzips halten nnr 
dicjenigeu Straf- Prozesa-Orduungen fest, welche dem Urtht^ile 
keine andern Thatsacben, also auch keine strafbarere Wil* 
lensbestinimnng (z. B* durch Ausdehnung der auf Todt-- 
sehlag gestellteu Anklage auf Mord) zu Grunde zn legen 
gestatten, als solche, welche dem Angeklagten in der An- 
klage oder dem Vervreisungsnrtheile zu Grunde gelegt siud- 
80 insbesondere die brannschweig'sche Stmf-Prozess-Ord- 
nung ^). Am weit est eiis geht die Abweichung von dem accusato- 
riBüheu Prinzipe in der preussischen Straf prozessgesetz- 
gehung, (Pi-eua, Gesetz vom 3. Mai 1852 art. 30, art. 86, 
Preus. Entwurf vou 1865 § 4, Preus. Straf-Proze^s- Ordnung 
von 1867 § 323, § 4), Hier ist kaum noch erkennbar, was 



i> § t^ß daselbst: die Gerichte aiad bei der Abgabe des Erkeimt- 
niases zwar an den thateäcb Heben Inhalt der Anklage, nicht aber an 
die Becbtfat]!4fühini]geu nnd Straf an träge des Anklägern gebunden. 
Ergeben sich im Laufe der Verbandinngen neue, den Thatbe- 
stand ändernde Umstände ^ ao kann swar das Verfabren anf An> 
trag des Anklägers sistirt werden ; es bedarf indeas, sofern das wei- 
tere Verfabren auf tJie neu ermittelten Tbatumstände erstreckt wer- 
den soll, eiuernenen Anklage. — Demgemäaa war fflr die Brauns eh weig. 
Strafprozessordnung gar keine Veranlassung gegeben, in § 14'1 über 
die Fr BLge Stellung Bestinminngen zu treffeu, wie es in Betreff der erst 
in der Verhandlung bervortreteuden neuen Umatäude za halten 
id. 

Vergl. auch Hamburg. Entwurf^ § 208, 
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als unveränderlicher Kern der Anklage aufrecht erhalten 
werden soll, während selbst die Sachs. Straf *Prozess- Ord- 
nung daran festhält, dass es immer dieselbe That sein 
muss, welcher den Gegenstand der Aburtheilung bildet und 
die Aenderung sich nur auf die Nebenumstände der That be- 
ziehen darf. 

In dem Verfahren ohne Geschwome begegnen wir 
demselben Widerstreit der Ansichten; ein Beweis, das.s wir 
von der strikten Durchführung des Anklageprozesses noch 
weit entfernt stehen. 

Was uns als unwesentliche Form erscheint uu«l als 
Formalismus verurtheilt wird, ist im Strafverfahren oft von 
hoher Bedeutung. Das Gesetz kann nicht alle Schul^Hure 
treffen, es vermag nicht immer den richtigen Grad der Ver- 
schuldung zu ahnden! Ohne schlitzende Formen winl es 
in seiner Anwendung zur Ungerechtigkeit und in seinem 
Endzweck unsicher; die Rechte der Vertheidigung Imlien 
denen der Anklage zu entsprechen. Unter der sogenannten 
»Entwicklungsfähigkeit der Anklage« verliert diese an Wertb, 
weil sie mit dem Unberechenbaren nicht gleichen Scliritt 
zu halten vermag. Mau ist in der Lage, sich gegen iil>er 
einer bestimmten Anklage, wirksam vertheidigen zu küiinL*n, 
nicht aber gegen die Eventualität jeder verbrecheriselieu 
Handlung. Der Fortschritt jeder Strafprozessordnuag 
äussert sich in der Erhöhung der Garantien, welche <lie- 
selbe dem Angeklagten gewährt. Wenn die p reu ss. Gesetz- 
gebung hierin einen Rückschritt bekundet und sogar i'il>er 
die Bestimmungen der französischen Gesetzgebung hinaus- 
geht , welche wenigstens formell (wenn auch uieht 
materiell) das Anklageprinzip aufrecht zu erhalten sucht, so 
hat die Praxis in beredter Weise dargelegt, dass ein solches 
Streben mit den heutigen Anforderungen im Wider- 
spruch steht. Die Masse der subtilen und. verworrenem 
Streitfragen , welche unsere Schwurgerichtverhand 1 inigen 
beherrschen, beeinträchtigt das Wesen dei^ Verhandlnng, 
zerstört die Berufsfreudigkeit und hat dem Schwurgerichte 
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eine grosse Zahl von Gegnern zugeführt. Nicht unheilbar 
erscheint (liebes *Uebel| nicht so bedenklich, dasa an demsel^ 
ben ein Hinsiechen des Schwurgerichtsinstihitea zu befürch- 
ten ist. Eine richtige Auffassung desselben nicht ala ver- 
einzelter Erscheinung, als fremder Einrichtung^ son- 
dern als einer mit den übrigen Rechtsinstitutionen des 
Staates in unlöslichem Zusammenhange stehender Rechts- 
anstalt wird zur Klärung aller der Streitfragen führen^ 
welche in der Wtsseuschaft und Praxis oft mit leiden- 
schaftlicher Erbitterang zum Austrage kommen. 

Das Schöffengericht wird nie das werden können, was 
das Schwurgericht sein soll und selbst in seiner yerküm- 
raerten Gestalt zur Zeit uns ist. 

Ob in dem Kampfe der Meinungsverschiedenheit das 
Schöffengericht zur erweiterten Geltung kömmt , ist eine 
Frage, welche die bevorstehende Gesetzgebung zu lösen hat ^), 



*) Wäbrend die TOTliegende Arbeit sich bereits unter der Presse 
Ijefftnd, ist die Schrift Dr, Rieb, Bd* J o h n a (Ratb beim Oberappellationa- 
gericht der freien Hansestädte zu Lübect) „lieber iTeschwornenge- 
rißhte und Seh üff engerichte'' (Berlin 1872, C, G. Lüderitz'sche Ver- 
tagsbnclihandlnng) erschienen und konnte dieselbe auch nicht mehr 
in der diesseitigen Darlegung benutzt werden, was wir um so mehr 
bedauern mussten. als wir in der Anffassung' John's eine Bestäti- 
gung' unserer eigenen Änifassung zum grösseren Theil erbliekenj 
so soll doch nicht unterlassen werden in kurzen Zügen den Gedau- 
kengatig dieser lesenswerthen Schrift des geach&tzteti Verfassers ^n 
reproduziren. 

John knüpft an die an den letzten Jnriatentag gesteUte Frage 
und das von dem Jnristentage abgegebene Votnmi bei welchem jedoch 
(\her die Frage, ob die GeflchwornengeTichte au Stelle der Schöffen- 
gerichte treten sollen, mit Stillschweigen hinweggegangen wurde. 
Der Verfasser thejlt die strengen Urtbeile, oder bes^ser Vernrtb eilungen, 
wie sie in der letzten Zeit gegen das Geschwornengerieht ausge- 
sprochen wurden, in vollem Umfange; für ihn ist das Interesse an 
dem gcgenwHrtigen Schwurgerichte identisch mit der JPrage der Be- 
seitigung desselbrai. Bewiesen erscheint ihm jedoch nnr durch alle 
diese Angriffe der Eine, rlass das nach französischem Muster ge- 
bildete Gescbwornengericht nichts werth sei, ohne dass durch derartige 
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Wie diese sich auch entscheidet, dem Schöffengericht 
wird sie das Schwurgericht nicht zu opfern vermögen. Sie 

Angriffe das Institut d«r Geschwornengerichte überhaupt getroffen 
werde; die gegenwärtige Taktik gegen das Gfeschwornengeric lit be- 
weist ihm nnr, dass die Angriffe einseitig gerichtet sind gegen die 
Fehler des französischen Geschwornengerichts, dass ferner diejenigen, 
die sie anwenden unter Ignorirung der epochemachenden Arbeiten 
Biener*s, Mittermaier's, Glaser's, Gneist's, Brunner's 
u. a. m. seit 1848 ihre Eenutniss über das Geschwornengericht zu 
erweitern, nicht der Mühe werth erachtet haben, dass ihr Horizont 
nicht weiter reicht, als die Wände des heimischen Schwurgerichts- 



Durch diese Angriffe kann nach demselben a. a. 0. p. 9 nur ge- 
wonnen werden, dass das französisch -rheinische Geschwornengericht 
zu beseitigen und die ihm übertragene Funktion einem anderem Organe 
anzuvertrauen ist, wobei wahrlich auch vorauszusetzen sei, dass dieses 
andere auch ein besseres sei. 

„Aber nichts weniger als bewiesen ist es, (freuen wir 
uns in üebereinstimmung «mit dem Verfasser constatirt zu sehen) 
dass, wenn die französischen Geschwornengerichte 
nichts taugen, die Geschwornengerichte überhaupt 
nichts werthseien und ebensowenig ist bewiesen, dass 
dasjenige Organ, welches an Stelle der Geschwornen- 
gerichte zu treten habe, das Schöffengericht sein 
m u s s. Denn eine derartige Behauptung würde den Beweis voraus- 
setzen, dass Schöffengerichte besser seien, nicht nur im Vergleich 
mit dem französisch-rheinischen Geschwornengericht, 
sondern auch im Vergleich mit jedem Geschwornengericht. 
Es folgt nun eine Darlegung des Schöffengerichts in Deutschland 
vor dem . Eindringen des römischen Rechts im Gegensatz zu den 
Schöffengerichten der Gegenwart, vorzugsweise wie solche durch die 
preussische Strafprozessordnung vom 25. Juni 1867 und die von 
uns näher entwickelten sächsischen Gesetze gestaltet worden sind. 

Der Verfasser anerkennt nicht, dass die Schöffen in dieser Gestaltung 
offen sichtliche Vorzüge vor den Geschwornen besitzen und zwar 
solche, welche auch in der Sphäre , in welcher die Geschwornen 
bisher Dienste geleistet haben, sich zu bewähren geeignet sind. 

Diese Vorzüge werden weder befunden in der Berufungsart 
der Schöffen, noch unter Verweisung auf die beschränkte Competenz 
der Geschwornengerichte in der viel umfänglicheren Competenz 
derselben, da der Beweis mangle, dass die Geschwornengerichte 
eine Erweiterung ihrer Competenz nicht vertragen können. Ebenso- 
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würde mit letzterem niclit eine Form dea* Yerfelirens 
opfern , »ondern aoch die Ergebnisse langjähriger ge- 

wenig haben die Schöffeng erlebte gezeigt, da^g ihre Entflcbeidnn- 
g eu ricbtiger, befriedigender gewesen seien, ah die der Gescbworneu- 
ger ichteT tleren verkehrte Yerdicte Jiäufiger weniger der Verkehrtheit der 
GeBchwornen, ala der Verkehrtheit des schlechten Prozeai- 
gesetieB zuzuschreiben seien (p. 21, a* ft- 0). Auch fehle der 
Nachweis, dasa die Scbüffen eich besser bewÄhrt hätten, als die 
Geachwornen, welcher dnrch An f Zeichnungen Ton günstigen Erfah- 
rungen über die Wirksamkeit der Schöffengerichte, namentlich in 
Sacbßen nicht ersetzt werden könne, da es, wie der Verfasser mit 
Becht hervorhebt, nicht darauf aükcmmen kann, ob die Scliüffen in 
ihrer Sphäre sich bewährt haben mögen, aondern darauf oh eie 
ilch besser und zwar um so viel besser ab die Geschwor nen bewährt 
haben, dass man sie an Stelle der letzteren zu setzen habe. 

Der allzngrofisen Erweiterung der üompetenz der Geschwomedi 
steht allerdings (p. 23 a. a. 0.) die Schwierigkeit entgegen, für dea 
Geachwornendienat die erforderiiche Arbeitskraft zu gewinnen, was, 
wenn man in allen Strafsachen den Wahrspruch von zwölf Ge^chwor- 
nen verlangte, nicht durchitthrbar wäre, namentlich mit dem Verfah- 
ren, wie es heute besteht. Diese Schwierigkeit wird nicht durch Ein- 
führung des Schi)ifengerichtea gelöst. In der nnentgeldlichen Mit- 
wirkung von Richtern aus dem Volke auch hei den nnbedeutenden 
znr Cognition des Polizei rieh ters gehörenden Strafsachen wird kein 
Gewinn für die Stra frech ta pflege gefunden und wir vermögen nur mit 
dem Verfasser den treffenden Auespruch zu theilen: 

„Auf die Entfaltung einer gewissen Geschäftigkeit kann 
es doch nicht ankommen, sondern darauf, dass etwas geschieht^^ 
was gleichbedeutend ist der Behauptung , dasa dnrch dieses 
Heranziehen der nnentgeldlichen Arbeitskraft ftlr allgemeine 
Zwecke eben nichts genutat werde, weil derjenige, der seine Dienste 
leistet, anch das Bewustsein haben müsse, dass er dnrch seine Opfer 
etwas nütze. 

Und wenn der Verfasser in dieser Bichtung bemerkt, 

„dass dieses £ewnsf;tsein aber hei denjenigen Männern ent- 

j, stehen könnte, welche herangezogen werden, um mit dem 

* „Polizeirichter gemeinschaftlich zu jndiciren, das möchte 

„ich bis auf Weiteres beatreiten, wenn mich auch einzelne 

,, Schöffen versichern, ihre Thätigkeit sei allerding von grosser 

„Bedeutsamkeit'' 

so iat dieses nur gleichfalls eine Bestätigung der von nns früher 

geäusseften Ansieht^ dass die Mitwirkung der SchÖfTen in judicando 
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deihlicher Rechtssprechung, einer an wissenschaftlichen 
Forschungen reichen Literatur, wie sie in gleichem Maasse 



bei geringeren Vergehen und üebertretungen eine wirklich erspriess- 
liche Bedeutung nicht in Anspruch nehmen kann; dass, wenn man 
gegenüber der gegenwärtigen Competenz des Schwurgerichtes eine 
Erweiterung verlangt, diese Erweiterung nicht in der Richtung 
der Einführung des Schöffengerichts zu suchen ist, sondern dass das 
Geschwornengericht an sich kein Hinderniss bietet, diese Competenz- 
erweiterung yorzunehmen, ohne Vergeudung von Arbeitskräften, wie 
solche bei dem Schöffengericht nothwendiger Maassen eintreten muss, 
wird füglich ebensowenig bestritten werden können. Ebensowenig 
erwartet John a. a. 0. p. 26 von der Beseitigung des Geschwornen- 
gerichts und der Erweiterung des Schöffengerichts eine korrekte Lösung 
der Frage von der Berufungsinstanz in Strafsachen, was von den 
Vorfechtern des Schöffengerichts wiederholt betont worden ist. — Der 
Verfasser wendet sich nunmehr gegen das hauptsächlich zu Gunsten 
des Schöffengerichts geltend gemachte Argument, dass auf dem Bo- 
den desselben die unheilvolle Trennung der That- und Rechtsfrage 
und hiermit der Kern der wesentlichen Gebrechen des Jury- Verfah- 
rens zu Grabe getragen werde. Wenn man den Schöffen ganz 
gleiche Funktionen wie den rechtsgelehrten Richtern zuweist, da 
wird allerding auch kein Streit entstehen, wie die Arbeit zwischen 
den Staatsrichtern und den Richtern aus dem Volke getheilt werden 
solle, da eine solche Theilung der Arbeit eben von vornherein ausge- 
schlossen ist. Allein dieser einzige Vorzug fällt ja selbst da hin- 
weg, wo, wie im Königreich Sachsen der Fall ist, den Schöffen die 
Entscheidung über die Rechtsfrage (und über die Strafbemes- 
sung!) entzogen wird. Ist hierdurch nicht derselbe Keim zu jenem 
unseligen Streit über That- und Rechtsfrage gelegt? Es folgpn die 
interessanten Ausführungen des Verfassers auf p. 31—39 über die 
Art und Weise, wie nach Ansicht desselben das Verfahren mit Ge- 
schwornen geregelt werden soll. Darch Anwendung desjenigen im 
wesentlichen auf deutsche Verhältnisse, was* in dem englischen Ge- 
schwornengericht für das Verhältniss zwischen dem rechtsgelehrten 
Richter und dem Geschwornen Gemeingültiges enthalten ist, wo- 
nach es wohl möglich ist, das Geschwotnengericht von den Mängeln 
der französischen Geschwornengerichte zu befreien, ohne es desshalb 
selbst zu beseitigen; ein Resultat, welches (wie auch von uns bereits 
früher hervorgehoben worden ist) nur dann zu erreichen sei, wenn der 
gesammte Strafprozess diejenigen Aenderungen erfahre, durch 
welche die Reform der Geschwornengerichte bedingt sei. Allerdings 
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kein anderes Land l)esitzt. Der Werth des Schwurgerichtes 
ist nach rein objektiven Gründen zn bemtheileu, 

Beien diese Reform on nicht erforderlich, wenn man anter Beseitigung 
des OegcbworDeiigerichtH Schöffen auBBchlieflslich heranziehe. 

Der Yert'd^ser helenchtet Bcbliea^lioh speziell daBJenige^ waa die 
fthüffen zn tlmn haben nnd wie sie es »n thun habea^ sowohl nach 
dem prcneslflchenj wie nach dem f^ftcbsiiachen Syatem (p. 4! n, ff- 
a. a. 0-)- Bei Adoption des prenaa, Systems würden die Schöffen zwar 
über mehr all über die Existenz der Scbnld, sie würdeu auch 
über die Grüsse der Schnld zu urtheilen haten. Dieser scheinhare 
Tortbeil wird dadurch vollständig neutraliairt, dass die Schöffen die 
Schuldfrage nicht aelbstätändigi sondern im Vereine mit deu rechts- 
gelehrten Richtern zu entscheiden baten. Bei Adoption des säeii?ii5chen 
Systems wird die geriue-ere Bedeutsamkeit der Schöffen, die nur über 
dapjenigOj was deu Geschworuen äut Entscheidung übertragen worden 
wttFCf zu entscheiden haben, noch deutlicher da hiemach die Schüß'eii 
nicht die SrhnU-, sondern nur die Thatirage au entscheiden haben 
und diese nicht einmal selbstständigf fiondern nai in Gemeinschaft 
mit den rechtsgelehrten Richtern \ ein Syatem , daa alle die 
Streitigkeiten des achwargerichtlichen Verfahrens von Neuem erzeugt ; 
und während bei dem Geschwornengerichte diese Sonder ung zwischen 
That- nnd Eecbts frage (Frageatellnng, Discuesion darüber n. s, w.) 
wenigstens der OeffentUchkeit anschüre , erfolge dieselbe in dem 
scböffenge richtlichen Verfahren hinter verschlossenen Tbüren, aus- 
serhalb der Kontrolle der Partheien nnd der OeffentUchkeit 
„Dem Vorsitzenden Richter des Schwurgerichtes steht die Geschworuen- 
back als ein Ganzes gegenüber Der einzelne Geschwor ne mit aUen 
seinen per^önlif^heu Neigungen ist demiiacb dem richterlichen Einflüsse 
gänÄÜch entzogen » bei der gemeinschaft liehen Berathung der 
rechtsgelehrten Richter nnd der Schöffen bietet aber gerade die 
Individualität des einzelnen Schöffen die Grundlage, auf der eine weit- 
reichende Beeinflussnng desselben unternommen werden kann." 

In dem Scbeinwesen des Schöffengerichts findet John gerade 
das VerwerdicLe desselben (p. 145.) ,,Die Schi^ffengericbte aber sind 
in sich selbst unwahr. Sie wollen den Schein erwecken i als 
seien sie eine Binricbtung, durch weiche die Volksgerichtsbar- 
keit entscheidende Bedeutsamkeit erlangen könnte nnd doch dienen 
sie nur dazu, durch Herabdrückung der Volksgericbtsbarkeit zn deren 
volle Bedeutungslosigkeit dem Urtheile des rechtsgelehrteu Richters 
den entscheidenden Einäu^s zu sichern. 

Ein Heilmittel hiergegen findet der Verfasser ebensowenig in dem 
Frinzlpe der numerischen Majorität der Schöffen. 
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»Die ausgesprochenen HoflPnungen und Erwartungen 
sind bis jetzt nicht getäuscht worden, mag auch das Ver- 

Ebensowenig beweisen die bisherigen Erfahrungen, selbst wenn sie 
die günstigsten wären, in Hinblick auf die gering fügis^en bia jfizt 
der Entscheidung der Schöffen überwiesene Sachen, welche kaum Ver 
anlassung geben, das Selbstbewusstsein des Volksrichters gegen ilas 
S^lbstbewusstsein des Staatsrichters wach zu rufen. Anders wiirik> 
die Sache sich gestalten und Störungen des koliegialischeu Yerhult- 
nisses würden nicht vermieden werden können, sobald die Bedeutsam- 
keit des Straffalles, sei es wegen der Schwere der That, sei en wn^en 
der Persönlichkeit des Angeklagten, wegen der politischen Natur des 
Verbrechens das Blut in raschere Wallung bringt". 

Wenn man sich aber auf Erfahrungen stützen wolle (die si^^h^^rnt« 
Stütze des Gesetzgebers), wirft der Verfasser schliesslich die Fraise 
auf: Warum sollten denn nur die Erfahrungen gelten, welctfe nsit don 
Schöffen gemacht sind, warum nicht auch diejenigen, welche Am 
Geschwornengericht aufweist? das, trotz seiner verkaimtcn 
Beschaffenheit bei Entscheidung der schwersten Straffälle sich hu 
allgemeinen als brauchbar bewährt habe und vollkommen bnmch- 
bar sein werde, wenn man es so gestaltet, wie dies seine Natur er- 
fordere, da es doch sicherer sei, dasjenige, was bei EntscheiJuiig 
der wichtigsten Straffälle sich bewährte, auch auf die Entscheid!] Dg 
der minder wichtigen Sachen zu übertragen als umgekehrt dasjenige, 
was bei minder wichtigen Sachen zu sichtbaren Uebelständen iiuch 
nicht geführt haben mag, auch zur Entscheidung der wicht ii,^ st en 
Straffälle heranzuziehen! Die Mitwii-kung der Bichter aus dem Volke 
erscheint dem Verfasser nur in der Form des Geschworneii§:e- 
rieht 8 statthaft, die Ausdehnung der Schöffengerichte auf die 
schweren und schwersten Straffälle wäre identisch mit der Ent- 
scheidung der Schuldfrage durch recbtsgelehrte Richter, was der V (Er- 
fasser als einen Bückschritt in der prozessualischen Entwicklung er- 
achten würde." So lautet im Wesentlichen der Gedankengang dieser be- 
merkenswerthen Schrift. Wenn wir auch mit dem Verfasser iii^^ht 
die Ueberzeugung zu theilen vermögen, dass durch das Auskunft^ mit- 
tel des Schöffengerichts geradezu beabsichtigt werde, die Schüf- 
fen an Stelle der Geschwornen treten zu lassen und das Geecliivor- 
neugericht selbst zu beseitigen und wenn wir auch die durch Einfiilinmg 
des Schöffengerichts für Strafrechtsfälle mittlerer Ordnung dLQ]ii::ude 
Gefahren nicht so erheblich anschlagen, wie John a. a. 0. allcTdiuga 
mit sehr schwarzer Farbe malt, (wir erblicken weniger positive Nach- 
theile, als negativ den Mangel jeden Erfolgs und erachten da^^elbe 
daher für überflüssig!) so begrüssen wir dennoch freudigst gegenüber 
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trauen zu dieser Einrichtung der geringen Zahl ihrer 
Gegner noch immer ein geheimnissYoUes Räthsel sein.« 

der bevorstehenden Strafprozes^gebnng ft^ daa deutsche Eeich jede 
JMeinuügfläusBernng^ welche für ika Schwurgericht gegen das Setiüf- 
fenge rieht iich richtet. Die Ärgameute auf beiden Seiten stehen sich 
iliametral gegenübe r^ vieles ist in meisterhafter und bewährtet Weise 
KU Guüsten des Schüffengerichtes geltend gemacht wordeu^ waa aller- 
dings die zukünftige Erfahrung erst zu widerlegen vermag, da die 
eifrigsten Verehrer des Schöffiengerichta gewiss das Ergebniss bis- 
lieriger Erfahrong als eine nicht genügend dauerhafte Grundlage 
erachten werden, um einen Bau von solcher Tragweite und solcher 
Bedeutaug trafen zu können. Oh es gerathen i^^t, eine Institution 
einzuführen, für die allerdings das Bedürfniss, so vielfach und lebhaft 
auch betont, nach meinem Ermessen nur ein scheinbares ist und 
von den Erfahrungen der Zukunft abwarten zu wollen, ob dieselbe 
Wurzeln schiägt und auf dem vaterländiaeheu Boden in der jetzi- 
gen Gestiküung heimisch wird, iat eine Frage, welche die positive 
UeseUgebung 2U lösen hat „SoUte aber die Zeit kommen, oder sollte 
sie bereits da seirij wo das Recht gbewusstsein die Durchführung des 
Satzes verlangt j dasa wegen eines Vorbrechens flur derjenige verur- 
tbeilt werde, de säen Sc buhl nicht blos der rechtsgelehrte Eichter, 
flondern auch Männer i^us dem Volke einzusehen vermögen ^ so 
dürfen wir uns mit John a. a, 0. (am Schlüsse p. 48) des Glaubens 
getrösten , dA.ah Q^ als dann nicht an einem Gesetzentwurf fehlen 
werde^ weicher die hierzu erforderlichen atrafproiessualiflcheu Eiurich- 
tungeu in Vorechlftg zu bringen versteht*** 
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Im Verlage Toa Franz Beigiuain Anffarth in Frankfurt a. M. 
ist Ten demselben VorÜMser 6r«efaienen: 

Zur Beform des Strafprozesses. 

Erste Abhandlung« 
Kritische Beroerkungen zu den wesentlichsten Bcstimmuugen 
der für die neuen preussischen Landestheile publicirten Straf- 
prozessordnung vom 25. Juni 18'37 im Hinblick 
auf eine zukünftige 
Bundes- Strafprozessordnang 

von 

Dr. jnr. SL Haycr. 

Preis: 54 Krenier =^-. 15 Silbergroschen. 



Dasselbe. — Zweite Abhandlung. 
StrafprozessordnuDg für den Norddentschen 

Band. 

Preis: fl. 1. 48 = Rthlr. 1. 



Dasselbe. — Dritte Abhandlung. 
Die Wiederanfhahnie im Strafverfahren. 

Preis: fl. 1. 48 =^ Rthlr. 1. 



Dasselbe. — Vierte Abhandlung. 
Das Verfahren aof erhobene Privatklage. 

Preis: 54 Kreuzer = 15 Silbergroschen. 



r 



Feodor Körbor, Frankfurt a. H. 
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